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Editorial 
Aufstieg, Niedergang und Renaissance 
der »Kritik der Politischen Okonomie« 


Brauchen wir eine Kritik der Politischen Ökonomie? Kein Zweifel, die Kritik der 
Politischen Ökonomie liefert keine einfachen Rezepte für die Lösung der brennenden 
Probleme der Zeit — Massenarbeitslosigkeit, Verschuldungskrise der Länder der 
Dritten Welt, hegemonialer Verfall der USA und damit Auseinanderbrechen der 
Weltwirtschaftsordnung, last not least ökologische Degradation; wie sollte sie auch, 
da sie die Ausbeutung des Menschen und der Natur als normales Funktionieren, Krise 
und Arbeitslosigkeit als notwendige Folgen des Kapitalismus analysiert. Wenn dem 
so ist, muß die Frage aufgeworfen werden: Bedarf eine Politik des Durchwurschtelns 
überhaupt einer ausgearbeiteten Kritik der Politischen Ökonomie? Wer bislang auf 
diese Frage keine Antwort wußte, wird sie nach der Diskussion um den Lafontaine- 
Vorschlag zur Umverteilung von Arbeit und Lohneinkommen eindeutig mit »Nein« 
bescheiden müssen. Einsicht in die ökonomischen Mechanismen, die Arbeitslosig- 
keit hervorbringen, ist scheinbar überflüssig, es reichen die Grundrechenarten völlig 
aus: Man teile nur einen gegebenen »Arbeits- und Lohnfonds« durch einen kleine- 
ren Dividenden (Arbeitszeit und Lohn pro Mann/Frau) und erhält als Resultat mehr 
beschäftigte Menschen und damit zumindest eine Teillösung für das Problem der 
Arbeitslosigkeit. 

Aber auch weniger abgeschmackte Vorstellungen als die eben erwähnte, bedürfen 
nicht unbedingt der Kritik der Politischen Ökonomie. Reformistische Veränderungen 
in Teilsystemen des Ökonomischen und Politischen lassen sich auch ohne Rückgriff 
auf kritische Gesellschaftsanalyse begründen. Die »Memoranden« der Arbeitsgrup- 
pe Alternative Wirtschaftspolitik, seit 1975 Jahr für Jahr zum 1. Mai — nach den 
Aschenputtel-Jahren inzwischen mit großem publizistischen Erfolg der Öffentlich- 
keit -—- präsentiert, sind dafür Zeugnis. Wozu also »Kritik der Politischen Ökono- 
mie«? Oder anders: Wer und was benötigen heute noch eine Kritik der Politischen 
Ökonomie? 


Blicken wir einen Moment zurück auf eine Zeit, in der diese Fragen mit größerer 
Selbstgewißheit beantwortet wurden als heute. Während der 60er und frühen 70er 
Jahre wurde — im Gefolge der Studentenbewegung — in der BRD der Marxismus 
wieder verstärkt rezipiert. Dabei standen allerdings zunächst weniger die politökono- 
mischen Arbeiten von Marx als vielmehr - in der Tradition der Frankfurter Schule — 
dessen Geschichtsphilosophie sowie neomarxistische Imperialismustheorien im Mit- 
telpunkt. Von einer epochalen Verschiebung im Verhältnis Politik, Ökonomie und 
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Kultur war die Rede: Insbesondere Adorno und Horkheimer behaupteten eine der ka- 
pitalistischen Entwicklung inhärente Tendenz zur politischen Totalisierung der Öko- 
nomie — mit einschneidenden Folgen für Inhalt und Funktion von Kultur und Ideo- 
logie: Die im marxistischen Basis-Überbau-Modell als relativ autonom konzipierte 
Kultursphäre galt fortan als eine den Implikationen von Politik und Ökonomie voll- 
kommen untergeordnete. Massenmedial erzwungene Anpassung einer »abhängigen 
Majorität« an ihre vorgegebenen Lebensverhältnisse beschrieb die lange Zeit diskus- 
sionsbestimmende »Kulturindustrie-These« als einen Prozeß gelingender sozialer 
Kontrolle, der alle klassenspezifischen Erfahrungsweisen überformt und kollektive 
Emanzipationsprozesse von vornherein zu vergeblichen macht. 

Die Theorie des staatsmonopolistischen Kapitalismus mit ihrer Einflußforschung, 
aber auch Ralph Miliband mit seiner Staatsanalyse versuchten ihrerseits aufzuzeigen, 
wie ökonomische Macht sich im politischen System und durch seine Institutionen 
hindurch als politische Macht verdoppelt. Natürlich wurden Brüche nicht ausge- 
schlossen, doch war die Logik eindeutig: Nicht Interdependenz sondern Dependenz 
der Politik von der Ökonomie galten als das bestimmende Moment. Unterstützt wur- 
den diese Erklärungsmuster durch gängige Imperialismus- und Monopolkapitalis- 
musstudien, in denen die Politik eher als Dienerin der Ökonomie und ihrer Verwer- 
tungsnotwendigkeiten erschien. 

Mit diesen Ansätzen konnte aufgezeigt werden, daß potentiell viel mehr Reichtum 
potentiell produzierbar ist als aktuell zur Bedürfnisbefriedigung der Menschen zur 
Verfügung steht. Der potentielle und aktuelle Surplus (Barän und Sweezy) fallen im 
kapitalistischen Regime auseinander. Die emanzipatorischen Bedürfnisse, von denen 
Herbert Marcuse (und später Rudolf Bahro) emphatisch sprachen, werden strukturell 
nicht befriedigt. Der Reichtum wird vergeudet, Knappheit wird aufrechterhalten und 
Knappheit ist Vorbedingung von Herrschaft, wie bereits Trotzkij unterstrichen hatte. 
Zum anderen sind die Formen der Vergeudung des ökonomischen Surplus in Rech- 
nung zu stellen: militärische Produktion und deren Nutzung zur Niederhaltung von 
Rebellionen des »revolutionären Subjekts«, das — wie Barän und Sweezy im Vorwort 
zu »Monopoly Capital« geschrieben haben — aus den Metropolen einen »Stellen- 
wert« in die Dritte Welt vollzogen habe. Der Vietnam-Krieg und die Reaktionen auf 
ihn schienen diese theoretischen Ansätze und die daraus zu ziehenden politischen 
Schlußfolgerungen zu bestätigen. 


IE 


Doch war dieser Ansatz zur Erklärung des Verhältnisses von Politik und Ökonomie 
nicht zueeinfach? War nnichtendlich ein Blick in die »blauen Bände« der Marx-Engels- 
Werke (MEW) angezeigt? Mußte nicht die Form genauer analysiert werden, in der 
sich der ökonomische Prozeß abwickelt? Blieb nicht in den genannten Ansätzen 
völlig ungeklärt, warum sich die Menschen, obwohl sie Entfremdung und Konsum- 
zwang ausgesetzt sind und den Verlockungen der Warenästhetik unterliegen und 
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obendrein unter der Vergeudung der Kriegsproduktion leiden, an ihrer Ausbeutung 
und Unterdrückung aktiv mitwirken oder sich dies alles zumindest gefallen lassen? 
Ende der 60er Jahre begann eine breite Beschäftigung mit dem Marxschen »Kapital«. 
Der »wissenschaftliche Sozialismus« wurde jetzt zum dominierenden Paradigma. 
Der Marxismus wurde als eine Universalwissenschaft, die alle ökonomischen, gesell- 
schaftlichen und historischen Probleme erklären konnte, gegen die etablierte Wissen- 
schaft ins Feld geführt. Und das begründende Zentrum dieser Universalwissenschaft 
sollte die Kritik der politischen Ökonomie sein. Es gehörte in der Linken schon bald 
zum guten Ton, bei jeder passenden und unpassenden Gelegenheit mit dem Wider- 
spruch von Gebrauchswert und Tauschwert zu argumentieren. 

Mit dem »wissenschaftlichen Sozialismus« wurde zugleich die Arbeiterklasse der 
kapitalistischen Metropolen als »revolutionäres Subjekt« wiederentdeckt und die 
Septemberstreiks von 1969 schienen dieses theoretische Ergebnis auch praktisch zu 
bestätigen. Große Teile der Protestbewegung wurden dazu motiviert, ihre intellek- 
tuellen und praktischen Kompetenzen auf den Aufbau einer revolutionären proleta- 
rischen Partei zu konzentrieren. Lenin und Mao spielten für diesen Teil bald eine be- 
deutendere Rolle als Marx. Die Kritik der politischen Ökonomie wurde in solchen 
Projekten als Kanonisiertes Wissen betrachtet, die Analysen zunehmend phrasenhaft. 
Ein anderer Teil der ehemaligen Bewegung nahm die Kritik der politischen Ökono- 
mie als wissenschaftliches Projekt ernst und unternahm den Versuch einer »Rekon- 
struktion«. Einerseits bildeten theoretische Probleme wie Logik und Aufbau des 
»Kapital«, Marx’ Beziehung zu Hegel etc. Brennpunkte der Auseinandersetzung; 
andererseits wurde versucht, mittels »Realanalyse« die theoretischen Konzepte der 
Kritik der politischen Ökonomie zur Untersuchung des gegenwärtigen Kapitalismus 
und seiner ökonomischen Tendenzen nutzbar zu machen. 

In der ersten Hälfte der 70er Jahre erlebte die Kritik der Politischen Ökonomie in der 
BRD einen Höhepunkt ihres Einflusses im inner- und außeruniversitären Bereich. 
Auch diejenigen, die sich wissenschaftlich mit der Kritik der Politischen Ökonomie 
auseinandersetzten, waren sich sicher, einen Adressaten zu besitzen: eine linke Be- 
wegung, die über den Hochschulbereich hinausgewachsen war, fortschrittliche Ge- 
werkschafter und schließlich (zumindest als Perspektive) eine sozialistische Arbei- 
terbewegung. Wissenschaft war nicht nur zum Bestandteil von Politik sondern auch 
zu deren Begründung geworden. In diesem Kontext entstand auch die PROKLA 
(damals noch mit vollem Titel »Probleme des Klassenkampfs«). Im Editorial der 
ersten Nummer (November 1971) war zu lesen: »Mit den geplanten Arbeiten zu ak- 
tuellen Entwicklungstendenzen des Kapitalismus, zur Theorie und Praxis des Revi- 
sionismus und Reformismus (insbesondere zur Theorie des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus und zur Rolle der Gewerkschaften) sowie zu Problemen der Klassen- 
analyse verfolgen wir die Absicht, Elemente einer Taktik desrevolutionären Kampfes 
für die Gegenwart zu gewinnen.« 


8 Prokla-Redaktion 


in. 


Diese Zeit der Selbstgewißheit fand jedoch in der zweiten Hälfte der 70er Jahre ihr 
rasches Ende. Mit dem Scheitern der ML-Parteien, der Enttäuschung über das 
Ausbleiben revolutionärer Entwicklungen und dem Zerfall einer undogmatischen 
linken Bewegung wendete sich das Blatt. Der Marxismus im allgemeinen und die 
Kritik der politischen Ökonomie im besonderen gerieten in die Krise. Aber anstelle 
die eigenen Erwartungen und kurzschlüssigen Analysen einer kritischen Prüfung zu 
unterziehen, wurde jetzt die Theorie, die vorher die Politik anleitete und ihren Erfolg 
zu verbürgen schien, für das Scheitern der eigenen Träume verantwortlich gemacht. 
Ebenso unkritisch und schnell wie der Marxismus in den 60er Jahren von großen 
Teilen der Protestbewegung akzeptiert wurde, wurde er jetzt auch und gerade von 
vielen seiner früheren Protagonisten wieder verworfen. Alles was früher für ihn 
gesprochen hatte, sprach nun gegen ihn: der Anspruch Universalwissenschaft zu sein, 
war nun kein Vorteil mehr gegenüber der »bürgerlichen Wissenschaft« sondern der 
Erkenntnis der einzelnen Phänomene bloß hinderlich, die Kritik der Politischen 
Ökonomie, einst begründendes Fundament, wurde jetzt mit Ökonomismus identifi- 
ziert, derdem Denken und Handeln derempirischen Subjekte in keiner Weise gerecht 
wird. Und da die Arbeiterklasse, die einst mit vorgeblich wissenschaftlicher Präzision 
als »revolutionäres Subjekt« bestimmt worden war, die eigenen Revolutionshoffnun- 
gen enttäuscht hatte, wurde der »Abschied vom Proletariat« eingeläutet. Von nun an 
sollte der Versuch, Politik wissenschaftlich zu begründen, mit emanzipatorischer 
Praxis prinzipiell im Widerspruch stehen, »Theorie« wurde bisweilen sogar zum 
Schimpfwort. Diejenigen, die die Beschäftigung mit der Kritik der Politischen 
Ökonomie nicht aufgaben, vor allem inzwischen im Hochschulbereich Beschäftigte, 
hatten zumindest ihren Adressaten verloren, ihre Arbeit stand nicht mehr im Kontext 
eines revolutionären Projektes, was die Akademisierung der Debatten begünstigte: 
Die Auseinandersetzung konzentrierte sich vornehmlich auf die marxistischen oder 
nicht-marxistischen Fachkollegen. 


IV. 


Inzwischen scheint allerdings die Ablehnung von Theorie im allgemeinen und des 
Marxismus im besonderen ihren Höhepunkt überschritten zu haben. Angesichts von 
weltweiter Krise, internationaler Verschuldung und Massenarbeitslosigkeit, zeigt 
sich, daß viele dermodischen Theorien, die Ende der 70er Jahre den Marxismus weit- 
gehend verdrängten, zur Aufklärung der aktuellen Probleme wenig beitragen können. 
Es wächst das Bedürfnis nach theoretischer Auseinandersetzung mit der Kritik der 
Politischen Ökonomie. Daß dies nicht in der enthusiastischen Form wie vor 20 Jahren 
geschieht, hat auch sein Gutes: Eine Kritischere Auseinandersetzung mit derKritik der 
Politischen Ökonomie wird nicht nur die Wiederkehr der früheren Omnipotenzvor- 
stellungen verhindern, sie wird auch durch politische Konjunkturen weniger leicht zu 
erschüttern sein. 
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Bei einer erneuten Beschäftigung mit der »Kritik der politischen Ökonomie« kann 
zwaranalte Fragestellungen angeknüpft werden. Doch müssen zunächst die zum Teil 
kritischen Ergebnisse der Diskussion des letzten Jahrzehnts verarbeitet werden. Das 
Forschungsprogramm der »Rekonstruktion der Kritik der politischen Ökonomie« 
war eindeutig. Es galt, die Bewegungsgesetze der gesellschaftlichen »Kernstruktur«, 
und das sind diejenigen derÖkonomie, aufzuzeigen. Ökonomie, das war auf dereinen 
Seite die Sachwelt der verdinglichten Verhältnisse, der »Sachzwänge«; das war die 
Bewegung des »automatischen Subjekts« und gleichzeitig der Generator von gesell- 
schaftlicher Herrschaft und politischer Macht. Die entscheidende theoretische Kon- 
zeption zur Analyse der Ökonomie war die »Werttheorie«. Sie entschlüsselte die 
verdinglichten ökonomischen Formen, die die unreflektierten Ausgangspunkte der 
herrschenden ökonomischen Theorie bilden, als Formen der gesellschaftlichen 
Arbeit im Kapitalismus. Diese Arbeitswerttheorie wurde in den 70er Jahren aber nicht 
nur von etablierten mainstream-Ökonomen kritisiert sondern auch von marxistisch 
orientierten. Im Anschluß an das Transformationsproblem bei Marx (die Verwand- 
lung von Werten in Preise) stellte sich nämlich die Frage, ob es überhaupt einen 
konsistenten Übergang von der durch Werte beschriebenen Kernstruktur der Ökono- 
mie zu ihrer in Preisen erscheinenden Oberfläche gibt. Damit ist aber zugleich die 
Schlüssigkeit des gesamten Theorieprogramms der »Kritik der politischen Ökono- 
mie« in Frage gestellt. Zumindest dann, wenn die kapitalistische Dynamik auf einen 
Allokationsmechanismus reduziert wird, ist die Werttheorie überflüssig: Die Bestim- 
mung eines konsistenten Preissystems mit Durchschnittsprofitrate ist — wie späte- 
stens seit Sraffa geklärt ist - auch ohne Wertrechnung möglich. Auf die »Kritik der 
Politischen Ökonomie« berufen kann sich heute nur, wer sich auch mit dem Trans- 
formationsproblem und seinen Implikationen für die Werttheorie auseinandersetzt. 
Michael Heinrich unternimmt dies in seinem Beitrag. 

Ein weiteres für die Marxsche Theorie zentrales Problem gründet in dem Verhäitnis 
von strukturtheoretischen und handlungstheoretischen Konzepten. Wie die Debatte 
um die Klassentheorie zutage gefördert hat (vgl. PROKLA 58), sind die Schablonen 
von Klassenstruktur und Klassenhandeln durchaus unterschiedlich. Ob hier eine 
Theorie rationaler Wahlhandlungen, ein in den letzten Jahren entstandener »rational 
choice marxism«, der beansprucht, die fortgeschrittensten Methoden und Konzepte 
der etablierten nicht-marxistischen Wissenschaft für den Marxismus fruchtbar zu 
machen, weiterhilft, wird in dem Beitrag von Klaus Müller untersucht. 


V. 


Die Krisenanalyse bildet ein zentrales Thema der politökonomischen Debatte der 
70er Jahre. Zum einen wurde der Versuch gemacht, die Marxsche Krisentheorie aus 
dem »Kapital« zu destillieren. Eine Krisentheorie als abgezirkelten Bereich hat Marx 
ja nicht hinterlassen; mit gutem Grund läßt sich aber das »Kapital« insgesamt als 
Krisentheorie auffassen. Die Widersprüche der kapitalistischen Produktionsweise 


10 Prokla-Redaktion 


werden auf ihre Dynamik hin untersucht, und deren Zuspitzung und Bereinigung 
können als die beiden zeitlich synchronen, aber analytisch zu trennenden Phasen der 
Krise ausgemacht werden. 

In diesem Zusammenhang ist die Debatte um die Profitratenberechnung von Belang. 
In den frühen Nummern der PROKLA (Nr. 13; 14/15; 17; 22; 23) sind eine Reihe von 
theoretischen und empirisch orientierten Beiträgen zu diesem Thema erschienen. 
Worum geht es dabei? Empirisch steht die Frage nach der Relevanz der Profitrate für 
die Dynamik ökonomischer Prozesse (wie hängt der Akkumulations- und Wachs- 
tumsprozeß von der Höhe und Bewegungsrichtung der Profitrate ab?) im Vorder- 
grund. Dieses Problem ist vordergründig betrachtet so schwierig nicht. Inzwischen 
liegen eine Reihe von Untersuchungen auch im internationalen Vergleich zur Ent- 
wicklung der Profitrate vor. Ohne Ausnahme zeigen sie — sofern man den Daten 
überhaupt vertrauen kann - eine fallende Tendenz der Profitrate seit den 60er Jahren. 
Mit einem geeigneten System von Indikatoren kann diese Tendenz interpretiert wer- 
den. Dabei wird die Annahme gemacht, daß zwischen empirischer Oberfläche (Sy- 
stem der Marktpreise) und »Kernstruktur« (Wertsystem) ein homologisches Verhält- 
nis besteht, d.h. daß die Bewegungsrichtung beider Systeme identisch sei. Ist sie der 
Kompression der Mehrwertrate durch Lohnsteigerungen und der Militanz der Ar- 
beitskräfte geschuldet oder resultiert sie aus der Steigerung der organischen Kapital- 
zusammensetzung, die durch eine Erhöhung der Mehrwertrate nicht vollkompensiert 
werden konnte? Wenn die Profitrate für kapitalistische Entscheidungen zentral ist, 
dann muß auch nach den Verhältnissen gefragt werden, die ihre Höhe und Bewegung 
bestimmen, nach der »social structure of accumulation« (SSA), die den Focus der 
Analysen der US-amerikanischen »Radicals« bilden. Eine kritische Diskussion der 
Grundannahmen dieser »Schule« werden wir in der nächsten Ausgabe der PROKLA 
veröffentlichen. Die Ausdehnung der ökonomischen Analyse auf die sozialen Ver- 
hältnisse, institutionellen Regeln, staatlichen Interventionsformen, die die »econo- 
mic performance« einer Gesellschaft definieren, ist als wesentlicher Fortschritt, den 
die Diskussion der 70er Jahre gebracht hat, festzuhalten. Die französische »Ecole de 
la r&gulation« hat zur begrifflichen und empirischen Klärung dieses Sachverhalts 
Wesentliches beigesteuert. Michel DeVroey und Jacques Cartelier setzen sich in 
ihrem Beitrag aus ökonomietheoretischer Sicht kritisch mit ihr auseinander. 
Mitglieder der PROKLA-Redaktion bereiten zu diesem Thema einen PROKLA- 
Sonderband vor, der, von Birgit Mahnkopf herausgegeben, im Herbst 1988 im Verlag 
»Das westfälische Dampfboot« in Münster erscheinen wird. 


VL 


Es stellt sich allerdings auch die Frage nach der Reichweite und dem Charakter der 
ökonomischen Krise, deren Ausbruch möglicherweise mit der Entwicklung der 
Profitrate erklärt werden kann. Ist die Krisenur Durchgangsstadium im »ewigen« Auf 
und Ab des industriellen Zyklus oder ist die Krise als durchaus eigenständige Phase 
der Entwicklung zu begreifen, in der strukturelle Veränderungen (Strukturbruch und 


Editorial 11 


Restrukturierung) größeren Ausmaßes ablaufen? Mitte der 70er Jahre dämmerte die 
Erkenntnis, daß es verschiedene Typen von Krisen gibt: kleine konjunkturelle Krisen 
und große strukturelle Krisen, die bislang im Brennpunkt der Theorien der Langen 
Wellen, in der Tradition von Kondratieff und Schumpeter, gestanden haben. Daß die 
Krise der 70er Jahre — anders als die Rezession von 1967 — eine »große Krise« sei, 
wird sowohl an ihrer geographischen Reichweite deutlich — fast die gesamte kapitali- 
stische Weltwirtschaft ist in ihren Strudel, wenn auch ungleichmäßig und ungleich- 
zeitig, einbezogen - als auch an ihrer zeitlichen Dauer und dem Umfang der gesell- 
schaftlichen Umstrukturierungsprozesse. Wenn zu erwarten ist, daß in der Krise 
Regulationsweise und Akkumulationsmodell verändert werden, dann ergeben sich \ 
wieder - abgesehen von historischen Forschungen — methodische Fragen einer »Pha- 
seneinteilung« oder »Stufenfolge« des Kapitalverhältnisses: Wenn es im Verlauf der 
Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise mehrere aufeinanderfolgende 
Regulationstypen und Akkumulationsmodelle gibt, ist deren Stellenwert gegenüber 
der grundlegenden kapitalistischen Entwicklungslogik zu begründen. Es sind dann 
Theorien unterschiedlicher analytischer Reichweite zu konstruieren. Kein leichtes 
Unterfangen jedenfalls; an ihm arbeitete sich bereits die Stamokap-Theorie ab, des- 
sen Lösung gefunden zu haben, beansprucht die japanische Uno-Schule. 

Wir befinden uns hier wieder an einer Schnittstelle, an der die institutionellen Bedin- 
gungen des Akkumulationsprozesses ins Blickfeld geraten. Die Analyse von Funk- 
tionen und Prozessen allein reicht offensichtlich nicht aus, um die Widersprüche der 
Produktionsweise in den Griff zu bekommen. Institutionen sind auf der einen Seite 
materialisierte Einrichtungen, andererseits aber auch immaterialle Regeln, Verhal- 
tenskodices, Normen, Regime. Wenn Entscheidungen nicht blind der Funktionslogik 
des Akkumulationsprozesses folgen, sondern institutionalisierten Regeln gehorchen, 
dann ist der Ablauf eines historischen Entwicklungsprozesses nur zu beschreiben, 
wenn Kosten, Restriktionen bei Informationen und Handlungsalternativen etc. in 
Rechnung gestellt werden. 

Der »Rahmen« von Ökonomie ist also explizit zubenennen, und dazu gehört auch die 
Ökologie ökonomischer Prozesse. Denn Produktion und Konsumtion, jede Handlung 
überhaupt transformiert Stoffe und Energie, vollziehen sich in Zeit und Raum. Die 
Konsequenzen, die sich daraus für eine ökologisch reflektierte Werttheorie ergeben, 
sind noch gar nicht ins Blickfeld der Kritik der Politischen Ökonomie gelangt, wenn 
von untauglichen Versuchen, die »Arbeitswerttheorie« auf die Natur auszudehnen, 
einmal abgesehen wird. Diesem Problem, das in der Umweltökonomie zum Teil 
höchst fragwürdige Antworten provoziert hat, können wir in diesem Heft nicht 
nachgehen; es wird uns zu gegebener Zeit beschäftigen. 


VIL 


Sollen angesichts dieser Bedingungen Politische Ökonomie und ihre Kritik noch 
greifen, dann müssen die Kategorien sozusagen »globalisiert« werden. Wenn die 
bürgerliche Gesellschaft nur alsein Weltsystem interpretiert werden kann, dann sollte 
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auch das Weltsystem die zu untersuchende Einheit sein. Doch wie? Hat nicht die 
Debatte um die Dependenztheorie der späten 60er und frühen 70er Jahre gezeigt, daß 
ohne Analyse der je nationalstaatlichen »strukturellen Heterogenität« die.über den 
Weltmarkt transportierte Dependenz gar nicht verständlich ist? Die nationalen und 
regionalen Gegebenheiten und jeweiligen Besonderheiten sind auch für die Akteure 
des Weltmarkts das in Rechnung zu stellende Ambiente. Das Problem mit der 
angemessenen Untersuchungseinheit läßt sich allerdings auflösen. Als einheitliche 
Weltökonomie ist das kapitalistische Weltsystem zugleich in Nationalstaaten geglie- 
derte Verschiedenheit. Während Politik wesentlich national ist, ist die Ökonomie von 
vornherein international. Das Verhältnis von Politik und Ökonomie also istin diesem 
Kontext neu dimensioniert in den Kategorien von Nationalität einerseits und Globa- 
lität bzw. Trans- oder Internationalität andererseits. 

Wenn dem so ist, dann haben gerade Analysen des Währungs- und Kreditsystems ihre 
unverzichtbare Bedeutung. Das Geld wirft nun nicht die jedermann geläufigen 
praktischen Fragen des Umgangs mitimmer knappen Mitteln auf, sondern auch unge- 
löste theoretische Probleme. Kaum ein »Bereich« der Kritik der Politischen Öko- 
nomie ist so unterbelichtet wie die Geldtheorie, insbesondere wenn die verschiedenen 
Geldfunktionen (Zirkulationsmittel, Zahlungsmittel, Wertmaß) und deren Interfe- 
renzen in Rechnung gestellt und die Ausbildung des modernen, global wirksamen 
Kreditsystem berücksichtigt werden. Zur Schuldenkrise der Dritten Welt gibt es eine 
Fülle von Analysen, auch in der PROKLA, doch fehlt eine den Ansprüchen der Kritik 
der Politischen Ökonomie genügende Theorie des Geldes. Die »Geldkeynesianer« 
nun besetzen diese Lücke, indem sie die kapitalıstische Struktur der Vergesellschaf- 
tung als Netz von Gläubiger-Schuldner-Verhältnissen rekonstruieren. Das Geldver- 
mögen ist die zentrale Ausgangskategorie, von der her ökonomisches Verhalten der 
Akteure und »Systemverhalten« begründet werden. Das Geld, in dem Vermögen 
gehalten wird, konkurriert mit anderen (illiquiden) Formen der Vermögenshaltung, 
und Gelder (verschiedene nationale Währungen) konkurrieren mit pekuniären (Zin- 
sen) und nicht-pekuniären (Sicherheit, Risikominimierung) Erträgen auf das jewei- 
lige Vermögen. Von dieser Voraussetzung her lassen sich die internationale Schul- 
denkrise ebenso wie inflationistische Tendenzen etc. »ableiten«. Vom Geld her wird 
also der ökonomische Prozeß nach Meinung der »Geldkeynesianer« gesteuert, alter- 
native Verwendungsmöglichkeiten von Vermögen bestimmen den Gang der Kapital- 
akkumulation. Daß der Geldkeynesianismus nicht unbedingt alternativ zur Kritik der 
politischen Ökonomie stehen muß, sondern sich bei einer bestimmten Lesart des 
Marxschen »Kapital« sogar als dessen Fortsetzung anbietet, versucht Karl Betz in 
seinem Beitrag aufzuzeigen. 


VII. 


Immer noch stellt sich eine »alte« Frage, die schon den Anfang der Debatte um die 
Rekonstruktion der Kritik der Politischen Ökonomie bestimmt hatte: diejenige 
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nämlich nach dem »Primat«. Primat der Ökonomie würde bedeuten: Primat der Kri- 
sentendenzen des Weltmarkts gegenüber nationalstaatlicher Politik. Nationale Poli- 
tikstrategien ebenso wie regionale, soziale und ökologische Kriterien sind in diesem 
Verständnis subaltern gegenüber den ökonomischen Tendenzen des Weltmarkts. 
Dabei ist natürlich in Rechnung zu stellen, daß diese »Subalternität« nicht notwen- 
digerweise Verluste und Kosten impliziert, sie kann zeitweise manchen Nationen 
durchaus Gratifikationen und einen Zuwachs von politischen Ressourcen bringen. 
Subalternität ist also asymmetrisch. Das beste Beispiel für den Fall der Begünstigung 
durch Weltmarktintegration ist die Bundesrepublik Deutschland, und Beispiele für 
die negativen Seiten der Integration bieten heute die meisten der verschuldeten Län- 
der. Doch sollte klar sein, daß Begünstigung und Benachteiligung nicht über die Exi- 
stenz von Subalternität nationaler Politik gegenüber globaler Akkumulation ent- 
scheiden. Vielmehr läßt es die Asymmetrie der Subalternität zu, daß davon einige 
Nationen profitieren, die vielen anderen aber nicht. Dieser These wird die kompara- 
tive Politikforschung vehement widersprechen. Die Asymmetrie selbst verdanktsich 
nach deren Analysen den unzweifelbaren Unterschieden von Politics, Policy und 
Polity einzelner Nationen und deren Kapazität, in unterschiedlichem Maße von der 
Weltmarktintegration zu profitieren bzw. den negativen Sachzwängen des Welt- 
markts politisch gegenzusteuern. Fritz W. Scharpf hat den Versuch unternommen, 
gegenüber den vom Weltmarkt ausgeübten »Sachzwängen« Politikstrategien zu for- 
mulieren, mit denen Gestaltungsspielräume zurückerobert werden können. Doch der 
Versuch ist bezeichnend genug: Der Weltmarkt liefert die Konstanten (z.B. das in- 
ternationale Zinsniveau), die Politik hat flexibel die abhängigen Variablen anzupas- 
sen. Bevor komparatistische Politikforschung ihre vergleichende Daten analysiert 
und Unterschiede in nationaler »Performance« unterschiedlichen Politiktypen zu- 
schreibt, hat der Weltmarkt bereits die Komparation durchgeführt. 

Elmar Altvater hält in seinem Beitrag Scharpf die These entgegen, daß der inter- 
nationale Zinssatz eine unbrauchbare Meß- und Orientierungslatte der durch die 
nationalstaatliche Wirtschaftspolitik in Gange gebrachten Anpassungsprozesse dar- 
stellt. Unter kritischer Bezugnahme auf die durch den Geld- und Vermögens- 
keynesianer Hyman P. Minsky formulierte Hypothese finanzieller Instabilitäten wird 
der Prozeß der Zinsbildung genauer untersucht und zu zeigen versucht, daß der 
Scharpfsche »Angebotskeynesianısmus« zumindest ungenügend theoretisch fun- 
diert ist. 


x. 


Der Kritik der Politischen Ökonomie ist also keineswegs ihr Gegenstand abhanden 
gekommen. Auch am Ende des 20. Jahrhunderts, mehr als 100 Jahre nach der Veröf- 
fentlichung des »Kapitals«, ist die Frage nach Funktion und Entwicklungstendenzen 
der kapitalistischen Produktionsweise noch aktuell. Die analystische Kraft der 
Politischen Ökonomie ist ohne Zweifel immer noch groß, aber die Gewißheit der 
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praktischen Umsetzung ihrer Resultate und Schlußfolgerungen ist dahin. Die Kritik 
des Alten geht ihr leicht von der Zunge, aber das Neue ist hinter den sozialen Ver- 
werfungen der gegenwärtigen Krisenperiode schwer auszumachen. Kritik der Poli- 
tischen Ökonomie ohne die Gewißheit auf eine neue Perspektive der (fordistischen) 
Gesellschaft wird eher als »Miesmacherei« wahrgenommen denn als.ein notwendi- 
ger Beitrag zum Begreifen der Gegenwart. Wenn einer seine Lage erkannt hat, wie 
sollte der aufzuhalten sein?, fragt Bertolt Brecht. Und umgekehrt: Wer stillsteht, wird 
auf bestimmte Einsichten gut und gern verzichten wollen. Und außerdem: Kritik ist 
nicht immer praktisch, doch bequeme Arrangements mit und in der kapitalistischen 
Gesellschaft des ausgehenden Milleniums verunmöglicht sie. Das ist nicht viel, das 
ist nicht wenig. Das ist eben das, was wir heute zu leisten imstande sind. 

Und mit Günther Anders wäre hinzuzufügen: 

»Es genügt nicht, die Welt zu verändern. Das tun wir ohnehin. Und weitgehend ge- 
schieht das gar ohne unser Zutun. Wir haben diese Veränderungen auch zu inter- 
pretieren. Und zwar, um diese zu verändern. ...« 


Die Redaktion 
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Michael Heinrich 

Was ist die Werttheorie noch wert? 

Zur neueren Debatte um das Transformationsproblem 
und die Marxsche Werttheorie. 


Zusammenfassung: Die Diskussion des Transformationsproblems und.des neoricar- 
dianischen Ansatzes von Piero Sraffa, veranlaßten viele marxistisch orientierte Öko- 
nomen dazu, von der Marxschen Werttheorie Abstand zu nehmen. Im vorliegenden 
Aufsatz werden die quantitativen Modelle der Neoricardianer einer grundsätzlichen 
Kritik unterzogen, es wird dagegen für eine qualitative Fassung des Wert-Preis 
Zusammenhangs plädiert. Die Marxsche Werttheorie wird dabei als »monetäre Wert- 
theorie« aufgefaßt, die allerdings nicht als fertig unterstellt werden kann, sondern 
ihre Feuerprobe in der Entwicklung einer adäquaten Geld- und Kredittheorie erst 
noch zu bestehen hat. 


Einleitung 


Marx betrachtete die Werttheorie als unverzichtbare Grundlage seiner Kritik der po- 
litischen Ökonomie. In der Folge galt sie unter Marxisten aber nicht nur als Voraus- 
setzung für die Mehrwerttheorie und damit für das Verständnis des zentralen Funk- 
tionsmechanismus der kapitalistischen Ökonomie; sie wurde zugleich als Grundlage 
einer Analyse der spezifischen Art und Weise bürgerlicher Vergesellschaftung wie 
auch der ideologischen Formen, in denen diese Vergesellschaftung reflektiert wird, 
begriffen. Die Marxsche Werttheorie galt daher nichtnur als ökonomische Theorie im 
engeren Sinne, sondern als Fundament einer die traditionellen Fächergrenzen spren- 
genden ökonomischen, soziologischen und ideologiekritischen Analyse der bürger- 
lichen Gesellschaft. 

Dem zentralen Stellenwert der Werttheorie entsprechend konzentrierten sich die An- 
griffe bürgerlicher Ökonomen daher auch auf sie. Besonders hervorzuheben ist dabei 
die Arbeit von Böhm-Bawerk (1896), der nicht nur einen »Widerspruch« zwischen 
der Werttheorie im ersten und der Theorie der Produktionspreise im dritten Band des 
»Kapital« konstatierte, sondern sich auch bemühte, nachzuweisen, daß der Marxsche 
Schluß auf (abstrakte) Arbeitals gemeinsame Wertsubstanz der Waren lediglich »dia- 
lektischer Hokuspokus« sei. Schließlich hatte die bürgerliche Ökonomie aber auch 
solche sich noch detailliert auf den Marxschen Text einlassende Kritik nicht mehr 
nötig. Mit dem gegen Ende des letzten Jahrhunderts einsetzenden Paradigmenwech- 
sel erhielt die politische Ökonomie nicht nur ihre mathematischen Weihen; mit dem 
Marginalismus verabschiedete sie sich von jeder Form der Arbeitswerttheorie, die 
von nun an bestenfalls als vorwissenschaftlich galt. Erst mit Marshall und Walras 
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schien die politische Ökonomie zur wirklichen Wissenschaft geworden zu sein. Marx 
wie auch der bürgerlichen Klassik wurden allenfalls mit gönnerhafter Attitüde die 
mehr oder weniger klare Andeutung mancher moderner Resultate zugebilligt. Da die 
Kritik an der Werttheorie von nun an in bloß pauschaler Ablehnung bestand, ließ es 
sich für Marxisten leicht mit solcher Kritik leben, sahen sie doch auf der anderen Seite 
in der bürgerlichen Mainstream-Ökonomie nur die Fortsetzung der schon von Marx 
kritisierten Vulgärökonomie. 

In den letzten 15 oder 20 Jahren hat sich die Situation allerdings grundlegend ge- 
ändert. Seither ist die Marxsche Werttheorie auch unter eher marxistisch orientierten 
Ökonomen umstritten. Verantwortlich dafür ist die (wieder aufgeflammte) Debatte 
um das sogenannte »Transformationsproblem«. Dabei handeltes sich keineswegs nur 
um ein Spezialproblem für mathematisch Interessierte, wie man aufgrund mancher 
Diskussionsbeiträge vielleicht meinen könnte. Das Transformationsproblem veran- 
laßte nicht nur Versuche, die Arbeitswerttheorie aus der marxistischen Ökonomie 
herauszuschneiden. Es dient Kritikern auch als Beleg dafür, daß die Kritik der poli- 
tischen Ökonomie mit ihrem eigenen Theorieprogramm gescheitert ist. Bei der Aus- 
einandersetzung um dieses Problem geht es daher um Status und Geltung der Wert- 
theorie als solcher und damit um den Charakter des gesamten Projektes »Kritik der 
politischen Ökonomie«. Beruft man sich also heute auf dieses Projekt, so kann man 
das Transformationsproblem nicht einfach ignorieren (oder es in die Reihe der noch 
zu lösenden Probleme ablegen, was auf dasselbe hinauskommt). 

Im vorliegenden Aufsatz wird nicht der Versuch unternommen, zu den vielen ausge- 
klügelten quantitativen Lösungen noch eine weitere hinzuzufügen. Vielmehr geht es 
gerade um eine Kritik solcher Modelle. Faßt man den Zusammenhang von Werten 
und Produktionspreisen aber qualitativ auf, sokann man auch an anderen Stellen nicht 
ohne weiteres auf quantitative Wertbestimmungen rekurrieren. 


1. Die Marxsche Transformation von Werten in Produktionspreise 


In den beiden ersten Bänden des »Kapital« unterstellt Marx, daß Waren zu ihren 
Werten getauscht werden, wobei die Wertgröße einer Ware durch die zu ihrer Pro- 
duktion erforderliche »gesellschaftliche notwendige Arbeitzeit« (MEW 23, 5.52) 
bestimmt ist. Diese Voraussetzung behält er zunächst auch noch im dritten Band bei, 
wenn er den Profit im Unterschied zum Mehrwert darstelit. Bei der folgenden Un- 
tersuchung der »Verwandlung des Profits in Durchschnittsprofit« geht er zunächst 
von einer für alle Kapitale gleichen Mehrwertrate aber einer für die einzelnen Bran- 
chen unterschiedlichen organischen Zusammensetzung aus. Die Verwandlung von 
Mehrwert in Profit liefert dann für die einzelnen Branchen unterschiedliche Profitra- 
ten, was der Anschauung, die einen tendenziellen Ausgleich der Profitraten, d.h. die 
Existenz einer »allgemeinen Profitrate« zeigt, widerspricht‘. Da die Ungleichheit der 
Profitraten unter der Voraussetzung, daß die Waren zu ihren Werten getauscht 
werden, entwickelt wurde, folgert Marx: 


»Es scheint also, daß die Werttheorie hier unvereinbar ist mit der wirklichen Bewegung, unvereinbar mit 
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den tatsächlichen Erscheinungen der Produktion und daß daher überhaupt darauf verzichtet werden muß, 
die letzteren zu begreifen« (MEW 25, S.162). 


Marx unternimmt nun den Versuch, die empirische Gleichheit der Profitraten auf der 
Grundlage der Werttheorie zu erklären?. Da der Tausch zu Werten mit der Existenz 
einer allgemeine Profitrate unvereinbar ist, müssen die Waren zu Durchschnittsprei- 
sen, die von den Werten abweichen’, getauscht werden. Der Durchschnittspreis muß 
sich aus dem »Kostpreis« (d.h. dem, was die Ware den Kapitalisten kostet) undeinem 
Profitanteil, der dem eingesetzten Kapital proportional ist, zusammensetzen. Diesen 
vom Wert abweichenden Durchschnittspreis nennt Marx Produktionspreis. Während 
sich die Mehrwertmasse, die ein Kapital produziert, als Produkt aus Mehrwertrate und 
der Größe des variablen Kapitals ergibt, ist die Profitmasse gleich dem Produkt aus 
allgemeiner Profitrate und Kapitalgröße*. Marx steht nun vor dem Problem, die Höhe 
der allgemeinen Profitrate sowie die Produktionspreise ausgehend von den Wertver- 
hältnissen zu bestimmen. Dies unternimmt er im 9. Kapital des dritten Bandes, indem 
er die allgemeine Profitrate des Preissystems als (gewichteten) Durchschnitt der diffe- 
rierenden Branchenprofitraten des Wertsystems, oder was dasselbe ist als Verhältnis 
des gesamten Mehrwerts zum gesamten Kapital der Gesellschaft auffaßt. Die Produk- 
tionspreise bestimmt er dann als Summe aus den jeweiligen Kostpreisen und dem 
Produkt aus Durchschnittsprofitrate und Kapitalgröße, wobei allerdings Kostpreis 
und Kapitalgröße zu Werten berechnet werden. Die Verwandlung von Werten in Pro- 
duktionspreise läuft also auf eine Umverteilung des Mehrwerts innerhalb der Kapi- 
talistenklasse hinaus: die einzelnen Kapitalisten eignen sich nicht mehr den Mehrwert 
an, der im unmittelbaren Produktionsprozeß von den von ihnen beschäftigten Arbei- 
tern produziert wurde, sondern aus der Masse des von der gesamten Arbeiterklasse 
produzierten Mehrwerts erhalten sie einen Anteil, der dem Anteil ihres Kapitals am 
gesellschaftlichen Gesamtkapital entspricht. 

Indem Marx von Wertgrößen ausgeht, über Wertprofitraten der einzelnen Branchen 
zur Preisprofitrate und von dazu Produktionspreisen kommt, glaubt er, daßer das Pro- 
blem, Produktionspreis und allgemeine Profitrate auf der Grundlage der Werttheorie 
zu entwickeln, gelöst hat”. Seine Lösung beruht wesentlich auf der Voraussetzung, 
daß die durchschnittliche Profitrate des Wertsystems und die allgemeine Profitrate 
des Preissystems quantitativ gleich sind. Diese Durchschnittsprofitrate ist dann die 
entscheidende Brücke zwischen dem Wert- und dem Preissystem, die den Übergang 
zwischen beiden erlaubt. 

Zwar weichen bei der einzelnen Ware Wert und Produktionspreis und bei den ein- 
zelnen Kapitalien Mehrwert- und Profitmasse voneinander ab; da sich die Produk- 
tionspreise bei der von Marx angegebenen Transformation aber durch die bloße Um- 
verteilung des Mehrwerts zwischen den einzelnen Kapitalien ergaben, istnichtnur die 
Summe der Mehrwerte gleich der Summe der Profite, sondern auch die Summe der 
Werte gleich der Summe der Produktionspreise (MEW 25, S.169, 182). Aufgrund 
dieser beiden Identitäten glaubte Marx, daß er bei gesamtgesellschaftlicher Aggre- 
gation, etwa bei der Untersuchung der Bewegung der Durchschnittsprofitrate, nach 
wie vor von Wertgrößen ausgehen könne. 
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Die Marxsche Transformation von Werten in Produktionspreise besitzt allerdings 
einen quantitativen Defekt. Da die Kostpreise (und die Kapitalgrößen) in Werten 
berechnet werden, ist eigentlich unterstellt, daß sowohl die Kapitalisten ihre Pro- 
duktionsmittel als auch die Arbeiter ihre Lebensmittel nicht zu Produktionspreisen, 
sondern zu Werten kaufen. Dieser Fehler wurde auch von Marx erkannt, in seiner 
Auswirkung allerdings gewaltig unterschätzt: 


»Da der Produktionspreis abweichen kanrı vom Wert der Ware, so kann auch der Kostpreis einer Ware, 
worin dieser Produktionspreis andrer Ware eingeschlossen, über oder unter dem Teil ihres Gesamtwerts 
stehn, der durch den Wert der in sie eingehenden Produktionsmittel gebildet wird. Es ist nötig sich an diese 
modifizierte Bedeutung des Kostpreises zu erinnern und sich daher zu erinnern, daß ... stets ein Irrtum 
möglich ist. Für unsre gegenwärtige Untersuchung ist nicht nötig näher auf diesen Punkt einzugehn« 
(MEW 25, S.174). 


Wird aber die Voraussetzung, daß Kostpreise und Kapitalgrößen zu Werten berech- 
net werden können, fallen gelassen, so ist der Marxsche Transformationsalgorithmus 
nicht mehr durchführbar: die Produktionspreise können nichtmehr dadurch bestimmt 
werden, daß der Durchschnittsprofit einfach auf die zu Werten berechneten Kostprei- 
se aufgeschlagen wird, denn jeder Kostpreis besteht aus einer Summe von Produk- 
tionspreisen, die zuvor berechnet sein müßten. Durchschnittsprofitrate und Produk- 
tionspreise lassen sich anscheinend nicht nacheinander sondern nur gleichzeitig 
bestimmen. Dann kann aber nicht mehr wie selbstverständlich davon ausgegangen 
werden, daß die Durchschnittsprofitrate des Wertsystems mit der des Preissystems 
übereinstimmt. 


2. Die »Korrektur« durch v. Bortkiewiez 


Marx versuchte aus einem beliebigen Wertschema und einer Verteilungsregel (der 
Mehrwertrate) die allgemeine Profitrate und die Produktionspreise zu bestimmen. 
Sein Verfahren führte zu falschen Ergebnissen, da er die Kostpreise nicht mittrans- 
formierte. Dies war ihm aber gar nicht möglich, da sein Wertschema keine Angaben 
über die Reproduktionsstruktur enthielt. 
Ladislaus von Bortkiewicz war der erste®, der die Relevanz der fehlerhaften Marx- 
schen Transformationsmethode erkannte und einen »korrekten« Algorithmus ange- 
ben konnte (Bortkiewicz, 1907). Dazu zerlegte er die gesamte Produktion in drei 
Sektoren, die Produktionsmittel, Lohngüter und Luxusgüter produzieren sollten. Bei 
einfacher Reproduktion mußte dann für die Wertstruktur gelten (wenn c das konstan- 
te Kapital, v das variable Kapital und m den Mehrwert des jeweiligen Sektors be- 
zeichnet): 

tv +m=sco+co+e, 

s+V,+m,=Vv+V+V, 

gs+v,rm,=m+tm,rm, 
Aus diesem Wertsystem sind nun die Produktionspreise für die drei Güter sowie die 
allgemeine Profitrate zu bestimmen. Sind x, y und z die (gesuchten) Faktoren, mit 
denen man die Werte von Produktionsmitteln, Lohngütern und Luxusgütern multipli- 
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zieren muß, um ihre Produktionspreise zu erhalten und ist rdie gesuchte Profitrate, so 
muß folgendes Gleichungssystem gelten: 

(ex+tvy)(i+r)=(c,+0,+cC,)X 

(ox+tvy)(l+r)=s(v+V,+V,)y 

(ex+v,y)(l+r)=(m, +m,+m,)z 
Da es sich um vier Unbekannte (x, y, z und r) handelt, aber nur 3 Bestimmungsglei- 
chungen vorhanden sind, muß für eine eindeutige Lösung eine zusätzliche Gleichung 
angegeben werden. Setzt man beispielsweise z= 1, so fallen für die Luxusgüter Wert 
und Produktionspreis zusammen und da bei einfacher Reproduktion die Summe der 
Mehrwerte (bzw. Profite) gleich dem Wert (bzw. Preis) des Outputs der Luxusgüter- 
industrie ist, sind in diesem Fall auch Mehrwertmasse und Profitmasse gleich. Bis auf 
Spezialfälle, wie z.B. einer in allen Abteilungen gleichen organischen Kapitalzusam- 
mensetzung, wird dann aber die Summe der Produktionspreise von der Summe der 
Werte abweichen. Wählt man anstelle von z = 1 als Zusatzgleichung 

2. (tv +m)=%(Atvy+mZz) 
so ist zwar die Summe der Werte gleich der Summe der Produktionspreise, in der 
Regel wird nun aber nicht mehr z = 1 gelten, so daß die Summe der Mehrwerte von 
der Summe der Profite abweicht. Da die beiden von Marx angenommenen Identitäten 
außer in Spezialfällen nicht gegeben sind, unterscheidet sich im allgemeinen auch die 
Durchschnittsprofitrate des Preissystems von der »Wertprofitrate«, d.h. der durch- 
schnittlichen Profitrate des Wertsystems, dem Verhältnis von Gesamtmehrwert zu 
Gesamtprofit. Akzeptiert man die Transformationsmethode von Bortkiewicz, so sind 
damit alle Folgerungen, die Marx aufgrund dieser beiden Identitäten über das Preis- 
system zog, in Frage gestellt. So ging er beispielsweise bei seiner Begründung für das 
Gesetz vom tendenziellen Fall der Profitrate vom Verhältnis Gesamtmehrwert zu Ge- 
samtkapital, also der Wertprofitrate, aus. Da Wertprofitrate und Preisprofitrate von- 
einander abweichen, folgt aus dem Fallen der Wertprofitrate keineswegs, daß auch 
die Preisprofitrate fällt’. Wenn somit auch gewisse weitergehende Folgerungen von 
Marx in Frage gestellt werden, scheint aber durch das von Bortkiewicz eingeführte 
Verfahren zumindest gezeigt zu sein, daß sich aus dem Wertsystem das Preissystem 
korrekt herleiten läßt. Jahrzehnte hindurch wurde die von Bortkiewicz korrigierte 
Transformation in dieser Weise interpretiert? und formal weiterentwickelt (Winter- 
nitz 1948, Seton 1957), so daß sie schließlich nicht nur auf drei sondern auf beliebig 
viele Produktionssphären anwendbar wurde. 


3. Sraffa und die Folgen 


Im Jahre 1960 erschien Piero Sraffas kurze, aber sehr einflußreiche Studie »Waren- 
produktion mittels Waren«. Der Untertitel »Einleitung zu einer Kritik der ökonomi- 
schen Theorie« deutet den eigentlichen Zweck dieser Schrift, die theoretische Basis 
für eine Kritik der marginalistischen Theorie bereitzustellen, lediglich an?. Insofern 
Sraffa nicht Grenzprodukte zu seinem Ausgangspunkt machte, sondern Eigenschaf- 
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ten des ökonomischen Systems, die von Veränderungen des Produktionsumfanges 
und der Faktorproportionen unabhängig sind, stellte er sich, wie er selbst formulierte, 
auf den Standpunkt der Klassik. Da sich viele seiner Argumente als Formalisierung 
ricardianischer Konzepte auffassen lassen, hat sich für den von Sraffa entwickelten 
Ansatz die Bezeichnung »neoricardianisch« eingebürgert. 
Sraffa betrachtet ein ökonomisches System, das aus n verschiedenen Produktions- 
zweigen besteht, in denen jeweils ein Produkt hergestellt wird. Zur Produktion eines 
Gutes sind bestimmte Mengen von Produktionsmittel und Arbeitszeit erforderlich. 
Diese Mengen lassen sich durch einen Vektor (A, do + a, L,) beschreiben: zur 
Produktion einer Einheit des Produktes i ist die Menge a,, des Produktes 1, die Men- 
ge a,, des Produktes 2 etc. und die direkt aufgewendete Arbeitszeit L, erforderlich, 
wobei einige der Koeffizienten a auch den Wert Null annehmen können. Wird die Ar- 
beitskraft mit einem Lohnsatz w pro Arbeitsstunden bezahlt und sollen die Produkte 
zu Preisen p, (p, ist der Preis einer Mengeneinheit des Produktes i) verkauft werden, 
die es ermöglichen, daß die einzelnen Kapitale eine gleiche Profitrate r auf ihren 
Kapitalvorschuß!® erzielen, so muß folgendes Gleichungssystem erfüllt sein: 
(a,Pp, ta,P,+--+a,p, +Lw)(i+r)=p, 
(a,P, ta, +--+a,p, +L,w)(1+r)=p, 
Br (A) 


(a,P, ta, +.-+a, pP, +L,w)(l+r)=p, 
Gibt man nun den L.ohnsatz durch ein Konsumgüterbündel vor, also 

w=bp,+bp,+t..+bp, 
(wobei verschiedene b auch Null sein können), so besteht das System (A) aus n 
Gleichungen mit n+1 Variablen (den n Preisen und der Profitrate r). Durchschnitts- 
profitrate und Preise der einzelnen Produkte (und damit auch der Preis des vorge- 
schossenen Kapitals) werden also simultan durch das System (A) und die Gleichung 
für den Lohnsatz bestimmt". 
Während die marginalistischen Theorien davon ausgehen, daß die verschiedenen Pro- 
duktionsfaktoren (Kapital, Arbeit und Boden) im Gleichgewicht entsprechend ihren 
Beiträgen zur Produktion entlohnt werden, zeigt Sraffas Darstellung, daß dieser Bei- 
trag nicht ohne weiteres zu messen ist. Das gemeinsame Maß für die physisch hetero- 
genen Kapitalgüter ist ihr Preis. Preise können aber, soll eine für alle Kapitale gleiche 
Profitrate erzielt werden, nicht unabhängig und vor dieser Profitrate berechnet wer- 
den. Die Profitrate hängt aber vom Lohngüterbündel, und das heißt vom (noch nicht 
in Preisen ausgedrückten) Verteilungsverhältnis des Nettoprodukts zwischen Arbei- 
ter- und Kapitalistenklasse ab. Das Preissystem, in dem sich die »Beiträge der Produk- 
tionsfaktoren«, die in den marginalistischen Theorien eine bestimmte Verteilung erst 
erklären (und damit auch innerhalb des marktwirtschaftlichen System rechtfertigen) 
sollten, messen lassen, ergibt sich also erst aufgrund dieser Verteilung, die somit 
bereits vorausgesetzt ist'?. 
Es dauerte nicht lange bis die linearen Modelle der Neoricardianer zur Formalisierung 
der Marxschen Theorie benutzt wurden. Die oben eingeführten Vektoren kann man 
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auch zur Berechnung von Arbeitswerten verwenden, wenn man annimmt, daß die 

aufgewendeten Arbeitsmengen L, in gleichem Maße wertbildend sind, daß es sich 

also um homogene Arbeit handelt. Ist u, der Wert einer Mengeneinheit des Produk- 

tes i, gemessen in Arbeitsstunden, so muß folgendes Gleichungssystem erfüllt sein: 
au +a,.,+.+a u +L=u 
a,u,+a,l,+..+a,u,+L,=u, 


(B) 


au +ta.u,+t..+ta u +L=u, 

Es scheint, als sei es nun endlich möglich, die Marxsche Wert- und Preistheorie auf 
der »Höhe der Zeit« (was heutzutage meistens heißt: mit den vorhandenen mathe- 
matischen Methoden) zu reformulieren. Bereits 1963 verfaßte Okishio einen »mathe- 
matischen Kommentar zu Marxschen Theoremen« (Okishio, 1963), und Morishima 
stellte schließlich die gesamte Marxsche Ökonomie aus dieser Perspektive dar (Mo- 
rishima, 1973). Anscheinend war erst jetzt eine qualifizierte Diskussion der Marx- 
schen Aussagen möglich geworden. Einige Sätze wurden mathematisch bewiesen, 
wie etwa das sogenannte »Fundamentaltheorem«, das besagt, daß die Durchschnitts- 
profitrate genau dann positiv ist, wenn die Mehrwertrate positiv ist (Morishima/ 
Seton, 1961), was als Bestätigung der Marxschen Auffassung vom Profit als Erschei- 
nungsform des Mehrwerts aufgefaßt wurde. Andere Sätze wie beispielsweise das Ge- 
setz vom tendenziellen Fall der Profitrate wurden widerlegt (Okishio, 1961). Und bei 
der Diskussion der Wert-Preis Transformation wurde zwar das Ergebnis von Bort- 
kiewicz bestätigt, daß bei einfacher Reproduktion die beiden Marxschen Identitäten 
(Mehrwertsumme gleich Profitsumme und Wertsumme gleich Preissumme) im all- 
gemeinen nicht gleichzeitig gelten. Dagegen sind sie bei gleichgewichtiger erweiter- 
ter Reproduktion, sofern der gesamte Mehrwert bei gleichbleibenden technischen Be- 
dingungen akkumuliert wird, erfüllt (Morishima, 1973, Kap. 7), was allerdings nur 
einen Spezialfall darstellt. 

Die linearen Modelle der Neoricardianer wurden aber auch bald zu einer Kritik ander 
Marxschen Werttheorie benutzt. So wurde von Samuelson das Transformationspro- 
blem aufgegriffen und darauf hingewiesen, daß die Kenntnis von Werten und Mehr- 
wertraten zur Bestimmung von Produktionspreisen und Durchschnittsprofitrate 
überflüssig sei (Samuelson, 1971). Eine neue Sfufe erreichte die Debatte, als nichtnur 
Kritiker sondern auch ursprünglich marxistisch orientierte Ökonomen begannen, die 
Marxsche Arbeitswerttheorie abzulehnen. Besonders prägnant wurde diese Position 
von Steedman (1977) in seinem Buch »Marx after Sraffa« präsentiert. Steedman ar- 
gumentierte, das grundlegende System sei das der physischen Mengen von Produk- 
tionsmitteln und Arbeitszeiten, die zur Produktion der einzelnen Güter benötigt wer- 
den. Von diesem System aus könne man zu Werten gelangen (wie oben im System 
(B)) oder unter Berücksichtigung eines Lohnsatzes zu Produktionspreisen und zur 
Durchschnittsprofitrate (wie oben im System (A)). Versucht man dagegen wıe Marx 
vom Wertsystem ausgehend zur Durchschnittsprofitrate und zum Produktionspreis- 
system zu gelangen, so führt jede korrekte Rechnung zunächst zum Systern der 
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physischen Mengen zurück und erst von da aus zum Preissystem. Da man aber von 
diesem Mengensystem ausgehen mußte, um überhaupt Werte berechnen zu kön- 
nen, erweist sich die Betrachtung von Werten als unnötiger Umweg, wenn man Pro- 
duktionspreise berechnen will!?. Steedman zog daraus den Schluß, daß das Wert- 
system »redundant«, d.h. schlichtweg überflüssig ist. Seine Kritik ging aber noch 
weiter. Läßt man nämlich die eingangs gemachte Voraussetzung, daß in jedem Pro- 
duktionszweig nur eine Produktenart hergestellt wird, fallen und geht zur Betrach- 
tung von Kuppelproduktion'* über, so ergeben sich in bestimmten Konstellationen 
negative Wertgrößen, die ökonomisch sinnlos sind". In diesen Fällen sei die Wert- 
theorie nicht nur redundant sondern auch inkonsistent. Steedman kam daher zu dem 
Ergebnis, daß die Arbeitswerttheorie für eine materialistische Gesellschaftsanalyse 
nicht zu gebrauchen sei’s. Allerdings lehnte er die Marxsche Ökonomie nicht voll- 
ständig ab. Bei Marx sei vielmehr zwischen der Arbeitswerttheorie und einer Theorie 
des Mehrproduktes zu unterscheiden. Dieser »surplus approach« sei von der Arbeits- 
werttheorie unabhängig, und als Alternative zur Neoklassik weiterzuentwickeln 
(Steedman, 1981). Im Rahmen eines solchen Programms wurde dann insbesondere 
versucht, eine Theorie der Ausbeutung zu formulieren, die nicht auf Arbeitswerte 
rekurriert (Hodgson 1980, Cohen 1981, Roemer 1981, Kap. 2). Auch die Attraktivi- 
tät eines »rational choice marxism«, der auf eine Reformulierung nicht nur der Kritik 
der politischen Ökonomie sondern des gesamten historischen Materialismus abzielt 
(Elster 1985), ist nur vor dem Hintergrund der neoricardianischen Kritik an der 
Marxschen Ökonomie zu verstehen. 

Die Arbeitswerttheorie wurde aber nicht nur als direkte Folge der Schwierigkeiten bei 
der Wert-Preis Transformation abgelehnt. Motiviert durch diese Debatte, wurde auch 
die Marxsche Argumentation zu Beginn des ersten Bandes einer Kritik unterzogen. 
Bereits Böhm-Bawerk hatte die Auffassung vertreten, es sei Marx in seinem ersten 
Kapitel nicht gelungen, die Arbeitswerttheorie zu »beweisen«. Ein Teil seiner Argu- 
mente wurde in den 70er und 80er Jahren auch von linken Autoren aufgegriffen. So 
wurde geltend gemacht, daß der Tausch nicht zwangsläufig als Gleichung aufgefaßt 
werden müsse. Ist dies aber nicht der Fall, ist auch nicht nach einer dieser Gleichheit 
ausmachenden »Substanz« zu suchen. Marx habe daher durch die Struktur seiner 
Frage die Antwort bereits festgelegt (Cutler et al. 1977). Von Carling (1984) wurde 
das Marxsche »Ausschließungsverfahren« (mehrere mögliche Kandidaten, die even- 
tuell als Wertsubstanz in Frage kommen, werden ausgeschlossen, bis schließlich nur 
noch Arbeit als das den Waren Gemeinsame übrig bleibt) erneut als unbegründet 
zurückgewiesen. Castoriadis (1978) kritisierte den Versuch, Tauschwert auf Arbeit 
als eine »Substanz« zurückzuführen, als grundsätzlich nicht gangbar’’, und versuch- 
te zu zeigen, daß die Konzepte »gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit«, »einfache 
Arbeit« und »abstrakte Arbeit« inkonsistent seien. Von Lippi (1979) wurde die Ar- 
beitswerttheorie sogar als »Naturalismus« gebrandmarkt, als Versuch, mit überhisto- 
rischen Gesetzen (nämlich der Notwendigkeit der Verteilung der gesellschaftlichen 
Arbeit auf einzelne Sphären der Produktion) spezifisch kapitalistische Verhältnisse 
zu erklären. Durch solche Kritiken erhielten die neoricardianischen Rekonstruktions- 
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versuche auch wieder neue Unterstützung, da sie sich nur auf die anscheinend unpro- 
blematischen Reste der Kritik der politischen Ökonomie stützen. 


4. Alternative Interpretationen der Wert-Preis Transformation 


Faßt man die Kritik an der Werttheorie, die sich bei der Debatte um das Transforma- 
tionsproblem ergeben hat, zusammen, so erhält man zwei wesentliche Punkte: 

1. Die von Marx behaupteten Identitäten von Mehrwertsumme und Profitsumme so- 
wie von Wertsumme und Produktionspreissumme können in der Regel nicht gleich- 
zeitig erfüllt sein. Oder anders ausgedrückt: die allgemeine Profitrate des Preis- 
systems ist mit dem Durchschnitt der Wertprofitraten nicht identisch. Gegen die 
Werttheorie kann man dann folgern, daß Profit und Mehrwert anscheinend nichts 
miteinander zu tun haben. 

2. Um ein konsistentes System von Produktionspreisen zu berechnen, ist die Kennt- 
nis von Wertgrößen überflüssig, es genügt ein physisches Mengensystem von Produk- 
tionsmittel- und Arbeitsinputs, in dem die technische Produktionsstruktur ihren Aus- 
druck findet. Die Werttheorie erscheint somit als redundant. 

Gegen den ersten Punkt kann man (strikt innerhalb des Formalismus der linearen 
Modelle) zunächst mit dem »Fundamentaltheorem« argumentieren, daß eine positi- 
ve Profitrate genau dann vorliegt, wenn auch die Mehrwertrate positiv ist. Da die 
Profitmasse aber von der gesamtgesellschaftlichen Mehrwertmasse in der Regel ab- 
weicht (falls man die plausible Normierung Wertsumme gleich Preissumme wählt) 
scheint es so, als könne Profit »aus dem Nichts« entstehen. Demgegenüber hat aber 
bereits Itoh (1976) eingewendet, daß (bei einfacher Reproduktion) Profitmasse und 
Mehrwertmasse für dasselbe Mehrprodukt verausgabt werden. Dies wird besonders 
bei dem oben angeführten Dreisektorenmodell von Bortkiewicz deutlich: was die 
Kapitalisten für ihren Überschuß kaufen (sei er nun zu Preisen als Profit oder zu Wer- 
ten als Mehrwert berechnet), ist stets das Gesamtprodukt der Abteilung drei. Eine 
formale Verallgemeinerung dieses Arguments findet sich bei Lipietz (1982, S. 66). 
Bei der Abweichung der Wertprofitrate von der Preisprofitrate handelt es sich also 
nicht um mysteriöse Entstehungs- oder Vernichtungsprozesse. Man muß sich viel- 
mehr von der Vorstellung lösen, das Preissystem würde sich aus dem Wertsystem 
durch eine einfache Umverteilung vorhandener Mehrwertquanten ergeben (zur Kritik 
dieser Vorstellung siehe Cogoy, 1977, S. 34 ff.). 

Gegenüber dem zweiten Punkt wurde die Marxsche Werttheorie mit unterschiedli- 
chen Strategien verteidigt. Akzeptiert man den oben dargestellten quantitativen For- 
malismus, so kann man sich der Konsequenz, daß Produktionspreise ohne Kenntnis 
des Wertsystems berechnet werden können, nicht entziehen'®. Es wurde allerdings 
gegen den von Samuelson, Steedman und anderen erhebenen Redundanzvorwurf 
geltend gemacht, daß es Marx überhaupt nicht um die quantitative Deduktion von 
Produktionspreisen aus Werten gehe, sondern um den qualitativen Nachweis, daß 
Profit (sowie die abgeleiteten Formen Zins und Rente) auf Mehrwert und damit auf 
unbezahlter Mehrarbeit beruhen (Mattick 1973, Baumol 1974, Armstrong et al. 
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1978). Insofern lassen sich die linearen Modelle als vom Wertsystem unabhängige 
Methode zur Berechnung von Produktionspreisen akzeptieren, und zugleich der Re- 
dundanzvorwurf zurückweisen, da es Marx gerade auf diese Berechnung nicht ange- 
kommen sei. Sofern sich diese Auffassung als das ausgibt, »what Marx really meant« 
(so der Titel von Baumols Aufsatz), geht sie allerdings an den explizit ausgedrückten 
Intentionen des dritten Bandes vorbei: es ist zwar richtig, daß es Marx wesentlich 
darauf ankam, nachzuweisen, daß Profit nur eine verwandelte Form des Mehrwerts 
ist, doch will er dies gerade durch die quantitative Bestimmung von Preisen und all- 
gemeiner Profitrate vermittels Wert- und Mehrwertgrößen zeigen. Insofern istzumin- 
dest die Marxsche Argumentationsstrategie sehr wohl durch den Redundanzvorwurf 
getroffen. 

Es gibtnun zwei Möglichkeiten, sich mit dem zweiten Vorwurf auseinanderzusetzen. 
Man kann den von den Neoricardianern vorgegebenen formalen Rahmen weitgehend 
akzeptieren, das Verhältnis von Werten und Preisen aber innerhalb dieses Rahmens 
in einer anderen Weise bestimmen. Oder aber man kritisiert die dargestellten quanti- 
tativen Modelle als inadäquate Rekonstruktionen der Marxschen Problematik. Dann 
wird der Redundanzvorwurf zwar hinfällig, da sich diese Modelle nicht zur Kritik an 
der Werttheorie verwenden lassen; da dies aber nichts daran ändert, daß das Marxsche 
Transformationsverfahren inkorrekt ist, ist man auch hier auf neue Konzepte für das 
Verhältnis von Werten zu Preisen angewiesen. In diesem Abschnitt werden zunächst 
einige Varianten der ersten Art dargestellt. 


Einschränkung der Transformation auf das Wertprodukt 


Eine Interpretation der Wert-Preis Transformation, die die neoricardianische Me- 
thode der Berechnung von Produktionspreisen und Durchschnittsprofitrate zwar 
nicht in Frage stellt, die aber trotzdem möglichst nahe an der Marxschen Darstellung 
zu bleiben versucht und der Arbeitswerttheorie eine wesentliche Rolle zuweist, wurde 
unabhängig voneinander von Dumenil (1980) und Foley (1982) entwickelt und dann 
von Lipietz (1932) formalisiert. Verschieden von der Marxschen Auffassung sind bei 
dieser Interpretation vor allem zwei Punkte. Da die Produktionsmittel aus einer ande- 
ren Produktionsperiode stammen und stets neu bewertet werden müssen, wird nicht 
mehr an der Identität von Wertsumme und Produktionspreissumme festgehalten. 
Gegenstand der Transformation istnur noch der durch die Verausgabung der lebendi- 
gen Arbeit geschaffene neue Wert, so daß lediglich Preis und Wert des Nettoprodukts 
gleich sein sollen. Vor allem aber wird der Wert der Arbeitskraft nicht mehr wie bei 
Marx durch den Werteines zur Reproduktion der Arbeitskraft notwendigen Konsum- 
güterbündels bestimmt. Stattdessen wırd vom Geldlohn ausgegangen. Dieser stellt 
einen Anspruch auf einen bestimmten Anteil des durch die Arbeit neu geschaffenen 
Wertprodukts dar. Der Wert der Arbeitskraft wird dann als dieser Anteil am Wertpro- 
dukt aufgefaßt. Für die Arbeitskraftfälltdaher Wert und Produktionspreis zusammen. 
Dafür wird der Wertder Waren, die die Arbeiter von seinem Geldlohn zu Produktions- 
preisen kauft, in der Regel von diesem neu bestimmten »Wert der Arbeitskraft« 
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abweichen. Kaufen verschiedene Arbeiter mit demselben Geldlohn unterschiedliche 
Warenkörbe, so wird auch der Wert dieser Warenkörbe unterschiedlich sein. Dieses 
Vorgehen gewinnt seine Plausibilität daraus, daß es offensichtlich kein für alle Ar- 
beitskräfte eindeutig bestimmtes, für ihre Reproduktion notwendiges Konsumgüter- 
bündel gibt, sie vielmehr verschiedene Möglichkeiten besitzen, ihre Geldlöhne zu 
verausgaben. 

Da das durch Gleichungssystem (A) dargestellte Produktionspreissystem einen Frei- 
heitsgrad besitzt, kann man die Preise so normieren, daß die Summe aus Mehrwerten 
und variablem Kapital gleich der Summe aus Löhnen und Profiten ist!?. Da für die 
Arbeitskraft aber Wert und Produktionspreis zusamenfällt, also die Lohnsumme 
gleich dem gesamten variablen Kapital ist, folgt, daß auch die Summe der Profite 
gleich der Summe der Mehrwerte ist. Diese quantitative Transformation drückt nun 
aus, daß das von den Arbeitskräften neugeschaffene Wertprodukt zwischen Arbeitern 
und Kapitalisten verteilt wird, daß der Mehrwertallerdings zwischen den Kapitalisten 
umverteilt wird, was der Marxschen Beschreibung des Prozesses entspricht. Daß sich 
Produktionspreise und Durchschnittsprofitrate ohne die Kenntnis von Werten berech- 
nen lassen, wird dabei nicht bestritten. Allerdings wird daraus nicht auf die Redun- 
danz der Werttheorie geschlossen. Dumenil (1983, S. 43 ff.) faßt das Produktions- 
preissystem als ein Modell auf, das bloß die Erscheinungen der Realität repräsentiert, 
und das überhaupt erst der theoretischen Erklärung bedürfe. Er illustriert dies am 
Beispiel der Gravitation: die bloße mathematische Beschreibung der Fallbewegung 
eines Körpers ist zwar auch ohne Gravitationstheorie möglich, sie macht eine solche 
Theorie aber keineswegs überflüssig. Genausowenig macht die Multiplikation mit 
1 + reine Erklärung des Profits überflüssig”. 


Einführung heterogener Arbeit 


Krause bietet eine Lösung des Transformationsproblems an, die auf einer partiellen 
Reformulierung der Marxschen Werttheorie beruht (Krause 1977, 1979a, 1979b). Er 
lehnt die »substanzlogische Argumentation« von Marx, d.h. die Auffassung des 
Werts als einer den einzelnen Waren zukommenden Substanz ab und ersetzt sie durch 
eine »Relationenlogik«. Wert wird als eine (binäre) Relation auf der Menge der Wa- 
ren aufgefaßt. Von Äquivalenz oder Äquivalententausch könne man nicht in bezug 
auf den einzelnen Tauschakt sondern nur in bezug auf das gesamte Tauschsystem 
sprechen: Äquivalententausch liege vor, falls die Wertrelation eine Äquivalenzrela- 
tion sei?!. Da es sich bei »Wert« um eine Relation handle, könne man nicht vom Wert 
einer Ware sprechen. Das Marxsche Argument, die Tauschgleichung drücke aus, daß 
in den beiden Waren ein »Gemeinsames von derselben Größe« (MEW 23, S. 51) 
enthalten ist, wird als scholastisch zurückgewiesen (Krause 1977, 152 ff.)?. Die 
Notwendigkeit des Geldes wird bei Krause durch das Auseinanderfallen von Ge- 
brauchsstruktur und Tauschstruktur begründet, d.h. je nach Gebrauchsstruktur sind 
die Bedürfnisse der einzelnen Produzenten nicht alle durch direkten Tausch zu 
erfüllen, eine Schwierigkeit, die vermittels Geld behoben werden kann?°. 
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An der neoricardianischen und den meisten marxistischen Auffassungen der Wert- 
theorie kritisiert Krause, daß stets homogene Arbeit vorausgesetzt würde. Tatsächlich 
sind die Waren aber Produkte heterogener, d.h. unterschiedlicher konkreter Arbeit. 
Im Tausch werden diese verschiedenen Arbeiten einander in einem bestimmten 
quantitativen Verhältnis gleichgesetzt, so daß gilt: 

1 Stunde Arbeit der Art A =x,, Stunden der Art B. 

Die Zahlen x,, heißen Reduktionskoeffizienten. Abstrakte Arbeit ist nach Krause 
konkrete Arbeit in ihrer Gleichgeltung mit anderen konkreten Arbeiten. Die Wert- 
größe der Waren ist erst dann bestimmt, wenn die Reduktionskoeffizienten bekannt 
sind und man sich auf eine bestimmte konkrete Arbeit als Einheit bezieht. Nun 
argumentiert Krause, daß sich die Reduktionskoeffizienten nicht allein aufgrund der 
technischen Produktionsbedingungen?* sondern nur durch die gemeinsame Betrach- 
tung von Produktion und Zirkulation bestimmen lassen: er formuliert als »fundamen- 
tale Beziehung« die Proportionalität von Werten und Preisen (Krause 1977, S. 159, 
1979a, S. 36, 1979b, S. 100). Auf der Darstellungsebene des ersten Bandes des »Ka- 
pital« sei die Ausführung dieser Berechnung aber weder möglich noch notwendig. 
Erst aufgrund der Preise, die eine allgemeine Profitrate ermöglichen, lassen sich auch 
die Reduktionskoeffizienten bestimmen. Da für die unterschiedlichen Arbeiten aber 
auch unterschiedliche Lohnsätze bezahlt werden, ist das System nun unterbestimmt: 
An+1 Unbekannten (jeweils n Preisen, Werten, Lohnsätzen und Reduktionskoeffi- 
zienten, sowie einer Profitrate) stehen nur 3n-1 Gleichungen (jeweils n Gleichungen 
für die Preise und die Werte sowie n-1 Gleichungen für die Proportionalität von 
Werten und Preisen) gegenüber, so daß sich für die Variablen keine eindeutigen 
Lösungen ergeben. Es können daher noch zusätzliche Bedingungen (wie z.B. die 
Identität von Mehrwertmasse und Profitmasse sowie von Wertsumme und Preissum- 
me) an das System gestellt werden. Das »Transformationsproblem« verschwindet 
nicht nur, wie Krause meint, weil die Werte nicht vor den Preisen bestimmt werden, 
es also gar keine Transformation von gegebenen Werten in Preise gibt, sondern vor 
allem weil durch die Einführung von zusätzlichen Variablen (in Gestalt der Reduk- 
tionskoeffizienten) das Wert-Preis-System derartig flexibel geworden ist, daß man 

nahezu alles damit machen kann”. 


Werte, Preise und Profite als stochastische Größen 


Im Rahmen eines neuen Zugangs zur politischen Ökonomie legten Farjoun und 
Machover (1983) auch eine Interpretation der Wert-Preis Transformation vor. Ihr 
neuer Ansatz basiert auf einer Kritik desjenigen Punktes, in welchem Marx und 
die bürgerliche Ökonomie übereinstimmen: der Charakterisierung eines Gleichge- 
wichtszustandes durch die Annahme einer für alle Kapitale gleichen Profitrate. 
Farjoun/Machover bestreiten sowohl die theoretische Konsistenz als auch die empi- 
rische Triftigkeit einer solchen Auffassung von Gleichgewicht. Theoretisch inkon- 
sistent sei sie deshalb, weil die kapitalistische Konkurrenz nicht nur Bewegungen 
hervorbringt, die zu einem Profitratenausgleich führen, sondern auch solche, die 
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immer wieder neue Profitratenunterschiede erzeugen”. Auch wenn der Zustand ei- 
nes Profitratenausgleichs tatsächlich einmal erreicht worden sei, würde er sofort 
wieder durch die dem System eigene Dynamik zerstört werden. Wird unter Gleich- 
gewicht aber der Zustand verstanden, zu dem ein System aufgrund seiner inneren 
Kräfte hinstrebt, so könne dies für eine kapitalistische Ökonomie nicht die Situation 
gleicher Profitraten sein. Auch empirische Ergebnisse würden keineswegs darauf hin- 
deuten, daß sich kapitalistische Ökonomien als Oszillation um einen durch gleiche 
Profitraten charakterisierten Zustand auffassen lassen. Farjoun/Machover schlagen 
daher vor, den Gleichgewichtszustand nicht durch eine für alle Kapitale gleiche Pro- 
fitrate sondern durch eine bestimmte Profitratenverteilung zu charakterisieren. Die 
Konkurrenz führe zwar dazu, daß sich die Profitraten der einzelnen Kapitale beständig 
änderten, die Verteilung der Profitraten auf das Gesamtkapital aber etwa konstant 
bliebe. Dies hieße, daß beispielsweise der Anteil des gesellschaftlichen Kapitals mit 
einer extrem niedrigen Profitrate ungefähr gleich bleiben, die Einzelkapitale, die die- 
sen Teil bilden, aber mitder Zeit wechseln würden. Farjoun/Machover schlagen daher 
vor, die Profitrate (ebenso wie Preise und Lohnraten) als Zufallsvariable aufzufassen. 
Dem »deterministischen« Ansatz der bisherigen politischen Ökonomie stellen sie ei- 
nen »probabilistischen« gegenüber: statt der linearen Algebra soll die Wahrschein- 
lichkeitstheorie zur Formalisierung von Aussagen verwendet werden. 

"Um nun zu bestimmten ökonomischen Aussagen zu kommen, müssen Annahmen 
über die Wahrscheinlichkeitsverteilung der einzelnen Größen gemacht werden. Auf- 
grund von empirischen und heuristischen Argumenten gehen Farjoun/Machover 
nicht von Normalverteilungen sondern von sogenannten Gammaverteilungen aus?”. 
Gestützt auf empirische Untersuchungen des englischen und des amerikanischen 
Kapitals behaupten sie, daß das Verhältnis von Profiten zu Löhnen bei den einzelnen 
Kapitalen nahezu gleich ist. Daraus folgern sie dann, daß die Verteilungen für die Pro- 
fitraten und den Lohn pro Kapitaleinheit ähnlich sein müssen, so daß der Quotient aus 
diesen beiden Zufallsvariablen (der selbst wieder eine Zufallsvariable darstellt), 
nahezu degeneriert ist (Farjoun/Machover 1983, S. 69 £.). 

Während sie den Arbeitsinhalt einer Ware als durch die optimalen Produktionsme- 
thoden gegeben ansehen, fassen Farjoun/Machover ihren Preis wieder als Zufalls- 
variable auf. Das Verhältnise von Preis zu Arbeitsinhalt bezeichnen sie als »spezifi- 
schen Preis«. Wären die Preise den Werten proportional, so wäre der spezifische Preis 
für jede Ware gleich. Dies wird von den Autoren zwar abgestritten, da sie die Preise 
als Zufallsvariablen auffassen, doch versuchen sie nachzuweisen, daß die Zufallsva- 
riable »spezifischer Preis« normalverteilt ist und eine geringe Standardabweichung 
besitzt, so daß sich die Warenpreise »fast« wie die Werte verhalten. In diesem Fall 
entsteht natürlich auch kein Transformationsproblem: die Profitratenunterschiede, 
von denen die Autoren auch im Gleichgewicht ausgehen, lassen sich in erster Nähe- 
rung durch den Tausch »nahezu« zu Werten begreifen. In diesem Sachverhalt erblik- 
ken Farjoun/Machover auch einen Grund für die Überlegenheit der Marxschen Öko- 
nomie: die Annahme einer gleichen Profitrate, in der die beiden das Hauptübel aller 
ökonomischen Theorie erblicken, wird erst in einer verhältnismäßig späten Stufe der 


28 Michael Heinrich 


Marxschen Theorie relevant; ein Großteil ihrer Aussagen ist daher von diesem zwei- 
felhaften Theorem unabhängig. 

Die Normalverteilung des spezifischen Preises, die ergibt, daß die wirklichen Tausch- 
akte durch einen Tausch zu Werten nahezu richtig beschrieben werden und das 
Transformationsproblem somit verschwindet, läßt sich allerdings nicht, wie auch die 
Autoren zugeben, zwingend herleiten (Farjoun/Machover 1983, S. 111). Sie argu- 
mentieren mit bestimmten Abschätzungen, die sich auf Plausibilitätsannahmen stüt- 
zen. Dabei geht aber ganz wesentlich die Annahme ein, daß sich das ökonomische 
System fast in einem steady-state Zustand befindet (ebd. S. 117). Dies erscheint aber 
nicht nur aus empirischen Gründen dubios. Farjoun und Machover führen die Rea- 
litätsferne eines solchen Zustandes an vielen Stellen ihres Buches als Argument gegen 
den Determinismus der bürgerlichen wie der Marxschen Ökonomie an. 


5. Die monetäre Werttheorie von Marx 


Mit Ausnahme von Farjoun/Machover verblieben die im letzten Abschnitt vorge- 
stellten Autoren weitgehend in dem von den Neoricardianern vorgegebenen theore- 
tischen Rahmen. Allerdings gibt es auch Ansätze, die diesen Rahmen einer Kritik 
unterziehen. So wurde eingewandt, daß die Formalisierung der Werttheorie vermit- 
tels linearer Modelle keineswegs die rationale Rekonstruktion der Marxschen Wert- 
lehre sei, als die sie sich selbst versteht. Vielmehr handle es sich um eine einseitige 
preistheoretische Lesart, die so zentrale Elemente wie den Unterschied von konkreter 
und abstrakter Arbeit überhaupt nicht aufnehme (Berger 1979). Vor allem aber werde 
die Marxsche Wertformanalyse und der zentrale Stellenwert des Geldes als eines 
systemnotwendigen Steuerungsmittels nicht berücksichtigt. Damit werde in diesen 
Modellen aber gerade das Spezifische einer Warenökonomie verfehlt (Ganßmann 
1983). In der Tat unterstellen die linearen Modelle ein technisch bestimmtes Produk- 
tionssystem sowie einen bestimmten Reallohnsatz, aus dem dann die Preise berechnet 
werden, die jedem Unternehmen die gleiche Profitrate ermöglichen. Diese gleiche 
Profitrate wird aber nur dann erzielt, wenn das gesamte Produkt verkauft werden 
kann. Die errechneten Preise machen also nur Sinn, wenn immer schon unterstellt ist, 
daß sich das System im Gleichgewicht befindet. Geld kann dann nur die Rolle eines 
numeraires spielen. Da die Mengenrelationen bekannt sind und auch genau die für das 
Gleichgewicht erforderlichen Mengen produziert werden, ist die Auspreisung eigent- 
lich überflüssig: für das Funktionieren der Ökonomie ist sie nicht konstitutiv, sie er- 
scheint eher als der nachträgliche Akt des Theoretikers. In der neoricardianischen 
Ökonomie ermöglicht also nicht erst der Bezug auf Geld die stets prekäre Reproduk- 
tion (wie in einer wirklichen Warenökonomie) sondern umgekehrt: das voraus- 
gesetzte Reproduktionsgleichgewicht ermöglicht die Beziehung auf Geld. 

Die Abstraktion vom Geld trifft aber auch auf sämtliche Alternativmodelle des vori- 
gen Abschnitts zu. Der »value of money« von Foley ist lediglich ein Umrechnungs- 
faktor, der das Wertprodukt mit dem Preis des Nettoprodukts in Beziehung setzt. 
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Dieser »Foley-Faktor« hat mit Geld als spezifischer Strukturbildung der Warenzirku- 
lation absolut nichts zu tun. Ebenso verhält es sich mit Krauses Betonung der Wich- 
tigkeit der Wertform. Sie erschöpft sich bei ihm in der Behauptung der Proportiona- 
lität von Werten und Preisen. Weder in dem Dumenil/Lipietz/Foley-Ansatz noch bei 
Krause kommt Geld eine konstitutive Bedeutung zu. Dies kann auch gar nicht anders 
sein, da sie wie die Neoricardianer implizit einen fertigen Gleichgewichtszustand 
unterstellen und lediglich eine andere Zuordnung von Wertgrößen zu entsprechenden 
Mengen suchen. Aber auch bei Farjoun/Machover spielt Geld keine Rolle. Insofern 
weicht ihre Problemstellung doch nicht so wesentlich von derjenigen der Neoricar- 
dianer ab, sie verwenden lediglich einen anderen mathematischen Formalismus für 
denselben merkwürdigen Gegenstand einer geldlosen Warenökonomie. Das für die 
Marxsche Werttheorie zentrale Problem, wie Arbeitsprodukte nicht als bloß einander 
gegenüberstehende Gebrauchswerte sondern als Waren aufeinander bezogen werden 
können, wie sich privat verausgabte Arbeit.als gesellschaftliche Arbeit konstituiert, 
wird überhaupt nicht gestellt. Daher kann auch Geld als Lösung dieser Problem und 
zugleich Anlaß für Strukturbildungen, die über die einfache Warenzirkulation hinaus- 
gehen, nicht thematisiert werden. 

Der Einwand, daß vom Gelde abstrahiert wird, läßt sich allerdings auch gegenüber der 
Marxschen Darstellung der Transformation von Werten in Produktionspreise im 
dritten Band des »Kapital« vorbringen. Sein quantitativer Transformationsversuch 
von Werten in Preise setzte ein bestehendes System von Wertgrößen voraus. Da die 
Waren aber nicht zu diesen Werten, sondern zu Produktionspreisen ausgetauscht 
werden, muß es sich bei diesen Wertgrößen um Wertgrößen handeln, die den Waren 
bereits vor dem Austausch zukommen, also ohne Bezug auf Geld. Das heißt: jede 
einzelne Ware besitzt bereits eine fertige Wertgröße, bevor sie auf den Markt gebracht 
wird. Das eigentliche Problem des Warentausches, daß die Waren nur als Werte auf- 
einander bezogen werden können, wenn sie auf Geld bezogen werden, erscheint hier 
genausowenig wie bei den Neoricardianern. Insofern gehen deren Rekonstruktions- 
versuche zwar an der Komplexität der im ersten Band des »Kapital« präsentierten 
Werttheorie vorbei, den Werten aber, die Marx im dritten Band in Produktionspreise 
transformieren will, scheint sie einigermaßen angemessen zu sein. Das bedeutet aber 
nichts anderes, als daß die Marxsche Werttheorie ein viel weniger einheitliches 
Gebäude ist, als die meisten Interpreten annehmen. 


Marx’ neues Paradigma 


Marx hat die Arbeitswerttheorie der bürgerlichen Klassik nicht einfach übernommen 
und an einigen Stellen verbessert, wie manche Autoren meinen. Seine Kritik der 
politischen Ökonomie muß vielmehr als eine »wissenschaftliche Revolution« im 
Sinne von Kuhn (1962), als ein Paradigmenwechsel und nicht als Fortschrittinnerhalb 
eines gegebenen Paradigmas aufgefaßt werden*. In Anlehnung an die Arbeiten von 
Althusser (1968, 1972) läßt sich dieser Paradigmenwechsel als Aufgeben einer an- 
thropologischen Begründung des theoretischen Feldes der Ökonomie begreifen. Daß 
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die Größe des (Tausch-)Werts einer Ware durch die zu ihrer Produktion notwendigen 
Arbeitszeit bestimmt sei, wurde von Adam Smith mit der Rationalität der einzelnen 
Warenproduzenten begründet. Da die mit der Arbeit verbundene Mühe den wirkli- 
chen Preis für die Erlangung eines Dinges ausmache, werde es nicht gegen etwas 
getauscht, dessen Erlangung weniger Mühe verursache (Smith 1776, 5. 37,41)”. Im 
Gegensatz zu dieser Auffassung schreibt Marx im »Kapital«: 


»Die Menschen beziehen also ihre Arbeitsprodukte nicht aufeinander als Werte, weil diese Sachen ihnen 
als bloß sachliche Hüllen gleichartig menschlicher Arbeit gelten. Umgekehrt. Indem sie ihre verschieden- 
artigen Produkte einander im Austausch als Werte gleichsetzen, setzen sie ihre verschiedenen Arbeiten 
einander als menschliche Arbeit gleich. Sie wissen das nicht, aber sie tun es« (MEW 23, 5.88, Her- 
vorhebung M.H.). 


Marx bestimmt den Wert gerade nicht durch einen Rekurs auf die Rationalität der 
Warenbesitzer, sondern als Ausdruck einer gesellschaftlichen Struktur, die den 
Individuen ihre Plätze anweist und eine bestimmte Rationalität überhaupt erst 
hervorbringt. Diesem neuen Terrain ökonomischer Begriffsbildung verdankt sich 
auch die Unterscheidung zwischen abstrakter und konkreter Arbeit. Nicht konkrete 
Arbeit (die der einzelne Warenproduzent verrichtet und die ihm Mühe verursacht), 
sondern abstrakte Arbeit, d.h. Arbeit, die dadurch zu gesellschaftlicher Arbeit wird, 
daß sie im Tausch ihrer Produkte als gleiche menschliche Arbeit auf andere Arbeit 
bezogen wird, ist wertbestimmend. In der Wertgegenständlichkeit der Arbeitspro- 
dukte (die eben kein natürliches sondern ein gesellschaftliches Phänomen ist) kommt 
der für die bürgerliche Gesellschaft spezifisch gesellschaftliche Charakter der Arbeit 
zum Ausdruck. Die Untersuchung dieses »spezifisch gesellschaftlichen Charakters«, 
und nicht die Begründung des Satzes, daß das Austauschverhältnis zweier Waren den 
inkorporierten Arbeitsmengen proportional ist, ist der eigentliche Gegenstand der 
Marxschen Werttheorie?. 

Der Werteiner Ware kann nun nichtan ihr selbst bestimmt werden, sondern nur iin der 
Beziehung auf die übrigen Waren und dies ist nur vermittels des Geldes möglich. 
Daher ist die Marxsche Werttheorie wesentlich »monetäre Werttheorie«°'. Die Klas- 
sik, die dagegen vom Rationalitätskalkül des einzelnen Warenbesitzers (der das 
Produkt seiner Mühe nur gegen ein Produkt gleicher Mühe tauschen will) ausgeht, 
thematisiert im Grunde eine Barterökonomie. Geld kann sie dabei nur als ein bloß 
technisches Hilfsmittel begreifen. Dieser prämonetäre Ansatz wird bei allen inhalt- 
lichen Unterschieden auch von der Neoklassik und den Neoricardianern geteilt. 
Dagegen faßt Marx die bürgerliche Ökonomie wirklich als Warenökonomie, die sich 
eben nicht aus einzelnen Tauschakten sondern durch einen allseitigen über Geld ver- 
mittelten Zusammenhang herstellt. Das bedeutet aber auch, daß es sich verbietet, von 
einer vor dem tatsächlichen Tausch vorhandenen quantitaiv bestimmten Wertstruk- 
tur auszugehen”. Dann stellt sich das Problem der Wert-Preis Transformation aber 
auchnichtin der Art, wiees von Marx im9. Kapitel des dritten Bandes aufgefaßt wird, 
als Umrechnung von gegebenen Wert- in aufzufindende Preisgrößen. 
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Das Transformationsproblem als ricardianischer Rest bei Marx 


Daß Marx überhaupt in die Sackgasse einer quantitativen Wert-Preis Transformation 
geriet, wird verständlich, wenn man die Herausbildung seiner eigenen theoretischen 
Konzeption betrachtet. Marx eröffnet zwar ein neues wissenschaftliches Terrain, das 
von dem der klassischen politischen Ökonomie unterschieden ist, doch war er sich, 
wie Althusser (1972) deutlich gemacht hat, keineswegs über den Begriff dieser Dif- 
ferenz vollständig im klaren. So istes nicht verwunderlich, daß sich im »Kapital« auch 
noch Konzepte und Fragestellungen vorfinden, die sich dem bereits überwundenen 
Feld verdanken. 

Marx entwickelte seine theoretischen Konzepte zu großen Teilen in Auseinanderset- 
zung mit Ricardo als dem fortgeschrittensten bürgerlichen Ökonomen. Er deckte des- 
sen Widersprüche auf und versuchte sie selbst zu lösen. Bereits in den »Grundrissen« 
hatte Marx erkannt, daß Ricardo auf der Grundlage seiner eigenen Wertbestimmung 
zwei zentrale Probleme nicht gelöst hatte: 

— die Erklärung des »Austauschs zwischen Kapital und Arbeit« (d.h. Ricardo konnte 
nicht erklären, wieso die Arbeit einen höheren Wert schaffen kann, als sie selbst 
besitzt und ihr vom Kapital bezahlt wird), 

— die Vereinbarkeit der Wertbestimmung durch Arbeit mit der Existenz einer all- 
gemeinen Profitrate. 

Beide Probleme will Marx auf der Grundlage der Werttheorie lösen. Zu dem Zeit- 
punkt als Marx diese Probleme erkannt hatte, hatte er aber seine »monetäre Werttheo- 
rie« noch nichtklar herausgearbeitet. Seine Problemstellung war daher noch von einer 
»ricardianisch« gefaßten Werttheorie geprägt. Die Ausformulierung seiner eigenen 
Werttheorie, die Schaffung eines neuen Paradigmas und die Abarbeitung am alten Pa- 
radigma, der Versuch, dessen Widersprüche zu verstehen und zum Teil auch zu lösen, 
war bei Marx ein einziger, untrennbarer und vor allem unabgeschlossener Prozeß. 
Ricardo bestimmte im Wertkapitel seiner »Principles« (Ricardo 1817) die relativen 
Werte zweier Waren zunächst durch die verhältnismäßigen Arbeitsmengen, die zu ih- 
rer Produktion direkt und indirekt erforderlich sind. Andererseits ging er auch davon 
aus, daß Kapitale, die ihre Produkte zu ihren Werten verkaufen, eine gleiche Profitrate 
erzielen würden. Nun war ihm aufgefallen, daß sich bei zwei Waren, die miteinem un- 
terschiedlichen Verhältnis von direkter zu indirekter Arbeit produziert wurden, Lohn- 
erhöhungen unterschiedlich auf die mit diesen Waren erzielten Profitraten auswirken. 
Daher folgerte er, daß im obigen Fall die Wertbestimmung »modifiziert« werden 
müßte. Verändert sich das Austauschverhältnis der beiden Waren nach der Lohnerhö- 
hung nämlich nicht, so werden beide nicht mehr mit derselben Profitrate produziert. 
Ricardo zog daraus den Schluß, daß sich die relativen Werte auch ohne Änderung der 
zur Produktion notwendigen Arbeitsmengen ändern müßten, dann nämlich, wenn die 
Waren mit unterschiedlichen Mengen an direkter und indirekter Arbeit produziert 
würden und es zu einer Lohnänderung käme. 

Ein Wertsystem, das nur die zur Produktion der Waren notwendigen Arbeitsmengen 
widerspiegelt, ist verteilungsunabhängig. Ricardos Entdeckung bestand nun darin, 
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daß Austauschrelationen, die eine Durchschnittsprofitrate ermöglichen, nicht vertei- 
lungsunabhängig sein können. Er folgerte daher, daß solche Austauschrelationen 
dann auch nicht ausschließlich durch die relativen Arbeitsmengen bestimmt werden. 
Diesen generellen Sachverhalt untersuchte er aber an einem speziellen Fall, nämlich 
dem Einfluß von Lohnänderungen auf die Austauschrelationen°”. 

Marx hielt gegenüber Ricardo in aller Klarheit den Unterschied zwischen einem 
Tausch zu Werten, die den zur Produktion aufgewendeten Arbeitsmengen proportio- 
nal sind, und einem Tausch zu Produktionspreisen, die den verschiedenen Kapitalien 
eine gleiche Profitrate ermöglichen, fest. Damitholte er zunächst nur eine beiRicardo 
unvollkommene Unterscheidung nach. Zugleich versuchte er aber auch, eine quanti- 
tative Verbindung zwischen beiden Sphären anzugeben, d.h. er versuchte aus gege- 
benen Wertgrößen Durchschnittsprofitrate und Produktionspreise zu berechnen. Die 
Möglichkeit einer solchen Berechnung setzt aber die quantitative Bestimmung der 
einzelnen Wertgrößen unabhängig vom Austausch voraus. Werte werden dann wie 
bei Ricardo auf bloße Arbeitsquantitäten, die unabhängig von Geld sind, reduziert. 
Und in der Tat wendet Marx nicht einfach einen falschen Transformationsalgorith- 
mus an, er abstrahiert vor allem völlig vom Geld. Er zeigt also nicht nur ein Problem 
Ricardos auf, er versucht es auch auf dem von Ricardo vorgegebenen Terrain einer 
nicht-monetären Arbeitswerttheorie zu lösen. Das eigentliche Verdienst der Neori- 
cardianer ist nun darin zu sehen, daß sie gezeigt haben, daß eine solche nicht-monetä- 
re Werttheorie zur Bestimmung (der ebenfalls nicht-monetären) Produktionspreise 
überflüssig ist. 


Die Wert-Preis Transformation als begrifflicher Übergang zwischen verschiedenen 
Stufen der Darstellung 


Die Marxsche monetäre Werttheorie, deren Elemente sich im ersten Band des »Kapi- 
tal« und vor allem in »Zur Kritik der politischen Ökonomie« finden, hat es nicht in 
erster Linie damit zu tun, daß die Wertgröße einer Ware durch ein bestimmtes Quan- 
tum gesellschaftlich notwendiger Arbeit bestimmt ist, sondern mit dem spezifisch 
gesellschaftlichen Charakter der Arbeit, die sich überhaupt als Ware darstellt. Diese 
spezifisch gesellschaftlichen Bestimmungen erschöpfen sich aber nicht in der bloßen 
Feststellung des Doppelcharakters der Waren produzierenden Arbeit. Gesellschaft- 
lich wird die verausgabte Arbeitszeit nur, wenn sie sich als »allgemeine Arbeitzeit« 
(MEW 13, 5.19) erweist, die sich »in einem allgemeinen Produkt, einem allgemeinen 
Äquivalent« (MEW 13, S. 20) darstellt. Der eigentliche Gegenstand der monetären 
Werttheorie ist daher nicht die Wertgröße sondern die Wertform und ihre entwickelt- 
ste Gestalt, die Geldform, sowie die auf ihr beruhenden Strukturbildungen’*. Die 
Transformation von Werten in Produktionspreise ist als Bestandteil dieser Formana- 
lyse keine Umrechnung von einem quantitativen System in ein anderes, sondern be- 
grifflich-logischer Übergang zwischen verschiedenen Ebenen der Darstellung, wie 
bereits von einigen Autoren mit unterschiedlicher Akzentuierung hervorgehoben 
wurde (Gerstein 1976, Himmelweit/Mohun 1981). Wurde im ersten Band des »Kapi- 
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tal« der Zusammenhang von Ware und Geld zunächst abstrakt, d.h. in Absehung der 
weiteren Verhältnisse, unter denen Warenproduktion und -zirkulation stattfindet, dar- 
gestellt, um dann den Begriff des Kapitals (dessen unmittelbaren Produktions- und 
Zirkulationsprozeß) auf dieser Grundlage zu entwickeln, so wird im dritten Band des 
»Kapital« Produktion und Zirkulation von Waren erst wirklich als Resultat kapital- 
istischer Produktion aufgefaßt. Ware ist jetzt nicht mehr nur Resultat einer spezifisch 
gesellschaftlichen Form der Arbeit, Ware ist jetzt konkreter bestimmt als Resultat 
kapitalistischer Lohnarbeit, der Verausgabung von Kapital. Nur dieser Übergang läßt 
sich sinnvoll als »Verwandlung der Warenwerte in Produktionspreise« fassen”. Die 
Inkongruenz der Werte und der Produktionspreise drückt dann nicht, wie die Marx- 
sche Darstellung nahelegt, aus, daß eine zunächst formulierte quantitative Bestim- 
mung der Tauschrelationen (»Äquivalententausch«) durch einer verfeinerte (Tausch 
zu Produktionspreisen) ersetzt wurde; sie drückt vielmehr aus, daß sich mit dem 
Wechsel der Darstellungsebene das theoretische Beziehungsgefüge der den Tausch 
determinierenden Faktoren geändert hat. Im Rahmen einer solchen Auffassung der 
Werttheorie ist es aber dann äußerst problematisch, von einer irgendwie gearteten 
quantitativen Regulation des Preissystems durch die Werte zu sprechen, denn damit 
wird unterstellt, daß irgendwo ein gewissermaßen reines, quantitativ fixiertes Wert- 
system existiert, als dessen Ausfluß sich ein bestimmtes Preissystem ergibt. Von 
Regulation kann nur insofern gesprochen werden als die Kategorie Wert dem Ver- 
ständnis der Kategorien Preis, Profit etc. vorgeordnet ist, daß wenn daher sinnvoll von 
"Preisen und Profiten gesprochen wird, Werte (begrifflich) immer schon vorausgesetzt 
werden’”. Allerdings erscheint mir dann für die Charakterisierung des Verhältnisses 
von Werten zu Preisen der von Althusser geprägte Begriff »strukturaler Kausalität« 
(Althusser 1972, Kap. 9) zutreffender zu sein®®. 
Die qualitativ aufgefaßte monetäre Werttheorie hat zwar keine Schwierigkeiten mit 
dem klassischen Transformationsproblem, allerdings hat sie mit Problemen auf dem 
von ihr beanspruchten Feld zu kämpfen: der Geld- und Kredittheorie. Marx entwik- 
kelte im ersten Band des »Kapital« zwar den monetären Charakter des Werts, die 
Ansätze einer Geldtheorie erscheinen allerdings durch ihre enge Bindung an die Exi- 
stenz einer Geldware problematisch und die Kredittheorie im dritten Band blieb von 
vornherein ein Fragment. Auf wichtige ökonomische Fragen ist die »monetäre Wert- 
theorie« die Antwort noch schuldig geblieben. 


Anmerkungen 


1  Bereitsim neunten Kapital des ersten Bandes hatte Marx gezeigt, daß die von verschiedenen Kapitalen 
produzierten Mehrwertmassen nicht dem Gesamtkapital sondern lediglich dem variablen Kapitalteil 
proportional sind. Er setzte hinzu: »Dies Gesetz widerspricht offenbar aller auf Augenschein ge- 
gründeten Erfahrung. (...) Zur Lösung dieses scheinbaren Widerspruchs bedarf es noch vieler Mittel- 
glieder« (MEW 23, S.325). 
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Im Vorwort zu dem von ihm herausgegebenen zweiten Band des »Kapital« hatte Engels diese Auf- 
gabe bereits denjenigen gestellt, die behaupteten, Marx habe seine Wert- und Mehrwerttheorie bei 
Rodbertus abgeschrieben (MEW 22, S. 26). Bereits vor Erscheinen des dritten Bandes löste er damit 


. die Debatte über die Transformation von Werten in Preise, die eine allgemeine Profitrate ermögli- 
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chen, aus. 

Es geht hier also nicht um den täglich schwankenden Marktpreis sondern um das Schwankungszen- 
trum der Marktpreise: dieses kann nicht mehr vom Wert, sondern muß von einem davon abweichen- 
den Durchschnittspreis gebildet werden. 

Zur Vereinfachung werden gleiche Umschlagszeiten für alle Kapitale vorausgesetzt. 

»Diese besondren Profitraten sind in jeder Produktionssphäre = m/C und sind, wie dies im ersten 
Abschnitt dieses Buchs geschehn, aus dem Wert der Ware zu entwickeln. Ohne diese Entwicklung 
bleibt die allgemeine Profitrate (und daher auch der Produktionspreis der Ware) eine sinn- und 
begriffslose Vorstellung« (MEW 25, S. 167, Hervorh. M.H.). 

Zwar machten schon Böhm-Bawerk (1896) und Tugan-Baranovsky (1905) das Verhältnis von 
Werten und Produktionspreisen zum Gegenstand ihrer Kritik, der dargestellte systematische Fehler 
der Marxschen Konstruktion wurde von ihnen aber nicht berücksichtigt. Bortkiewicz selbst stützte 
sich auf Arbeiten des russischen Ökonomen Dmitriev (1898), der damit begonnen hatte, die Theorie 
Ricardos zu formalisieren. 

Man kann sogar Fälle konstruieren, in denen sich die beiden Profitraten gegenläufig entwickeln, da 
gezeigt werden kann, daß die Luxusgüterindustrie keinen Einfluß auf die Preisprofitrate hat. 
Insbesondere aufgrund der Darstellung in Sweezys erstmals 1942 erschienener, weit verbreiteter 
»Theorie der kapitalistischen Entwicklung«. 

Im Vorwort heißt es dazu: »Ein Wesenszug der im folgenden veröffentlichten Sätze ist es indes, daß 
sie obgleich in keinerlei Diskussion zur Marginal-Theorie von Wert und Verteilung eingreifend, 
nichtsdestoweniger in der Absicht konzipiert wurden, als Grundlage für eine Kritik dieser Theorie zu 
dienen« (Sraffa 1960, S. 16). 

Von fixem Kapital und unterschiedlichen Umschlagszeiten wird abstrahiert. 

Meine Darstellung weicht insofern von Sraffas Behandlung ab, als ich die Lohngüter zum Kapital- 
vorschuß rechne, während Sraffa Lohn und Profit aus dem durch die Technologie bestimmten 
Nettoprodukt verteilt. Diese Abweichung ändeıt nichts am zugrundeliegenden Argument, erleichtert 
aber später die Diskussion des Transformationsproblems. 

Diese Kritik der Neoklassik wurde im Anschluß an Sraffa formuliert und führte zu einer lebhaften 
Debatte zwischen Neoricardianern und Neoklassikern. Eine neuere Replik von Seiten der Neoklassik 
lieferte Hahn (1982), der sich mit den wesentlichen Beiträgen dieser Diskussion auseinandersetzte. 
Auch die oben dargestellte Transformationsmethode von Bortkiewicz führt nur scheinbar von einem 
Wertsystem zu einem Preissystem. Wesentlich ist nämlich auch dort das durch das Wertschema 
ausgedrückte Reproduktionssystem. Die dort vorhandenen Werte sind nichts anderes als Indikatoren 
für die entsprechenden Mengen an Produktionsmitteln und Lohngütern. Bortkiewicz hatte auch selbst 
erkannt, daß sich das Produktionspreissystem ohne Kenntnis eines Wertsystem berechnen läßt (Bort- 
kiewiez 1906/7, S. 146). 

Unter Kuppelproduktion versteht man Produktionsprozesse, die gleichzeitig mehr als ein Produkt 
liefern, wie z.B. die Schafzucht (Wolle und Fleisch) oder viele Prozesse in der chemischen Industrie. 
Das Auftreten von negativen Wertgrößen bei Kuppelproduktion und Versuche, dies zu vermeiden, 
führten zu einer ausgedehnten Diskussion, die sich aber mehr. durch die Einführung weiterer 
mathematischer Techniken wie etwa der linearen Optimierung (Morishima/Catephores, 1978) als 
durch ökonomische Substanz auszeichnete. 

»It can scarcely be overemphasized that the project of providing a materialist account of capitalist 
societies ist dependent on Marx’s value magnitude analysis only in the negative sense that continued 
adherence to the latter is a major fetter on the development of the former« (Steedmann 1977, S. 207). 
Zwar hatten auch schon früher Autoren, die Marx mehr oder weniger wohlgesonnen waren, die 
Auffassung vertreten, die wesentlichen Aussagen von Marx könnten auch unter Verzicht auf die 
Arbeitswerttheorie formuliert werden (Robinson 1942, S. 24), doch nun versuchen marxistische 
Ökonomen durch eine Argumentation, die die Strenge eines mathematischen Beweises beansprucht, 
die Arbeitswerttheorie aus der Marxschen Ökonomie zu eliminieren. 
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Mit der Wertsubstanz wurde aber nicht immer die Werttheorie abgelehnt, so etwa bei Krause (1977), 
auf den wir noch zu sprechen kommen. 

Daran ändert sich auch nichts, wenn man berücksichtigt, daß die Marxsche Transformationsmethode 
als erster Schritt eines Iterationsverfahrens aufgefaßt werden kann: man kann die von Marx berechne- 
ten Produktionspreise als erste Annäherung auffassen und den Mehrwert erneut umverteilen, wodurch 
sich neue Produktionspreise ergeben usw. Die sich daraus ergebenden Folgen von Produktionsprei- 
sen und Profitraten konvergieren gegen diejenigen Zahlenwerte, die man auch bei dem üblichen Ver- 
fahren erhält. Shaikh (1977) sieht dadurch die Verbindung von Wert- und Preisebene gewährleistet. 
Allerdings muß diese Iteration (bei einem gegebenen stofflichen Reproduktionssystem) nicht mit den 
Arbeitswerten starten, sie kann auch mit beliebigen Phantasiewerten begonnen werden und führt 
trotzdem zu den korrekten Produktionspreisen, so daß sich auch bei diesem Verfahren die Unabhän- 
gigkeit der Berechnung der Produktionspreise von der Kenntnis der Wertstruktur zeigt. 

Statt dieser Normierung benutzte Foley den »value of money«, den er als Quotienten von aggregierter 
direkter Arbeitszeit (die er mit dem neugeschaffenen Wertprodukt identifiziert) und Preis des Netto- 
produkts bestimmt. Dieser »value of money« ist nicht identisch mit dem Wert einer eventuell vor- 
handenen Geldware sondern drückt den durchschnittlichen Arbeitswert einer Preiseinheit des Netto- 
produkts aus. Zwar ist für die einzelne Ware das Produkt aus Preis und value of money von ihrem Wert 
verschieden, doch das Produkt aus den aggregierten Geldlöhnen mit dem value of money ist gleich 
der bezahlten Arbeit und das Produkt aus den aggregierten Profiten und dem value of money ist gleich 
der unbezahlten Arbeit. 

Ein im wesentlichen ähnlicher Ansatz wurde von Roberts (1987) präsentiert. Mit dem Argument, daß 
Werte und Preise nicht unabhängig voneinander bestimmt werden könnten, sowie einigen Zitaten aus 
den »Theorien über den Mehrwert« plädiert er außerdem dafür, auch im Wertsystem die Produktions- 
mittelinputs zu Produktpreisen zu berechnen, so daß dann sogar die Wertsumme gleich der Preissum- 
me ist. 

Eine Relation R auf einer Menge M ist eine Äquivalenzrelation falls für alle Elemente a,b von M gilt: 
aRa (Reflexivität), aus aRb folgt bRa (Symmetrie), aus aRb und bRc folgt aRc (Transitivität). 
Allerdings läßt sich die Frage nach dem »Wert« einer einzeinen Ware auch im Rahmen von Krauses 
Relationenlogik formulieren. Falls nämlich die Wertrelation eine Äquivalenzrelation ist (und nur 
dann), definiert sie auf der Menge der Waren eine Klasseneinteilung. Die Frage nach dem Wert der 
einzelnen Ware ist dann die Frage, ob der kanonischen Surjektion von der Menge der Waren auf die 
Menge der Äquivalenzklassen eine ökonomische Eigenschaft der Waren zugrundeliegt, nämlich ihr 
»Wert«. 

Krauses formale, über Relationen definierte Einführung von Geld führt zur Möglichkeit von Waren- 
tausch ohne, mit einer oder mit mehreren Geldwaren, im Extremfall kann sogar jede Ware Geldware 
sein. 

Die Matrix der physischen Inputs und der Arbeitsmengen reicht jetzt nicht mehr aus, um die Werte 
eindeutig festzulegen, da es sich um n Gleichungen (für n Produkte) aber um 2n Unbekannte (n Werte 
und n Reduktionskoeffizienten) handelt. 

Wie flexibel dieses System ist, kann man aus der von Krause formulierten »Standardreduktion« 
ersehen. Er hebt selbst hervor, daß sie keineswegs zwingend ist, ihm selbst erscheint sie aber plausi- 
bel. Diese Standardreduktion führt nicht nur zu der geforderten Proportionalität von Werten und 
Preisen sondern auch zu einer gleichen organischen Zusammensetzung in allen Sphären (Krause 
1979b, S.156 9). 

Dabei geht es ihnen ausdrücklich nicht um monopolistische Schranken, sondern um »vollkommene 
Konkurrenz«, die aber auch technischen Fortschritt etc. einschließt, Momente die Profitratenunter- 
schiede hervorrufen können. 

Während die Zufallswerte bei den Normalverteilungen um einen Mittelwert konzentriert und die 
Abweichungen von diesem Mittelwert symmetrisch sind, sind bei einer Gammaverteilung die Werte 
um einen vom Mittelwert verschiedenen Wert konzentriert, so daß auch die entsprechende Kurve 
nicht mehr symmetrisch ist. Für die Profitrate schlagen Machover/Farjoun eine Verteilung vor, bei der 
vernachlässigbar wenig Kapitale eine negative Profitrate erzielen und der Bereich, in dem die Profit- 


raten der relativ meisten Kapitale konzentriert sind, etwas unterhalb der rechnerischen Durchschnitts- 


profitrate liegt. 
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Daher läßt sich die Marxsche Werttheorie auch nicht »beweisen«, da Beweise nur innerhalb eines 
bereits gegebenen Paradigmas möglich sind: was als Beweis akzeptiert wird, hängt selbst vom jewei- 
ligen Paradigma ab. 

In »Zur Kritik der politischen Ökonomie« wirft Marx Smith daher vor, daß er »die objektive Glei- 
chung, die der Gesellschaftsprozeß gewaltsam zwischen den ungleichen Arbeiten vollzieht, für die 
subjektive Gleichberechtigung der individuellen Arbeiten« (MEW 13, S. 45) hält. 

Dies wird im ersten Kapitel des »Kapital« allerdings weniger deutlich als in »Zur Kritik der poli- 
tischen Ökonomie«, wo sich auch der umstrittene Rekurs auf das »gemeinsame Dritte« nicht findet. 
In die deutsche Diskussion wurde dieser Begriff von Backhaus (1974, 1975) eingeführt, der die 
Marxsche Werttheorie als Kritik prämonetärer Werttheorie verstanden wissen wollte. Im angelsäch- 
sischen Raum wurden ähnliche Konzepte (allerdings mit erheblichen Unterschieden bei den einzel- 
nen Autoren) vor allem in Auseinandersetzung mit der lange vorherrschenden, von Sweezy, Dobb und 
Meek repräsentierten Auffassung einer »ernbodied labour theory of value«, d.h. einer Auffassung, die 
Wert wesentlich produktionseitig durch die verausgabte Arbeitsmenge bestimmt, vertreten (Himmel- 
weit/Mohun 1978, 1981, Elson 1979, Eldred/Hanlon 1981, Mohun 1984). Im Anschluß an bestimmte 
Konzepte Agliettas wurden Ansätze einer monetären Weıttheorie auch von DeVroey (1981, 1982) 
vorgelegt, an die in jüngster Zeit Stanger (1988) anknüpfte. 

Dies wird von Marx in »Zur Kritik...« deutlicher gemacht als im »Kapital«: »Die gesellschaftliche 
Arbeitszeit existiert sozusagen nur latent in diesen Waren und offenbart sich erst iin ihrem Austausch- 
prozeß. (...) Die allgemein gesellschaftliche Arbeit ist daher nicht fertige Voraussetzung, sondern 
werdendes Resultat« (MEW 13, S. 31f.). 

Ricardo kannte auch den allgemeinen Fall, daß das Wertverhältnis der Waren vom Verhältnis der 
respektiven Arbeitsmengen abweichen muß, um eine für beide Produzenten gleiche Profitrate zu 
ermöglichen. Es kam ihm allerdings darauf an, zu zeigen, daß im Gegensatz zu der allgemeinen, auf 
Smith zurückgehenden Auffassung, Lohnerhöhungen müßten zu Erhöhungen des Preises führen, sich 
der Preis bestimmter Waren aufgrund von Lohnerhöhungen auch senken könnte. Dann nämlich, wenn 
aufgrund der allgemeinen Lohnerhöhung die Durchschnittsprofitrate fällt und bei Kapitalien, die sehr 
wenig direkte Arbeit anwenden, die Lohnerhöhung durch die gesunkene Profitrate überkompensiert 
wird. 

Eine ausführliche Auseinandersetzung mit dem geld- und kapitaltheoretischen Erklärungswert der 
Werttheorie findet sich bei Stanger (1988, Kap. 2). 

Auch hier gibt es Probleme in der Marxschen Darstellung, die in der gängigen, quantitativ orientierten 
Transformationsdebatte meistens ausgeblendet bleiben. Im 10. Kapitel des dritten Bandes des 
»Kapital« stellt Marx die doppelte Bewegung der Konkurrenz innerhalb der Sphären und zwischen 
ihnen als den Mechanismus dar, der die Verwandlung von Werten in Produktionspreise bewirkt. Die 
Konkurrenz der Kapitalisten geht aber nie von einem Wertsystem aus, sondern immer schon von ei- 
nem gegebenen Preissystem. Die Konkurrenz der einzelnen Kapitalisten kann daher nicht den Über- 
gang von Werten zu Produktionspreisen erklären, sondern nur von einem »deformierten« Produk- 
tionspreissystem zu einem, das wieder für jede Branche annähernd die selbe Profitrate hervorbringt. 
Der Übergang von Werten zu Preisen ist aber auch keiner, der eine solche Erklärung verlangen würde, 
da es sich um einen begrifflichen Übergang und nicht um eine Zustandsänderung in der realen Zeit 
handelt. 

Daß Marx selbst in zuweilen dubioser Weise von solch einem Wertsystem ausgeht, zeigt sich nicht 
nur bei seinem Versuch einer quantitativen Wert-Preis Transformation, sondern auch in seiner 
Theorie der absoluten Rente. 

Die uneingestandenen Voraussetzungen der Neoricardianer untersuchte Ganßmann (1981). 

Wem die Auffassung von Werten als prinzipiell nicht empirischen Größen zu metaphysisch ist (so 
verlangte etwa Eberie [1979], daß die Wert-Preis Transformation in empirisch zu überprüfenden 
Aussagen münden müsse), sei auf das Beispiel der Physik verwiesen: weder das Potential eines 
klassischen Feldes und erst recht nicht die Wellenfunktion eines quantenmechanischen Objekts sind 
meßbare Größen, sondern rein theoretische Konzepte. Hätte sich die Physik nur auf beobachtbare 
Größen beschränkt, wäre sie nicht sehr weit gekommen. 


Was ist die Werttheorie noch wert? 37 


Literatur 


Althusser, L. (1968): Für Marx, Frankfurt/M 

Althusser, L. (1972): Das Kapital lesen, Reinbek 

Armstrong, P. et al. (1978): In Defence of Value — A Reply to Ian Steedman, in: Capital & Class no.5 

Backhaus, H.-G. (1974): Materialien zur Rekonstruktion der Marxschen Werttheorie, in: Gesellschaft 1, 
Frankfurt/M 

Backhaus, H.-G. (1975): Materialien zur Rekonstruktion der Marxschen Werttheorie 2, in: Gesellschaft 
3, Frankfurt/M 

Baumol, W. (1974): The Transformation of Values: What Marx Really Meant (An Interpretation), in: 
Journal of Economic Literature 12 

Berger, J. (1979): Ist die Marxsche Werttheorie eine Preistheorie? in: Leviathan Heft 4 

Böhm-Bawerk, E. v. (1896): Zum Abschluß des Marxschen Systems, in: F. Eberle (Hrsg.), Aspekte des 
Marxschen Systems 1, Frankfurt/M 1973 

Bortkiewicz, L. v. (1906/7): Wertrechnung und Preisrechnung im Marxschen System, Lollar/Gießen 
1976 

Bortkiewicz, L. v. (1907): Zur Berichtigung der grundlegenden theoretischen Konstruktion von Marx im 
dritten Band des »Kapital«, in: Bortkiewicz, Wertrechnung und Preisrechnung im Marxschen System, 
Lollar/Gießen 1976 

Carling, A. (1984): Observations on the Labour Theory of Value, in: Science and Society, vol. 48,no. 4 

Castoriadis, C. (1978): From Marx to Aristotle, from Aristotle to Us, in: Social Research, vol. 45, no. 4 

Cogoy, M. (1977): Wertstruktur und Preisstruktur, Frankfurt/M 

Cohen, G. A. (1981): The Labour Theory of Value and the Concept of Exploitation, in: Steedman (ed), 
The Value Controversy, London 

Cutler, A. et al. (1977): Marx’s ‘Capital’ and Capitalism Today, London 

DeVroey, M. (1981): Value, Production and Exchange, in: Steedman (ed), The Value Controversy, 
London 

DeVroey, M. (1982): On the Obsolescene of the Marxian Theory of Value: A Critical Review, in: Capital 
& Class no. 17 

Dmitriev, V.K. (1898): David Ricardos Werttheorie. Versuch einer strengen Analyse, in: B. Schefold 
(Hrsg.) Ökonomische Klassik im Umbruch, Frankfurt/M 

Elson, D. (1979): The Value Theory of Labour, in: Elson (ed), Value, London 

Eldred, M., Hanlon, M. (1981): Reconstructing Value-Form Analysis, in: Capital & Class no. 13 

Elster, J. (1985): Making Sense of Marx, Camebridge 

Farjoun, E., Machover, M. (1983): Laws of Chaos, London 

Foley, D. (1982): The Value of Money, the Value of Labor Power and the Marxian Transformation 
Problem, in: Review of Radical Economics, vol. 14, no. 2 

Ganßmann, H. (1981): Tranformations of physical conditions of production: Steedman’s economic 
metaphysics, in: Economy and Society, vol. 10, no. 4 

Ganßmann, H. {1983}: Marx ohne Arbeitswerttheorie? in: Leviathan Heft 3 

Gerstein, I. (1976): Production, Circulation and Value: the significance of the “transformation problem’ 
in Marx’s Critique of Political Economy, in: Economy and Society, vol. 5,no. 3 

Hahn, F. (1982): The Neo-Ricardians, in: Cambridge Journal of Economics, vol. 6, no. 4 

Himmelweit, S., Mohun, S. (1978): The Anomalies of Capital, in: Capital & Class no. 6 

Himmelweit, S., Mohun, S. (1981): Real Abstractions and Anomalous Assumptions, in: Steedmann (ed), 
The Value Controversy, London 

Hodgson, G. (1980): A Theory of Exploitation without the Labour Theory of Value, in: Science and 
Society, vol. 44, no. 3 

Itoh, M. (1976): A Study of Marx’s Theory of Value, in: Science and Society, vol. 40, no. 3 

Krause, U. (1977): Die Logik der Wertform, in: Mehrwert 13 

Krause, U. (1979a): Elemente einer multisektoralen Analyse der Arbeit, in: Gesellschaft 13, Frankfurt/ 
M 

Krause, U. (1979b): Geld und abstrakte Arbeit, Frankfurt/M 

Kuhn, T. (1962): Die Struktur wissenschaftlicher Revolutionen, Frankfurt/M 1976 


38 


Lipietz, A. (1982): The So-Called »Transformation Problem«. Revisited, in: Journal of Economic 
Theory, 26 

Lippi, M. (1979): Value and Naturalism in Marx, London 

Mattick, P. (1973): Die Marxsche Arbeitswerttheorie und das Wert-Preis-Problem, in: Eberle (Hrsg.), 
Aspekte der Marxschen Theorie 1, Frankfurt/M 

Mohun, S. (1984): Abstract Labour and Its Value Form, in: Science and Society, vol. 48, no. 4 

Morishima, M. (1973): Marx’s Economics, Cambridge 

Morishima, M., Catephores, G. (1978): Value, Exploitation and Growth, London 

Morishima, M., Seton, F. (1961): Aggregation in Leontief Matrices and the Labour Theory of Value, in: 
Econometrica, vol. 29, April 1961 

Okishio, N. (1961): Technische Veränderungen und Profitrate, in: Nutzinger/Wolfstetter (Hrsg.), Die 
Marxsche Theorie und ihre Kritik, 2 Bde, Frankfurt/M 1974 

Okishio, N. (1963): Ein mathematischer Kommentar zu Marxschen Theoremen, in: Nutzinger/Wolfstet- 
ter (Hrsg.), Die Marxsche Theorie und ihre Kritik, 2 Bde, Frankfurt/M 1974 

Ricardo, D. (1817): Grundsätze der politischen Ökonomie und Besteuerung, Frankfurt/M 1980 

Roberts, B. (1987): Marx after Steedmann: Separating Marxism from ‘Surplus Theory’, in: Capital & 
Class no. 32 

Robinson, J. (1942): An Essay on Marxian Economics, London 

Roemer, J. (1981): Analytical foundations of Marxian economic theory, Cambridge 

Samuelson, P. (1971): Zum Verständnis des Marxschen Begriffs »Ausbeutung«: ein Überblick über die 
sogenannte Transformation von Werten in Produktionspreise, in: Nutzinger/Wolfstetter (Hrsg.), Die 
Marxsche Theorie und ihre Kritik, 2 Bde, Frankfurt/M 1974 

Seton, F. (1957): The Transformation Problem, in: Review of Economic Studies, vol. 25 

Shaikh, A. (1977): Marx’ Theory of Value and the Transformation Problem, in: J. Schwartz (ed), The 
Subtle Anatomy of Capitalism, Santa Monica 

Smith, A. (1776): Eine Untersuchung über Natur und Wesen des Volkswohlstandes, Jena 1923 

Stanger, M. (1988): Krisentendenzen der Kapitalakkumulation, Berlin 

Steedman, 1. (1977): Marx after Sraffa, London 

Steedman, I. (1981): Ricardo, Marx, Sraffa, in: Steedman (ed), The Value Controversy, London 

Sraffa, P. (1960): Warenproduktion mittels Waren, Frankfurt/M 1976 

Sweezy, P.M. (1942): Theorie der kapitalistischen Entwicklung, Frankfurt/M 1970 

Tugan-Baranovsky, M. (1905): Theoretische Grundlagen des Marxismus, Leipzig 

Winternitz, J. (1948): Value and Prices: A Solution of the So-Called Transformation Problem, in: The 
Economic Journal, vol. 58, Juni 1948 


39 


Klaus Müller 
Analytischer Marxismus 
Technischer Ausweg aus der theoretischen Krise? 


Zusammenfassung: Unter der Bezeichnung Analytischer Marxismus hat sich wäh- 
rend der leizten zehn Jahre eine Gruppe von Autoren zusammengefunden, die den 
Fragen des traditionellen Marxismus mit den Techniken der modernen analytischen 
Sozialwissenschaft nachgeht. Für sie ist einerseits die Ablehnung der Marxschen 
Werttheorie kennzeichnend, andererseits der Anspruch, das Projekt einer allgemei- 
nen Gesellschaftstheorie mit Hilfe spieltheoretischer Modelle, dem Postulat des me- 
thodologischen Individualismus oder dem Schema funktionaler Erklärungen neu zu 
begründen. Im folgenden werden ihre Hauptvertreter vorgestellt. Es zeigt sich, daß 
der Analytische Marxismus ‚fruchtbare Fragestellung provoziertund manche Details 
erhellt, sich jedoch nicht zu einer kohärenten Theorie verdichtet. 


I. Einleitung 


Während der letzten Jahre war marxistische Gesellschaftstheorie durch reduzierte 
Ansprüche gekennzeichnet. Das Scheitern der großen politischen Projekte der eu- 
ropäischen Linken in den 70er Jahren reflektierte sich in einer empfindlichen Rück- 
bildung gesellschaftskritischer Theorie. Ein zur akademischen Spezialität oder zum 
linken wirtschaftspolitischen Pragmatismus rückentwickelter Marxismus hielt den 
weitgespannten Themen der historischen Perspektive, der globalen gesellschaft- 
lichen Kräfteverhältnisse, der Struktur und Funktionsweise des Staats, wenn nicht 
gleich des revolutionären Übergangs, nicht stand. Die Initiative zur ‘großen Theorie’ 
ging zurück an die Soziologie. Die theoretische Ökonomie versicherte sich der Stim- 
migkeit ihrer Annahmen zunehmend anhand mathematisierter Modelle; ökonomi- 
sche Realanalysen besannen sich auf den Keynesianismus. Was als Rekonstruktion 
des historischen Materialismus Aufmerksamkeit auf sich zog, ersetzte in einer neuen 
Begründung kritischer Theorie Marx durch Parsons.! Man mochte dies zunächst als 
Entlastung von überzogenen Ambitionen empfinden — auch wenn die Einübung in 
neue Terminologien nicht ohne Aufwand vonstatten ging. Der historische Materialis- 
mus wurde zu einer Theorie evolutionärer Differenzierung; die Klassentheorie über- 
wand ihre Berührungsängste mit der Soziologie der Schichtung oder begann von 
funktionaler Differenzierung zu sprechen; der bürgerliche Staat, ein zentrales Thema 
der frühen 70er Jahre, wurde zu einen zweckrationalen Subsystem erklärt; Geld, einst 
als abstraktester Ausdruck bürgerlicher Herrschaft erkannt, wurde zu einem Medium 
der Kommunikation neutralisiert; und wo die Hoffnung auf gesellschaftliche Umwäl- 
zung einstweilen geschwunden war, beobachtete man zumindest einen Wandel von 
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Werten. Spätestens jedoch seit im Kampf um Begriffe der des Kapitalismus dem einer 
‘Moderne’ unterlegen war, deutete sich an, daß ‘Rekonstruktionen’ durchaus unge- 
wissen Ausgangs sein mögen.? 

Nicht ohne Überraschung meldet sich in dieser Lage ein geläuterter Marxismus zu 
Wort. In den letzten Jahren wird man auf eine Gruppe von Theoretikern aufmerksam, 
die einen neuen Zugang zu den aufgegebenen Themen suchen. Kennzeichen der neu- 
en Richtung ist radikale Selbstkritik, die Bereitschaft, für unverzichtbar gehaltene 
Bestandteile der Marxschen Theorie im Interesse an Klarheitdes Ausdrucks und Kon- 
sistenz der Aussagen zu revidieren. Ein Analytischer Marxismus unterstellt sich dem 
Primat der Methode — nun freilich nicht mehr, wie Lukäcs’ ‘Orthodoxie’, der hegel- 
schen Dialektik, sondern den Verfahren der fortgeschrittenen analytischen Wissen- 
schaft. Doch während sich frühere Versuche analytischer Klärung auf vergleichswei- 
se technische Probleme, etwa des technischen Fortschritts, der Akkumulation oder 
des Zusammenhangs von Preisen und Werten beschränkten, hat der Analytische Mar- 
xismus den Mut zur großen Synthese zurückgewonnen, ohne auf Präzision im Detail 
verzichten zu wollen. Eine allgemeine Theorie der Geschichte, Probleme des Klas- 
senhandelns, sowie eine durch Morishimas Akkumulationsmodell, Okishios Profit- 
ratentheorem und Steedmans Kritik der Werttheorie hindurchgegangene Ökonomie, 
finden unter der Einheit analytischer Methoden mit ethisch aufgeladenen Fragen der 
Ausbeufung zusammen. 

Der Analytische Marxismus steht gewiß erst am Anfang seiner Rezeption, zumal im 
deutschen Sprachraum. Doch liegen neben Gerald Cohens initiierendem Buch, Karl 
Marx’ Theory of History. A Defense (1978), seit einiger Zeit weitere grundlegende 
Schriften vor, von denen an erster Stelle John Roemers Analytical Foundations of 
Marxian Economic Theory (1981) und A General Theory of Exploitation and Class 
(1982) zu nennen wären. Cohen und Roemer teilen drei Auffassungen, die für das an 
sie anschließende Projekt verbindlich geworden sind. Sie treffen sich zum ersten auf 
der Ebene, auf der sie Marx’ Theorie rekonstruieren; ihr Interesse gilt einer univer- 
salistischen Geschichtstheorie, die eine Theorie des Kapitalismus als eines ihrer Mo- 
delle enthielte. Zum zweiten verliert die ‘Arbeitswerttheorie’ mit der Dezentrierung 
der Kapitalanalyse an Stellenwert; Cohen verlagert ‘Arbeit’ in die natürliche Umwelt 
sozialer Formationen, die er allein für theoriefähig hält, Roemer reduziert sie auf ein 
partielles Modell von Ausbeutung. Zum dritten werden methodische Präzision und 
formale Rekonstruierbarkeit zum entscheidenden Kriterium von Theorie. Mit den 
Techniken der am weitesten mathematisierten Sozialwissenschaft, der neoklassı- 
schen Ökonomie, mit dem Besten, was bürgerliche Wissenschaft zu bieten habe, ver- 
sucht man einen zeitgemäßen Zugang zur Marxschen Theorie. Unter diesen Prä- 
missen stellt sich der Analytische Marxismus zwei virulenten Einwänden gegen die 
marxistische Tradition. Er übersetzt zum einen den seit Weber nicht verstummenden 
soziologischen Zweifel an einer tragfähigen marxistischen Handlungstheorie und an 
einer linearen Verknüpfung von ökonomischen Bedingungen, sozialstrukturellen 
Identitäten und politischer Organisation (Weber 1922, 521 ff., Parson 1937, 77 ££.; 
Lockwood 1985) in eine revidierie Klassentheorie; er bringt zum anderen den mora- 
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lischen Affekt gegen einen “funktionalistischen Marxismus’ (Habermas 1981, II) auf 
ein methodisch handhabbares Format. 

Erst vor diesem Hintergrund wird die Karriere des Analytischen Marxismus ver- 
ständlich, geben seine internen methodischen und inhaltlichen Differenzen Sinn. Es 
ist Cohens und Roemers Verdienst, den Marxismus auch dort ins Gespräch gebracht 
zu haben, wo ernicht unbedingt zu Hause ist. Insistenz auf Universalität und Präzision 
und ein Vermeiden falscher Ehrfurcht vor den Glaubenssätzen vieler Marxisten ha- 
ben zu einem relativ einheitlichen intellektuellen Stil einer Gruppe produktiver Au- 
toren geführt, die den Bereich der Gesellschaftstheorie weitgehend abdecken. Be- 
schränkt sich Cohen auf einen textimmanenten historischen Materialismus und 
arbeitet Roemer an einer ökonomischen Fundierung, vertritt Adam Przeworski eine 
historisch-empirisch orientierte politische Soziologie; Brenner hat eine exemplari- 
sche historische Analyse vorgelegt; Erik Olin Wright versucht sich an einer interna- 
tional angelegten empirischen Operationalisierung klassentheoretischer Modelle; 
Jon Elster intendierteine Integration des Analytischen Marxismus auf derEbene einer 
mikrofundierten allgemeinen Gesellschaftstheorie, die wissenschaftslogischen Kri- 
terien standhalten soll. Der Analytische Marxismus hat denn bereits Chronisten ge- 
funden, die von einem ‘cumulative shift’ sprechen, in dem er den traditionellen Mar- 
xismus hinter sich gelassen habe und zu einer ernsthaften Alternative, sei’s zu seinem 
großen Kontrahenten, dem Strukturalismus, sei’s zur kritischen Theorie, herange- 
wachsen sei (Carling 1986; Wiesenthal 1987; Therborn 1987, 139). 

Nicht zufällig steht ein methodischer Habitus im Vordergrund. Die vorgeschlagenen 
Techniken erzeugen ein Gefühl zwingenden Argumentierens und erscheinen als 
sicherer Weg zur deduktiven Theorie. Die “Werkzeuge der zeitgenössischen Logik, 
Mathematik und Modelltheorie’ erlauben einen ‘nichtdogmatischen Ansatz zum 
Marxismus’ (Roemer 1986, 1 f.). Methodischen Postulaten gilt jedoch auch deshalb 
höchste Aufmerksamkeit, da an ihnen ethische Überzeugungen und politische Per- 
spektiven festgemacht sind.’ Die 1982 in »Theory and Society« zwischen Cohen, 
Elster, Przeworski, Roemer und anderen geführte Kontroverse hat den Eindruck hin- 
terlassen, es ginge primär um eine Entscheidung zwischen Funktionalismus, Ratio- 
nal-Choice und Spieltheorie. Tatsächlich hat sich die Koalition zwischen Elster, Roe- 
mer und Przeworski auf einen methodologischen Individualismus verpflichtet, der 
mit Cohens Funktionalismus konkurriert. Durch den unbeschwerten Umgang mitden 
Techniken der neoklassischen Ökonomie waren jedoch zugleich die ideologischen 
Obertöne der anschließenden Diskussion vorprogrammiert. Das Postulat, der Mar- 
xismus habe sich zuerst auf welthistorische Strukturen und Kräfteverschiebungen zu 
konzentrieren, stieß auf die Überzeugung, daß vom Individuum auszugehen sei. 

In den folgenden Bemerkungen versuche ich, soweit das hier möglich ist, einen 
Eindruck vom Spektrum der Themen, der Arbeitsweise und den Herausforderungen 
zu vermitteln, mit denen der Analytische Marxismus an die kritische Sozialwissen- 
schaft herantritt. Ich teile die Intention einer eingeschliffenen Traditionalismen ge- 
genüber rücksichisiosen Theorie, versuche jedoch den Analytischen Marxismus aus 
einem Mißverständnis zu befreien, das eine angemessene Entfaltung seines Problem- 
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bewußtseins behindert. Während die Impulse, die vom Analytischen Marxismus 
ausgehen könnten, in seiner Perspektive auf material vermittelte, teilweise durchaus 
empirisch entscheidbare Probleme liegen, vermute ich in dem, was als seine Stärke 
gilt, in seiner methodologischen Orientierung, entscheidende Schwächen. Ich werde 
dazu zwei kritische Thesen vertreten: 

Zum ersten zieht der methodologische Denkstil die nötige Aufmerksamkeit von 
beträchtlichen theoretischen Differenzen zwischen seinen Vertretern ab. Es fällt 
schwer, einen theoretischen Kern des Analytischen Marxismus zu identifizieren. 
Cohen, Roemer und Przeworski sprechen nicht vom gleichen historischen Prozeß; 
auch von einem gemeinsamen Klassen- oder Gesellschaftsbegriff kann nicht dieRede 
sein. Es wird sich ferner zeigen, daß die Motive, die in Roemers, Przeworskis und 
Elsters Individualismus eingehen, verschiedenes Gewicht haben und daß zwischen 
methodischem Bekenntnis und theoretischen Resultaten ein Mißverhältnis besteht. 
Das falsche Selbstverständnis eines Analytischen Marxismus verdeckt, daß hinter 
methodischen Maximen verdichtete Inhalte stehen und riskiert darüber ein Dilemma, 
das in Richtung materialer Theorie aufzulösen wäre: Wird die Arbeit an substantiel- 
len Themen ernstgenommen, lassen sich die methodischen Vorschriften nicht durch- 
halten; wo sich ein methodischer Purismus durchsetzt, geht der gesellschaftstheore- 
tische Gehalt zunehmend verloren. Fortschritte in Richtung einer kohärenten Theorie 
sind nicht in Sicht. (IT.) ö 

Das theoretische Potential und die Probleme des Analytischen Marxismus lassen 
sich hier freilich nur andeuten; als zweites empfiehlt sich ein Blick auf seine methodi- 
schen Grundlagen. Sie signalisieren eine programmatische Tendenz, die Anschluß an 
die vorderste Linie der analytischen Sozialwissenschaft verspricht. Gewiß liegt zu- 
nächst hier seine Anziehungskraft. Zugleich jedoch die Gefahr, daß an die Stelle alter 
neue Gewißheiten treten: zweifelhaft ist, ob die vorgeschlagenen analytischen Tech- 
niken wirklich ‘das Beste derbürgerlichen Wissenschaft’ (Elster 1982, 474) sind. Die 
Konfrontation zwischen Funktionalismus und Handlungstheorie ist nicht allein irre- 
führend. Cohens Funktionalismus bleibt, von naturwissenschaftlichen Erkenntnis- 
idealen irritiert, hinter den Einsichten einer aufgeklärten Soziologie zurück. Ein 
methodologischer Individualismus bietet hier keine Alternative. Er bleibt handlungs- 
theoretisch steril und läßt sich durch die Spieltheorie schlecht belegen; die vorge- 
schlagene ‘Mikrofundierung’ ist weniger ein Erklärungsmodell als ein spätpositivi- 
stischer Anachronismus. Andererseits lassen sich weder die handlungstheoretische 
Intention noch das theoretische Potential der Spieltheorie und des Funktionalismus 
unter analytischem Vorzeichen ausschöpfen: als Techniken’ wären sie zunächst ma- 
terial zu fundieren - vielleicht durch die in der voreilig verabschiedeten Werttheorie 
angezeigten Vergesellschaftungsform. (II.) 
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U. ‘A Cumulative Shift’? 
I. Gerald Cohens Fundamentalismus der Produktivkraftentwicklung 


Der Analytische Marxismus erhieltseinen Anstoß und verdankt sein Ansehen Cohens 
Rekonstruktion des historischen Materialismus. Das mag überraschen, denn Cohens 
Buch verteidigt die Marxsche Theorie der Geschichte in einer selbstbewußt funda- 
mentalistischen Version und auf ausschließlich textimmanente Weise. Auch wenn 
sich jedoch die geschichtstheoretische Diskussion des letztes Jahrzehnts aus defini- 
torischen Zwängen und weltanschaulichen Ritualen befreien konnte, um einen un- 
gezwungeneren Kontakt zur ‘bürgerlichen’ Historiographie zu gewinnen‘, ist ein er- 
neuter Rekurs auf Marx’ Schriften nicht überflüssig. Denn nach wie vor herrscht 
Unklarheit über Stellenwert und Stand einer materialistischen Geschichtstheorie. Die 
Einsicht, daß das Kapital keinem historischen Darstellungsprinzip folgt, schöpft we- 
der den Horizonteiner Theorie der Geschichte aus, noch trägt sie dem Umstand Rech- 
nung, daß auch die Theorie des Kapitalismus einen historisch verfaßten Gegenstand 
thematisiert. Die Diskussionen der 70er Jahre haben ein ambivalentes Resultat hinter- 
lassen. Zum einen den Eindruck eines ausarbeitungsbedürftigen Programms — einer 
allgemeinen Theorie der Geschichte, die Marx in der Deutschen Ideologie und im 
‘Vorwort’ von 1859 skizziert, wenn auch nur für die bürgerliche Gesellschaft durch- 
geführt hat.” Zum anderen die Auffassung, Marx habe sich bereits in der Deutschen 
Ideologie, deutlicher noch in seinen Sassulitsch-Briefen von universalistischen Aspi- 
rationen distanziert, so daß die Dialektik zwischen Produktivkräften und Produk- 
tionsverhältnissen seit den Grundrissen nicht mehr als das theoretisch tragende Prin- 
zip anzusehen sei: erst der Kapitalismus universalisiere sich zur Weltgeschichte im 
eigentlichen Sinn und folge einem immanenten, keineswegs überhistorisch universa- 
len Gesetz. 

Cohen und an ihn anschließend Roemer und Elster versuchen die Kontroverse für 
einen universalistischen Materialismus zu entscheiden, Cohen indem er die ‘erklä- 
rende Bedeutung’ der Begriffe in Marx’ ‘Vorwort’ von 1859 mit den Mitteln der 
Analytischen Philosophie expliziert.” Der Verlauf der menschlichen Geschichte, 
die Abfolge der Produktionsweisen und die Ausgestaltung der politischen und juri- 
stischen Verkehrsformen seien ganz aus ihrer Kompatibilität mit dem Stand der 
Produktivkraftentwicklung zu erklären. Der Aufstieg und Niedergang von Bewußt- 
seins- und Rechtsverhältnissen vollziehe sich danach, ob sie die Entfaltung der Pro- 
duktivkräfte fördern oder behindern. Konstituiert sich Geschichte im Spannungsfeld 
zwischen Produktivkräften und Produktionsverhältnissen, unterwirft Cohen dieses 
Verhältnis einer zugespitzten Interpretation — einem Primat der Produktivkraftent- 
wicklung, der sozialen Verhältnissen eine autonome Kausalität abspricht. Cohen 
stellt der ‘dialektischen’ Lesart eine ‘technologische Version des historischen Ma- 
terialismus’ gegenüber (ebd., 147), die sich auf eine allgemeine historische Tatsache 
und auf ein grundlegendes Faktum der menschlichen Natur beruft: Die Menschen 
befinden sich einerseits in einer historischen Situation der Knappheit; andererseits 
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benutzen sie ihre Rationalität und ihre Intelligenz dazu, ihre Lage zu verbessern (ebd., 
150 ff.). 

Die Pointe von Cohens Rekonstruktion ist jedoch ein Erklärungsmodell, das die ma- 
terialistische Richtung der Kausalität, von der Basis zum Überbau, mit der kausalen 
“Rückwirkung’ der ‘abgeleiteten Sphären’ versöhnen soll. Miteinem sorgfältig gegen 
die funktionalistische Soziologie abgegrenzten Schema funktionaler Erklärung ver- 
sucht er den historischen Materialismus aus dem Dilemma zu befreien: nämlich wie 
Rechtsverhältnisse von ökonomischen Bedingungen abhängen können, wenn sie 
zugleich die Ökonomie kausal stabilisieren. Wenn in der ausgereiften Marxschen 
Theorie ein konsistentes Schema enthalten sei, so Cohens These, dann das funktiona- 
ler Erklärungen. Die zentralen Sätze des historischen Materialismus behaupten in 
dieser Interpretation, daß eine ökonomische Struktur dem erweiterten Stand der Pro- 
duktivkräfte korrespondiert und Bestand hat, weil sie deren Entwicklung und Nut- 
zung in maximalem Umfang fördert; das Sein bestimmt das Bewußtsein insofern, als 
die gesellschaftlich vorherrschenden Ideen dadurch erklärt werden, daß sie jene 
ökonomische Rollenstruktur aufrechterhalten, nach der die Produktivkräfte verlan- 
gen (Cohen 1978, 278 £.). 

Auch wenn es vielleicht weniger durchsichtig ist, als man erwarten könnte, umgeht 
Cohens Schema zumindest die gängigen Einwände gegen eine funktionale Theorie 
und bietet sich an, jenen latenten Funktionalismus zu rationalisieren, der zweifellos 
viele marxistische Untersuchungen kennzeichnet. Cohen distanziert sich von teleo- 
logischen Konstruktionen und und erhebt nicht den Anspruch genetischer Erklärun- 
gen. Ein spezifisches Ereignis wird nicht final durch seine Auswirkungen erklärt; 
noch wird von Wirkungen direkt auf auslösende Ereignisse rückgeschlossen. Beides 
würde auch Cohen zufolge der kausalen Zeitordnung zuwiderlaufen. Funktionale Zu- 
schreibungen erhalten eine Form, die auf selbstregulative Zusammenhänge anspielt. 
Ein allgemeines dispositionelles Faktum erklärt das Auftreten eines funktionalen Er- 
eignisses, das seinerseits in die hypothetische Umschreibung der Disposition eingeht, 
aus der es folgt. Cohen nennt diese Form dispositionelle Erklärung. Dispositionelle 
Erklärungen wären durch Abfolgegesetze abzustützen. Der Überbau hält funktional 
die Basis zusammen, und die Produktionsverhältnisse kontrollieren die Entwicklung 
der Produktivkräfte. In der Abfolge der Erklärung sei jedoch die Funktionalität des 
Überbau aus der Basis und die der Basis aus der Entwicklung der Produktivkräfte 
abzuleiten (Cohen 1983, 18). Die Eigenart dieses Schemas liegt wohleinerseits darin, 
daß es im Unterschied zum deduktiven Modell einen hypothetischen Schluß auf ein 
dispositionelles Faktum enthält: auf ein Gesetz über allgemeine gesellschaftliche 
Tendenzen. Andererseits erhält eine solche funktionale Hypothese erst dann Erklä- 
rungskraft, wenn ein entsprechender Mechanismus nachgewiesen ist.° 

Wie immer man zu diesem Schema stehen mag, es geht auf Distanz zu historischen 
Prozessen. Offene historische Möglichkeiten, alternative Entwicklungspfade, das 
Handeln bewußter Akteure, politische Konstellationen, schließlich Klassenkämpfe 
rücken in Cohens Perspektive ins zweite Glied. Denn Cohens unnachgiebiger These 
vom Primat der Produktivkraftentwicklung Korrespondiert ein ausschließlich über 
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ökonomische Strukturen definierter Klassenbegriff, der nicht nur von Bewußtseins- 
verhältnissen, Politik und Kultur absieht, sondern auch von Handeln schlechthin. 
Klassen bilden sich durch Eigentum an Produktionsmitteln, das sich juristisch 
artikuliere, aber durch effektive Verfügungsgewalt begründet sei.? Klassenkampf sei 
nicht Resultat bewußten Handelns, sondern der funktionale Menchanismus, durch 
den sich die Entwicklung der Produktivkräfte vollziehe (Cohen 1978, 150). 


2. John Roemers spieltheoretisch rekonstruierter Klassenbegriff 


Verfährt Cohen vergleichsweise konservativ, setzt Römer das analytische Messer 
tiefer an. Er operiert nicht mit Marx’ eigenem, Cohen zufolge funktionalem Erklä- 
rungsmodell, sondern mit den mathematischen Methoden der gegenwärtigen ana- 
lytischen Sozialwissenschaft — »Werkzeuge par exellence sind Modelle rationaler 
Entscheidung: die allgemeine Gleichgewichtstheorie, die Spieltheorie und das von 
der neoklassischen Ökonomie entwickelte modelltheoretische Arsenal« (Roemer 
1986, 192). Roemers Bedeutung fürden analytischen Marxismus liegt daher zunächst 
in seiner exemplarischen Formalisierung ökonomischer Theoreme; die Transparenz 
seiner Modelle, etwa der Profitratenentwicklung, das in diesem Kontext abgeleitete 
Posiulat einer Mikrofundierung des Marxismus durch die Entscheidungslogik indi- 
vidueller Akteure und sein spieltheoretischer Begriff von Ausbeutung fanden eine 
rasch wachsende Zahl von Anhängern. 

Bei allem sollte nicht übersehen werden, daß Roemer in nicht häufig anzutreffender 
Klarheit zwischen Theorie und Modell unterscheidet — wenn er auch einen sym- 
ptomatischen Mangel des gängigen Modellbegriffs nicht ausräumt. Seine Erläute- 
rung modelltheoretischer Verfahren ist gleichermaßen geeignet, das erkenntnis- 
theoretische Vorurteil abzubauen, Erkenntnis sei stets ein Modell, wie sie die naive 
Ansicht erschüttert, es gebe modellfreie Erkenntnis. Wie man weiß, arbeitete auch 
Marx mit Modellen — “vereinfachenden Annahmen’, die allerdings die Analyse ma- 
terialer Probleme außerordentlich erschweren können, wenn man sich nämlich über 
ihren Modellstatus täuscht. Theorien sind Roemer zufolge mehrdimensionale Be- 
schreibungen und Erklärungen komplexer Sachverhalte, als solche nicht von vorn- 
herein formal artikuliert, sondern von Intuitionen getragen. Theorien sind durch 
eine gewisse Vagheit gekennzeichnet, durch dunkle Zonen, in denen ihre Anwend- 
barkeit nicht eindeutig ist, in denen verschiedene Anwendungen womöglich inkon- 
sistent sind, ohne die Theorie deshalb zu ‘falsifizieren’. Modelle dagegen sind 
spezifische, in der Regel formalisierte Repräsentationen einer Theorie hinsichtlich 
eines spezifischen Anwendungsbereichs. Ihre formal transparente Struktur trägt 
dazu bei, widerstreitende Intuitionen an einem objektivem Standard zu klären. Mo- 
delltheoretische Präzision wird einerseits zwar durch eine geringere Reichweite 
erkauft: »ein Modell kann niemals eine Theorie ersetzen« (Roemer 1981, 3); an- 
dererseits erkunden Modelle das latente Potential einer Theorie, um sie gegebenen- 
falls zu bestätigen: »Modelle sind der formale Versuch, eine bestimmte intuitive 
Theorie zu verifizieren« (Roemer 1982a, 18). Auf Marx bezogen hält Roemer es 
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nicht nur für sinnvoll, mathematische Exkursionen im traditionellen Bereich der 
Preis-, Wachstums- und Krisentheorie zu unternehmen, sondern — im Interesse ei- 
ner allgemeinen Klassen- und Ausbeutungstheorie — auch in die weniger leicht for- 
malisierbaren Regionen des Bewußtseins, kultureller Hegemonie und des Kampfs 
um die politische Macht. 

Der Hintergrund seines modelltheoretischen Engagements ist daher nicht primär 
formaler Natur, sondern betrifft ein drängendes reales Problem. Wie nämlich wäre 
Marx’ am Kapitalismus des 19. Jahrhunderts entwickelte Theorie auf die nicht vor- 
hergesehenen Ereignisse der Gegenwart anzuwenden? Wie sein Klassenbegriff auf 
die gesellschaftlichen Verhältnisse der Sowjetunion? Wie ließen sich im Sozialismus 
fortexistierende Ungleichheiten und Unfreiheiten, wie der außenpolitische Imperia- 
lismus Chinas, Vietnams und.der Sowjetunion begreifen? Die notorischen Schwierig- 
keiten, die realsozialistischen Gesellschaften marxistisch einzuschätzen, ihre verän- 
derten Klassenverhältnisse und Formen von Ausbeutung zu begreifen, sind Roemer 
das Indiz dafür, daß der herkömmliche Klassenbegriff unklar und unvollständig ist. 
Ziel eines verallgemeinerten Modells der Klassenbeziehungen und Ausbeutungs- 
verhältnisse sei es, Schwachstellen der überlieferten Theorie freizulegen. Denn die 
traditionelle Kritik, allein an privatkapitalistischer Verfügungsgewalt über Produk- 
tionsmittel festgemacht, versage vor Gesellschaften mit anderen Eigentumsformen. 
Wie die historische Erfahrung zeigte, verschwindet Ausbeutung nicht von selbst, 
wenn die Produktionsmittel nationalisiert werden oder in staatssozialistische Regie 
übergehen. Angelpunkt der Marxschen Theorie, an dem sich zugleich ihre gegenwär- 
tige Krise festmachen lasse, sei nicht die Analyse des Kapitalismus. »Der Teil des 
Marxschen Werks, den ich für die zentrale Einsicht halte, ist die Doktrin des Histo- 
rischen Materialismus« (Roemer 1982a, 24). Erst die Generalisierung des klassi- 
schen Ausbeutungsbegriffs über die Werttheorie hinaus habe Aussichten, den ‘Bewe- 
gungsgesetzen des Sozialismus’ näher zu kommen (Roemer 1981, 6). Erst dann ließe 
sich die theoretische Krise des Marxismus überwinden. 

Der theoretische Sinn modelltheoretischer Verfahren und einer Mikrofundierung des 
Marxismus, der ersten von Roemer nahegelegten Methode, erschließt sich jedoch 
zunächst im Kontext ökonomischer Theorie. Roemer präsentiert zum einen Modelle 
gegen die neoklassische und neo-ricardianische Kritik an der Werttheorie — unter 
geeigneten Bedingungen lasse sich die Äquivalenz von Profit und angeeignetem 
Mehrwert nachweisen; zum anderen versucht er die Herausforderung, die sich aus 
Okishios Theorem ergibt, klassentheoretisch zu wenden. Der Fall der allgemeinen 
Profitrate könne nicht aus dem Begriff des Kapital im allgemeinen oder durch ein 
‘Gesetz der steigenden organischen Zusammensetzung’ des Kapitals abgeleitet wer- 
den, sondern allenfalls aus Entscheidungen, die einzelne Kapitalisten aus ihren Ko- 
stenkalkülen begründen — auch wenn dadurch der Fall der allgemeinen Profitrate 
nicht länger gewiß sei. Roemer zufolge resultiert daraus nicht per se eine Abschwä- 
chung der Marxschen Intention. Die Mikrofundierung aggregierter ökonomischer 
Größen eröffnet gegenüber Okoshios Ergebnis einer bei konstantem Lohnsatz stei- 
genden Profitrate den Blick auf den sozialen Prozeß, der dem Kapital als gesellschaft- 
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lichem Verhältnis zugrunde liegt: die Bewegung der Profitrate istnicht technologisch 
determiniert, sondern durch Klassengegensätze vermittelt (Roemer 1981, 132 £.). 
Hieraus ergibt sich ein von vornherein ambivalentes Verhältnis zur Gleichge- 
wichtsanalyse, die Roemer als zweite Methode vorschlägt. Seine Aufforderung zur 
Mikrofundierung ergeht insofern nicht nur an Cohens Funktionalismus, sondern auch 
an die neoklassische Ökonomie. Unterstellt diese mit der Existenz eines Gleich- 
gewichts nämlich, daß die rationalen Erwartungen der Akteure miteinander kompa- 
tibel sind, hätte sie im Grunde individuelles Verhalten vorgängig zu spezifizieren 
(Roemer 1981, 199 u. 17 f£.). An derherkömmlichen Gleichgewichtsanalyse vermißt 
Roemerindessen eine angemessene dynamische Betrachtung von Preiswechseln, von 
Verhalten außerhalb des Gleichgewichts! und des Übergangs zwischen verschie- 
denen Zuständen. Genau das sei auch das Problem von Cohens Materialismus, der 
allein Gesellschaftsformationen im statischen Gleichgewicht kenne, nicht aber jene 
Prozesse, die Gleichgewichtszustände durchbrechen. Wenn Entscheidungen und 
Klassenkämpfe im Zentrum der Geschichte stehen, liegt es nahe, die Gleichgewichts- 
theorie spieltheoretisch zu dynamisieren, d.h. Existenzbeweise eines statischen 
Gleichgewichts um Beschreibungen der Pfade zu ergänzen, die in einem (neuen) 
Gleichgewicht konvergieren (Roemer 182b, 513 ff.). 

Man kann Roemer insoweit gewiß nicht unterstellen — wie dies bei Modellkonstruk- 
tionen häufig der Fall ist —, zusätzlich unbegründete Prämissen einzuführen; das 
Postulat der Mikrofundierung stellt, im gegenwärtigen Kontext zumindest, ver- 
schwiegene Prämissen der marxistischen Theorie selbst unter Begründungszwang. 
Die Herausforderung ergeht an einen klassentheoretischen Objektivismus, der das 
Moment individueller Handlungsrationalität in fertigen kollektiven Akteuren ver- 
schwinden läßt. Roemers Einfluß auf Przeworski, Wright, Elster und andere ist in 
erster Linie einem Klassenbegriff geschuldet, der die Konstitution solidarischen 
Handelns nicht strukturalistisch entproblematisiert, sondern aus dem historischen 
Verhältnis des vorherrschenden Ausbeutungsmechanismus zum individuell vermit- 
telten Interesse der Produzenten erst entwickelt. Marx’ Werttheorie verliert zwar ihre 
preistheoretische Bedeutung, gleichwohl verteidigt Roemer sie als gültige Beschrei- 
bung kapitalistischer Ausbeutung gegen den Vorwurf, der Bezug auf Arbeit sei 
arbiträr und nach Belieben durch ein Korn- oder Erdölmodell ersetzbar. 

Roemer nähert sich dem historischen Materialismus mit einem spieltheoretisch ge- 
neralisierten Ausbeutungsbegriff - einer allgemeinen Taxonomie von Ausbeutungs- 
‘formen, die sich auf ungleiche Ausgangsausstattungen mit veräußerbaren produkti- 
ven Resourcen stützt, mit denen Individuen auf historisch spezifischen Märkten 
auftreten, um ihren Nutzen zu maximieren (Roemer 1982a, 15). Für den Kapitalismus 
ist das die ungleiche Verteilung von Produktionsmitteln bei gleicher Verteilung von 
Arbeitskraft — so daß die allein im Besitz ihrer Arbeitskraft befindlichen Individuen, 
um ihren Nutzen zu maximieren, ihre Arbeitskraft für Waren eintauschen müssen, die 
weniger Arbeit enthalten als sie entäußern; die Gemeinsamkeit ihrer Marktlage 
schließt sie zur Klasse zusammen (Roemer 1982a, 17). Um sozial überflüssige Aus- 
beutung handelt es sich genau dann, wenn sich unter einer anderen Verteilung der 
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Produktionsmittel für die Produzenten ein höherer individueller Nutzen erzielen ließe 
(Roemer 1982a, 20 u. 272). Roemers Gleichgewichte zielen nicht auf Pareto-Optima- 
lität wie noch das spieltheoretisch erweiterte Gleichgewicht der Wohlfahrtsökono- 
mie, sondern sind irreduzibel klassenspezifisch. Revolutionäre Klassen ziehen sich 
mit den Pro-Kopf-Anteilen ihrer Mitglieder an Ressourcen aus den bestehenden 
sozialen Arrangements zurück und formieren sich zu blockierenden Koalitionen 
eines durch gewisse “Rückzugsregeln’ spezifizierten alternativen Spiels. Offenbar ist 
darin beides enthalten: struktureller Zwang aufgrund ungleichen Eigentums und die 
Freiheit individueller Nutzenmaximierung. Der Klassentheoretiker zieht indessen 
den spieltheoretischen Ausbeutungsbegriff vom Produktionsprozeß auf Eigentums- 
verhältnisse zurück, beansprucht jedoch, die Perspektive dertatsächlichen Akteurezu 
repräsentieren. Kollektiv rationales Handeln orientiert sich auf kontrafaktische Zu- 
stände, auf das zukünftige Gleichgewicht einer alternativen Verteilung des gesell- 
schaftlichen Reichtums, von der sich die bislang ausgebeuteten Klassenindividuen 
höheren individuellen Nutzen versprechen. »Ausbeutung enthält die Möglichkeit 
einer besseren Alternative« (Roemer 1982a, 196). Daraus ergibt sich eine zweite Be- 
gründung des methodologischen Individualismus: als aus individueller Nutzenmaxi- 
mierung abgeleitetes Rationalitätsprinzip. »Der methodologische Individualismus 
folgt der deduktiven Methode; er versucht, historische Beobachtungen aus fundamen- 
talen Postulaten über individuelles Verhalten abzuleiten, die hinreichend selbstevi- 
dent sind« (Roemer 1982b, 514). 

Wir konnten vom Realitätsgehalt dieser Modelle, über den Roemer keine Illusionen 
zu hegen schien, bislang absehen. Ihr theoretischer Status wird entscheidend, wenn 
es um den Erklärungswert geht, den Roemer ihnen zutraut. Sein Anspruch an den 
Marxismus ist immerhin der einer deduktiv-axiomatischen Theorie, die weitreichen- 
de Ableitungen aus selbstevidenten Prämissen vornimmt: »wenn wir die ökonomi- 
sche Ungleichheit und den Zusammenhang der surplus-Aneignung in einer Ge- 
sellschaft verstehen, dann können wir politisches Verhalten und die Phänomene des 
Überbaus als Korollar ableiten« (Roemer 1982a, 8). Nun ist eine Taxonomie nicht 
schon eine allgemeine Theorie. Mit dem spieltheoretischen Kriterium sozial notwen- 
diger bzw. hinfälliger Formen der Ausbeutung und dem über sie definierten Klassen- 
begriff nähert sich Roemer immerhin dem, was er für das Zentrum der Marxschen 
Theorie hält, um einen nicht geringen Erklärungsanspruch zu formulieren. »Ich 
verbinde die Theorie der Ausbeutung mit der Theorie des historischen Materialismus 
in einer präzisen Weise, so daß wir verstehen können, inwiefern der historische 
Materialismus eine Evolution von Formen der Ausbeutung im Fortgang der Ge- 
schichte vorhersagt« (Roemer 1982a, 1). Roemers Theorie der Geschichte kennt ein 
Bewegungsprinzip, einen dynamischen Mechanismus und eine Richtung. Geschichte 
schreitet in einer aufsteigenden Folge von Eigentumsformen voran, die den Zugang 
der Individuen zum produzierten Reichtum regulieren. »Der Grund, aus dem ein 
Rechtsanspruch eliminiert wird, ist, daß er zur Fessel der Produktivkraftentwicklung 
wird. Der Mechanismus, durch den der fragliche Eigentumsanspruch beseitigt wird, 
ist der Klassenkampf, wobei Klassen hinsichtlich der Ansprüche beziehungsweise 
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des Einkommens definiert sind, die aus dem fraglichen Eigentum resultieren« 
(Roemer 1982a, 284). Das technisch determinierte Moment historischen Fortschritts 
scheint in die Sprache sozialer Konflikte übersetzt, die Cohens statisch definierte 
Typologie der Gesellschaftsformationen dynamisiert. Sie soll die Umstände definie- 
ren, unter denen sich eine ausgebeutete Klasse rational dafür entscheiden würde, die 
herrschenden Eigentumsverhältnisse umzustürzen. Aus dem historischen Fortschritt 
extrapoliert Roemer eine dritte, ethische Rechtfertigung seines Individualismus: als 
Postulat zunehmender Selbstverwirklichung der Menschen als Gattung wie als 
Individuen. 

Kann eine Taxonomie, d.h. eine mehrdimensionale Klassifikation, theoretischen An- 
sprüchen dieser Reichweite genügen? Es scheint, als hätte Roemer seine Unterschei- 
dung zwischen einer Theorie und ihren Modellen vergessen und würde seine Defini- 
tionen bereits als reformulierten historischen Materialismus begreifen. Nicht weniger 
als Theorien einer problemorientierten Spezifizierung durch Modelle bedürfen, sind 
klassifikatorische Modelle auf theoretische Begründungen angewiesen. Roemers 
Auffassung von Theorie droht in ethische Intuitionen und formale Modelle auseinan- 
der zu brechen, die weder theoretisch verankert noch empirisch identifizierbar sind.‘ 
Sein an Eigentumsverhältnissen orientierter Klassenbegriff abstrahiert großzügig 
von den produktiven Prozessen, die er voraussetzen muß, wie auch von ihrer herr- 
schaftsförmigen Organisation. Klassentheoretisch geschen bleibt der Produktions- 
prozeß ein technologisch determiniertes An-Sich. Ausbeutung und klassenbestimm- 
tes Handeln werden abgekoppelt von der Dynamik der Kapitalakkumulation. Roe- 
mers Ausbeutungsbegriff bleibt daher in entscheidender Hinsicht unterbestimmt. 
Nicht, weil solidarisches Handeln von imaginierten zukünftigen Zuständen höherer 
Gerechtigkeit überhaupt abhängig wäre,'? sondern weil Roemer nicht einsichtig ma- 
chen kann, wie sich diese in Handlungsmotive umsetzen. Der Übergang von histo- 
risch notwendiger zu überflüssiger Ausbeutung hängt an spieltheoretisch nicht ein- 
holbaren Informationen über den historischen Entwicklungsstand der Ökonomie und 
ihrer Organisation. Solche, für die Konstitution rationalen Klassenhandelns entschei- 
denden Informationen sind weder dem spieltheoretischen Marxisten noch Roemers 
Akteuren zugänglich. 

Wenn spiel- und werttheoretisch gefaßte Ausbeutung in der Beschreibung der kapi- 
talistischen Ökonomie zusammentreffen — was die Fruchtbarkeit modelltheoretischer 
Verfahren belegen soll —, so nicht aufgrund theoretischer Korrespondenzen, sondern 
aufgrund soziologischer Anschauungen. Roemer beschreibt den Kapitalismus nicht 
aus ökonomisch abgeleiteten Gründen als ungleiche Verteilung von Produktionsmit- 
teln bei gleicher Verteilung von Arbeitskraft, sondern weil er hofft, dadurch den 
empirisch vorfindlichen sozialen Konflikten eine rationelle, vor allem ethisch ge- 
rechtfertigte Interpretation zu verleihen (Roemer 1982a, 287). Wie ernst kann es 
jedoch eine Theorie, die von den ‘historischen Aufgaben einer Epoche’ und von 
‘sozial notwendiger Ausbeutung’ spricht, mit dem methodologischen Individualis- 
mus oder gar mit geschichtsmächtigem Handeln meinen? Roemers Ausbeutungs- 
theorie ist funktional auf Klassenkoalitionen bezogen, auf Individuen ist sie nicht 
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anwendbar. Die handlungstheoretische Dynamisierung des historischen Materialis- 
mus bleibt vorerst aus. »Die hier vorgeschlagene Theorie der Ausbeutung bean- 
sprucht die historische Entwicklung zu erhellen, ohne auf die Wahrnehmungen 
derjenigen Leute Bezug zu nehmen, die die Geschichte machen« (Roemer 1982a, 
288). Marx’ Theorie zerfällt über ihrer Umformung in eine Klasse von Modellen in 
drei Abteilungen: in eine induktive Theorie historischer Gesetze, in eine teils induk- 
tive, teils deduktiv-axiomatische Ökonomie, die Klassenhandeln mikrologisch pro- 
gnostizieren soll, und in einen soziologisch auszuformulierenden ethischen Impera- 
tiv für den Sozialismus (Roemer 1982b, 518). 


3. Adam Przeworski — Individualisierung im demokratischen Kapitalismus und 
das Dilemma des ‘Electoral Socialism’ 


Unter Roemers Einfluß verlagerten sich Adam Przeworskis Interessen von system- 
theoretischer Globalanalyse!? auf individuell vermittelte Entscheidungsprozesse — 
wobei seine methodischen Optionen mit einer Diagnose der politischen Kräftekon- 
stellation in den gegenwärtigen Gesellschaften unlösbar verbunden sind. Przeworskis 
analytischer Marxismus ist zwar, was seine Reichweite betrifft, zurückhaltender, 
jedoch in höherem Maße material vermittelt und politisch akzentuiert als der Cohens 
oder Roemers. Unterhalb der Ebene von Cohens funktionalistisch sichergestelltem 
Fortschritt und Roemers statischer Taxonomie spieltheoretischer Gleichgewichte 
geht er jenen Prozessen nach, in denen sich kollektive Akteure und institutionelle 
Kompromisse erst ausbilden. Dynamische Mikrofundierung hätte zunächst die fak- 
tische Reproduktion der Klassenstruktur, die einer gegebenen Gesellschaft zugrun- 
deliegt, zuerklären. Denn soziale Strukturen sind in Przeworskis Augen nicht ausden 
Produktionsverhältnissen, geschweige denn den Produktivkräften direkt abzuleiten, 
sondern Kontingentes Ergebnis politisch ausgetragener Konflikte und als solche in 
fortlaufender Restrukturierung begriffen. Entscheidungstheoretisch entschlüsselt, 
stehen soziale Strukturen in jedem historischen Moment zur Disposition. Przeworskis 
Theorie des electoral socialism scheint geeignet, Giddens ontologischen Grundbe- 
griff der Strukturierung in die wissenschaftlich operationalisierbare These der poli- 
tischen Konstituierung von Klassen durch das Wahlsystem zu übersetzen. Denn seine 
Aufmerksamkeit gilt weniger universalgeschichtlichen Dimensionen als den in den 
bestehenden Institutionen inkorporierten Entscheidungen; seine Intention zielt weni- 
ger aufeinen hypethetischen Vergleich historischer Formationen, als darauf, verbor- 
gene Alternativen in der Struktur der gegenwärtigen Gesellschaft freizulegen. Der 
methodologische Individualismus und eine historisch informierte Gleichgewichts- 
analyse gehen hier aus empirischen Studien über die Herausbildung von Klassen 
hervor; sie stehen im Kontext eines unorthodoxen Kapitalismusbegriffs, der Licht auf 
die Krise sozialistischer bzw. sozialdemokratischer Politik und auf die Herausforde- 
rung der neuen Rechten werfen könnte. 

Uin die fortgeschrittenen Industrieländer zu charakterisieren, inszeniert Przeworski 
daher kein neues Stadium gesellschaftlicher Entwicklung und keinen neuartigen 
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Krisentyp. Der demokratische Kapitalismus, das Leitmotiv seiner Studien, beruhe seit 
je auf einem dynamischen Kompromiß — der sich entgegen einem evolutionären 
Optimismus sehr wohl als reversibel erweisen kann. Historisch gesehen habe die Kon- 
frontation der Arbeiterklasse mit einem repressiven Staatsapparat und das drängende 
Interesse an tatsächlicher Verbesserung der Lebensbedingungen einer revolutionären 
Klassenpolitik gegen die bestehende Ordnung ohnehin niemals eine reale Chance 
gelassen. Unter den vorgefundenen Machtverhältnissen war und ist es durchaus ratio- 
nal, Profite als Bedingung künftigen Wachstums anzuerkennen — solange für ihre 
Verwendung ein politischer Spielraum offensteht. Der Kapitalismus sei nämlich kein 
Nullsummenspiel zwischen Kapital und Lohnarbeit, sondern ein dynamisches Sy- 
stem. Über die konsequente öffentliche Kontrolle der Investitionen und der Einkom- 
mensverteilung lassen sich noch innerhalb des Kapitalismus sozialistische Ziele rea- 
lisieren (Przeworski/Wallerstein 1982, 217). Eine kapitalistische Ökonomie: privates 
Eigentum an Produktionsmitteln, und demokratische Institutionen: die Chance, In- 
vestitionen politisch zu dirigieren und weite Bereiche der Gesellschaft bewußt zu ge- 
stalten, waren Grundlage jenes erfolgreichen Konsenses zwischen den Organisatio- 
nen der Lohnarbeit und des Kapitals, der den Kapitalismus seit den 30er Jahren bis ins 
letzte Jahrzehnt gekennzeichnet habe. 

Die Aussicht, die Przeworski einer sozialistischen Politik noch innerhalb des demo- 
kratischen Kapitalismus einräumt, bleiben theoretisch nicht folgenlos. Przeworski 
spitzt seine Diagnose auf drei Thesen zu, die das Selbstverständnis marxistischer 
Theorie empfindlich treffen. Zum ersten entwertet er Marx’ ökonomische Theorie. 
Sie eigne sich allenfalls zur Rechtfertigungrevolutionärer Absichten, nicht jedoch zur 
effektiven gesellschaftlichen Gestaltung. »In der Tat war die marxistische ökono- 
mische Theorie niemals von ökonomischer Wichtigkeit für die Linke« (Przeworski/ 
Wallerstein 1982, 206). Ein strukturpolitisch verlängerter Keynesianismus sei die 
adäquate Theorie der Arbeiterklasse innerhalb des demokratischen Kapitalismus. Ihr 
entsprichtein politisch ausbalanciertes Gleichgewicht zwischen Löhnen und Profiten 
— selbst wenn dahinter eine linke Austerity lauert. »Wenn die Fähigkeit, den Sozia- 
lismus zu errichten in der kapitalistischen Gesellschaft nicht ökonomisch, politisch 
und ideologisch organisiert ist, ergeht es den Lohnarbeitern besser, wenn sie die Krise 
vermeiden und kooperativ an der Reproduktion der kapitalistischen Akkumulation 
mitwirken« (Przeworski 1980, 165). Die von Marx nicht für möglich gehaltene Sta- 
bilitätdes Kapitalismus läßt sich demnach weder aufideologische noch aufrepressive 
Apparate zurückführen, sondern allenfalls auf ein unter den gegebenen Umständen 
durchaus rationales Interesse der Arbeiter, die innerkapitalistischen Alternativen: 
zwischen einem marktliberalistischen und einem keynesianischen Entwicklungs- 
pfad, für sich zu entscheiden. 

»Selbst wenn sie ihrerseits von den kapitalistischen Verhältnissen geprägt wurde, ist die Arbeiterklasse 
eine aktive Kraft der Umbildung des Kapitalismus gewesen. Wir werden die Elastizität des Kapitalismus 


niemals verstehen, wenn wir ihre Erklärung nicht in den Interessen und Aktionen der Arbeiter selbst 
suchen« (Przeworski 1985, 3).'* 


Zweitens ergibt sich daraus ein handlungstheoretisch gewendeter Klassenbegriff. 
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Przeworski spricht sich gegen die Annahme aus, Klassenhandeln sei strukturell, 
durch ökonomische Gesetze, durch Eigentumsverhältnisse oder kulturelle Normen 
determiniert. Die Achillesferse des Marxismus sei ein unproblematisiertes Verhältnis 
von Individuen und sozialen Strukturen. Klassen formieren sich in einem diskontinu- 
ierlichen, ebenso von politischen Organisationen wie von handelnden Personen aus- 
getragenem historischen Prozeß: als bewegliche Relation zwischen individuellen Ak- 
teuren und strukturellen Positionen im ökonomischen wie im politischen System 
(Przeworski 1985, 81). Statt Hoffnungen in die Neigung der Arbeiter zukollektivem, 
vielleicht gar revolutionärem Handeln zu investieren, wäre nach den Bedingungen zu 
fragen, unter denen gemeinsames Handeln auch individuell zweckrational erscheint. 
Hier liegtein weiteres Motiv für einen methodologischen Individualismus. Przewor- 
ski sieht die strategische Situation der Arbeiter eher durch Konkurrenz am Arbeits- 
markt als durch spontane Solidarität gekennzeichnet. Strikt individuell orientiertes 
Handeln führt in dieser Situation jedoch zu kollektiv suboptimalen Ergebnissen, 
spieltheoretisch gesprochen in ein Gefangenendilemma, das erst durch gewerkschaft- 
liche Organisierung zu überwinden wäre. Gemeinsame objektive Bedingungen er- 
zeugen nicht schon politisch gleichgerichtetes Handeln. »Die Organisation der Ar- 
beiter als eine Klasse ist nicht unausweichlich« (Przeworski/Sprague 1986, 182). Erst 
negative Erfahrungen und ihre theoretische Rekonstruktion machen Gründe für ko- 
operatives Handeln einsichtig. Nicht der Marxismus, sondern die Spieltheorie habe 
die Bedingungen, unter denen Kooperationen wahrscheinlich werden, zuerst als ei- 
genständiges Problem erkannt. An individuellen Interessen, an Entscheidungssitua- 
tionen und rational erwogenen Alternativen anzusetzen sei daher für die Klassentheo- 
rie, auch um den Preis radikaler Selbstkritik, verbindlich. 


»Alles in allem erfordert die Perspektive des methodologischen Individualismus ein komplettes Neuüber- 
denken der marxistischen Theorie des Klassenhandelns. () Ich bin mir nicht sicher, ob irgend etwas von 
der marxistischen Klassentheorie aufrechterhalten werden kann« (Przeworski 1986, 129 £.). 


Diese Einwände sind an Cohens und Roemers Orthodoxie adressiert, die zwischen 
ökonomischer und politischer Sphäre unterscheidet, um letztere aufein Epiphänomen 
stummer ökonomischer Selbstregulation zu reduzieren. Przeworski insistiert dage- 
gen aufeiner politischen Theorie der Ökonomie, die Produktionsmodelle lediglich als 
Analyse der technischen Grenzen politischer Verteilungskämpfe begreift (Przewor- 
ski 1982, 232 u. 234).'° Im Zentrum der Ökonomie steht indessen auch hier nicht die 
gesellschaftliche Form der Arbeit. Akkumulations-, klassen- und staatstheoretisch 
scheint die Werttheorie redundant. Die produktionsbezogene Ökonomie sei durch 
eine Theorie der politischen Distribution zu ersetzen, die den politischen Determinan- 
ten der ökonomischen Dynamik nachgeht. 

Strukturieren sich Klassen im politischen Konflikt, steht im Hintergrund eine beun- 
ruhigende dritte These. Die kompromißhafte Struktur des demokratischen Kapi- 
talismus reproduziert sich im Dilemma sozialistischer Politik. Der Eintritt der mehr- 
heitlich sozialdemokratisch organisierten Arbeiterbewegung in den bürgerlichen 
Staat hat Przeworski zufolge die Aussichten auf eine sozialistische Transformation 
grundlegend verändert. Die Spannung zwischen Parteistrategie, Klassenorganisation 
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und individueller Wahlentscheidung erzeugt Tendenzen politischer Individualisie- 
rung, durch die der parlamentarische Weg zum Sozialismus sich selbst blockiert. In 
den fortgeschrittenen Ländern ist nicht allein der revolutionäre Umsturz ausgeblie- 
ben. »Keine politische Partei hat jemals mit einem Programm, das eine sozialistische 
Transformation der Gesellschaft anbietet, eine Wahlmehrheit gewonnen« (Przewor- 
ski/Sprague 1986, 1). Verbessern Reformen die Lebenschancen der Arbeiter im Ka- 
pitalismus, addieren sie sich gleichwohl nicht zu einer kontinuierlichen Strategie, die 
dem ursprünglichen Endziel des electoral socialism näher käme. Die Ursachen des 
reformistischen Dilemmas sucht Przeworski im strukturierenden Effekt des Wahlsy- 
sterns. Im parlamentarischen Kampf um die Macht relativiert sich Kiassenpolitik am 
Verhalten der anderen Akteure. Dasich in Wahlen heterogene Interessen repräsentie- 
ren, ist seine Funktionsweise wesentlich Konservativ. Machen sich Arbeiterparteien, 
um ihr Programm über parlamentarische Mehrheiten durchzusetzen, von der Zustim- 
mung aus anderen Klassen abhängig, lockern sie in dem Maß, in dem sie sich zu 
Volksparteien öffnen, die Loyalität ihrer traditionellen Mitglieder. »Wenn sich 
Linksparteien Gehaltsempfängern oder dem Kleinbürgertum zuwenden, um Wahlun- 
terstützung zu erhalten, desorganisieren sie die Arbeiter als Klasse und haben mit 
Wahlverlusten unter Arbeitern zu zahlen« (Przeworski/Sprague 1986, 179).'° Prze- 
worskis Individualismus, aus einer politischen Fragestellung geboren, läßt sozia- 
listische Politik in einer gewissen Hoffnungslosigkeit zurück. Nicht nur die revolu- 
tionäre, auch die parlamentarische Strategie sei womöglich gescheitert. »So mag die 
Ara des Wahlsozialismus vorüber sein« (Przeworski/Sprague 1986, 185). 

Przeworskis Differenzen zu Roemer machen es schwer, den Analytischen Marxismus 
als ein theoretisch kohärentes Projekt anzusehen. Przeworskis ‘historisches Gleich- 
gewicht’ ist weder ein neoklassisches, noch läßt es sich auf klassenspezifisch auf- 
gehertschte Konstellationen festlegen. Es steht in der Nähe zu Gramscis durch Kom- 
promisse gekennzeichneten Hegemoniekonzept, demzufolge nicht Katastrophische 
Gleichgewichte, in denen die gesellschaftlichen Kräfte auf wechselseitige Vernich- 
tung drängen, sondern konkret koordinierte Interessen dem normalen Gang der Ge- 
sellschaftentsprechen (Przeworski 1980, 134 ff.). Historisch gesehen waren Klassen- 
kompromisse ebenso produktiv, wie Revolutionen nur erfolgreich sein konnten, weil 
sie das Reproduktionsniveau einer Gesellschaft als Ganzer steigerten— was eine bloße 
leninistische Redistribution von Eigentumstiteln kaum erreichen würde.'!” 

So sehr man jedoch der Absage an einen Ökonomismus, der politische und kulturelle 
Strukturen als ‘Korollar’ von Eigentumsverhältnissen betrachtet, zustimmen kann, 
Przeworski erliegt der komplementären Gefahr einer Überpolitisierung theoretischer 
Kategorien. Werden Strukturen schlechthin in Resultate von Entscheidungen aufge- 
löst, entsteht der Eindruck einer vollkommen transparenten und disponiblen Gesell- 
schaftsordnung. Paradoxerweise führt die Überhöhung von Willensverhältnissen zu 
einer dualistischen Sichtder Ökonomie, die selbst das in Roemers Profitratentheorem 
noch enthaltene Momentder Technikwahl entpolitisiert. Der Produktionsprozeß wird 
auf ein technisches Aggregat reduziert, dessen politische Dimension erst in der 
Verteilungssphäre beginnen soll. Das Desinteresse an Marx’ ökonomischer Theorie 
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rächt sich in einer eigentümlichen Naivität. Die ökonomische These, auf der Prze- 
worskis politisierte Akkumulationstheorie basiert, bleibt undiskutiert: daß sich näm- 
lich eine Lohnquote politisch aushandeln ließe, die optimales Wachstum garantiert. 
Im Idealfall könnte sich die kapitalistische Ökonomie krisenfrei reproduzieren. Der 
demokratische Kapitalismus wäre stabil, wenn ihn nur überzogene Lohnforderungen 
oder der neokonservative Versuch, seine demokratische Komponente aufzukündi- 
gen, nicht aus dem Gleichgewicht brächten. Die Strategie, die Przeworski verfolgt, 
trägt vertraute Züge: Keynesianismus und aktive Strukturpolitik — das schwedische 
oder auch: das westdeutsche Modeli (Przeworski/Wallerstein 1982, 213). 

Die Verallgemeinerung der ‘ökonomischen Methode’, die Przeworski propagiert 
(Przeworski 1986, 120), stehteiner politische Theorie, die auf gemeinsames Handeln 
zielt, nicht gut an. Seine ökonomische Analyse verläßt sich auf den sozialdemokra- 
tischen Common Sense vergangener Jahre. Dem entspricht ein ebenfalls dualistischer 
Politikbegriff. Das strategische Dilemma des electoral socialism ist zugleich eines 
des methodologischen Individualismus. Die sozialdemokratische Entscheidung für 
den Kapitalismus war Przeworski zufolge nicht nur im Grunde ohne Alternative, sie 
setzte zugleich einen verhängnisvollen Mechanismus nicht-intendierter Folgen in 
Gang, der sich individuellen Entscheidungen definitiv entzieht. Zwar ließe sich ein 
bequemer Kapitalismus arrangieren, doch droht die politische Individualisierung in 
Freiheitsverlust umzuschlagen. Nicht die Ökonomie, das Wahlsystem als solches er- 
scheint als Schicksalsmacht des demokratischen Kapitalismus: »Die entscheidende 
Frage betrifftnicht die Motivationen von Parteiführern sondern die Auswirkungen ei- 
ner Beteiligung an Wahlen auf die Bewegung für den Sozialismus. Es handelt sich um 
eine Frage nach Bedingungen, die unabhängig vom Willen eines jeden sind, nach der 
Struktur der Situation, in der sich eine sozialistische Bewegung in einer demokra- 
tisch-kapitalistischen Gesellschaft wiederfindet« (Przeworski/Sprague 1987, 2). Ei- 
ne unvermittelte Dualität kennzeichnet schließlich Przeworskis Klassenbegriff. 
Klassen scheinen einerseits in politische Prozessualität aufgelöst, andererseits re- 
agieren sie immer schon — was nun doch einem Begriff der Klassen an sich entsprä- 
che — auf einen strategischer Interaktion strukturell vorgegebenen, ‘parametrischen 
Zwang’ (Przeworski 1986, 131). Die im Kapitalismus verborgene Alternative rückt 
darüber in die Ferne einer sozialistischen Utopie, deren Erfüllung erst beides, den 
individualismus politischer Entscheidungen und die strukturellen Zwänge des Kapi- 
talismus, überwunden hätte. 

»Die wirkliche Eigenschaft einer sozialistischen Organisation der Gesellschaft ist die Fähigkeit der 
Gesellschaft, sich als Ganze dafür zu entscheiden, in einer demokratischen Weise jene Zusammensetzung 


von Bedürfnis zu wählen, die durch die Allokation von Resourcen befriedigt werden sollen« (Przeworski 
1982, 238). 


4. Jon Elsters ‘Making Sense of Marx’: Nutzenmaximierung und Sozialpsychologie 


Die bislang skizzierten Beiträge zu einem Analytischen Marxismus folgen keinem 
durchgehend einheitlichen Programm. Dennoch hat Jon Elster versucht, sie für eine 
Neubewertung der Marxschen Theorie als Ganzer zu gewinnen. In Making Sense of 
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Marx (1986) sichtet Elster Marx’ frühe anthropologische Äußerungen, seine Analy- 
sen von Kapital, Staat und Ideologie, seine aktuellen politischen Kommentare, 
schließlich die Erwartung einer zukünftigen sozialistischen Gesellschaft, um’ sie 
den harten Standards der gegenwärtigen Wissenschaft zu unterwerfen. Elsters Leit- 
linien sind klar gesteckt: es geht ihm darum, Marx’ vielschichtiges Werk von 
schlechten Hegelschen Rückständen, den modernen Marxismus von funktiona- 
listischen Beimischungen zu reinigen. Elsters Rekonstruktion steht nicht im Kon- 
text eines eigenen theoretischen Entwurfs; seine methodischen Positionen sind 
nicht material hergeleitet, sondern verallgemeinern Roemers und Przeworskis In- 
dividualismus zu einem Erklärungsprinzip"®, das zugleich andeutet, wo die Grund- 
lagen einer zeitgemäßen Gesellschaftstheorie zu suchen wären. »Die Insistenz auf 
dem methodologischen Individualismus führt zur Suche nach Mikrofundierungen 
der marxistischen Sozialtheorie. (...) Was Mikrofundierungen für die marxistische 
ökonomische Theorie bedeuten, sollte die Sozialpsychologie für die marxistische 
Theorie der Ideologie leisten. Ohne sichere Kenntnis der Mechanismen, die auf der 
individuellen Ebene arbeiten, sind die großen marxistischen Behauptungen über 
Makrostrukturen und langfristigen Wandel verurteilt, auf der Stufe der Spekulation 
zu verbleiben« (Elster 1982, 454). Zur gesunden Dosis Positivismus, die er gegen 
funktionalistische Irritationen verschreibt, gehört an erster Stelle ein Erklärungs- 
schema, nach dem soziale Phänomene aus harten kausalen Gesetzen abzuleiten 
wären — ein einheitswissenschaftliches Ideal: »Das Ziel der Wissenschaft besteht 
darin, mit Hilfe von Gesetzen zu erklären« (Elster 1985, 5).'? Elster versteht seinen 
Individualismus demnach primär als ein Postulat, das dem Analytischen Marxismus 
wissenschaftstheoretische Autorität verleihen soll; es formuliert Adäquatheitsbe- 
dingungen, die zulässige Erklärungen von funktionalistischen Konstruktionen und 
dialektischen Fehlschüssen abgrenzen sollen. Die im Analytischen Marxismus an- 
gelegte Tendenz, Theorie auf wenige Grundsätze zu reduzieren, ist hier am weite- 
sten getrieben. Elsters Einschätzung der Marxschen Theorie vermittelt einen Ein- 
druck von den Chancen dieses Verfahrens — und wird daher später einen geeigneten 
Ansatz bieten, nach der methodischen Qualität des Analytischen Marxismus zu 
fragen. 

Gesellschaftstheoretische Erklärungen umfassen demnach drei Momente: die kausa- 
le Ableitung mentaler Zustände; die intentionale Erläuterung individueller Handlun- 
gen aus Zielen und Präferenzen; die kausale Erklärung aggregierter Phänomene aus 
Handlungsfolgen. Im Zentrum steht ein Handlungsbegriff, dem Elster zugleich zu- 
traut, Handlungen nicht nur zu definieren, sondern auch zu erklären. Handeln er- 
scheintals Versuch, klar umrissene Ziele mit verfügbaren Mitteln in vorgegebenen Si- 
tuationen zu erreichen: als Maximierungsverhalten. Entscheidend ist der Übergang 
von analytischen Rationalitätskriterien zu kausal wirksamen Motiven. Handlungen 
sind rational und werden ausgeführt, weil sie gewisse Absichten aus der Sicht der 
Akteure optimal realisieren. Erst diese, keineswegs unumstrittene Voraussetzung 
erlaubt es, von rational-choice explanations zu reden. In der Logik solcher Erklärun- 
gen gilt Kooperation bereits als abgeleitetes Phänomen und wäre auf gleichgerichtete 
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individuelle Interessen oder den Individuen aufgeherrschte Ziele zurückzuführen. 
Uneigennütziges Handeln rückt ins zweite Glied, daes sich parasitär zu egoistischem 
verhält. Elster fühıt dieses Programm radikal durch. Zwar räumt er ein, daß es sowohl 
kollektive Vorstellungsgehalte gibt als auch individuelle Eigenschaften, die sich erst 
in sozialen Beziehungen realisieren; auch mag die Gefahr voreiliger, mikrotheore- 
tisch nicht hinreichend abgesicherter Reduktionen bestehen. Wissenschaft verlange 
jedoch, Ursachen und Wirkungen, die nur als partikulare existierten, ohne Rekurs auf 
überindividuelle Zwischenglieder aufeinander zu beziehen. 

So wendet Elster dieses Prinzip denn auch auf strategische Situationen an, in denen 
keine Person als einzelne alle Bedingungen kontrolliert: in denen die Akteure ihre 
Intentionen wechselseitig anerkennen müssen, um ihre je eigenen Interessen zu rea- 
lisieren. Selbst eine kollektiv erzeugte, soziale Kausalität bricht Elster zufolge nicht 
den Primat individuellen Nutzens. Die Theorie der Spiele wird als spezieller Fall der 
rationalen Entscheidungstheorie definiert; kooperative Lösungen werden nicht-koo- 
perativen Spielen aus methodologischen Gründen nachgeordnet. ‘Rational-Choice 
Erklärungen’ können Elster zufolge zwei Einwände integrieren: auch wenn gemein- 
same Werte und Situationsdefinitionen individuelle Präferenzen beeinflussen, treten 
sie deshalb nicht an ihre Stelle; kooperativ erzeugten Effekten seien stets noch 
individuelle Entscheidungen, nämlich in gemeinsames Handeln überhaupt einzutre- 
ten, logisch vorausgesetzt (Elster 1985, 10 Fn. 2 u. 3; 1982, 464 f.). 

Um die Dynamik strategischer Situationen einzufangen, beschränkt sich Elster nicht 
darauf, Präferenzen und Situationsdeutungen äußerlich einander zuzuordnen. Der 
Anpassung von Zielen an situative Grenzen (‘Saure Trauben’) oder der eingesetzten 
Mittel an Präferenzen (‘Ulysses und die Sirenen’) schenkter besondere Aufmerksam- 
keit. Um sie und ähnliche Mechanismen aufzuschlüsseln, sei es erforderlich, Ratio- 
nal-Choice Erklärungen kausal zu unterfüttern — zum einen durch interne psychische 
Mechanismen, die Bedürfnisse und Ziele mit äußeren Bedingungen abstimmen; zum 
anderen durch nichtintendierte Handlungsfolgen, die an eine fortlaufende Umbildung 
von Präferenzen rückgekoppelt sind. Zur ersten Gruppe subintentional wirkender 
Faktoren zählt Elster ‘heiße Mechanismen’, etwa der Spannungsreduktion, mit der 
subalterne Klassen sich in ihr Schicksal fügen, oder ‘kalte Mechanismen’ rein kog- 
nitiver Verarbeitung (Elster 1985, 18 ff. u. 465 ff.). Zur überindividuellen Kausalität 
zählen zufällige, durch Irrtümer oder Unwissenheit hervorgerufene Ereignisse, nicht- 
beabsichtigte Wirkungen, deren Beständigkeit gleichwohl auf motivationale nie 
Mechanismen zurückzuführen ist. 

Die Abgrenzung zum funktionalen Schema, wie es Elster versteht, ergibt sich von 
seibst. Wären danach Ereignisse durch ihre nützlichen Folgen bereits erklärt, bliebe 
die Frage ihres Bezugs offen. Für jedes Phänomen ergäben sich, je nach Zurechnung 
seiner Effekte, beliebig viele verschiedene Erklärungen (Elster 1985, 28). Nichtin- 
tendierte tatsächliche Handlungsfolgen sind jedoch nicht schon durch ihren Nutzen 
für ein ‘objektives Interesse’ oder das einer konspirierenden Gruppe erklärt, sondern 
erst dann, wenn gesetzesförmige Verknüpfungen mit identifizierten Interessen nach- 
gewiesen sind. Dies vorausgesetzt, ist der meihodologische Individualismus durch- 
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aus mit Cohens funktionalen Erklärungsskizzen kompatibel: als ihnen angemessene 
Form der Ausarbeitung. 
»Soweit das hauptsächliche funktionale Paradigma an teleonome Mechanismen appelliert, wie in der 


Erklärung des Marktverhaltens durch ein Modell der natürlichen Selektion in der Konkurrenz zwischen 
Firmen, läßt sich dagegen nichts einwenden« (Elster 1982, 45). 


Man wird freilich fragen müssen, ob die Postulate des Individualismus und der 
Mikrofundierung tragen, wenn es darum geht, soziale Sachverhalte tatsächlich zu 
erklären. Ebenso wie die Allgemeine Gleichgewichtstheorie eher eine Theorie auf der 
Suche nach Akteuren ist, die ihren Verhaltensannahmen genügen, als eine kausale 
Erklärung der ökonomischen Realität (Hahn 1973, 18 ff.), waren die Erfahrungen mit 
der Spiel- und Entscheidungstheorie als Prinzipien der Theoriebildung in den 50er 
und 60er Jahren nicht gerade ermutigend (s. Ackoff 1959). Zu welchen Ergebnissen 
würde also Elsters Mikrofundierung des Marxismus führen? 

Elsters Blick auf Marx’ Theorie ist durch methodologische Interessen geprägt. Er 
entdeckt in Marx’ Schriften einerseits hellsichtige Antizipationen der Spieltheorie 
und Theoreme endogenen Präferenzwandels, andererseits Rückfälle in funktiona- 
listische Scheinerklärungen und undurchsichtige dialektische Ableitungsversuche. 
Da ihm Cohens hermeneutisches Interesse, Roemers ökonomischer und Przeworskis 
empirischer Hintergrund fehlt, muß er sich ganz auf die Plausibilität seiner analyti- 
schen Prinzipien verlassen. Aus ihnen ergibt sich ein recht eigenwilliges Interpreta- 
tionsverfahren, das weniger Marx’ Intentionen erschließt, als Elsters interessierte 
Auffassung an Marxschen Zitaten illustriert. Dem Verdikt eines unabgeleiteten Funk- 
tionalismus fallen Marx’ Geschichtstheorie, Kapitalismusanalyse, seine Staats- und 
Ideologietheorie zum Opfer; Sympathien bringt Elster für sonst eher geringgeschätz- 
te Teile des Marxschen Werkes auf — für gewissen normative und anthropologische 
Voraussetzungen und die politischen Schriften. 

So überblendet Elster Marx ökonomische Theorie umstandlos mit neoklassischen 
Schemen. Die Reproduktion der Lohnarbeiter wird unter eine “Theorie des Konsu- 
menten-’, Kapitalakkumulation unter eine “Theorie des Produzentenverhaltens’ sub- 
sumiert. Seine Einwände überraschen wenig; er klagt jene Mängel ein, auf die in 
ähnlicher Erwartung bereits Samuelison, Okishio, Steedman und andere gestoßen 
waren: da ‘nicht beobachtbar’, seien Wertgrößen nichthandlungsrelevant; aus Marx’ 
‘Arbeitswerttheorie’ könne man weder Gleichgewichtspreise noch eine Gleichge- 
wichtsprofitrate ableiten; im Glauben, daß Kapitalisten lediglich die Gesetze des 
Kapitals im allgemeinen vollstrecken, lasse sie die Wahl der Technik unterbestimmt. 
Vielleicht als ethisches Postulat noch zu retten, scheinen auch an dieser Version der 
Werttheorie Zweifel zulässig. Denn in der Welt der Modelle steht es frei, sich einen 
moralisch sauberen Kapitalismus vorzustellen: »Wenn einige Arbeiter — von denen 
wir dem Argument zuliebe annehmen, Gaß sie sich nur in ihren Zeitpräferenzen 
unterscheiden -es vorziehen, zu sparen und zu investieren statt zu konsumieren, kann 
dann irgendjemand etwas dagegen einwenden, daß sie andere dazu veranlassen, für 
sich zu arbeiten, indem sie ihnen einen Lohn oberhalb dessen anbieten, was sie sonst 
verdienen könnten?« Die Werttheorie, schließt Elster, »ist bestenfalls nutzlos, im 
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nicht selten eintretenden schlimmsten Fall schädlich und irreführend« (Elster 1985, 
226 u. 120). 

Vor allem analytische Mängel entdeckt Elster im historischen Materialismus und in 
der Klassentheorie. Zum einen seien verschiedene Formen der Produktivkraftent- 
wicklung nicht unterschieden, zum anderen Produktivkräfte und Produktionsver- 
hältnisse nicht trennscharf voneinander abgesetzt, der Widerspruch zwischen ihnen 
nicht zwingend begründet. Die suboptimale Nutzung vorhandener Produktions- 
mittel, d.h. output-Maximierung einerseits, erfordere nicht automatisch eine neue Ge- 
sellschaftsform; andererseits wäre die innovative Dynamik der kapitalistischen Pro- 
duktivkraftentwicklung, d.h. surplus-Maximierung, schwerlich von einer anderen 
Gesellschaft zu überbieten (Elster 1985, 266). Wenn die Entwicklung von Produktiv- 
kräften kein schlüssig begründetes gesellschaftliches Bewegungsprinzip abgıbt, 
helfe Marx’ unvermittelter Rekurs auf Klassenkämpfe nicht weiter. Der kausale Zu- 
sarmmenhang zwischen Klassenkämpfen und Produktivkraftentwicklung bleibe un- 
ausgewiesen, kollektives Klassenhandeln als solches sei allenfalls teleologisch kon- 
struiert. Auch wenn sich mit größter Nachsicht aus Marx’ unklaren Äußerungen ein 
allgemeiner Klassenbegriff gewinnen lasse, wie es Elster versucht (Elster 1985, 330 
f. bzw. 1985b), folge daraus nicht, daß Klassenkämpfe die gesellschaftlich entschei- 
denden Konfliktlinien markieren. Kulturell, religiös oder politisch konstituierte 
kollektive Akteure prägen das Gesicht einer Gesellschaft vielleicht entscheidender 
als Klassen (Elster 1985, 390 ff.). Wenig hält Elsters Kriterien stand, am wenigsten 
Marx’ Ideologie- und Staatstheorie: 


»Die Theorie ist in halb-konspiratistischer, halb-funktionalistischer Sprache abgefaßt, die zu bequemem, 
reibungslosem Denken einlädt. (...) Stärker noch als andere Bestandteile des Marxismus befindet sich die 
Theorie der Ideologien in der akuten Not der Mikrofundierung« (Elster 1985, 399 u. 460). 


Elsters Mikrofundierung knüpft nun nicht so sehr an Marxschen Theoremen als an 
Marxschen Themen an, um an ihnen den spieltheoretischen Ansatz zu bewähren. Sie 
charakterisiert die Situation der Arbeiterklasse im Kapitalismus nicht historisch oder 
ökonomisch, sondern zunächst methodisch. Elster teilt Przeworskis Diagnose und 
charakterisiert ihre Handlungsposition als ein Gefangenendilemma, ohne jedoch 
vorschnell auf eine sei’s formale, sei’s historisch informierte Gleichgewichtslösung, 
aufeinen Klassenkompromiß, zu vertrauen. Elsters spieltheoretischer Klassenbegriff 
reformuliert das Problem solidarischen Handelns, ohne eine Lösung sicherzustellen. 
»Ich definiere Klassenbewußtsein als die Fähigkeit, sich als kollektiver Akteur zu 
verhalten. Operationell gesehen bedeutet dies, das Problem des Trittbrettfahrens zu 
überwinden« (Elster 1982, 467). Probleme des Klassenhandelns sind mit denen der 
Spieltheorie identifiziert. Man kann nämlich nur für eine eng umrissene Klasse von 
Spielen, für Zwei-Personen-Nullsummenspiele, einen Gleichgewichtspunkt voraus- 
setzen. Hingegen sind für alle hinreichend realistischen Situationen, für Nicht- 
Nullsummenspielen und solche mit endlichen vielen Parteien, keine wechselseitig 
optimalen Strategien garantiert. Unter welchen Bedingungen finden individuelle 
Akteure, um suboptimale oder kontrafinale Ergebnisse nichtkooperativer Strategie- 
kombinationen zu vermeiden, zu kooperativen Strategien, etwa der eines assurance 
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games? Elsters Akteure bleiben, aus methodischen Gründen, auf sich gestellt. »Anzu- 
nehmen, daß die Handelnden eine kooperative Lösung erreichen werden, heißt 
ebensoviel wie anzunehmen, daß ein funktionales Bedürfnis seine eigene Befriedi- 
gung erzeugen wird. (...) Ob Klassen sich so verhalten, ist eine Frage, die durch spiel- 
theoretische Analyse entschieden werden muß« (Elster 1982, 466 f.). Kooperative 
Lösungen des Gefangenendilemmas sind möglich, aber nicht zwingend. Die spiel- 
theoretische Analyse erfüllt die theoretische Funktion, die Elster ihr zudenkt, jedoch 
nur unzureichend. Jede der diskutierten Lösungen, Nashs und Zeuthens oder das Co- 
re-Theorem, hängen entscheidend von externen Bedingungen ab, von Symmetrie-, 
Kommunikations- und Informationsannahmen, die gegebenenfalls zu unendlich vie- 
len inkompatiblen Alternativen führen. Wo sich technisch nichts mehr ausrichten läßt, 
wo Intuitionen und Plausibilitätsbetrachtungen unkontrollierbar spekulativ werden, 
könnten nur theoretisch abgesicherte Gründe entscheiden. 

Es fällt am Ende nicht leicht, den theoretischen Ertrag von Elsters umfangreicher 
Arbeit zu identifizieren, der hier zur Geltung kommen könnte. Kaum etwas bleibt, das 
sich noch fundieren ließe. Elster verschweigt seine Skepsis nicht. »Es ist heutzutage 
weder moralisch noch intellektuell möglich, ein Marxist im traditionelle Sinn zu sein« 
(Elster 1985, 531). Umso überraschender für eine Rekonstruktion, die immerhin den 
Sinn der Marxschen Theorie erschließen wollte, ist sein Resümee — eher Bekenntnis 
als methodisch gewonnenes Resultat. »Selbstverwirklichung durch kreative Arbeitist 
das Wesen von Marx’ Kommunismus. Ich glaube, daß dies das wertvollste und 
beständigste Element des Marxschen Denkens ist.« (Elster 1985, 521). Zwar läßt sich 
hieraus auf Elsters Einstellung schließen, aber durchaus fraglich bleibt, was an die 
Stelle des “traditionellen Marxismus’ treten soll-der, wenn nichtden Anspruch eines 
Erklärungsmodells, so doch immerhin den einer materialen Erklärung der kapitalisti- 
schen Gesellschaft hegte. 


IH. Werttheorie, funktionale Vergesellschaftung und strategische Interaktion 


Nach allem ist zweifelhaft, ob der Analytische Marxismus als kohärentes theore- 
tisches Programm angesprochen werden kann. Hinter der analytischen Fassade trifft 
man aufentscheidende methodische Brüche und inhaltliche Differenzen. Die Einsich- 
ten und Anregungen, die von ihm ausgehen könnten, betreffen relativ eng umrissene 
Fragestellungen, über die allein in materialen Kontexten zu urteilen wäre. Meine 
Skepsis galt daher zunächst seinem allgemeinen gesellschaftstheoretischen Pro- 
gramm. Es ist letztlich nicht klar, wie Cohens vorerst in darwinistischen Metaphern 
umschriebener Materialsimus aussehen würde, wenn er den Rang einer ‘reifen Wis- 
senschaft’ erreicht hätte. Roemers ‘non-dogmatic approach’ eröffnet weniger hand- 
lungstheoretische Perspektiven, als daß er einen methodologischen Ökonomismus 
einführt, der versucht, Handlungsmotive und soziales Bewußtsein aus technischen 
Ausstattungen und Präferenzen zu deduzieren. Und es ist keineswegs sicher, ob EI- 
sters soziale Kategorien nicht lediglich Provisorien sind, die darauf warten, mit dem 
Fortschritt der Sozialpsychologie aufs behavioristische Maß reduziert zu werden. 
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Kann von einer theoretischen Herausforderung des Analytischen Marxismus bislang 
kaum die Rede sein, werde ich mich im folgenden den methodischen Techniken zu- 
wenden, denen man immerhin zutraut, Marx’ Werk auf neue Grundlagen zu stellen 
— wenn nicht schon ein ausgereiftes Programm, so eine methodische Anweisung für 
eine künftige Theorie zu geben. Tatsächlich verbindet die ‘Analytischen Marxisten’ 
vielleicht noch vor ihrer Ablehnung der Werttheorie ein gemeinsames methodo- 
‚ logisches Interesse, in dem sich ein berechtigtes Anliegen artikuliert. In der Expli- 
kation latenter Funktionalismen und handlungstheoretischer Defizite, die den tradi- 
tionellen Marxismus blockieren, wird das eigentliche Potential des neuen Ansatzes 
vermutet. Denn zweifellos ist Marx’ Theorie reich an teleologischen Annahmen und 
funktionalen Begriffen, die einer Rekonstruktion und Problematisierung bedürfen, 
wobei es wenig aussichtsreich scheint, ihren theoretischen Sinn aus Vorworten, 
Briefstellen und beiläufigen Kommentaren erschließen zu wollen. Selbst wenn man 
Marx’ Erklärungsanspruch ernst nimmt und sich deshalb auf die ausgeführte Theorie 
des Kapitals zurückzieht, verringern sich die angesprochenen Probleme nicht — die 
ich hier freilich nur lokalisieren kann, um an ihnen meine zweite These zu erläutern, 
nämlich daß es auch ‘technisch’ nicht zum Besten mit einem Analytischen Marxis- 
mus steht: daß die Analytischen Marxisten es weder verstehen, am inhaltlichen Pro- 
blemstand der Marxschen Theorie methodisch anzuknüpfen, noch das Potential des 
Funktionalismus und der Spieltheorie angemessen zur Geltung zubringen. 

1. Zunächst wird man einräumen müssen, daß nicht nur Marx’ frühe Geschichtsphi- 
losophie und Revolutionserwartungen teleologisch geprägt sind. Auch die weitge- 
hend ausgearbeitete Kapitaltheorie basiert auf funktional, auf den gesamtgesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozeß bezogenen Bestimmungen. Das gilt an erster 
Stelle für den Begriff des Werts. Seine gesellschaftstheoretische Bedeutung liegt 
darin, daß er jene eigentümliche Vergesellschaftungsform ökonomisch begründet, in 
der individuelle Arbeiten und private Interessen auf eine soziale Teilung der Arbeit 
bezogen und mit gesamtgesellschaftlichen Bedürfnisstrukturen vermittelt sind. Die 
Handlungen freier Personen, die individuelle Interessen verfolgen, sind auf ein 
gesellschaftliches System bezogen, das keiner bewußt gemeinschaftlichen Regulie- 
rung unterliegt, und dessen Reproduktion als Ganzes gleichwohl der je individuellen 
Reproduktion vorausgesetzt ist. Dieses ‘Dilemma’ (Rubin 1924, 36) festzuhalten, es 
nicht strukturalistisch oder funktionalistisch zu entproblematisieren, wäre das Pro- 
gramm einer richtig verstandenen Werttheorie. Die Wertformanalyse zeichnet die 
Dilemmata einer Vergesellschaftungsform nach, deren funktionale Probleme nicht 
“immer schon’ (Luhmann) gelöst sind, sondern die Möglichkeit unkontrollierbarer 
Krisen enthalten. 

Nun wäre es freilich verfehlt, das funktionale Moment der Werttheorie in ein funk- 
tionales Erklärungsmodell oder gar einen Funktionalismus umzudeuten. Wenn Marx 
die kapitalistische Gesellschaft als ‘organisches Ganzes’ bezeichnet, in der ‘die ver- 
schiedenen arbeitenden Individuen als bloße Organe abstrakt-allgemeiner Arbeit er- 
scheinen’ (Marx 1857, 21 bzw. 1959, 18), dann ist das nicht schon ihre Erklärung, 
sondern eine metaphorische Umschreibung des zu erklärenden Sachverhalts. Die 
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Werttheorie hat das daraus resultierende Programm allenfalls für den Bereich der 
materiellen Reproduktion eingelöst, auch wenn eine politische im Unterschied zur 
‘reinen’ Ökonomie den weitergehenden Anspruch erhebt, damit zugleich die Struk- 
turierung der ‘gesellschaftlichen ökonomischen Verhältnisse’ umrissen zu haben 
(Marx 1864-65, 879). Ausgehend von der Analyse der materiellen Reproduktion der 
Gesellschaft verklammert die Werttheorie ökonomische Formbestimmungen, sozia- 
le Beziehungen und allgemeine Bewußtseinsformen. 

Gleichwohl ist der Gegenstand der Werttheorie nicht scharf umrissen und ihre 
Reichweite nicht universell. Zum einen sind die mit ihr verbundenen Ansprüche 
äußerst heterogen. So konnte sie fachökonomisch als Rechenschema zur Ableitung 
von Warenpreisen aus Arbeitsmengen, in ihrer klassenkämpferischen Version als 
Ausbeutungstheorie, philosophisch als Diagnose einer universellen Verdinglichung 
interpretiert werden. Nur selten und spät wurde erkannt, daß sie ihrem allgemeinen 
Anspruch nach auf die Vergesellschaftungseffekte einer durch dezentrale Entschei- 
dungen gekennzeichneten Ökonomie zielt. Zum anderen ist nicht von vornherein 
klar, wie weit die Werttheorie über den Bereich ökonomisch relevanten Handelns 
hinaus trägt. Denn sie unterstellt Willensverhältnisse, in denen Privateigentümer in 
den vorgefundenen Verhältnissen ihre ökonomischen Interessen verfolgen: als ‘Per- 
sonifikationen der ökonomischen Verhältnisse’ handeln (Marx 1867, 100). Die Ge- 
meinsamkeit ihrer Interessen ist auf dem Boden der gegebenen Bedingungen klassen- 
spezifisch bestimmt, wobei im Rahmen der Kapitaltheorie Klassen funktional, durch 
ihre Stellung im Reproduktionsprozeß, definiert sind. Klassenhandeln wird insofern 
nicht zum Problem, als Marx im Kapital von außerökonomisch begründeten Motiven 
und persönlichen Interessen abstrahiert — selbst wenn das in erweiterter Perspektive 
enttäuschen mag. Auch wenn seine Begründung dafür, daß das allgemeine Bewußt- 
sein in der historisch ersten Klassengesellschaft nicht ‘revolutionär’ sondern ‘bürger- 
lich’ verfaßt ist, zu den gesellschaftstheoretisch bedeutendsten Einsichten zählt, hat 
Marx keine der Kapitalanalyse vergleichbare Theorie sozialer Organisationen, poli- 
tischer Herrschaft oder persönlicher Individualität hinterlassen?! — sondern ihre 
Kompatibilität mit dem ökonomischen Prozeß vorausgesetzt. 

Daraus ergeben sich nun zwei Motive für eine Reformulierung der Marxschen Theo- 
rie. Erstens ließen sich die angeführten Probleme in die Sprache der modernen ana- 
lytischen Sozialwissenschaft und ihre überschaubaren Modelle übersetzen; zwei- 
tens könnte ihre methodische Generalisierung über die Kapitalismusanalyse hinaus 
einer allgemeinen Gesellschaftstheorie Anhaltspunkte liefern. Der soziologische 
Funktionalismus in seiner aufgeklärten, von organismischen Analogien befreiten 
Version bietet sich an, die werttheoretisch analysierte Vergesellschaftungsform me- 
thodisch zu verallgemeinern. Die Spieltheorie ist geeignet, Gesamtverläufe, deren 
Dynamik leicht durch unerläuterte globale Begriffe wie den des Gleichgewichts oder 
der ‘Selbst’-Regulation verdeckt wird, auf ihre fragilen Voraussetzungen hin zu be- 
fragen. 

2. Wir können nun sehen, daß Cohens Fehlorientierung an naturalistischen Gesetzen 
ihn daran hindert, das Angebot des soziologischen Funktionalismus ernst zunehmen. 


62 Klaus Müller 


Denn der Funktionalismus in der auf Robert Merton zurückgehenden Form, unter- 
scheidetsich deutlich genug von der Karikatur, die eine übermoralisierte und schlecht 
informierte Funktionalismuskritik hinterlassen hat. Wie man seit Mertons frühem 
Aufsatz über nichtantizipierte Folgen sozialen Handelns wissen kann, läßt sich ein 
Funktionsbegriff sehr wohl handlungstheoretisch herleiten und hat es keinesweg mit 
subjektfreien Strukturen zu tun (Merton 1936). Der Begriff der latenten Funktionen 
bezeichnet einen Überhang an undurchschauter Objektivität, die soziale Kausalität 
nicht bruchlos in individuelles Bewußtsein zurückrechenbarer Handlungsfolgen auf- 
löst, die gleichwohl durch individuelles Handeln hindurch reproduziert wird. Inso- 
fern verfügt Mertons Funktionalismus im Unterschied zu dem Cohens über einen so- 
zialwissenschaftlichen Gesetzesbegriff. Der von Durkheim derholistischen Biologie 
entliehene Begriff der ‘Emergenz’, der handelnden Personen die Objektivität sozia- 
len Phänomene schroff entgegensetzt, wird mit dem Begriff der latenten Funktion 
handlungstheoretisch entschlüsselt, ohne in Subjektivität aufgelöst zu werden. Sein 
Stellenwert liegt im kritischen Bezug auf das Bewußtsein der Akteure, in der Auf- 
klärung über vermeidbare soziale Zwänge. 

Mit diesen Begriffen stellt sich die funktionale Analyse dem Problem, wie Gesell- 
schaften trotz gegensätzlicher und in sich ambivalenter Interessen der in ihnen 
lebenden Menschen als Ganze reproduziert werden. Sie setzt weder lebensweltliche 
Letzthorizonte oder transzendente letzte Werte voraus, sondern die faktische Wirk- 
samkeit gesamtgesellschaftlicher Mechanismen der Regulation, an denen Interessen 
sich erst polarisieren können. Noch unterstellt sie widerspruchsfreie ‘Integration’. 
‘Funktionalität’ ist der abstrakte Name für eine abstrakte Vergesellschaftung, deren 
konkrete Auswirkungen sich je nach Standort im gesellschaftlichen Gefüge unter- 
schiedlich darstellen. Daraus folgt zweierlei. Zum ersten ist der Begriff der Funktion 
kein Universal, sondern eine historische Abstraktion, die erst für Gesellschaften 
gültig ist, die sich auf selbsterzeugter Basis reproduzieren; in denen sich partikulare 
und gegensätzliche Interessen gleichwohl komplementär zueinander verhalten und 
sich darüber ein allgemeines Bewußtsein durchsetzt. Zum zweiten sind funktionale 
Hypothesen keine Erklärungen, sondern bleiben stets auf ‘konkrete und detailierte 
Ausarbeitungen’ angewiesen (Merton 1948, 106). 

Es läßt sich vermuten, daß mit dem Begriff der Gesellschaft verbundene normative 
Assoziationen ein angemessenes Verständnis der funktionalen Analyse erschweren. 
Einerseits erweckt sie den Verdacht, sie überdecke die klassenförmige Zerrissenheit 
und historische Heterogenität von Gesellschaften; andererseits die Befürchtung, sie 
reduziere die Bindungskraft einer normativen Sozialintegration auf zerbrechliche 
Interessenkonstellationen. Beide Auffassungen übersehen, daß Gesellschaft in dem 
emphatischen Sinn, daß sich in ihr erstmals ein Bewußtsein von politischer Allge- 
meinheit und allgemeinen Interessen erhebt, als Klassengesellschaft entsteht und 
reproduziert; ferner daß Interessenkampf und Konkurrenz zu den stärksten Medien 
der Vergesellschaftung gehören.”” Daran werden jedoch zugleich die Probleme und 
Leerstellen des Funktionalismus sichtbar. Um Erklärungsansprüche erheben zu kön- 
nen, setzt er bereits eine Theorie über die spezifischen Formen funktionaler Verge- 
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sellschaftung und eine sozialstrukturelle Aufschlüsselung der Akteure in Personen, 
Institutionen und Bezugsklassen voraus. Eine funktionale Heuristik, um die es sich 
zunächst handelt, trägt sich nicht selbst, sondern bedarf materialer Fundierung. 
Kommen wir zu Cohens Materialismus zurück. Auffällig ist, daß er sich mehr für 
überhistorische Abstraktionen interessiert als für das in der Wertformanalyse ange- 
legte gesellschaftstheoretische Modell. Nicht allein die funktionalistische Abstrak- 
tion vom historischen Prozeß, Cohens Schema als solches enttäuscht. Gemessen am 
analytischen Aufwand bleibt sein Modell recht schwach, vielleicht jenen ‘Adäquanz- 
hypothesen’ vergleichbar, mit denen Weber auf die “Wahlverwandtschaft’ zwischen 
modernem Kapitalismus und rationalem Staat hinwies — ohne dies freilich schon für 
eine Erklärung zu halten (Weber 1922, 200 £. u. 825 £.). Cohen Koppelt seine Erklä- 
rungsskizze denn auch von einer theoretischen Begründung ab und verweist diese an 
‘elaborations’, die die unterstellten Abfolgegesetze erst zu erschließen hätten (Cohen 
1978; 285 ff.). Was unter ihnen zu verstehen wäre, wird nun nicht an der von Marx 
ausgearbeiteten Theorie des Kapitalismus erläutert, sondern an biologischen Analo- 
gien der natürlichen Zuchtauswahl. Die ins Auge gefaßten ‘Mechanismen’ sind nicht 
formationsspezifische Zusammenhänge sondern universell gültige kausale Gesetze. 
Cohen versteigt sich zu einer Perspektive, die weder als sinnvolle Kritik noch gar als 
‘Verteidigung’ einer Geschichtstheorie gelten kann - die eher weltanschaulicher Sta- 
bilisierung als wissenschaftlich einlösbaren Ansprüchen förderlich ist: »der histori- 
sche Materialismus befindet sich bestenfalls in einer Position, wie sie die Naturge- 
schichte vor Darwin eingenommen hatte« (Cohen 1982, 491). Cohen verankert seine 
funktionalen Imperative in außergesellschaften Gesetzen, in “inescapable physical 
needs’, und fällt so einen Schritt hinter Merton zurück — auf Malinowskis ‘most 
elementary needs of man’s animal nature’. 

3. Der Ruf nach Mikrofundierung scheint hier aussichtsreicher. Er antwortet nicht 
allein aufeinen Marxismus, der Handeln im Vollzug überindividueller Gesetze oder 
Strukturen verschwinden läßt. Im handlungstheoretischen Ansatz Weber naheste- 
hend, fordern die analytischen Marxisten den soziologischen Holismus der Durk- 
heim-Parsons Tradition auf, zu den Interessenkonsteilationen Stellung zu nehmen, 
in denen sich gemeinsame Werte erst einspielen. Die Nähe der spieltheoretischen 
Grundsituation zu Webers Kategorie der sozialen Beziehung erweckt Hoffnungen auf 
einen nichtreduzierten Bandiungsbegriff. Im soziologischen Zirkel der doppelten 
Kontingenz begegnen sich keine abstrakt freie Willen, sondern mit Interessen, Res- 
sourcen, Macht und Information nicht notwendig gleich ausgestattete Personen. Der 
spieltheoretische Zugang problematisiert andererseits das neoklassische Gleichge- 
wicht, indem er den atomistischen Akteuren der freien Konkurrenz Interaktionen und 
strategische K.oalitionen gegenüberstellt. Die Spieltheorie überzeugt in erster Linie 
durch ihre komplementäre Kritik sowohl am normativistischen Schein der Sozielogie 
als auch am unabgeleiteten Funktionalismus der neoklassischen Gleichgewichtstheo- 
rie. Gewiß Hegthier die Plausibilität eines spieltheoretischen Marxismus, der zugleich 
den Interessensbegriff in die Soziologie zurückführt und der neoklassischen Ökono- 
mie die politischen Begriffe der Macht, der Kooperation und des strategischen Han- 


64 Klaus Müller 


delns - die institutionellen Bedingungen des Gleichgewichts — zu Bewußtsein bringt. 
Tatsächlich erneuert die spieltheoretische Kritik an der Gleichgewichtsökonomie den 
Anspruch einer Politischen Ökonomie mit mathematischen Mitteln (Shubik 1981). 
Sofern sie eine Vergesellschaftung durch Interessen von ihren Voraussetzungen, 
nicht vom unterstellten Resultat her angeht, empfiehlt sich die Spieltheorie zudem als 
natürliche Verbündete des handlungstheoretischen Funktionalismus. Beide versu- 
chen, die unfruchtbare Dichotomie zwischen Handlung und Struktur methodisch zu 
überwinden. Die Theorie strategischer Spiele versteht sich weniger als reduktive Stra- 
tegie denn als Verbindungsglied zwischen Mikro- und Makroanalyse (Shubik 1977). 
Kooperation ist trotz individuell verschiedener Interessen und Erfolgschancen mög- 
lich, wenn auch nicht von vornherein garantiert. Indem sie die Abhängigkeit ihrerMo- 
delle von externen Bedingungen gegenwärtig hält, befreit sich die Spieltheorie von 
definitorisch sichergestellten Lösungen, die sozialen Prozessen eine Rationalität un- 
terschieben, über die empirische Akteure nicht verfügen. Sie verspricht daher keine 
allgemeine Formel für die Aggregation individueller Handlungen zu sozialen Struk- 
turen: »ex ante ratıonales Verhalten impliziert keineswegs ein ex post wünschenswer- 
tes Ergebnis« (Shubik 1977, 562). Die wechselseitige Anerkennung sozialer Akteure 
ist nicht in transzendente Bereiche verlagert, sondern in der Handlungssituation selbst 
angelegt, ohne daß Kooperation und Konflikt sich ausschließen würden. Die Han- 
delnden sind nicht monologisch konstituiert, sondern lassen sich imeigenen Interesse 
auf die Interessen der je Anderen ein: als wesentlich gelten diejenigen Spiele, bei de- 
nen die Teilnehmer mehr Vorteile realisieren als sie individuell erzielen könnten 
(Morgenstern 1950, 127). Die Spieltheorie wirft Licht auf die Bedingungen, unter 
denen kooperativ gehandelt wird, bzw. unter denen Konflikte wahrscheinlich sind. 
Ihre Fruchtbarkeit für die Analyse kollektiven Handelns und der Chancen institutio- 
neller Kompromisse liegt auf der Hand. So hält Roemers Ausbeutungsbegriff die 
zentrale Erkenntnis bereit, daß die Stabilität einer Gesellschaftsform nicht nur von 
ihren aktuellen Strukturen, sondern auch von den Aussichten abhängt, dıe ihre Mit- 
glieder alternativen Verhältnissen einräumen. Insofern teilt die Spieltheorie den Pro- 
blemhorizont funktionaler Analysen — wie sie in der Kritik an der, am gesellschaft- 
lichen Bedürfnis gemessenen, Suboptimalität einer aufs Wertverhältnis gegründeten 
Produktion (Marx 1864-65, 649) ein materiales Modell hätte. 

Nun besteht das Dilemma des spieltheoretischen Marxismus vielleicht weniger in 
einem ambivalenten Verhältnis zum Gleichgewicht (Elster 1987, 49), als darin, daß 
er die theoretische Tragfähigkeit der Spieltheorie über-, ihre kritische Reichweite 
unterschätzt. Zum einen hat die Spieltheorie keine gleichstarke Alternative zum neo- 
klassischen Anspruch einer allgemeinen Theorie anzubieten, sondern allenfalls eine 
heterogene Klasse von Modellen. Während alles auf die theoretische Begründung der 
jeweils herausgezogenen Modelle ankäme, wird das Vertrauen in die rein analytische 
Entscheidungskraft der Spieltheorie brüchig. Zum anderen zersetzt die Spieltheorie 
eher die naive Vorstellung einer selbst-evidenten individuellen Rationalität, als der 
Reduktion sozialer Gebilde auf individuelle Entscheidungen, einer ‘Mikrofundie- 
rung’ oder Rational-Choice Explanation Chancen zu geben. 
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Die gesellschaftstheoretischen Grenzen der Spieltheorie resultieren zunächst aus 
ihrer ‘technischen’ Beschaffenheit, sofern diese nicht nur ihren ‘gegenwärtigen Zu- 
stand’ betrifft (Elster 1982, 477), sondern ein höchst reales Problem reflektiert. Nur 
für die enge Klasse von Zwei-Personen Null-Summen-Spielen ist die Existenz strikt 
individuell rationaler Strategien allgemein nachgewiesen (Abrams 1981, 261). Doch 
ist die Spieltheorie auf Existenz-, Eindeutigkeits- und Stabilitätsbeweise nicht weni- 
ger angewiesen, als die neoklassische Ökonomie; allein unter ihrer Voraussetzung 
ließen sich optimale Strategien definieren. Ihre Offenheit für dynamische Prozesse, 
ungleiche Verteilungen von Informationen und asymmetrische Organisationschan- 
cen macht sie indessen anfällig für multiple Gleichgewichte, denen sich keine 
wechselseitigrationalen Handlungsweisen zuordnen lassen. Das giltinsbesondere für 
nicht-kooperative Spiele, deren klare Abgrenzungen von kooperativen in einer dy- 
namischen Perspektive ohnehin schwindet (Shubik 1931, 307 £. bzw. 299). Die sozio- 
logische Anwendbarkeit der Theorie strategischer Spiele ist daher keineswegs selbst- 
verständlich und schien bislang auf zwei Funktionen festgelegt. Man ging davon 
aus, daß sie die Analyse präzise umrissener und weitgehend vorgeklärter Situationen 
nicht überschreitet. Gesellschaftstheoretisch war das wenig befriedigend. Denn erst 
in der Sprache der n-Personen-Spiele lassen sich Rationalitätsbedingungen, unter de- 
nen sich Koalitionen bilden, thematisieren; erst im Rahmen von Nicht-Nullsummen- 
spielen lassen sich jene dynamischen Kompromisse, die Przeworski im Auge hat, 
untersuchen. Beachtlich schien jedoch ihre kritische Potenz, als selbst-evident hin- 
genommene Vorstellungen von sozialer Optimalität und aufgeklärter individueller 
Marktrationalität zu unterminieren. 

Die Offenheit der Spieltheorie hat ihre Kehrseite in theoretischer Indifferenz, die 
zugleich ein gewisses Licht auf die Defizite des Rational-Choice Marxism wirft. 
Wenn dieser ihre Reichweite auf eine allgemeine Gesellschaftstheorie streckt, mag 
das ein attraktiver Anspruch sein. Absehbar ist, daß er sich nicht durchhalten läßt. Im 
Schatten präziser Technik stehtein um so diffuserer Theoriebegriff, ein Freiraum fürs 
weltanschauliche Belieben. Der Einwand gegen den Funktionalismus, er rechne 
funktionale Folgen willkürlich zu, fällt auf Elsters Rationalitätsannahme zurück: 
jedem Handeln ließen sich beliebige Interessen unterstellen, unter denen es rational 
erscheint.”* Identifikationsprobleme behindern die schlüssige Anwendung spieltheo- 
retischer Modelle bei der Erklärung sozialer Situationen. Sie resultieren aus der 
Struktur wesentlicher Spiele, in denen es nicht eine beste Gewinnverteilung gibt, 
sondern mehrere, vielleicht unendlich viele (Morgenstern 1950, 129 f.). Unklar bleibt 
der außermathematische Status der Spieltheorie: nach welchen Kriterien sich ihre 
Modelle auf reale Situationen beziehen lassen. Technisch ist nicht zu begründen, ob 
Gesellschaften durch die kooperativen Lösungen im Kontext eines assurance games 
oder, wie Przeworski und Elster vermuten, durch die Universalität des Gefangenen- 
dilemmas gekennzeichnet sind. Unsicherheit herrscht insbesondere über den theore- 
tischen Status des nichtkooperativen Modells, das Elster aus methodischen Gründen 
bevorzugt hatte: »es scheint ein hohes Maß von ad hoc Modellierungen zu erfordern« 
(Shubik 1977, 558). Selbst unter idealen Bedingungen ließe sich Roemers Anspruch, 
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die Herausbildungkollektiver Akteure zu prognostizieren, nichteinlösen. »Die Theo- 
rie kann nicht klarlegen, welche von den Zurechnungen, die zu einem Verhaltens- 
standard gehören, tatsächlich gewählt werden wird das heißt, welche Koalition sich 
bilden wird« (Morgenstern 1966, 66). Der deduktive Marxismus scheitert bereits an 
den Organisationskosten, von denen die Bildung von Koalitionen und Institutionen 
abhängt. Die methodische Fixierung auf einen individualistischen, nicht-kooperati- 
ven Zugang läßt am Ernst des gesellschaftstheoretischen Interesses zweifeln: 


»Bis jetzt gibt es nichts, was auch nur entfernt einer allgemeinen Theorie kooperativer Spiele auf Basis 
einer nichtkooperativen Methodologie nahekäme« (Aumann 1987, 463; vgl. Shubik 1981, 294). 


Das hat unangenehme Folgen für einen über rationales Eigeninteresse begründeten 
Individualismus. Denn mit der Möglichkeit multipler Gleichgewichte, insbesondere 
in der Klasse nicht-kooperativer Spiele, schwinden die Aussichten auf Strategien, 
über die individuell zweckrationales Handeln definiert werden könnte. »Der Begriff 
der Vernünftigkeit läßt sich nicht länger auf einfache Weise definieren« (Boudon 
1970,.64). Die Spieltheorie verweist auf die gesellschaftlichen Ressourcen, die indi- 
vidueller Rationalität vorausgesetzt sind und die im Gefangenendilemma lediglich 
durchbrechen. Elsters Reduktionsversuch verschenkt ihre Einsicht, daß Rationalität 
ein mehrdimensionaler, sozial vermittelter Begriff ist, der zur Reflexion individueller 
Interessen auffordert (Rapoport 1966, 216 u. 142 ff.). Am Ende der Reduktionskette 
steht kein Erklärungsmodell, sondern ein tautologisches Postulat (Luce/Raiffa 1957, 
50). Fragwürdig ist also weniger die Möglichkeit solidarischen Handelns als das 
implizite soziale Modell, das dem in die Konstruktion eines Gefangenendilemmas 
eingehenden, individualistischen Rationalitätsbegriffs entspricht. »Wir waren zu 
lange daran gewöhnt, das laissez faire Prinzip unkritisch hinzunehmen, (...) das aus 
den Annahmen einer freien Wettbewerksökonomie abgeleitet ist« (Rapoport 1960, 
174 ff., hier: 177). Hier könnte die Kritik an gesellschaftsspezifisch beschränkten 
Formen von Rationalität ansetzen. Ein Rational-Choice Marxism fällt jedoch ineinen 
vorkritischen Interessenbegriff zurück und vergißt, daß Rationalitätein gesellschafts- 
theoretisch höchst voraussetzungsreicher Begriff, daß das ‘Interesse der Privaten 
selbst schon gesellschaftlich bestimmt ist’ (Marx 1857-8, 74; Offe/Wiesenthal 1980, 
201 ff.). Er verfestigt die soziale Vision des Marktliberalismus zu jenem Handlungs- 
modell, das die entwickeltere Wohlfahrtsökonomie glücklich hinter sich gelassen hat, 
ohne freilich eine tragfähige Alternative entwickelt zu haben. 


»Selbst der scheinbar einfachste Akt individueller Entscheidung beinhaltet die Teilnahme einer ganzen 
Gesellschaft. (...) alle nichitrivialen Handlungen gehören wesentlich einer Gesellschaft als Ganzer zu, 
nicht Individuen. (...) Unter Ökonomen wurde dieser Sachverhalt verwirrt, weil uns die ökonomische 
Analyse mit einem, durch das Preissystem erreichten Modell der Faktorisierung sozialer Handlungen 
versehen hat. Das System selbst ist sicherlich eine der bemerkenswertesten sozialen Institutionen« 
(Arrow 1966, 219 u. 221). 


Konsequent zu Ende gedacht, läuft die methodische Option für einen Individualismus 
nicht auf eine Fundierung, sondern auf den Zweifel an der Möglichkeit von Gesell- 
schaftstheorie schlechthin hinaus. Anders als die informellen, historisch interpretier- 
ten Modelle Przeworskis stößt Elsters radikal durchgeführter Individualismus auf 
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eine ernste Schwierigkeit. Sein Wissenschaftsbegriff, auf der Suche nach einer kau- 
salen ‘Mechanik der Solidarität und des Klassenkampfs’, führt in den notorischen ‘re- 
gress of microexplanation’? - in Regionen außerhalb einer Gesellschafts- und unter- 
halb einer Handlungstheorie: in eine behavioristische Psychologie. »Die Transforma- 
tion eines Gefangenendilemmas in ein Versicherungsspiel muß durch die Sozialpsy- 
chologie erklärt werden, nicht durch die Spieltheorie« (Elster 1982, 480, Fn. 46). 
Die angedeuteten Grenzen der Spieltheorie sind nicht nur ‘technischer’ Natur. Ihre 
formalen Probleme verweisen auf theoretische Leerstellen des Analytischen Marxis- 
mus. Die Spieltheorie äußert sich weder dazu, warum Individuen sich auf ‘Spiele’ 
überhaupt einlassen, in denen sie womöglich systematisch übervorteilt werden, noch 
sagt sie etwas über die Differenz zwischen dem empirischen Bewußtsein der sozialen 
Akteure und den Rationalitätskriterien des Modellkonstrukteurs. Nicht ohne weiteres 
schon eine sozialwissenschaftliche Handlungstheorie, bleibt ihre Anwendung eigen- 
tümlich unbestimmt-und erinnert an die Frage, die Roemers Modellbegriffoffenließ. 
Welche Theorie, von der man eine Erklärung der gesellschaftlichen Realität erwarten 
könnte, wird durch die Modelle der Analytischen Marxisten ‘verifiziert’? Soll eine 
Rekonstruktion des Marxismus zu theoretischen Einsichten führen, kann sie nicht bei 
“Intuitionen’ stehen bleiben. »Das Problem, vor dem wir stehen ist, daß wir nicht 

_ genau wissen, von was das Spiel ein Modell ist. (...) In einer realen Problemsituation, 
ist demjenigen, der entscheiden muß, kein Spiel vorgegeben, er muß es aus der Situa- 
tion selbst gewinnen« (Ackoff 1959, 150 u. 146). Die besprochenen Theoretiker aber 
haben sich bisher kaum über die Situation geeinigt, die zu erklären wäre. 


IV. Schlußbemerkung 


Die Probleme der angewandten Spieltheorie gleichen denen des Funktionalismus. 
Beide setzen hinreichende Klarheit über die Theorie, deren Aussagen sie präzisieren 
will, wie auch über die Sachverhalte, die erklärt werden sollen, voraus. Die Analyti- 
schen Marxisten gehen davon aus, daß die tradierte Marxsche Theorie zur Erklärung 
der gegenwärtigen Gesellschaften nicht genügt. Welche Umstellungen sich ergeben, 
wenn man die von Marx unterstellte funktionale Kompatibilität zwischen der ökono- 
mischen, sozialen und politischen Sphäre problematisiert, um sich der ‘realen Kon- 
stitution’ von Gesellschaft zu nähern, istnicht abzusehen. Wenn Wissenschaft jedoch 
nicht darin besteht, in inkommensurablen Paradigmen aneinander vorbei zu reden, 
sondern im Versuch, objektive Probleme zu klären, ergeben sich sicherlich nicht nur 
methodische, sondern auch inhaltliche Reibungsflächen mit der ‘bürgerlichen Wis- 
senschaft’. Bisher scheint nur Przeworski das Bedürfnis verspürt zu haben, sich auf 
materiale Forschungen einzulassen, um eine Situationsbeschreibung des demokrati- 
schen Kapitalismus zu geben. Klar scheint andererseits, daß Elsters Versuch, die ver- 
lassenen Ruinen des Positivismus zu beleben, ein müßiges Unterfangen bleibt; daß die 
Zeiten eines hausbackenen Materialismus, mit dem Cohen und Roemer soziale 
Strukturen aus anthropologischen oder ökonomischen Imperativen ableiten wollen, 
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vorüber sind. Der ‘Primat der Ökonomie’ ist nur deshalb eine aussichtsreiche metho- 
dische Maxime, weil er den falschen Materialismus der bürgerlichen Gesellschaft 
charakterisiert — die nämlich nicht dem gegebenen Stand der Produktivkräfte “ent- 
spricht”, deren Mitglieder sich vielmehr den Zwängen einer nicht beherrschten Öko- 
nomie unterwerfen. Klar ist auch, daß sich dann Fragen ergeben, zu denen ein 
Marxismus, der den Primat materialer Theorie aufgibt, um auf die erklärende Kraft 
altehrwürdiger Worte oder methodischer Apriorismen zu bauen, wenig zu sagen hat. 
»Alle mathematische Strenge der Welt kann nicht den Mangel an ökonomischer 
Einsicht und Verständnis in der Erzeugung des zu analysierenden Modells wettma- 
chen« (Shubik 1981, 313). 


Anmerkungen 


1 Siehe David Lockwoods Beobachtungen in 1985, 32. 

2 Eine Beschreibung dieses Bewußtseinswandel aus der Teilnehmerperspektive gibt Berger 1983. 

3 Roemer begreift den Denkstil des Analytischen Marxismus durchaus auch als politisches Medium: 
»um Nichtmarxisten für sich zu gewinnen, indem man ihnen zeigt, daß sich der Marxismus als 
konstistentes System formulieren läßt « (Roemer 1982b, 519). 

4 Exemplarisch sind die Arbeiten von Perry Anderson. 

5 Wie etwa Habermas 1976,144 vermutet: »die Theorie der kapitalistischen Entwicklung, die Marx in 
den ‘Grundrissen’ und im ‘Kapital’ gegeben hat, fügt sich dem Historischen Materialismus als 
Teiltheorie ein.« 

6 Avineri 1968, 150 ff.; eine angemessene Frörterung des Verhältnisses der ‘zwei Theorien’ ist in 
Reichelt 1983 zu finden. i 

7 Worin er sich von Anthony Giddens’ ebenfalls analytischer, jedoch erklärt antifunktionalistischer, 
nämlich ‘diskontinuistischer’ Rekonstruktion des historischen Materialismus unterscheidet, die am 
‘Formenkapitel’ aus den Grundrissen ansetzt (Giddens 1981, 71 ff., 232 ff.). Vgl. auch Hindness/Hirst 
1975, die zum Ergebnis kommen, daß Marx im “Vorwort’ von 1859 zwar allgemeine Begriffe ver- 
wende, der dadurch nahegelegte Eindruck einer allgemeinen Theorie jedoch wegen seiner evolutio- 
nistischen Implikationen unhaltbar sei. 

8 Obwohl Cohens wissenschaftstheoretischer Hintergrund recht dunkel bleibt, zeigen sich Einflüsse 
von Gilbert Ryles Analyse dispositioneller Zustände und Tendenzen (Ryle 1949, Capt.V.); Cohens 
Schlußweise steht der Logik jener Erklärungen nahe, die Hempel self-evidencing explanations nennt: 
das zu erklärende Ereignis geht wesentlich in die empirische Bestätigung des im Explanas stehenden 
Gesetzes ein (Hempel 1965, 371 £f.). 

9 Eine Differenzierung, die Cohen für unverzichtbar hält, wenn Marx sie auch nicht klar herausgear- 
beitet habe (Cohen 1978, 224). 

10 Siehe etwa Hahn 1977, 253: »Ich habe keine Theorie des “Verhaltens außerhalb des Gleichgewichts’ 
anzubieten.« 

11 Für entsprechende Differenzierungen im Modellbegriff, auf die ich hier nicht eingehen kann, siehe 
Bunge 1973. 

12 Elster 1985, 176 und erstaunlicherweise auch Offe 1985, 85 £. stoßen sich ausgerechnet an Roemers 
unverzichtbarer handlungstheoretischer Einsicht: der Bewertung kontrafaktischer Zustände als Mo- 
ment subjektiver Handlungsorientierungen. Wer dieses hypothetische Element, das weder in eine 
subintentionale noch in eine strukturalistische Kausalität zurückgebogen werden kann, für ‘subjek- 
tivistisch’ hält, wird überhaupt auf einen Handlungsbegriff verzichten müssen. Etwas anderes ist es 
freilich, ob sich diese Einsicht mit einer komparativ statisch ausgelegten Taxonomie’ von Ausbeu- 
tungsformen vermitteln läßt. 
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Siehe Cortes/Przeworski/Sprague 1974, die noch genau jene Annahmen unterlegen, gegen die sich 
ein methodischer Individualismus absetzt: »The activity ofthe whole is logically prior within systeıns 
to the identity of the parts« (ebd., 271). Ähnliches gilt für Erik Olin Wright, der sich von seiner 
früheren strukturalistischen Auffassung abwandte, um sich Roemers generalisiertem Ausbeutungs- 
und Klassenbegriff anzuschließen (Wright 1978, 21 im Unterschied zu Wright 1985). 
»Hegemony consists of exploitation with consent« (Przeworski 1980, 148). 

»Das System der Produktion darf nicht als selbstoperierender Automat betrachtet werden. Es ist eher 
eine Quelle von Zwängen, unter denen Arbeiter und Kapitalisten in der Verfolgung ihrer Ziele, 
individuell oder kollektiv, in Konflikte oder Kompromisse innerhalb oder zwischen den verschiede- 
nen Klassen eintreten. Eine marxistische ökonomische Theorie muß eine politische Theorie der 
Ökonomie sein, eine Theorie, in der die Handelnden, die die Ausbeutungsrate, die Akkumula- 
tionsrate, die Einkommensverteilung, die Arbeitslosenrate oder das Preisniveau bestimmen, kollek- 
tive Akteure sind, oder zumindest als solche aufgefaßt werden können. Nur dann werden wir eine 
Theorie haben, die sich von dem Marxismus unterscheidet, der in Instituten für Ökonomie oder 
Politische Wissenschaft betrieben wird; und nur dann werden wir eine Theorie haben, die uns etwas 
über die Welt mitteilt, die uns umgibt und über die Entscheidungen, die sie anbietet« (Przeworski 
1982, 234, s. auch 232). 

»Wenn Sozialisten zu Parteien gleich anderen Parteien werden, verwandeln sich Arbeiter zu Wählern 
gleich anderen Wählern« (Przeworski/Sprague 1985, 105). 

»In der Tat, wenn ich manche Passagen Roemers lese, bin ich an die Art von ‘Marxismus’ erinnert, 
die George Marchais der französischen Öffentlichkeit im Fernsehen offeriert« (Przeworski 1982, 235; 
hier: 227). 

»Unter dem methodologischen Individualismus verstehe ich die Doktrin, daß alle sozialen Phänome- 
ne — ihre Struktur und ihr Wandel -— prinzipiell auf eine Weise expliziert werden können, die nur 
Individuen involviert — ihre Eigenschaften, ihre Ziele, ihre Überzeugungen und ihre Handlungen. So 
aufgefaßt ist der methodologische Individualismus eine Form des Reduktionismus« (Elster 1985, 5). 
Anhand unterschiedlicher Auffassungen von gesellschaftlichen Gesetzen und ihnen entsprechender 
Erklärungsmodelle unterscheidet v.Wright 1971, 20 ff. zwischen einer szientistischen und einer 
humanistischen Tradition des Marxismus. 

Siehe insbesondere Rubin 1924, aber auch den bemerkenswerten Vorstoß Petrys 1916, der bereits in 
aller Schärfe den methodologischen Individualismus gegen eine funktionalistische Interpretation der 
Werttheorie absetzt; einen instruktiven Überblick über die verschiedenen Lesarten der letzten 
zwanzig Jahre gibt Lipietz 1983, 134 ff. 

Insbesondere keine “Theorie des Klassenkampfs’ und keine “Revolutionstheorie’. Przeworski poin- 
tiert den Zustand der marxistischen Staatstheorie folgendermaßen: »Das meiste von dem, was als 
Theorie des Staats passieren Konnte, ist tatsächlich eine Staatstheorie der kapitalistischen Reproduk- 
tion, das heißt, eine Theorie, die die Reproduktion der kapitalistischen Verhältnisse durch die Rolle 
erklärt, die der Staat darin spielt« (Przeworski 1982, 224 Fn.). 

Im Sinn, in dem Giddens 1973, 132 ff. zwischen Gesellschaften mit Klassengegensätzen und 
Klassengeseilschaften unterscheidet, wobei erst die Dynamik letzterer durch Klassengegensätze ge- 
kennzeichnet sei. Zur Vergesellschaftung durch Konkurrenz und Interessenkampf als Kennzeichen 
des modernen Kapitalismus siehe Weber 1913, 463 f. u. 1922, 22. 

Von der Spieltheorie her wird die im Rahmen der mathematischen Ökonomie wohl schärfste Kritik 
des Allgemeinen Gleichgewichts formuliert. Sie zielt darauf, daß jene, auf einen extrem unwahr- 
scheinlichen Zustand fixiert, gerade von den Faktoren abstrahiere, die eine reale Ökonomie kenn- 
zeichnen: von Geld, von Unsicherheit, einem offenen Zukunftshorizont und von externen Effekten. 
Die bekannten Einwände gegen das Arrow-Debreu-Modell treffen auch die neoklassische Ver- 
einnahmung der Spieltheorie, das Core-Konzept. »Der core ist ein kooperatives Lösungskonzept und 
wesentlich ebenso statisch und nahezu ebenso nicht strategisch und nicht prozeß-orientiert, wie es die 
mathematischen Modelle der Wertbewerbsgleichgewichte sind (Shubik 1977, 547; vgl. 1981, 299 £.). 
Aus genau diesem Grund hat der Begriff der Rationalität in der Erklärungstheorie einen schweren 
Stand; s. Hempel 1965, Ch. 10; Suppes 1967, 311 £. 

Harr& 1971, 261 ff.; siehe dort auch die Ausführungen zum erkenntnistheoretischen Hintergrund 
dieser Vorstellung. 
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Jean Cartelier, Michel De Vroey 
Der Regulationsansatz: Ein neues Paradigma? 


Zusammenfassung: Cartelier und de Vroey prüfen, was die Arbeiten der Regula- 
tionsschule zur ökonomischen Theorie beitragen. Sie kommen zu dem Ergebnis, daß 
dieser Ansatz in seinem gegenwärtigen Zustand nicht beanspruchen kann, eine 
Alternative zur herrschenden Theorie darzustellen. Die Regulationsschule versucht 
nicht, auf die fundamentalen Fragen der politischen Ökonomie zu antworten, deren 
Aufnahme für Cartelier/de Vroey eine unerläßliche Voraussetzung für die Etablie- 
rung eines neuen Paradigmas darstellt. Bezogen auf das Niveau von Theorien mitt- 
lerer Reichweite vertreten Cartelierlde Vroey insbesondere bezüglich des Fordis- 
mus-Konzepts die Auffassung, daß der Begriff, obgleich interessant und originell, 
ohne weiteres in die traditionelle ökonomische Theorie integrierbar wäre. 


Die Regulationstheorie, genauer das Ensemble der Arbeiten, die direkt oder indirekt 
unter diesem Namen vorgestellt werden, dient zahlreichen Ökonomen als Samm- 
lungspunkt, deren theoretische Position wesentlich bestimmt ist einerseits durch die 
Zurückweisung der allgemeinen Gleichgewichtstheorie und deren analytischen Me- 
thoden (also der herrschenden politischen Ökonomie), andererseits dem Bemühen, 
die realen Probleme zu behandeln, die sich im Funktionszusarmmmenhang heutiger 
Ökonomien stellen. 

Die Arbeiten dieser Autoren sind inzwischen so zahlreich, deren Publikum in An- 
betracht der ideologischen Kräfteverhältnisse innerhalb der Profession derart groß, 
daß ınan von der Bildung wenn nicht einer Schule, doch zumindest einer Bewegung 
sprechen kann. Manche Leute behaupten, daß der Regulationsansatz tatsächlich eine 
Alternative zu jenem Ansatz darstellt, der der Mehrzabl der gegenwärtigen ökonomi- 
schen Untersuchungen zugrundeliegt. 

Dieser Behauptung entspringt die Frage, der wirin diesem Artikelnachgehen wollen: 
Kann der Regulationsansatz (im folgenden RA) eine Alternative zur herrschenden 
politischen Ökonomie darstellen? Es geht darum, ob er spezifische Antworten geben 
kann auf jene grundlegenden Fragen, die konstitutiv sind für die politische Ökonomie 
seit Adam Smith und gegebenenfalls, ob er neue Fragesteliungen aufwirft, die uns 
von der Beantwortung der alten entbinden. Die alten Fragen drehen sich um die Dar- 
stellung einer dezentralen Ökonomie, um Bedingungen ihrer Lebensfähigkeitundum 
die Bildung der ökonomischen Größen. Die neuen werden durch den Begriff der Re- 
gulation selbst in seinen verschiedenen Bedeutungen aufgeworfen. 

Die Untersuchung dieser Probieme wird uns zur Entwicklung einer Reihe kritischer 
Einwände hinsichtlich des RA führen, die auch an die Resultate früherer Überle- 
gungen anknüpfen (Benetti/Cartelier 1980; Cartelier 1983; De Vroey 1985a, 1985b, 
1987). Wir möchten sie möglichst prägnant in Form dreier Positionsnahmen darstel- 
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len. Erstens sind wir für die Verabschiedung der marxistischen Werttheorie, aber 
nicht wegen der von ihr gestellten Fragen, sondern aufgrund der Unangemessenheit 
ihrer Antworten. Zweitens meinen wir, daß eine Auseinandersetzung mitderneoklas- 
sischen Theorie an der Zeit ist. Das heißt einerseits, entgegen dem früher durch einen 
von uns (De Vroey 1973)! gemachten Vorschlag, darauf zu verzichten, den Akzent 
auf Ideologiekritik zu legen, andererseits anzugeben, daß gewisse entscheidende 
Fragen, für deren Beantwortung die Nicht-Neoklassiker wenn nicht ein Monopol, so 
docheine vergleichsweise bessere Position zu haben meinten, im Innern der allgemei- 
nen Gleichgewichtstheorie gestellt und behandelt werden. Drittens halten wir es den- 
noch, aus Gründen, die weiter unten dargelegt werden, für wichtig, an der Konstruk- 
tion einer Alternative zur Neoklassik zu arbeiten. 

Unsere Überlegungen in diesem Artikel werden sich einzig auf die Problematik der 
theoretischen Grundlagen beschränken. Das bedeutet, daß unsere Kritik weder die 
Darstellung historischer Zusammenhänge durch die Regulationisten entwerten kann, 
noch die zahlreichen speziellen Untersuchungen, die sich auf die Regulationstheorie 
berufen. Ebenfalls sollen diese Überlegungen gewiß nicht die Bestrebungen zur 
Bildung einer scientific community untergraben. Unser Ziel ist allein, zu den Bemü- 
hungen um kritische Evaluation beizutragen, die notwendig wird, sobald ein neues 
wissenschaftliches Projekt an Breite gewinnt und paradigmatische Ansprüche anmel- 
det. Wir meinen, daß ein solches Vorgehen genau jener kritischen Arbeit entspricht, 
zu der Boyer die Leser seines jüngsten Buches auffordert (Boyer 1986). 

Wir möchten folgende allgemeine These zur Diskussion stellen. Sofern die Frage der 
Konstitution des RA als neuem Paradigma gestellt werden kann, ist dies nicht etwa 
der Fall, weil die Regulationstheoretiker in der Lage waren, alternative Lösungen für 
die durch die ökonomische Theorie behandelten grundsätzlichen Probleme zuliefern. 
Die Frage stellt sich vielmehr, weil die heutigen ökonomischen Arbeiten immer 
tiefere Gräben zwischen den formalen Ergebnissen und den traditionellen Fragen 
erkennen lassen, die von den »Gründern« (Smith, Marx und Walras) gestellt wurden, 
Fragen, die zunehmend aus dem Blickfeld der Mehrheit der Ökonomen verschwin- 
den. Von daher die Suche nach Substitutionen und der Eindruck, der einzige Weg, 
sich dem Einfluß der allgemeinen Gleichgewichtstheorie zu entziehen, sei die 
Formulierung neuer Fragestellungen. Aber dieser Eindruck scheint eine Illusion zu 
sein: Der RA kann ebensowenig wie die ihm vorangegangenen kritischen Vorstöße 
(deutsche Historische Schule, amerikanischer Institutionalismus, »Soziologismus« & 
la francaise) die Konfrontation mit den großen traditionellen Fragen vermeiden. Sie 
zurückzuweisen heißt, sich der einzig verfügbaren theoretischen Grundlagen für eine 
ökonomische Analyse der Gesellschaft zu entledigen. Die von den Regulationisten 
vorgestellten Analysen der Funktionsweise des Kapitalismus, so eindringlich und 
interessant sie auch sein mögen, bilden nur eine theoretische Zwischenstufe. Auch 
wenn sie bei dieser Gelegenheit die Mängel der herrschenden Theorie deutlich 
gemacht haben, hat die Mehrzahl der Autoren im wesentlichen keine neue ökonomi- 
sche Theorie vorgeschlagen. Sie haben im Gegenteil gezeigt, daß ein neuer und 
fruchtbarerer Gebrauch gängiger ökonomischer Begriffe möglich ist. Ein solches 
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Ergebnis reicht allerdings nicht aus, um einen Paradigmenwechsel zu rechtfertigen. 
Im ersten Abschnitt unseres Beitrages wird die Notwendigkeit einer doppelten Klar- 
stellung deutlich gemacht, zunächst bezüglich der Einheit der unter dem Etikett 
»Regulation« präsentierten theoretischen Positionen, im weiteren betreffs der Bedeu- 
tung dieses Terminus. Im zweiten Abschnitt werden die Kritiken untersucht, die von 
den Regulationisten gegen die neoklassischen Theorie vorgebracht wurden und die 
die Grundlage ihres (möglichen) Anspruchs auf ein neues Paradigma bilden. Ein drit- 
ter Abschnitt ist dem Begriff des Fordismus, einem zentralen Beitrag des Absatzes, 
gewidmet. Schließlich wird im vierten Abschnitt die Haltung der Regulationisten ge- 
genüber dem Problem der theoretischen Grundlagen ihrer Analysen untersucht. 


I. Zwei Vorabklärungen 


Untersucht man die Literatur, wird rasch deutlich, daß unter dem Titel Regulation 
verschiedene theoretische Konzepte koexistieren. Von Gemeinsamkeiten abgesehen 
—dem Bezug auf Marx, der Ablehnung der neoklassischen Theorie und des methodi- 
schen Individualismus ebenso wie dem Gewicht, das den Institutionen beigemessen 
wird und der Forderung nach einer historischen und interdiziplinären Perspektive —, 
gibt es gravierende theoretische Differenzen. Beschränken wir uns darauf, sie sche- 
matisch kenntlich zu machen. 

Die beiden Extrempositionen des Spektrums scheinen uns die des GREEC (Groupe 
des Recherches sur la Regulation de l’Economie Capitaliste, Grenoble) einerseits, die 
von Boyer andererseits zu sein. Zentrales Thema der GREEC-Position sind die 
Tendenzgesetze der Entwicklung der Profitrate (Fallund Vereinheitlichung). Beiden 
einschlägigen Autoren scheint die Übereinstimmung des RA mit dem traditionell 
marxistischen Ansatz derart zu sein, daß man den Nutzen einer Namensänderung 
nicht recht einsieht. Die zweite Position wird durch zwei Merkmale charakterisiert: 
Dem Gewicht, das dem Begriff des Lohnverhältnisses beigemessen wird (besonders 
dem fordistischen) und dem Verzicht auf jeglichen Bezug zur marxistischen Wert- 
theorie.? An diese zweite Position schließt zweifellos die Mehrzahl der Arbeiten an, 
die in den Nachbardisziplinen der Ökonomie unter dem Regulationsbegriff ausge- 
führt werden. 

Zwischen diesen beiden Polen verorten wir eine dritte Tendenz, die man mit den 
Namen Aglietta® und Lipietz verknüpfen könnte. Hier wird die Verbindung zur 
marxistischen Werttheorie aufrechterhalten, aber ineins mit der Anstrengung, sie 
durch die Betonung der (nachträglichen) Validierung und im Bemühen, die traditio- 
nellen Thesen bezüglich des Profits besser zu fundieren, zu erneuern. Der Begriff des 
Lohnverhältnisses erhält auch hier einen prominenten Stellenwert. Diese dritte theo- 
retische Tendenz teilt also mit der ersten die tatsächliche Verankerung im marxisti- 
schen theoretischen Diskurs und mit der zweiten die Vorrangstellung des Themas 
Fordismus. 

Unsere Absicht ist nicht, diese unterschiedlichen Tendenzen zu vergleichen. Den- 
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noch kann deren Existenz in Anbetracht unseres Vorhabens nicht vernachlässigt 
werden, da sie unmittelbare Auswirkungen auf unsere Frage hat. Hier liegttatsächlich 
eine wichtige Quelle für Mißverständnisse: Das Etikett »Regulation«, bei weitem 
kein Garant für Einheitlichkeit, wird in der Tat von Theorien in Anspruch genommen, 
die nicht dieselben Grundlagen teilen. 

Ein zweites Mißverständnis taucht auf, sobald man die Bedeutung des Terminus 
‘Regulation’ erhellen will. Im Zusammhang der Texte, die für den RA relevant sind, 
scheint dieser den Begriffen des Gleichgewichts und der Krise entgegengesetzt zu 
werden. Diese beiden Gegensatzpaare haben offensichtlich nicht den gleichen Status. 
Das erste ist theoretischer und methodologischer Natur: Es führt dazu, Analysen in 
Gleichgewichtsbegriffen zu verwerfen und gegenüber diesen einen Begriff vorzuzie- 
hen, den man für fruchtbarer hält, eben den der Regulation. Der zweite Gegensatz ist 
dem RA immanent. Es geht darum, zwei entgegengesetzte Zustände einer Ökonomie 
zu charakterisieren: Eine Situation, in der die verschiedenen Anpassungsprozesse die 
Reproduktion der typischen Eigenschaften dieser Ökonomie sicherstellen, zeigt die 
Effizienz der dieser Gesellschaft eigenen Regulation an, während das Scheitern dieser 
Anpassungsmechanismen zur Krise führe. Um aus dieser herauszukommen, muß ein 
neuer Regulationsmodus installiert werden. 

Untersuchen wir die beiden Gegensatzpaare. Ein gutes Beispiel für das erste bietetein 
Artikel von G. de Bernis, dessen Titel allein schon anschaulich ist: »Regulation ou 
€quilibre dans l’analyse &conomique« (1977). Jedenfalls bieten sich zwei Interpreta- 
tionen an. Man kann den hiermarkierten Gegensatz zunächstso verstehen, daß die Re- 
gulationstheorie sich der allgemeinen Gleichgewichtstheorie zwar entgegenstellt, 
dennoch aber eine Gleichgewichtstheorie anderen Typs bleibt. In dieser Interpre- 
tation soll also der Terminus Gleichgewicht als ein Kürzel für »Gleichgewicht im 
neoklassischen Sinn« verstanden werden. Aber die dem Gleichgewichtsbegriff zuge- 
hörige Methodologie als solche soll nicht ebenfalls verworfen und der Regulations- 
begriff nur angewandt werden, um eine nicht-neoklassische Konzeption des Gleich- 
gewichts zu kennzeichnen. Die zweite, radikalere Interpretation, würde aus dem RA 
eine Theorie machen, die ohne jeden Bezug zum Gleichgewichtsbegriff konstruiert 
wird. Dies wäre im starken Sinne zu verstehen. Insbesondere wäre jede Vorstellung 
eines Ungleichgewichts in dem Maße ausgeschlossen, als diese sich nur als Abwei- 
chung vom Gleichgewicht verstehen läßt. 

Beide Interpretationen scheinen uns in den regulationstheoretischen Schriften vorzu- 
kommen. Der allgemeine Duktus weist allerdings auf die zweite Interpretation. In 
diesem Fall würde sich der RA konstituieren durch einen Bruch mit der gesamten 
theoretischen Praxis der politischen Ökonomie, für die, wie auch immer das ge- 
bräuchliche Paradigma aussehen mag, das Gleichgewichtskonzept immer noch eine 
zentrale Rolle spielt. Die Begründetheit eines derartigen methodischen Anspruchs 
wird weiter unten überprüft. Jedenfalls kann hier schon festgehalten werden, daß eine 
kurze Prüfung der von den Regulationisten vorgelegten Definitionen den Verdacht 
nahelegt, daß die Ergebnisse hinter den Intentionen zurückbleiben: Es scheint, als ob 
man nicht aus einer gleichgewichtstheoretischen Perspektive herausgelangt. Kom- 
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men wir wieder auf de Bernis zurück. Er stellt sich wie andere unter die Autorität von 
Canguilhem, dem Autor des Artikels »Regulation (Epistemologie)« der Encyclopae- 
dia Universialis. Die von Canguilhem vorgeschlagene Definition lautet wie folgt: 
»Regulation ist die gemäß Regeln oder Normen erfolgende Anpassung einer Mehrzahl von Prozessen oder 
Handlungen sowie deren Effekte oder Produkte aneinander, die zunächst unvereinbar sind aufgrund ihrer 
Unterschiedlichkeit oder zeitlichen Abfolge.« (Bd. 14,$. 1) 

Ein nicht vorgewarnter Leser regulationstheoretischer Schriften, der mit der ökono- 
mischen Theorie vertraut ist, schließt hier unmittelbar, daß das Walrassche Gleichge- 
wicht, Resultat tastender Bewegungen oder komplexerer Prozesse, offensichtlich ein 
Fall von Regulation ist. Die Betonung, die G. de Bernis auf den Prozeß (»Prinzip der 
Equilibierung«, gemäß F. Perroux) im Gegensatz zum Zustand des Gleichgewichts 
legt, ist eine durchaus zu verteidigende methodologische Position, die aber keines- 
wegs, wie der Autor zu denken scheint, einen prinzipiellen Gegensatz zur allgemeinen 
Gleichgewichtstheorie impliziert. Im übrigen sind es von diesem Paradigma herkom- 
mende Autoren, die am meisten zur Analyse solcher Prozesse beigetragen haben (Ne- 
gishi, Hahn, etc.) 

Man könnte einwenden, dies sei ein ganz anderes Konzept als das der Regulations- 
theoretiker. Der Term Regulation bezeichne nämlich eine spezifische Form der An- 
passung im Gegensatz zu anderen einschlägigen Theorien, jedenfalls zu Walras’ 
Tätonnement und vielleicht zum klassischen Gravitationskonzept. In diesem Fallliegt 
die Beweislast für die Existenz einer neuen Theorie der Bildung der ökonomischen 
Größen bei den Regulationisten. Wir Kommen darauf zurück. 

Betrachten wir nun den Gegensatz Regulation/ Krise. Folgendes Zitat aus dem Buch 
von Mazier, Basl& und Vidal (1984) ist hier sehr aufschlußreich: 

»(Die Krisen) können resultieren aus einer wachsenden Fehlanpassung zwischen Formen der Regulation 
und dem Zustand der Strukturen zu einem bestimmten Zeitpunkt (...) im Grenzfall kann die Regulation 
außerstande sein, die Reproduktion des Systems zu gewährleisten. Wir sprechen dann von einer großen 
Krise oder Übergangskrise, die schließlich zu einer prinzipiellen Infragestellung der charakteristischen 


Merkmale der vergangenen Wachstumsperiode führt und die Emergenz neuer Regulationsmechanismen 
gewährleistet«. (S. 14) 


Hier bezieht sich der Regulationsbegriff nicht auf einen Prozeß im Gegensatz zu 
einem Zustand, sondern auf einen möglichen Funktionsmodus der Ökonomie im 
Gegensatz zur Krise oder zum Übergang von einem Regulationsmodus zum anderen. 
Erwähnen wir noch, daß der Gegensatz von Regulation und Krise ein wenig dem von 
Gleichgewicht und Ungleichgewicht zu ähneln scheint. Aber, noch einmal, die Dinge 
liegen nicht so einfach, wie es die mögliche Existenz von »kleinen Krisen« oder 
»Regulationskrisen« nahezulegen scheint. Diese stehen nämlich nicht im Gegensatz 
zum Regulationsbegriff, der seither ein strukturelles Gleichgewicht bezeichnet, 
welches sich konjunkturellen Ungleichgewichten anpassen soll. 

Solche begrifflichen Ambiguitäten sind sicher nicht nur dem RA eigen. Sie sind 
deshalb nicht weniger bedauernswert, selbst wenn sie neue Koalitionsbildungen von 
Ökonomen unterschiedlicher Herkunft begünstigt haben. 
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Il. Die Kritik am Gleichgewichtsbegriff 


Die Regulationisten versichern fast einmütig, daß sie den Gleichgewichtsbegriff 
verwerfen. Dies ist, wie wir oben bemerkt haben, nicht wörtlich zu nehmen, vielmehr 
müssen die entsprechenden Argumente geprüft werden. In dem Maße, wie die 
Ablehnung des Gleichgewichtsbegriffs den Rekurs auf den Regulationsbegriff zu 
begründen scheint, erfordert dieser Punkt Aufmerksamkeit. 

Die Geschichte des ökonomischen Denkens zeigt, daß der Begriff des Gleichge- 
wichts, den man, wenn man Gefallen daran hat, immer wieder findet, so weit man 
auch in die Geschichte der ökonomischen Theorie zurückgeht, keine Invariante 
darstellt. Zwischen Quesnays Tableau &conomique und der allgemeinen Gleichge- 
wichtstheorie von Walras gibt es mehr als nur Nuancen. Um jede Doppeldeutigkeit 
zu vermeiden, wird der Gleichgewichtsbegriff hier im Sinne der modernen ökonomi- 
schen Theorie verstanden. Dieser kann mittels der folgenden kurzen Bemerkungen in 
Erinnerung gerufen werden, die eine klare Diskussion ermöglichen sollen. 

Eine erste Bedeutung des Gleichgewichtsbegriffs ist der Zustand wechselseitiger 
Kompatibilität individuell präferierter Situationen, der durch bestimmte Werte eini- 
ger Parameter (Preise, verschiedene quantitative Indikatoren usw.) gekennzeichnet 
ist. Diese Bedeutung hat eine Implikation, die selten deutlich gemacht wird, uns je- 
doch von entscheidender Bedeutung zu sein scheint: Es ist möglich, die Individuen 
unabhängig von jeder sozialen Beziehung zu definieren (ausgenommen die Liste der 
Güter). Die ökonomisch Handelnden werden als autonome Einheiten betrachtet. Sie 
existieren vor der Gesellschaft und die Abwesenheit ökonomischer Beziehungen ist 
dafür kein Hindernis. Mit anderen Worten, sie können, wenn sie wollen, in Aus- 
tauschbeziehungen treten, aber diese sind weder notwendig für ihre Konstitution als 
soziale Wesen noch für die Bildung der Gesellschaft. Eine solche Interpretation ver- 
deutlicht die bemerkenswerte Übereinstimmung zwischen formalen Mitteln (Theo- 
rem der Existenz einer Lösung des Gleichungssystems der Überschußnachfrage) und 
der zugrundeliegenden »Vision«: Da die Individuen die gleichen Machtressourcen 
haben, ist es undenkbar, daß ein Individuum eine Situation akzeptiert, die ihm als 
nicht optimal erscheint und von daher ist es logisch korrekt, die wechselseitige Ver- 
einbarkeit der Pläne und die Existenz der Gesellschaft miteinander zu identifizieren.? 
Eine zweite und gängigere Bedeutung des Gleichgewichtsbegriffs ist die stabile Lö- 
sung eines dynamischen Modells, das die Prozesse nachzeichnet, vermittels derer In- 
dividuen miteinander in Beziehung treten (Tätonnement, Nicht-Tätonnement usw.), 
Die Differenz zur ersten Bedeutung rührt von der Notwendigkeit her, den Organisa- 
tionsmodus der Transaktionen und die Regeln der Veränderung von Preisen und 
Größen zu spezifizieren (mehr oder weniger wichtige Präferenzen des Auktionators, 
Geld usw.). 

In beiden Bedeutungen wird das Gleichgewicht als eine Situation begriffen, in der die 
Handelnden keine Möglichkeit wechselseitiger Gewinne mehr sehen. Der Beitragder 
»Neu-Klassiker« besteht darin, die axiomatische Verknüpfung von Rationalität und 
Gleichgewichtsbegriff deutlich gemacht und den oft begangenen irrtümlichen Ver- 
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such zurückgewiesen zu haben, einen klassischen oder tendenziellen Gleichge- 
wichtsbegriff in eine neoklassische Problematik zu integrieren. Tatsächlich ist es in 
einer klassischen Perspektive möglich, zu sagen, die Ökonomie befinde sich nicht im 
Gleichgewicht, der Marktpreis unterscheide sich effektiv vom Gleichgewichtspreis, 
während dies innerhalb einer neoklassischen Problematik keinerlei Sinn macht. Kei- 
ne der beiden oben erwähnten Bedeutungen ist Situationen angemessen, die man als 
»Nicht-Gleichgewicht« kennzeichnen könnte. Um diese Möglichkeit denken zu kön- 
nen, müßte man gute Gründe dafür finden, warum die Individuen Allokationssitua- 
tionen akzeptieren sollten, die ungünstiger sind als solche, die sie hätten erlangen 
können. Keine der beiden Lösungen, die einem spontan einfallen, sind zulässig. Man 
könnte sich zum einen eine Autorität vorstellen, die Rationierungen durchsetzen 
kann, aber dies hieße, den gegebenen theoretischen Rahmen zu verlassen und die zen- 
trale Prämisse zu verwerfen, dergemäß es keine Instanz gibt, die in der Lage ist, die 
Freiheit der Individuen autoritär zu begrenzen. Zum andern könnte man versucht 
sein, sich vorzustellen, daß die Individuen die Rationierung in ihre Pläne aufnehmen 
und das Gleichgewichtin Abhängigkeit von quantitativen Indikatoren definiert wird. 
Dies heißt aber, das Problem des Nicht-Gleichgewichts künstlich zu verwischen, in- 
dem es als Gleichgewicht definiert wird, in diesem Fall als K-Gleichgewicht. Kurz, 
in einem solchen theoretischen Kontext hat die Vorstellung einer Krise keinen an- 
deren möglichen Ausdruck als den der Nichtexistenz des Gleichgewichts (in der 
ersten Bedeutung) oder einer exponentiellen Kurve (in der zweiten). Das Beharren 
auf einem Begriff der Krise als real möglichem Zustand einer Ökonomie erfordert 
daher notwendig eine Kritik des Gleichgewichtskonzepts und rechtfertigt dieses Un- 
ternehmen. 

Das moderne Konzept des Gleichgewichts hat also den Vorteil, klar zu sein. Es 
scheint aber gleichzeitig, als ob die Fragen, die es zu behandeln erlaubt, deutlich 
begrenzter sind als die in der Tradition von Smith, Marx oder Walras gestellten 
(zwischen denen es ebenfalls Unterschiede gibt). Es ist hier nicht möglich, diesen 
Punkt zu entwickeln, der allein eine besondere Untersuchung erforderlich machen 
würde. Wir beschränken uns darauf, festzustellen, daß die neoklassische Theorie 
durch ihre Anlage unfähig ist, die Krise im Sinne einer real vorhandenen und beob- 
achtbaren Situation zu begreifen. 

Die Regulationstheoretiker haben diese Unfähigkeit mehr oder weniger erkannt. Es 
ist ihnen nicht in gleichem Maße gelungen, sich dies zunutze zu machen. Abgesehen 
von der Kritikam zuhhohen Abstraktionsniveau der allgemeinen Gleichgewichtstheo- 
rie scheinen uns zwei Themen in ihren Arbeiten zum Gleichgewichtskonzept von 
Bedeutung zu sein. 

Das erste hat mit einer der oben erwähnten Implikationen der Gleichgewichtstheorie 
zu tun, der Vorstellung einer Gesellschaft als Resultat unabhängiger Einzelentschei- 
dungen. Für Boyer wie für Mazier, Basl€ und Vidal ist die Gesellschaft eine Totalität, 
die das Verhalten der sie konstituierenden Elemente bestimmt.’ Folglich scheintman 
die Unvereinbarkeit zwischen dem Regulations- und dem Gleichgewichtskonzept 
feststellen zu können. Eine Variante dieser Postion besteht darin, zu behaupten, die 
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Gesellschaft sei nicht etwas im wesentlichen Ökonomisches, sondern bilde ein syste- 
matisches Ganzes, welches einen umfassenderen Ansatz nötig mache. Die Regu- 
lationstheorie befinde sich im Gegensatz zum Gleichgewichtstheorem, insofern sie 
einen breiteren Zusammenhang von Phänomenen umfasse und sich vom engen Blick- 
winkel, den die politische Ökonomie erzwingt, befreie. 

Wie sympathisch einem auch immer diese methodologische Orientierung sein mag, 
man muß dennoch feststellen, daß ein beträchtlicher Abstand herrscht zwischen den 
Intentionen und dem, was auf diesem Felde zu verwirklichen ist. Zum einen scheint 
es keine wohlfundierte Theorie der Gesellschaft als allgemeines System zu geben 
(abgesehen vom Bezug auf den Begriff der Produktionsweise, der unten behandelt 
wird), und man sieht nicht, wo die theoretische Begründung liegt für den Vorzug des 
Regulationsbegriffs vor dem des Gleichgewichts. Tatsächlich scheint es nicht die 
Wahl zwischen zwei alternativen Begriffen zu geben, sondern zwischen einem prä- 
zisen Begriff (Gleichgewicht), der nicht mit der Vorstellung zusammenpaßt, dieman 
sich von den Problemen macht, und einem suggestiven, aber für die fruchtbare An- 
wendung nicht hinreichend klaren Begriff. Andererseits scheinen die verfügbaren 
Arbeiten diesen Mangel nicht beheben zu können. So unterscheiden sich etwa die 
Modelle der Akkumulationsregime im Grunde nicht so radikal von den multisekto- 
ralen Modellen, als daß es nicht möglich wäre, sie als Illustration der regulationisti- 
schen Methode zu betrachten. Die Kritik am Gleichgewichtskonzept ist auf dieser 
Grundlage eher der Ausdruck von Hoffnungen und Wünschen denn die Bestätigung 
einer leicht wahrnehmbaren theoretischen Differenz. 

Das zweite Thema, das von den Regulationisten in Angriff genommen wird, betrifft 
die Vorliebe für das Studium der »Equilibrierung«, um den schon erwähnten Prozeß 
wieder aufzunehmen, im Gegensatz zum Gleichgewicht. Diese Position wird von der 
großen Mehrheit der regulationistischen Autoren geteilt. Aber sie ist offensichtlich 
nicht unvereinbar mit dem Gleichgewichtskonzept in seiner zweiten Bedeutung. In 
diesem Punkt stimmt die regulationistische Kritik mit der durch einige allgemeine 
Gleichgewichtstheoretiker geführten internen Kritik und der vieler anderer überein. 
Aus dieser Kritik läßt sich kein Nutzen ziehen, wenn man das Feld der politischen 
Ökonomie verläßt und ein präzis gestelltes, aber schwieriges Problem in einer umfas- 
senderen, aber ungelösten Frage ertränkt. 

Die regulationistischen Kritiken sind insgesamt ungenügend. Sie bedrohen in keiner 
Weise den Kern der herrschenden Theorie, der die gängigen Analyseinstrumente und 
gebräuchlichen konzeptionellen Formen zur Beantwortung ökonomischer Fragen 
entstammen. Was fehlt, ist eine immanente Kritik der auf dem Gleichgewichtskon- 
zept fußenden Aussagen und die Ausarbeitung eines konkurrierenden Konzepts. 
Unter immanenter Kritik wird hier nicht nur die Überprüfung der logischen Konsi- 
stenz der Modelle verstanden, sondern gleichermaßen deren Angemessenheit hin- 
sichtlich der Fragen, die sie behandeln sollen. Im wesentlichen ist diese Arbeit bisher 
dem Geschäft der allgemeinen Gleichgewichtstheoretiker selbst überlassen gewesen. 
Diese sehen sich daher mit allen Aufgaben anvertraut: Nicht nur mit der Beantwor- 
tung der traditionelllen Fragen, sondern mit der Kritik der eigenen Arbeit. Es ist der 
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eigentliche Kern des theoretischen Dispositivs, der in Frage gestellt werden muß, d.h. 
der enge Zusammenhang zwischen dem Gleichgewicht verstanden als Zustand der 
Kompatibilität und den fundamentalen Hypothesen über die Gleichheit der Indivi- 
duen und den ausschließlich als beabsichtigt konzipierten Resultaten ihrer ökonomi- 
schen Beziehungen. Dies kann nur auf zwei komplementären Weisen durchgeführt 
werden: Indem man erstens genau zeigt, inwiefern es der herrschenden Theorie miß- 
lingt, die ökonomische Gesellschaft einzig als auf der Basis des marktorientierten 
Handelns unabhängiger Individuen aufgebaut zu begreifen, zweitens indem ein tat- 
sächlich alternativer Ansatzentwickelt wird, derallerdings die Autonomie individuel- 
ler Entscheidungen nicht durch eine rein soziale Determination zum Verschwinden 
bringt, wie es seit zwanzig Jahren strukturalistische Mode ist. 


IH. Der Fordismus 


In den Arbeiten der regulationstheoretischen Autoren können zwei Sorten theoreti- 
scher Ansprüche unterschieden werden. Im einen Fall — der ambitionierten These — 
wird der RA als dem neoklassischen Ansatz konkurrierendes Paradigma vorgestellt, 
das entweder in einer Anreicherung des marxistischen Paradigmas bestehen soll oder, 
trotz zugestandener Verwandtschaft, ein neues Paradigma darstelle. Im anderen Fall 
—dermoderaten These -erhebt die Regulationstheorie nur den Anspruch, eine Wachs- 
tums- und Krisentheorie zu sein, die letztlich auf anderen Prämissen als der neoklassi- 
sche Ansatz beruhe, aber dennoch nicht den Anspruch erhebe, diesen zu ersetzen. 
Der erste Standpunkt gründet sich auf der Vermutung, daß zwischen den verschiede- 
nen Begriffen mittlerer Reichweite zur Analyse des Kapitalismus und den grundle- 
genden Begriffen einer allgemeinen Theorie der Geschichte Verbindungen herge- 
stellt werden können. Der Begriff der Produktionsweise soll hier eine zentrale Rolle 
spielen: 

»Im Begriff der Produktionsweise liegt das Interesse, die Beziehungen zwischen gesellschaftlichen 
Verhältnisssen und ökonomischen Organisationsformen zur klären. Mit diesem Ausdruck bezeichnet man 
jede spezifische Form der Produktions- und Austauschverhältnisse, d.h. gesellschaftliche Beziehungen, 
die die Produktion und Reproduktion der materiellen Lebensbedingungen der Menschen in der Gesell- 
schaft regeln«. (Boyer 1986, S. 43) 

Es ist hiernicht unsere Absicht, den Diskussionsprozeß über diesen Begriff wieder zu 
eröffnen. Für die Forschung ist es nie zu spät und es ist wünschenswert, auf allen 
möglichen Gebieten zu forschen, also keinen Begriff als a priori unfruchtbar zu er- 
klären. Aber ebenso muß zugestanden werden, daß mehr als zwanzig Jahre nach den 
Debatten um seine Bedeutung und genauen Gebrauch, der Begriff der Produktions- 
weise immer noch ziemlich unscharf ist. Im übrigen scheint seine Anwendung auf den 
Kapitalismus den Rekurs auf die grundlegenden Kategorien der politischen Ökono- 
mie und nicht deren Umgehung notwendig zu machen. Dies wird deutlich in der 
Definition der kapitalistischen Produktionsweise durch Boyer: 


»Erstens nimmt das Austauschverhältnis Warenform an; die Verpflichtung, mit Geld zu bezahlen, institu- 
iert Geldzwang und Marktsubjekt zugleich. Zweitens wird durch die Trennung der unmittelbaren Pro- 
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duzenten von ihren Produktionsmitteln und den Zwang, ihre Arbeitskraft zu verkaufen, die spezifische 
Form der kapitalistischen Produktionsverhältnisse oder des Lohnverhältnisses insgesamt bestimmt.« 
(1986, S. 44) 

Wir können diese Definition nur unterstreichen. Wir kommen aber gleichzeitig nicht 
umhin zu bemerken, daß der erste Punkt kaum in den regulationistischen Arbeiten 
auftaucht und der zweite die zahlreichen Kritiken am Konzept der Ware Arbeitskraft 
beiseite läßt. Um dem Begriff der kapitalistischen Produktionsweise einen präzisen 
Gehalt zu geben, ist es erforderlich, die der politischen Ökonomie eigenen grundle- 
genden Fragen klar zu beleuchten. 

Die anspruchsvolle These scheint daher kaum realistisch: Kapitalistische Produk- 
tionsweise ist kein der Theorie der Ware und des Lohns vorgängiges Konzept, viel- 
mehr eine abgeleitete Konstruktion. Was die moderate These anbelangt, so kann sie 
durch ein anderes Zitat von Boyer illustriert werden: 

»Man ‚kann behaupten, daß fast alle Autoren sich auf einen Zusammenhang von Begriffen mittlerer 
Reichweite geeinigt haben, die selbst wiederum in ganz anders geartete Problematiken eingefügt werden 
können.« (Boyer 1986, S. 36) 

Im Rest dieses Abschnitts verfolgen wir das Ziel, den Ertrag dieser theoretischen 
Propositionen mittlerer Reichweite des RA innerhalb dieses begrenzten Anspruchs 
abzuschätzen. Aus dieser Perspektive schreibt sich die Regulationstheorie in einen 
besonderen Zweig der Ökonomie ein, den der Wachstums- und Akkumulationstheo- 
rien. Ihre Originalität besteht in der Absicht, die ökonomischen, historischen und so- 
ziologischen Dimensionen zu integrieren und im allgemeinen weniger formalisiert 
als andere Ansätze zu sein. Wie andere Theorien versucht sie, Typologien spezifi- 
scher Wachstumsregime zu entwerfen (nach dem Vorbild der verschiedenen »Zeit- 
alter« bei J. Robinson) und sie mit klar abgegrenzten historischen Phasen zu verknüp- 
fen. Schließlich werden Wachstum und Krise verbunden, wobei letztere als endogen 
aufgefaßt wird. 

Welches sind die originären Begriffe mittlerer Ebene die von der Regulationstheorie 
vorgeschlagen werden? Wir können, immer noch Boyer folgend, vier Ebenen unter- 
scheiden, die den Begriffen Akkumulationsregime, institutionelle Form, Regula- 
tionsmodus und Entwicklungsmodus entsprechen. Sie werden von Boyer folgender- 
maßen definiert: - 

(1) Akkumulationsregime: »Das Ensemble von Regularitäten, die ein allgemeines und relativ kohärentes 
Wachstum der Kapitalakkumulation sicherstellen, d.h. die es im Lauf der Zeit ermöglichen, die dem Ak- 
kumulationsprozeß eigenen Störungen und Ungleichgewichte zu resorbieren oder abzuflachen« (1986, 
$. 46). Es handelt sich um die Organisation der Produktion, den Zeithorizont für die Verwertung des 
Kapitals, die Verteilung des Wertprodukts, die Zusammensetzung der gesellschaftlichen Nachfrage und 
schließlich um den Akkumulationsmodus mit nichtkapitalistischen Formen. 

(ii) Institutionelle Form: »Jede Kodifizierung eines oder mehrerer grundlegender gesellschaftlicher 
Verhältnisse« (1986, S. 48). Hier geht es um Geldformen, Konfigurationen des Lohnverhältnisses und 
Formen der Konkurrenz.« 

(iii) Regulationsmodus: »Jedes Ensemble von Prozeduren und individuellen sowie kollektiven Verhal- 
tensweisen, welche die dreifache Eigenschaft haben 

- die grundlegenden gesellschaftlichen Verhältnisse durch die Verknüpfung historisch bestimmter insti- 


tutioneller Formen zu reproduzieren; 
— das bestehende Akkumulationsregime zu tragen und zu ‘steuern’; 
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— die wechselseitige Vereinbarkeit eines Ensembles von dezentralen Entscheidungen sicherzustellen« 
(1986, S. 54) 


Es ist zu bedauern, daß diese Definitionen nicht klarer sind. Besonders fühlt man sich 
berechtigt zu fragen, wie genau sie sich voneinander unterscheiden. Um ein Beispiel 
zu nennen, ist es richtig, den Regulationsmodus von der institutionellen Form zu 
unterscheiden? Worin bestehteine institutionelle Form ohne Verhaltensweisen? Sind 
diese genau bestimmt, was wird dann durch die institutionelle Form an Bestim- 
mungen hinzugefügt? 

Die konstitutiven Elemente dieser Begriffe sind im übrigen unterschiedlicher Natur. 
Einige entwickeln sich allmählich im Verlauf der Zeit, was es schwierig macht, sie 
in Typologien zu integrieren. Andere erinnern an dichotomische Gegensätze, was sie 
für duale Typologien geeignetmacht. Andere wiederum scheinen sich zur Integration 
in multidimensionale Klassifikationstypen anzubieten. Von daher zeigt sich, daß die 
Darstellung einer Kombinatorik möglicher Regime, die Boyers Unterscheidungen 
nahezulegen scheinen, nicht möglich ist. Wenn man dagegen nur die Variablen 
nimmt, die nur zwei Werte annehmen können, wird eine Typologie der Regime 
möglich. Sie hätte dann folgende Gestalt: 

— Lohnverhältnis: präfordistisch/fordistisch 

— Formen der Konkurrenz: Freier Wettbewerb/Monopol 

— Geld: private Logik/öffentliche Logik 

Von den verschiedenen möglichen Kombinationen wären nur zwei als mögliche 
Regime zu begreifen, die ungefähr den zwei historischen Phasen entsprechen, die 
durch den zweiten Weltkrieg getrennt werden. Das ist ein interessantes Ergebnis. Das 
erste wäre gekennzeichnet durch ein präfordistisches Lohnverhältnis, wettbewerbs- 
förmige Preisbildung und dezentrale Geldlogik (um den Ausdruck von Aglietta und 
Orlean ((1982)) aufzunehmen), das zweite durch Fordismus, monopolförmige Kon- 
kurrenz und zentralisierte Geldlogik. Dennoch, wenn man vom monetären Aspekt 
absieht — nicht weil wir ihn nicht für wichtig hielten, sondern weil er im Großteil der 
Arbeiten nur »zur Erinnerung« erwähnt wird —, erweist sich das Konzept des For- 
dismus als einzig neues Element der Analyse. 

Der Begriff bezeichnet eine gleichzeitige Umwälzung des Arbeitsprozesses, gekenn- 
zeichnet durch die Beschleunigung des technischen Fortschritts im Konsumgütersek- 
tor, sowie der Existenzbedingungen der Lohnabhängigen durch das Aufkommen der 
Massenkonsumtion. Der Fordismus ist offensichtlich ein Begriff mit unterschiedli- 
chen Facetten. Er bezeichnet zunächst, was Malivaud (1980) eine Verteilungsstruk- 
tur der verfügbaren Revenuen nennt, die ein Gleichgewicht von Angebot und Nach- 
frage auf den Märkten für Konsumtionsgüter ermöglicht. Der Kern dieser Struktur ist 
die Verknüpfung von Reallohn und Produktivität. Der Begriff bezieht sich auch auf 
die Modalitäten der Festsetzung der Löhne, die diese Verknüpfung ermöglichen. In 
dieser Hinsicht stelltder Übergang von der dezentralen Festlegung der Löhne (direkte 
Verhandlungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ohne Einmischung hö- 
herer Instanzen) zu zentralisierten Verhandlungen (bei denen Rahmen für die einzel- 
nen Arbeitsverträge festgelegt werden) die notwendige Zäsur dar. Die durch den 
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Fordismus in Gang gebrachte Entwicklung zwingt dazu, den unterstellten Antagonis- 
mus zwischen Kapitalistenklasse und Lohnarbeiterklasse von neuem zu überprüfen. 
Die Lohnabhängigen sind nicht mehr nur Substrat der Abpressung unbezahlter Ar- 
beit, sie sind auch ein Markt für die kapitalistische Produktion. Das Subjekt, dem die 
Haut für den Profit des Kapitals abgezogen wird, wird auf der andern Seite Kunde 
und Konsument. Während der von einem Kapitalisten bezahlte Lohn für ihn ein zu 
minimierender Faktor ist, ist der vom andern Kapitalisten bezahlte Lohn eine Quelle 
der Nachfrage. Dieser Widerspruch zwischen individuellem und kollektivem Kalkül 
führt zur Notwendigkeit einer mehr zentralisierten Festsetzung der Lohnhöhe, bei der 
das kollektive Kalkül über das individuelle dominieren kann. Der Begriff Fordismus 
bezieht sich desgleichen auf die durch die neue Entwicklung notwendig gewordenen 
Interventionen des Staates: Zum einen auf dessen Schiedsrichterrolle in den kollek- 
tiven Lohnverhandlungen, zum andern auf die Notwendigkeit, sich unter der Form 
kollektiver Güter für eine Reihe von Bedürfnissen zuständig zu erklären, was die Re- 
produktion der Lohnabhängigen anbelangt, sobald neue Qualifikationserfordernisse 
auftauchen und der Rekurs auf überkommene Formen der gesellschaftlichen Solida- 
rität unbrauchbar wird. Der Gedanke des Fordismus öffnet auch den Weg für die Zu- 
sammenarbeit von Forschungsbereichen, die zunächst füreinander unzugänglich 
waren: Studien zur Entwicklung des Arbeitsprozesses, des Lebensstils und der Kon- 
sumtionsnormen. Last but not least fordert der Gedanke, der Fordismus sei eine spe- 
zifische Form des Lohnarbeitsverhältnisses, zu einer theoretischen Reflexion der 
Natur des Lohnvertrages auf. Marx hatte die Arbeitskraft als eine »besondere Ware« 
charakterisiert, allerdings ohne sich in ausreichendem Maß auf die Erforschung der 
Natur dieses gesellschaftlichen Verhältnisses einzulassen, in dem, zur Verwirrung 
des Forschers, mit dem (freien) Tausch auf der einen, Hierarchie und Herrschaft auf 
der anderen Seite, zweı unvereinbare Dimensionen zu koexistieren scheinen. Das 
Rätsel wurde in werttheoretischer Perspektive von Aglietta in zweifellos sybillini- 
schen, dennoch das Wesentliche treffenden Worten, gestellt: 

»Der Lohnkontrakt ist nicht Teil der Realisierung des Werts in der allgemeinen Zirkulation der Waren. 
Einzig die Ausgaben für den Lohn sind dies.« (1976, S. 37) 

Der Beitrag des Fordismuskonzepts scheint uns ein doppelter zu sein. Zunächst ist er 
die Markierung einer wichtigen historischen Zäsur, die in der Tat die Unterscheidung 
zwischen zwei Regimen der Reproduktion kapitalistischer Ökonomien rechtfertigt. 
Weiterhin ist er bedeutsam für die Reflexion der spezifischen Natur des Lohns als 
Tauschverhältnis. Es stellen sich dennoch verschiedene Fragen hinsichtlich dieses 
Konzepts. Die erste Frage dreht sich um die Möglichkeit, den Fordismusbegriff zu 
verallgemeinern. Auf welche Typen von Zusammenhängen ister anwendbar (hier sei 
auf die Debatte zum »peripheren Fordismus« hingewiesen)? Läßt sich mit ihm die 
Krise der dreißiger Jahre ebenso wie die gegenwärtige erklären? Eine zweite Frage 
betrifft die Besonderheit dieses Konzepts. Sicher, es ist eine Entdeckung der Regula- 
tionisten. Wäre es nicht dennoch glatt in andere Theorien integrierbar, insbesondere 
in die orthodoxe Wissenschaft? 

Ist das Konzept notwendig mit der Problematik verbunden, der es entsprungen ist? 
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Werfen wir einen Blick auf seine Gebrauchsweisen innerhalb des RA. Drei sind zu 
nennen. Zunächst dient es der Erklärung der großen US-amerikanischen Wirtschafts- 
krise als Resultat des Scheiterns der Einführung des Fordismus. Weiterhin dient es 
der Erklärung des ‘goldenen’ Nachkriegszeitalters, als dessen Grundgerüst der For- 
dismus betrachtet wird. Schließlich wird es als Interpretationsschlüssel für die Krise 
der siebziger und achtziger Jahre gebraucht, die als Krise des Fordismus gedeutet 
wird. 

Was die erste Gebrauchsweise anbelangt, so stellt die Hauptreferenz zweifellos das 
Buch von Asglietta, Regulation et crises du capitalisme, dar. Ist die in diesem Buch 
entwickelte These zur großen amerikanischen Depression originell? Wenn man die 
von Temin (1976) vorgeschlagene Typologie anwendet, so gehört Agliettas Erklä- 
rung unbestreitbar zur »spending hypothesis«, welche die Krise auf die mangelnde 
Nachfrage zurückführt. Allerdings bereichert Aglietta zweifellos diese Interpretation. 
Zunächst ist die Berücksichtigung der sektoralen Dimension in dem Maß entschei- 
dend, als sich die mangelnde Nachfrage nicht ohne Bezugnahme auf Veränderungen 
in der Produktionsstruktur begreifen läßt.° Ein zweiter Beitrag der Studie Agliettas 
besteht darin, die institutionellen Hindernisse deutlich gemacht zu haben, welche die 
notwendige Veränderung der gesellschaftlichen Nachfrage aufgehalten, wenn nicht 
verhindert haben. Notwendig, aber im ersten Anlauf gescheitert, war die Installierung 
des fordistischen Lohnverhältnisses: Der Übergang von dezentralen Verhandlungen, 
die von einem kurzfristigen Kräfteverhältnis bestimmt wurden, wobei das Kapital 
alles daran setzte, die Löhne zu drücken, hin zur Festlegung der Löhne in Abhängig- 
keit von den Erfordernissen der gleichgewichtigen Reproduktion der Ökonomie. Mit 
anderen Worten, die Vorbedingung für die Restrukturierung der gesellschaftlichen 
Nachfrage als Antwort auf die veränderte Produktionsstruktur ist die Modifizierung 
des institutionellen Prozesses der Lohnfestlegung durch eine Instanz, die in Begriffen 
kollektiver Logik kalkuliert. Das Fehlen einer derart angemessenen institutionellen 
Veränderung hätte dann eine zentrale Rolle in der US-amerikanischen Depression. 
Diese These scheint uns tatsächlich ein interessanter Beitrag zur Debatte um die große 
US-amerikanische Krise zu sein. Nur braucht sie den marxistischen Theorierahmen 
nicht, in dem Aglietta sie verortet. Sie kann vollständig in der Sprache der traditionel- 
len ökonomischen Theorie formuliert werden und hätte, wäre dies geschehen, zwei- 
fellos größeren Einfluß gehabt. 

Dementgegen zeigen sich die Grenzen des Fordimuskonzepts, sobald man es zur 
Erklärung der gegenwärtigen Periode heranziehen will. Sicher ist man versucht, die 
Überlegungen zur früheren Krise auf die aktuelle auszudehnen. Jene wurde als 
Geburtskrise des Fordismus diagnostiziert, diese wird als Krise infolge seines Hin- 
scheidens gefaßt. Oder man redet, immer noch in Analogieform, von der Krise des 
Übergangs ins postfordistische Stadium, ohne daß dieses klar definiert wäre. Die 
Schwierigkeit besteht wohl darin, daß man die aktuelle Geschichte interpretieren und, 
so gutes geht, theoretisch begreifen möchte. Aber man kann sich fragen, ob der Werk- 
zeugkasten insgesamt nur ein einziges Regime enthält, das fordistische. Die anderen 
sogenannten Regime haben keine eigenständige theoretische Existenz, da sie nur 
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negativ in Bezug auf den Fordismus konstruiert sind. Auch kann man nach der Be- 
deutung des Krisenbegriffs fragen. Sind wir nicht Zeugen seiner Entwertung? Nor- 
malerweise sollte er eine zeitlich begrenzte Umwälzungsphasse bezeichnen. Aberder 
vorläufige und stockende Charakter der neueren Entwicklungen fällt dem Begriff in 
den Rücken. Gezwungen, das Krisenkonzept auszudehnen, verliert man seinen Ge- 
halt. Um es deutlich zu sagen, es macht gerade vom Standpunkt der Regulationisten 
wenig Sinn, sich in der Krise einzurichten. 

Wie wir oben bemerkt haben isteines der Interessen, die im Begriff des Lohnverhält- 
nisses liegen, die Forderung nach einer Reflexion des Status jenes besonderen 
Tauschvorgangs, den der Lohnkontrakt darstellt. Zweifellos soll durch den Ausdruck 
»Lohnverhältnis« eben diese vorangetrieben werden. Obwohl ein intuitiver Begriff 
dieses Status dem RA in der Tat eigen und sogar ein Grund seines Anspruchs auf Spe- 
zifität ist, steckt die theoretische Fassung der Intuition bisher in den Ansätzen. Es fügt 
sich im übrigen, daß diese Art Fragen gegenwärtig auf der Tagesordnung der neo- 
klassischen Theorie sind. Wie Boyer in seinem Buch selbst bemerkt und zudem in 
zwei neueren Artikeln zusammen mit Bowles (1987, 1988) vorgeführt hat, kann man 
im neoklassischen Rahmen zumindest in Ansätzen theoretische Grundlagen für die 
Idee einer Besonderheit des Lohns als Tauschakt liefern. Die Lektion aus dieser Ent- 
wicklung ist einfach und bestätigt die oben gegebene Interpretation: Der Fordismus- 
begriff ist interessant, aber durchaus in die Sprache der herrschenden Ökonomie zu 
übertragen. Seine Anwendung macht keineswegs eine wissenschaftliche Revolution 
notwendig, weder im Ganzen, noch innerhalb der Wachstumstheorien. 


IV, Die theoretischen Grundlagen 


Offensichtlich stand am Ursprung des RA der Wille, einen Beitrag zu den damaligen 
Auseinandersetzungen um die Marxsche Theorie zu liefern und diese im Vergleich 
zum neoklassischen Paradigma zu stärken. Der RA stellte sich nicht nur als der 
marxistischen Theorieströmung zugehörig dar, sondern auch als deren innovativer 
Teil. Eine derartige Ambition bedeutete die Infragestellung gewisser orthodox- 
marxistischer Auffassungen (dies wurde teilweise unternommen) sowie diemögliche 
Erweiterung der Bezugnahme auf die Tradition (Keynes trat an die Seite von Marx 
als einer der Inspirateure der Bewegung) und die Fähigkeit, besondere historische 
Situationen analysieren und Handlungsvorschläge machen zu können. Die Ankündi- 
gung eines derartigen Programms stellte in sich die Verwerfung der herrschenden 
ökonomischen Theorie und die Kandidatur des RA als alternatives Paradigma dar. 

Man kann allerdings nicht umhin einzugestehen, daß das Programm in sehr unter- 
schiedlichem Maße verwirklicht wurde. Der angewandte Teil ist sicher der ein- 
drucksvollste und hat hingereicht, den Erfolg und die Verbreitung der regulationisti- 
schen Strömung zu sichern, auch wenn sie, wie wir gesehen haben, nicht so klar von 
dertraditionellen ökonomischen Theorie zu trennen ist, wie manche behauptet haben. 
Der theoretische Teil scheint dagegen recht vernachlässigt. Vielleicht beschränkt er 
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sich tatsächlich aufeine wenig zwingende methodologische Position, auf die sich sehr 
unterschiedliche Autoren beziehen konnten. 

Versuchen wir diesen letzten Punkt zu präzisieren, bevor wir unsere Vorstellung 
skizzieren, wonach der RA nur in der Weiterverfolgung der ungelösten Fragen poli- 
tischer Ökonomie und im Verlassen dieses Terrains eine Chance hat, solide iheore- 
tische Grundlagen zu errichten. 

Zunächst soll vermerkt werden, daß der Regulationsansatz sich zu einem Zeitpunkt 
entfaltet hat, da die zahlreichen stürmischen Auseinandersetzungen um das Denken 
von Marx, kennzeichnend für die Jahre 1965-1975, allmählich nachließen. War dies 
ein »Schwanengesang« oder hatten im Gegenteil diese Debatten zu bemerkenswerten 
Resultaten geführt, an die man anknüpfen konnte? Die Antwort scheint eindeutig zu 
sein: Die von den Regulationisten verfolgten Fragestellungen (jedenfalls von denen, 
deren Position in Boyers Buch in Form einer vorläufigen Bilanz zusammengefaßt 
werden) nehmen nicht mehr explizit Bezug auf die spezifische Problematik des 
Wertes und der Ware. Alles hat sich so abgespielt, als ob die abstraktesten theoreti- 
schen Fragen von der Tagesordnung genommen worden seien, sei es weil sie als 
gelöst betrachtet wurden, sei es weil sie nicht mit den wirklich anstehenden Proble- 
men verknüpft schienen. 

In beiden Fällen ist die Rechtfertigung unzulänglich. Nur unverbesserlicher Opti- 
mismus könnte Glauben machen, daß die Debatten jener Zeit wirklich zur Klärung 
der zentralen von Marx erhobenen Fragen geführt haben. Ohne daß wir hier das Ar- 
gument ausführen können, läßt sich sagen, daß die Untersuchungen zu den theore- 
tischen Grundlagen der Marxschen Ausführungen über Ware, Geld und Mehrwert 
(und indirekt über Preise und Profit) allgemein an der Unfähigkeit kranken, das Spe- 
zifische des Marxschen Denkens auszumachen. Sicher ist dies teilweise dem Zögern 
und der Ambiguität bei Marx selbst geschuldet. Das Ergebnis zeigt sich anhand der 
Extrempositionen zu Marx. Man macht aus ihm den Gründer einer neuen Sozialwis- 
senschaft (Gewöhnlicher »Marxismus« oder Wissenschaft des »Kontinents der Ge- 
schichte« bei den Althusserianern), deren Studium und Vertiefung ohne jeden 
Kontakt mit dem herrschenden Denken möglich sein soll. Auf der anderen Seite 
wird er zu einem »schwächeren Ricardianer«, um den polemischen Ausdruck von 
Samuelson aufzunehmen, der recht gut auf den »algebraischen Marxismus« und das 
Bild, das Steedman (1977) von ihm gezeichnet hat, paßt. Die Folge dieser Polarisie- 
rung ist, daß die enge Verwandtschaft zwischen den Fragen, auf die letzterer ant- 
worten wollte und jenen, die von den Klassikern und später von der allgemeinen 
Gleichgewichtstheorie gestellt wurden, nicht mehr ausreichend begriffen wurde. 
Doch ohne von dieser Einheit der Problematik überzeugt zu sein (die durch unter- 
schiedliche philosophische Interpretationen verdeckt wird), ist es sehr schwierig, die 
Originalität der Marxschen Positionen zu fassen, die nur im Vergleich zu den von 
den anderen Strömungen ökonomischen Denkens gegebenen Antworten interessant 
werden. Gleichermaßen ist die Vorstellung verschwunden, wonach eine vertiefte 
kritische Arbeit an den Marxschen Thesen ein Teil der normalen Aufgaben jedes 
theoretischen Ökonomen ist, der an den grundlegenden Fragen der Disziplin interes- 
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siert und nicht der Meinung ist, daß die allgemeine Gleichgewichtstheorie heute das 
Monopol haben solle. 

Die Vernachlässigung der traditionell mit der Konstitution der politischen Ökonomie 
verbundenen Problematiken erweist sich deutlich in einem Abschnitt von Boyers 
Buch, in dem er drei Fragen als grundlegend charakterisiert. Sie betreffen die Verän- 
derung der Wachstumsrhythmen einer gegebenen Ökonomie, die nationalen Beson- 
derheiten der Beziehung zwischen Wachstum und Krise und die Veränderungen des 
allgemeinen Krisentyps im Verhältnis von einer Periode zur andern: »... diese drei Pa- 
radoxien schreiben sich in eine allgemeine Frage ein nach der raum-zeitlichen Varia- 
bilität ökonomischer und sozialer Prozeßmuster.« (1986, S. 13, kursiv im Text.) Es 
ist evident, daß es sich hier um wesentliche Fragen handelt, und daß die regulationi- 
stischen Arbeiten interessante Antworten geliefert haben, ist unbestreitbar. Aber es 
handelt sich ebenso offensichtlich nicht um die Begründung irgendeines Paradigmas, 
außer man denkt, daß die Synthese von Geschichte und Ökonomie hier stattfinden 
könnte. 

Die Feststellung der historischen Relativität der Ergebnisse ökonomischer Theorie ist 
nicht bestreitbar, und kein vernünftiger Ökonom würde behaupten, daß das Studium 
einer konkreten Ökonomie sich ohne die Beachtung des institutionellen Rahmens und : 
unabhängig vom allgemeinen historischen Zusammenhang vollziehen könnte. Wie 
es besser ist, reich und gesund als arm und krank zu sein, so ist es besser, exzellenter 
Theoretiker und respektabler Historiker zugleich denn mäßiger Ökonom und hi- 
storisch ignorant zu sein. Aber abgesehen von dieser Trivialität scheint es nicht recht 
einsichtig, warum die im eigentlichen Sinne historische Untersuchung der Gesell- 
schaft die ungelösten theoretischen Probleme unserer Disziplin lösen sollte. Eher im 
Gegenteil: Ohne ein verläßliches theoretisches Fundament bleiben Vergangenheit 
wie Gegenwart opak, wiewohl die Schaffung begrifflicher Werkzeuge auf mittlerer 
Abstraktionsebene nützliche und erfolgreiche empirische Arbeit erlauben mag. 
Wir halten es daher für bedauernswert, daß die regulationistischen Autoren sich im 
allgemeinen nicht an die traditionell grundlegenden Fragen der Disziplin gemacht 
haben. Smith, Marx und Walras scheint über (wichtige!) Differenzen hinweg tatsäch- 
lich eine gemeinsame Frage beschäftigt zu haben: Welches sind die Bedingungen der 
Möglichkeit einer Gesellschaft, die auf arbeitsteiliger Privatproduktion beruht, was 
zugleich bedeutet die Autonomie der individuellen Entscheidungen und eine be- 
stimmte Form der Koordination individueller Handlungen (etwa im Unterschied zu 
Gesellschaften, die auf Recht und Brauch beruhen)? 

Die Argumente, mit denen man die Vernachlässigung dieser Frage zu rechtfertigen 
sucht, sind vielfältig. Manche haben gemeint, diese Frage sei schon gelöst (orthodo- 
xer Marxismus ist eine Variante dieser Position), oder sie sei nutzlos (der Rekurs auf 
eine historische Sichtweise oder eine allgemeine Systemtheorie würde ihre Beant- 
wortung überflüssigmachen). Wir dagegen meinen, daß der Mangel an Forschung auf 
Grundlagenebene durchaus sichtbare Konsequenzen hat — wie oben schon bemerkt: 
In der trotz seiner zentralen Bedeutung außerordentlichen Schwierigkeit, einen Be- 
griff der Regulation auszuarbeiten und ihm einen genauen und spezifischen Gehalt zu 


88 Jean Cartelier!Michel de Vroey 


geben und das Fordismusmodell an eine entwickelte Theorie anzuschließen. Wir 
schließen daraus, daß die Regulationisten das Terrain der politischen Ökonomie zu 
Unrecht verlassen haben. 

Sicher kann man einwenden, daß dieser Schluß nur für den Zweig des RA gültig ist, 
dessen Autoren sich mit Boyers Darstellung identifizieren können. Insbesondere ein 
Autor wie Lipietz hat den Thesen zur Regulation eine streng marxistische Grundlage 
zu geben versucht. Wirkönnen diesen Versuch im engen Rahmen dieses Artikelsnicht 
analysieren. Beschränken wir uns auf die Bemerkung, ohne dies näher auszuführen, 
daß ein solcher Versuch, Marx an den Ursprung der regulationstheoretischen Proble- 
matik zu setzen, unseres Erachtens einen schärferen Blick auf die Mängel der im 
Kapitalentwickelten Theorie erfordert, um überzeugend zu sein. Zu den wesentlichen 
Problemen des Tauschs und des Geldes bewahrt Lipietz die orthodoxesten Auffassun- 
gen. Seine Position scheint uns jenes widersprüchliche Ergebnis zu zeigen, zu dem der 
Wille führen kann, den Kern einer Theorie bewahren und ihr gleichzeitig neue Ele- 
mente einzuführen. Im Gegensatz zu den »traditionell marxistischen Regulationi- 
sten« versucht er, in die marxistische Theorie Elemente zu integrieren, die Autoren 
wie Aglietta und wir selbst unter dem Stichwort der essentiellen Merkmale einer 
Marktökonomie in den Vordergrund stellen würden, besonders die Trennung der 
Handelnden, was ihre Entscheidungen anbelangt, die Wertzumessung ex post, sowie 
das Geld. Aber er wirft die Frage nach der Vereinbarkeit der traditionell marxistischen 
Positionen mit diesen neuen Sichtweisen nicht auf. Die Theorie des Arbeitswerts, als 
Gravitationszentrum aufgefaßt, wird aufrechterhalten und durch ein Konzept der 
Validierung der Privatarbeiten ergänzt. Die Mehrweritheorie, auf dem Begriff des 
Werts der Arbeitskraft begründet (wobei die Reproduktionsnorm als exogen be- 
stimmt gedacht wird), geht problemlos einher mit dem Fordismuskonzept, in dem der 
Lohn als endogene Größe gebildet wird. Uns dagegen scheinen diese Beiträge von 
Lipietz eben auch die traditionellen Interpretationen der Marxschen Theorie infrage- 
zustellen. 

Im übrigen kann man sich über die Tatsache wundern, daß die späteren Arbeiten von 
Aglietta und Orl&an, so präzise sie auch die Frage der Grundlagen der ökonomischen 
Gesellschaft, im Verzicht auf den Wertbegriff, angehen, nicht Gegenstand intensi- 
ver Auseinandersetzungen sind. Während die Autoren versuchen, die Funktionswei- 
se der Anpassungsprozesse zu klären (wechselseitige Antizipation usw.), bleiben sie 
dem traditionellen Geschäft der politischen Ökonomie treu, die Beziehungen zwi- 
schen den Individuen zu behandein und gleichzeitig das Individuum innerhalb eines 
gesellschaftlichen Verhältnisses zu situieren. Der Unterschied zur gegenwärtigen 
interdisziplinären Position besteht darin, daß dieses geselischaftliche Verhältnis 
nicht notwendig von außerhalb der Ökonomie importiert wird (wobei dieses Außer- 
halb definiert werden müßte), sondern daß es gleichzeitig mit den Individuen, die es 
verbindet, erscheint. Da sie ihrer theoretischen Perspektive die konstitutive Unvoll- 
ständigkeit der Bestimmungen der ökonomisch Handelnden zugrundezulegen, ist 
der Gleichgewichtsbegriff (im oben bestimmten Sinne als wechselseitige Kompati- 
bilität) hier fehl am Platze. 
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Von der Vereinbarkeit der unabhängigen Handlungsorientierungen zu sprechen ist 
nicht mehr möglich, da die Herausbildung dieser Orientierungen schon Beziehungen 
zwischen den Individuen widerspiegelt. Die Kontinuität zwischen den durch die 
Thesen von Aglietta und Orl&an aufgeworfenen Fragen und jenen, die die durchgän- 
gige Problematik der politischen Ökonomie konstituieren, wird auch in ihrer Behand- 
lung des Geldes deutlich. Indem sie es ins Zentrum der Debatte stellen, identifizieren 
sie sehr erfreulicherweise den entscheidenden Gegenstand der Auseinandersetzung 
auf dem Gebiet derpolitischen Ökonomie, die einzigmögliche Weise, den Begriff des 
Gleichwichts wirklich anzugreifen. Im Vorwort zur zweiten Auflage seines Buches 
Regulation et crises, schreibt Aglietta, daß seine Arbeit »nur von gesellschaftlichen 
Beziehungen handelt, die eine ökonomische Repräsentation erhalten, das heißt in der 
Form von in Geldeinheiten ausdrückbaren Größen erscheinen können.« Eine Diszi- 
plin dieses Typs sollten unserer Auffassung jene Ökonomen anstreben, die sich um 
eine wirkliche Alternative zur herrschenden Theorie Gedanken machen. 


V. Schluß 


Was bleibt am Ende dieserkritischen Untersuchung vom Begriff der Regulation? Zu- 
nächst eine Idee, die, obwohl für die allgemeinen Gleichgewichtstheoretiker akzep- 
tabel, voller Konsequenzen ist: Nicht nur der Zustand der Kompatibilität der indivi- 
duell angestrebten Situationen zu betrachten, sondern auch die Prozesse, die ihn 
herbeiführen. Tut man dies, werden einige Probleme deutlich: 
— Die Notwendigkeit, ein dynamisches Modell der interindividuellen Beziehungen 
sorgfältig zu erarbeiten, verdeutlicht, daß der Ausdruck »Markt« ein Dach für sehr un- 
terschiedliche institutionelle Dispositive ist (je nach den angewandten Regelungen) 
und daß Institutionen ökonomischer Art notwendig sind für die Errichtung einer rei- 
nen Tauschgesellschaft (man denke etwa an das Geld) (vgl. Benetti/Cartelier 1988). 
- Der Prozeß stellt sich im allgemeinen nicht so dar, wie der aus der Biologie impor- 
tierte Begriff der Regulation suggeriert: Weit davon entfernt, ein vorherbestimmtes 
Resultat (Erhalt einer bestimmten Organisationsform, Erzielung eines festgelegten 
Gleichgewichtszustands) zu ermöglichen, nimmt die Verlaufskurve als Grenzwert 
einen Zustand an, der in der Tat selbst wiederum von ihr abhängig ist; dem Prozeß geht 
jegliches teleologische oder funktionale Merkmal ab. Inökonomischen Begriffen legt 
dies die Annahme nahe, daß das Akkumulationsregime nicht vorgängig im dyna- 
mischen Modell der Regulationen definierbar ist: Es isteines seiner möglichen Resul- 
tate. 
Eine zweite Idee, die den Regulationisten gemeinsam ist, besteht in der Nichtredu- 
zierbarkeit des Lohnverhältnisses auf ein Tauschverhältnis. Eine solche Position ist 
in sich eine Kritik des Gleichgewichtsbegriffs, indem sie seine vorherrschende öko- 
nomische Interpretation, die auf der Vorstellung des freiwilligen Tausches beruht, 
“ zerstört. Allerdings kommt diese Kritik solange nicht zum Zuge, wie die »Lohnver- 
hältnis« genannte Beziehung nicht in ökonomischen Begriffen gedacht wird. Zu 
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sagen, es handele sich um einen Tausch (ein sehr präziser Begriff, der sich aus der 
Annahme des gleichen Status der Individuen herleitet) und noch um etwas anderes (in 
der Regel etwas nicht genau bestimmtem), erinnert stark an die ironische Bemerkung 
Voltaires, wonach man eine Schafherde mittels magischer Parolen vergiften könne, 
vorausgesetzt, man gebe eine ausreichende Menge Arsen hinzu. Die Schwierigkeit 
besteht hier darin, in ökonomischen Begriffen die Existenz einer Hierarchie zu den- 
ken, obwohl es um einen Tausch geht. Im übrigen wäre es unvorsichtig, zu behaupten, 
daß die Existenz einer Hierarchie schon hinreichende Kritik am Gleichgewichtsbe- 
griff sei. Vereinbaren heute nicht zahlreiche Arbeiten im Rahmen der Gleichge- 
wichtstheorie Informationsasymmetrie mit dem Gleichgewicht? 

Was schließlich das Problem des Verhältnisses von ökonomischer Theorie zu an- 
deren Diskursen über die Gesellschaft anbelangt, scheint uns eine Verwirrung sorg- 
fältig vermieden werden zu müssen: Aus der Tatsache, daß es offenbar für die Ana- 
lyse einer konkreten Gesellschaft zu einem gegebenen Zeitpunkt notwendig ist, den 
gesamten Wissensstand der verschiedenen Sozialwissenschaften zusammenzutra- 
gen, darf nicht der Schluß gezogen werden, daß deren grundlegende Kategorien ver- 
mischt werden dürfen. Die Pluralität der Sozialwissenschaften spiegelt die Vielheit 
der Fragekomplexe und Hypothesen wider, die unsere Gesellschaft verlangt. Zu tun, 
als ob sie ignoriert werden könne, ist ein zumindest leichtfertiges Vorgehen. Daß die 
politische Ökonomie nicht die gesamte gesellschaftliche Realität erfassen kann, ist 
eine völlig einsichtige Feststellung, die jenen nicht entgehen sollte, die bemüht sind, 
die Fragen, auf denen sie gründet, dauernd im Auge zu behalten. Denn es sind diese 
präzisen Fragen, die in letzter Instanz die begrifflichen Mittel bestimmen, mit denen 
kontrollierbare und diskutierenswerte Antworten gegeben werden können. Ein Ham- 
mer ist kein Schraubenzieher, man kann dies bedauern, aber mit ihm Nägel ein- 
schlagen. Die Suche nach einer Synthese der beiden Werkzeuge ist interessant, aber 
während man ihren glücklichen Abschluß erwartet, ist es besser, die verfügbaren 
Werkzeuge in Kenntnis ihrer Grenzen zu gebrauchen. 

Die Grenzen der politischen Ökonomie sind gerade aufgrund der Genauigkeit der 
Hypothesen bekannt, die ihren Geltungsbereich bestimmen. Entgegen Boyers Be- 
hauptung’ kennt der kosnequente Ökonom - soll man sich auf andere berufen? — die 
Grenzen der Werkzeuge, über die er verfügt. Kann man das auch von den Kategorien 
der Regulationisten sagen, die, woran uns Lipietz ganz richtig erinnert, die »rebelli- 
schen Söhne der Althusserianer«® sind? 

Durch eine eigenartige Wendung (List der Epistemologie?) veranlaßt die Besorgnis, 
sich nicht dem Ökonomismus auszuliefern, eine muntere Überschreitung der Diszi- 
plingrenzen, deren offensichtlichstes Ergebnis die Vorherrschaft des am wenigsten 
weichen Teils des Diskurses über die Gesellschaft sein wird, nämlich der Ökonomie. 
Die Grenzen zu überschreiten kann heißen, die anderen Gebiete zu annektieren. Das 
Studium des »sozialen Ganzen« auf einem Begriff des Akkumulationsregimes des 
Kapitals zu gründen bedeutet sicher, einem Imperialismus der politischen Ökonomie 
näher zu kommen als eine Position, die nur darin besteht, die Ressourcen des eigenen 
Territoriums auszubeuten! 


Der Regulationsansatz: Ein neues Paradigma? 9] 


Eine der Paradoxien des Regulationsansatzes besteht darin, daß die Mehrzahl seiner 
Anhänger es abgelehnt haben, ihn auf der politischen Ökonomie zu gründen, obwohl 
dies zweifellos die einzige Möglichkeit ist, ihm ein wirkliches theoretisches Funda- 
ment zu geben. Sofern der Regulationsansatz sich nur auf einer mittleren Abstrak- 
tionsebene bewegt und sich nicht als glaubwürdige Alternative zur herrschenden 
politischen Ökonomie darstellt, dann deshalb, weil es nicht gelungen ist, ein »Basis- 
lager« zu errichten, das von allen ausfindig gemacht und festgelegt ist. Die Lösung 
besteht nicht in der Flucht aus dem Frontgebiet sondern im Gegenteil in einem 
Neuansatz mit den Fragen, die leichtfertig dem Monopol der allgemeinen Gleichge- 
wichtstheorie überlassen wurden. An der Tagesordnung ist nicht, neue magische 
Parolen auszugeben, wohl aber die Arsendosis zu erhöhen. 


Anmerkungen 


1 Vgl. d’Ursel (1984) für eine Begründung dieser Position. 

Eine gelungene Synthese der durch diese Problematik erlangten Ergebnisse wird in der Arbeit von 
Mazier, Basl& und Vidal (1984) vorgetragen. 

3 Der Autor von Regulation et crises du capitalisme, jedoch nicht der der nachfolgenden Arbeiten. 

4 Eine immanente Kritik bestünde in der Feststellung, daß das effektive Funktionieren der Beziehungen 
unter anderem eine angemessene Organisation erforderlich macht (Zirkulationsmittel, zentrale 
Kompensationsinstanz usw.) und daß daher trotz allem ein Unterschied existiert zwischen dem 
formellen Resultat und seiner ökonomischen Interpretation. 

5 »Injedem Falle resultieren diese Gesetze nicht aus einer simplen Addition individueller Entscheidun- 
gen. Sie erscheinen als Produkt der Geschichte und erlegen ihre Zwänge der Gesamtheit der 
Entscheidungen auf, so daß die Mehrzahl der Verhaltensweisen durch die Funktionsweise der 
gesamten Ökonomie determiniert sind« (Boyer 1986, S. 11, Hervorh. i. Text.) 

6 Diese These ist jüngst durch Bernstein (1987) erhärtet worden. 

7  »Sich des hochrangigen Charakters seiner Begriffe und der logischen Stringenz bewußt, die es ihm 
erlaubt, individuelle Verhaltensweisen oder tendenzielle Gesetzmäßigkeiten aus einer kleinen Zahl 
grundlegender Prinzipien abzuleiten, ist er versucht, jede Differenz zwischen historischer Entwick- 
lung und Aussagen seiner Theorie als Verschlackung und Unzulänglichkeit zu interpretieren« (1986, 
S. 40). 

8 Lipietz (1987, S. 1051). 
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Karl Betz 
»Kapital« und Geldkeynesianismus 


Zusammenfassung: Wird der Gegenstand des »Kapital« als Entwicklung ökonomi- 
scher Kategorien gefaßt, so kann sein Aufbau als Abfolge unterschiedlicher Theorie- 
ebenen verstanden werden. Eswird versucht zu zeigen, daß diese Abfolge auf der vom 
»Kapital« erreichten Ebene noch nicht abgeschlossen und der Übergang zu den 
Grundkategorien einer monetärkeynesianischen Ökonomik möglich ist. 


Vorbemerkung 


Ebenso wie Marx’ hat auch Keynes’ Werk sehr unterschiedliche Interpretationen 
erfahren. Dies ist der Grund, warum dieser Artikel nicht mit »Marx und Keynes« oder 
»Marxismus und Keynesianismus« überschrieben ist. Meine Intention ist beschei- 
dener; ich begnüge mich hier mit der Fragestellung, ob es eine Interpretation des 
»Kapital« geben könnte, die einigen Sinn macht und die zugleich eine Verbindung 
mit einer bestimmten Keynes-Lesart erlaubt. Ein Vorschlag zu einer solchen Kapi- 
tal-Interpretation wird im Zentrum des folgenden stehen; zunächst aber mag es viel- 
leichthilfreich sein, einige Bemerkungen zu den diversen Keynesianismen vorauszu- 
schicken. 

Im allgemeinen wird Keynes mit einer bestimmten Form staatlicher Wirtschaftspo- 
litik in Verbindung gebracht. Zwar ist der Markt nicht aus sich selbst heraus stabil, 
aber der Einsatz fiskal- und geldpolitischer Instrumente erlaubt es, Vollbeschäfti- 
gung, Preisniveaustabilität, angemessenes Wirtschaftswachstum und außenwirt- 
schaftliches Gleichgewicht zu gewährleisten. Insbesondere resultiert Unterbeschäf- 
tigung aus einer zurückbleibenden effektiven Nachfrage und kann daher vermieden 
werden, wenn die fehlende private durch staatliche Nachfrage ersetzt wird. 

Diese Keynes-Interpretation, so sehr sie auch stehendes Vorurteil geworden ist, geht 
aber eigentlich gar nicht auf Keynes, sondern auf Hicks zurück. Dieser hatte in den 
dreißiger Jahren an temporären Gleichgewichten für hochaggregierte neoklassische 
Modelle gearbeitet und glaubte, in der »General Theory« seine Gedankengänge wie- 
der zu erkennen. Seine Besprechung war so eher eine Exposition seines eigenen 
Ansatzes, als eine Keynes-Interpretation!. 

Auf diesem Wege wurde Keynes zunächst der Neoklassık assimiliert. Er lieferte le- 
diglich eine Makroökonomie, die inderneoklassischen Synthese ergänzend neben die 
bewährte mikroökonomische Theorie trat. Aber schon parallel zur »monetaristischen 
Konterrevolution« war die Hickssche Keynesinterpretation in Frage gestellt worden. 
Es entstanden in der Folge drei keynesianische Strömungen. 

Die Neue Makroökonomie, die dieneoklassische Annahme von kurzfristigen Preisan- 
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passungen durch die Annahme von schnelleren Mengenreaktionen ersetzt und so, 
weil sie die Annahme des Recontracting aufgibt, eine gegenüber der Theorie des All- 
gemeinen Gleichgewichtes allgemeinere neoklassische Theorie liefert. Die Frage- 
stellung des Geldtheoretikers Keynes greift sie hingegen nicht auf?, versucht also 
auch nicht, zu einer Theorie der Geldwirtschaft vorzustoßen. Sie bleibt vielmehr neo- 
klassische Theorie, in der »keynesianische« und »klassische« Arbeitslosigkeit Ab- 
weichungen von Allgemeinen Gleichgewicht sind, die aber auf die Dauer schließlich 
zum neoklassischen Gleichgewicht tendieren (Rothschild, S. 104). 

Die Fundamentalkeynesianer gehen davon aus, Keynes sei im Unterschied zur neo- 
klassischen Gleichgewichtsökonomik Theoretiker des Ungleichgewichts und der 
Unsicherheit gewesen und die »real world« sei eben eine Welt der Unsicherheit und 
des Ungleichgewichts. Damit übersehen sie erstens, daß der Gegensatz zwischen ver- 
schiedenen Paradigmen sich nicht über die Existenzbehauptung für Gleichgewichte, 
sondern über unterschiedliche Gleichgewichtskonzeptionen definiert und zweitens, 
daß Keynes sehr wohleine, der Neoklassik widersprechende Gleichgewichtskonzep- 
tion hatte: die des Gleichgewichts bei Unterbeschäftigung (Riese 1987). : 

Der Geldkeynesianismus der Schule Riese. In ihm wird das Paradigma der Theorie ei- 
ner Geldwirtschaft entfaltet und gegen das neoklassische Paradigma der Theorie einer 
Tauschwirtschaft gesetzt (für eine gut verständliche Einführung siehe Herr 1986). 
In einer Geldwirtschaft braucht man, um zu produzieren, weder Vorleistungen noch 
Faktoren, sondern Geld. Hat man letzteres, kann man erstere kaufen. Da es nun aber 
unsicher ist, ob man vorgeschossenes Geld auch zurückbekommt, ist ein Geldvor- 
schuß nicht kostenlos. Sein Preis, der Zins, muß die Unsicherheit des Vermögens- 
rückflusses aufwiegen. Damit erzwingt erstens der Vorschuß von Geld eine Produk- 
tion mit Profit. Um dies zu können, muß er die Produktionsprozesse so knapp halten, 
daß die Faktoren überschüssig gehalten werden. Geld und nicht Arbeit ist die Budget- 
restriktion des Marktsystems. 

Zweitens muß Geld so knapp gehalten werden, daß seine Funktion als Budgetbe- 
schränkung gewahrt bleibt. Die Entknappung von Geldvorschüssen mündet in eine 
Inflation und erzwingteine Politik der Inflationsbekämpfung, die, via Depression, die 
Überschüssi gkeit der Faktoren restituiert (Riese 1986). Geldwirtschaft setzt so Unter- 
beschäftigung nicht nur voraus, sondern produziert sie auch. Was der Tauschtheorie 
als Marktversagen erscheint, wird Marktbedingung und -resultat. 

Der Geldkeynesianismus verdient daher unabhängig von der Frage seiner exegeti- 
schen Richtigkeit unter den diversen Keynesinterpretationen deshalb einiges Interes- 
se, weil die erstgenannte Interpretation im Kontext der Neoklassik steht, ihre Rezep- 
tion daher allenfalls auf den bereits existierenden Rational Choice Marxismus führt 
und insofern nichts Neues bringen kann, während es dem Fundamentalkeynesianis- 
mus nicht gelingt, ein eigenes Paradigma auszubilden, das dem neoklassischen ent- 
gegengesetzt werden könnte. 

Marxistische und geldkeynesianische Ökonomik scheinen nun auf den ersten Blick 
einen vollständigen Gegensatz zu bilden: Während im Marxismus die Realsphäre die 
monetäre Sphäre dominiert, das Geldkapital nur eine »abgeleitete« Sphäre ist, die in 
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ihren Bewegungsgesetzen von der Bewegung des Realkapitals bestimmt wird und nur 
in krisenhaften Prozessen eine relative Eigenständigkeit gewinnt, geht der Key- 
nesianismus vom umgekehrten Verhältnis aus. 

In der Verteilungstheorie bedeutet dies z.B., daß der Profit im Marxismus bei gege- 
bener Arbeitsproduktivität als durch die Lohnhöhe bestimmte Restgröße erscheint, 
die ihrerseits die Verwertung eines Geldvorschusses, den Geldzins erlaubt. Im Geld- 
keynesianismus hingegen erzwingt der monetäre Zins (der seinerseits über die Liqui- 
ditätspräferenz erklärt wird) deshalb eine Profitrate, weil die Aufnahme einer Pro- 
duktion einen Geldvorschuß erfordert und der Lohn wird zur Restgröße — mit der 
Implikation, daß Steuern im Marxismus den Gewinn, im monetären Keynesianismus 
hingegen die Löhne treffen. 

In der Akkumulationstheorie ist im Marxismus der Profit vergangener Perioden die 
Voraussetzung der Investition, während im Geldkeynesianismus die laufende Inve- 
stition ein Einkommen entstehen läßt, das ihre Finanzierung ermöglicht. Während 
also dort vergangenes Einkommen die Voraussetzung gegenwärtiger Vorschüsse ist, 
sind hier die gegenwärtigen Vorschüsse die Voraussetzung gegenwärtigen Einkom- 
mens. 

Allerdings gibt es neben den Differenzen, deren Aufzählung sich beliebig verlängern 
ließe (mit der Einschränkung freilich, daß man sehr bald gezwungen wäre, zwischen 
verschiedenen marxistischen Schulen zu differenzieren), Übereinstimmung darin, in 
der kapitalistischen Produktionsweise eine historisch-spezifische Form des Wirt- 
schaftens zu sehen. Im Marxismus wird dieser Aspekt sicherlich deutlicher herausge- 
stellt, als dies in der geldkeynesianischen Literatur der Fall ist (vgl. aber Stadermann 
1987 8.361 ff.). Jedoch zielt Rieses dictum, daß »... die Existenz von Geld den für die 
keynesianischen Ökonomie spezifischen Charakter von Unsicherheit ... begründet« 
(Riese 1987a, S. 173; Riese 1937, S. 198), auf diese historisch-spezifische Form ab, 
denn hier wird ja gerade nicht auf allgemeine Unsicherheit (Mißernten, Naturkata- 
strophen) rekurriert, sondern auf die Unsicherheit, die durch die spezifische Form der 
Vergesellschaftung, die Vermittlung der Produktion durch Geld, erst entsteht und mit 
dieser die Liquiditätspräferenz begründet, die ihrerseits den Kern der Theorie aus- 
macht. 

Aber vielleicht ist dieser Gegensatz zwischen marxistischer und geldkeynesianischer 
Ökonomik nur ein scheinbarer: Einen Gegensatz könnten sie janur bilden, wenn beide 
Theorien auf die gleiche Fragestellung antworteten. Zumindest von einigen Marxi- 
sten wird das aber bezweifelt. In PROKLA 63 arbeitete Backhaus den Unterschied 
zwischen der Fragestellung des »Kapital« und der akademischen Ökonomik heraus. 
Nach seinern Verständnis würden Klassik, Neoklassik und Geldkeynesianismus sich 
etwamitder Bestimmungrelativer oder absoluter Preise beschäftigen, ohne zu fragen, 
was ein Preis denn eigentlich sei, während Gegenstand des »Kapital« das Verständnis 
der Ausgangskategorien jener wäre. Da die Bezeichnung Ökonomik im üblichen 
Sprachgebrauch für die erstere Art der Fragestellung besetzt ist, werde ich die zweite 
im folgenden als Metaökonomik bezeichnen. 

Dieser Aufsatz versucht nun zu klären, ob eine solche Interpretation des »Kapital« zu 
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sinnvollen Ergebnissen führen kann. Im ersten Abschnitt soll die Frage nach der Me- 
thodik, die eine so verstandene Metaökonomik erfordert, gestellt werden. Sodann 
wird versucht, »Das Kapital« vor der Folie dieser Methode zu interpretieren. 

Trifft Backhaus’ These zu, so ist das Kriterium für das Verhältnis von Metaökonomik 
und einem konkreten ökonomischen Paradigma die Frage, ob jene auf die Aus- 
gangskategorien einer bestimmten Ökonomik führt. Der Geldkeynesianismus könnte 
also dann für den Marxismus von Interesse sein, wenn man zeigen könnte, daß das von 
ihm thematisierte Grundverhältnis, das Geldkapitalverhältnis, Resultat der kategoria- 
len Entwicklung sein muß; das »Das Kapital« also in dem Sinne unabgeschlossen ist, 
daß es notwendig wird, das Kapitalverhältnis im gleichen Sinne als Ausfluß des 
Geldkapitalverhältnisses zu fassen, in dem das Waren- und das Geldverhältnis als 
Ausfluß des Kapitalverhältnisses zu verstehen sind. Argumente für eine solche Fort- 
bestimmung versucht der dritte Abschnitt vorzutragen. 

Nun kann es aber natürlich nicht die Bedeutung des Marxschen Werkes ausmachen, 
der Ökonomik eine Kategorienlehre zu liefern. Der letzte Abschnitt reißt daher kurz 
die Frage nach den gesellschaftstheoretischen Implikationen an, die vor der Folie 
einer solchen Interpretation erhalten bleiben. 


I. Methode und Gegenstand’ 


Im Nachwort zur zweiten Auflage des »Kapital« schreibt Marx: »Die politische 
Ökonomie blieb in Deutschland bis zu dieser Stunde eine ausländische Wissenschaft« 
(MEW 23, S. 19). Er streitet also der klassischen Ökonomie nicht den Charakter einer 
Wissenschaft ab. Dennoch heißt es in seinem Brief an Lassalle (vom 12.11.1858; 
MEW 29, S. 567), daß »die Ökonomie als Wissenschaft im deutschen Sinne« erst 
noch zu machen sei. Dieser »deutsche Sinn« erschließt sich, wenn man bedenkt, daß 
diese Bemerkung fällt, nachdem Marx Lassalles »Herakleitos« erhalten hatte, also 
den gemeinsamen Bezug auf Hegel voraussetzen kann. 

Hegel greift das Denkverbot der empirischen Wissenschaften an, mit dem diese sich 
versagen, ihre grundlegenden Kategorien zu hinterfragen (Hegel, W 20, S. 231). Sie 
gebrauchen ihre Kategorien auf eine »völlig unkritische und bewußtlose Weise« 
(Hegel, W 8, S. 108). Ihre Berechtigung liegt darin, daß sie fordern, daß »was wahr 
ist, ın der Wirklichkeit sein und für die Wahrnehmung da sein muß« (Hegel, ebenda, 
5. 107), aber damit ist der Forderung des Erkennens nicht genüge getan, da »... zum 
Erkennen das Wissen von äußerlichen Bestimmtheiten nicht ausreicht, sondern dazu 
das Erfassen der substantiellen Bestimmtheit des Gegenstandes notwendig ist« (He- 
gel, W 10, S. 245). Andernfalls fällt man in die »Selbsttäuschung wie Täuschung 
anderer, beim Erkennen etwas als bekannt vorauszusetzen und es sich ebenso gefallen 
zu lassen« (Hegel, W 3, S. 35). 

Nur, daß es natürlich für Marx nicht das Vernünftige, sondern die entfremdete Le- 
benstätigkeit, die Arbeit und ihre Form der Vergegenständlichung, das Privateigen- 
tum ist, die den »Reichtum von Formen, Erscheinungen und Gestaltungen« (Hegel, 
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W 7,8. 25) hervorbringt, die Gegenstand und Kategorien der politischen Ökonomie 
ausmachen. 

»Die Arbeit, um die es sich zunächst handelt, ist Kritik der ökonomischen Kategorien 
oder, if you like, das System der bürgerlichen Ökonomie kritisch dargestellt. Es ist 
zugleich Darstellung des Systems und durch die Darstellung Kritik desselben« (Brief 
an Lassalle vom 22.2.1858. MEW 29, S. 550). 

Entwicklung der Kategorien also ist Absicht des »Kapital«, nicht Entfaltung ökono- 
mischer Theorie selbst. 

Zunächst sind Kategorien Universalien, d.h. Begriffe, die die Voraussetzung der 
Möglichkeit konstituieren, irgendeinen Gegenstand zu denken (Hoffmeister, 5. 345, 
Eisler, S. 282). Kategorien der Ökonomik des Kapitalismus sind dann offensichtlich 
die Begriffe, die jeder gedanklichen Reproduktion kapitalistischer Ökonomie zugrun- 
de liegen müssen. 

Nun sind aber diese Kategorien nicht apriori gegeben. Ökonomische Theoriebildung 
besteht ja gerade darin, bestimmte ausgezeichnete Begriffe aus der Erfahrung aufzu- 
greifen und die sich aus dieser Auswahl ergebenden Konsequenzen zu systematisie- 
ren. Ganz abgesehen von der kantischen Erkenntniskritik, ist Erfahrung aber unend- 
lich mannigfaltig und an den Begriffen für die Gegenstände dieser Erfahrung klebt 
weder ein Zettelchen, das besagt, daß der jeweilige Begriff in Bezug auf einen be- 
stimmten Erfahrungsbereich eine Kategorie, noch daß er eine ökonomische Katego- 
rie sei. Die Auswahl, wiewohl Vorbedingung für die Theoriebildung, setzt ihrerseits 
ein unbewußtes theoretisches Vorverständnis (siehe Holton, S. 376 ff.) des Ökono- 
men voraus. Diese ermöglicht unterschiedliche Kategoriensysteme, die ihrerseits 
unterschiedliche ökonomische Paradigmen konstituieren (siehe Stadermann 1987). 
Dabei sind unterschiedliche Kategoriensysteme nicht nur durch differierende Aus- 
wahl der Kategorien gekennzeichnet; auch die Bedeutung gleichlautender Kategorien 
verändert sich in den unterschiedlichen Kontexten (Feyerabend 1982). 

Dialektik erhebt nun seit jeher den Anspruch, ein Verfahren zur Diskussion des 
Zusammenhangs von Kategorien bereit zu stellen (Platon, Politeia 533c; Parmenides 
135e £f.). Ihre These ist, daß jede Kategorie Konsequenzen für die Bedeutung der übri- 
gen hat, wie umgekehrt sie selbst und die Relationen aller Kategorien durch diesen 
Kontext bestimmt werden. 

Sie fängt ihre Entwicklung daher mit sehr wenigen Kategorien an, diskutiert dieses 
einfache System und führt sodann schrittweise weitere Kategorien ein. Die Folge ist, 
daß in diesem Fortgang auch alle bisherigen Kategorien und deren Beziehungen 
aufeinander umbestimmt werden (Platon, Parmenides 136b-c; für Bedeutungsver- 
schiebungen in Hegels Konzept der Negation der Negation im Verlaufe der »Logik« 
siehe Henrich 1981). 

Die Einführung einer neuen Kategorie ist mithin äußerst folgenreich. Erstens erzwingt 
sie die Umbestimmung aller bisherigen Kategorien und zweitens verändern sich in der 
und durch die Entfaltung des kategorialen Systems Erfassung des und Perspektive an 
den Kapitalismus. Dies heißt aber, wenn man die Verbindung von world view und 
Paradigma im Auge behält (Kuhn, S. 141 £f.), daß die Einführung neuer Kategorien 
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zugleich den Übergang von einem ökonomischen Paradigma zu einem anderen, die 
Überwindung einer defizitären Erfassung der Form ökonomischer Vergesellschaf- 
tung zu Gunsten einer entwickelteren bedeutet. Diese drastische Konsequenz der 
Einführung weiterer Kategorien verlangt nach einer Begründung für die Einführung, 
die so zwingend wie irgend möglich ist. Diese Funktion übernimmt bei Marx — wie 
bei Hegel (siche Fuldas Rekonstruktion) - der logische Widerspruch. Eine Theorie- 
ebene muß deshalb durch die Einführung einer weiteren Kategorie überwunden 
werden, weil sie auf eine logisch falsche Aussage führt — wie ja schon im sokratischen 
Diskurs der Widerspruch zum Ausweis und zur Überwindung einer unzureichenden 
Position diente (siehe etwa den Theaitetos oder Sophistes 230b-d). 

Folglich entstehen auf den verschiedenen Stufen auch Theoriezusammenhänge - 
Tauschtheorie, Theorie der einfachen Warenzirkulation, Arbeitswertlehre (um den 
gängigen Namen zu gebrauchen), klassische politische Ökonomie. 

Was die Entwicklung vorantreibt, also den Übergang von einem Abstraktionsniveau 
und damit von einer Theorieebene zur anderen erzwingt, ist die Defizienz der Ka- 
tegorien, mit denen sie arbeiten, sind die Beziehungen, die in den Kategorien an sich 
angelegt sind -- dies, weil sie Resultat der Abstraktion aus einem Zusammenhang mit 
anderen Kategorien sind, der sie nichts desto weniger geprägt hat, von denen die 
Theorie aber abstrahiert. Daher führen diese Theoriezusammenhänge, sobald sie voll 
entfaltet sind, ihre eigene Katastrophe herbei: Sie führen auf einen logischen Wider- 
spruch und haben zugleich bereits die Ansatzpunkte hervorgebracht, bei denen die 
entwickeltere Theorie ansetzen kann. Ganßmann betont, daß, weil diese Theorien 
ökonomische Theorien sind, dies sich generell auch so auffassen läßt, daß die aus 
ihnen entwickelte Gleichgewichtskonstellation sich als Konstellation eines Un- 
gleichgewichts erweist (Ganßmann 1983, S. 410 f.). Nach ihm wäre also die all- 
gemeine Form des logischen Widerspruchs: Eine Theorie deduziert ein Gleichge- 
wicht, von dem sie zugleich deduziert, daß es ein Ungleichgewicht ist. 

Dialektik ist also insofern der »Weg des Zweifels ... oder ... der Weg der Verzweif- 
lung« (Hegel W 3, S. 72), als sie im Unterschied zu einem Lehrbuch nicht mit »rich- 
tigen« Modellen anfängt, die dann nur mehr erweitert werden, sondern sie läßt die 
Zusammenhänge, die sie erreicht, immer wieder falsch werden, um überhaupt erst 
einen angemessenen Ausgangspunkt zu gewinnen. 

Eine solche Interpretation verstärkt natürlich den Einwand Reichelts gegen Hofmann, 
die Kategorien des »Kapital« könnten nicht einfach für die ökonomische Analyse 
eingesetzt werden, da dieses auf einer anderen Abstraktionsebene angesiedelt sei 
(Reichelt 1969, 5. 22): Wenn alle Kategorien gebraucht werden, um Kapitalismus 
thematisieren zu können, und diese sich noch dazu durch die Einführung neuer 
Kategorien verändern, kann ich offensichtlich Theorie erst treiben, wenn alle gewon- 
nen sind. Die These von den »abstrakteren Bestimmungen, die modifiziert werden, 
aber ım Kem erhalten bleiben«, muß vor dem Hintergrund einer solchen Interpreta- 
tion aufgegeben werden, da ja Kriterium dieser Versicherung der Vergleich mit den 
Folgerungen ist, die sich aus dem entwickelteren Kategoriensystem ergeben — und 
nicht die des früheren Verbotsschildes für die spätere Entwicklung abgeben. In Son- 
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derheit machtes keinen Sinn, hier von abstrakteren Gesetzmäßigkeiten zureden, denn 
wenn ich etwas ohne eine Kategorie thematisiere, ohne die ich es nicht thematisieren 
kann, dann thematisiere ich offensichtlich nicht das gleiche abstrakter, sondern ein- 
fach etwas anderes (für die Kategorien selbst macht es allerdings Sinn, von abstrak- 
teren Kategorien zu reden, wenn unter Konkretion Bestimmtheit verstanden wird, 
denn sie erfahren ihre Bestimmung ja durch die Integration weiterer Kategorien). 


II. Eine Reinterpretation 


Es sind nun die Konsequenzen anzugeben, die sich ergeben, wenn man »Das Kapital« 
vor der Folie dieser Methodik rezipiert. Die Entwicklung muß sich so beschreiben 
lassen, daß, ausgehend von einem System ökonomischer Kategorien, deren Wechsel- 
beziehungen aufeinander betrachtet wird, diese Betrachtung auf einen Widerspruch 
führt, der seinerseits eine Weiterentwicklung durch Einführung einer neuen Kate- 
gorie erzwingt. 


Der Widerspruch der Tauschtheorie 


Während die Tauschtheorie, indem sie die Zirkulation von Waren nur als Austausch 
faßt, erlaubt, Ökonomie ohne Geld zu denken, und dieses dann erst nachträglich als 
Schmiermittel des Austauschs einzuführen — also die Dichotomisierung von Geld- 
und Gütersphäre gestattet —, zeigt Marx, daß sie zu einem Widerspruch führt, der zum 
Übergang auf die Theorie der geldvermittelten Warenzirkulation zwingt. Noch 
deutlicher: Logisch zwingendes Resultat der ersten beiden Kapitel ist: Abstrahiert 
man bei der Thematisierung der Zirkulation als Waren produzierter Produkte vom 
Geld, so schließt die Theorie einen logischen Widerspruch ein. Ein theoretisches 
System, das auf der Dichotomisierung von Geld- und Gütersphäre beruht, muß also 
falsch sein. 

Der einfachste Ausdruck, auf den die klassische politische Ökonomie die Zirkulation 
bringt, ist die Äquivalenttauschtheorie: Adam und David treffen sich und tauschen 
Hirsche und Biber. Deren relative Preise reflektieren ihre Produktionskosten (Smith, 
Buch I, Kap. 3,6; Say, Traite, S. 328; Ricardo, Kap. 1.1-1.3). Jedoch: Der Zusam- 
menhang ihrer (Privat-)Arbeiten wird nicht irgendwie, sondern durch ihre Produkte 
vermittelt, deren Relationen so eine soziale Funktion zuwächst: sie nehmen Waren- 
form an. 

Der Wert einer Ware ist Ausdruck eines gesellschaftlich Verhältnisses: über ihn re- 
guliert die Gesellschaft die Verteilung ihrer Gesamtarbeit auf die einzelnen Produk- 
tionszweige. Die Eigenschaft eines Dings, Ware zu sein — und damit: Wert zu ha- 
ben -, ist deshalb keine ahistorische Eigenschaft, sondern Reflex eines gesell- 
schaftlichen Verhältnisses; eines Verhältnisses, das sich nur deshalb als Eigenschaft 
eines Dings niederschlägt, weil es ein von den Menschen nicht bewußt gestaltetes ist 
(MEW 23, S. 86). Weil die Produkte als Waren getauscht werden, haben sie Wert. 
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Produktentausch ist möglich, solange jeder für sich selbst produziert, was er zum 
Leben braucht und nur Überschüsse getauscht werden (siehe z.B. MEW 26.2, 5.509). 
Unter Bedingungen aber, wo jeder Gebrauchswerte für andere produziert-und damit 
Dinge, die für ihn nutzlos sind —, kann der Produzent nur überleben, indem sich seine 
Arbeitals Glied der gesellschaftlichen Gesamtarbeit bewährt. Warentausch und Pro- 
duktentausch sind also zwei Paar Stiefel. Der Produktentausch entspricht einer Öko- 
nomie, in der die Akteure im wesentlichen Selbstversorger sind, während der Waren- 
»tausch« einer Ökonomie entsprechen soll, deren Akteure Glieder einer umfassenden 
Arbeitsteilung sind. Glieder aber, die in einem Verhältnis wechselseitiger Fremdheit 
stehen. Die Vermittlung einer solchen Ökonomie durch Tausch von Waren denken 
zu wollen, führt auf einen logischen Widerspruch: derselbe Prozeß, der Tauschakt, 
müßte »... gleichzeitig für alle Warenbesitzer nur individuell und zugleich nur 
allgemein gesellschaftlich sein« (MEW 23, S. 101; meine Hervorhebung). 

Bereits die Thematisierung der einfachen Warenzirkulation führt so auf die Notwen- 
digkeit der Thematisierung der Interaktion von Geld- und Gütersphäre: Weil eine 
Nachfrage nach einer Ware ein Angebot von Geld sein muß und umgekehrt (Thornton 
1967, 5. 194 f.), kann eine Gütermarkttheorie nicht von der Theorie des Geldmarktes 
abgekoppelt werden. 

Dieses Ergebnis ist nicht an die Arbeitswertlehre (wer immer die vertreten soll) 
gebunden, sondern allgemein für eine Ökonomie mit marktvermittelter Produktion 
gültig: Daß die Gleichgewichtspreise hier nur durch die in die Produktion eingehende 
gesellschaftlich-notwendige Arbeit bestimmt, daß sie Werte, und insofern quantitativ 
nur durch ihre Eigenschaft, Vermittler von Arbeitsprozesses zu sein, bestimmt sind, 
liegt ganz einfach daran, daß die Produktion selbst bisher nur als Verausgabung von 
Arbeit, noch nicht als Produktionsprozeß des Kapitals gefaßt wurde‘. 


Der Widerspruch der Theorie der einfachen Warenzirkulation 


Werden die Extreme der Äquivalenttauschtheorie als Waren genommen, so führt dies 
zur Detruierung der Tauschtheorie und zum Übergang auf die Theorie der einfachen 
Warenzirkulation: Aus W-W wird W-G-W. 

Betrachtet man W-G-W nur vom Standpunkt des Resultats W-W, so führt dies auf’s 
Glatteis. W-W scheint auszusagen, daß niemand verkaufen könne, ohne zu kaufen, 
daß also jedes realisierte Einkommen automatisch auch Nachfrage sei. In Wirklich- 
keitbesagtes jedoch, daß Kaufund Verkauf auseinanderfallen. Soweit folgt Marx der 
Argumentation von Mill (Mill 1844, 5.91 £.). Was ihn von Mill unterscheidet, ist des- 
sen These, daß »... niemand Geld um des Geldes willen haben will...« (ebenda, S. 91). 
Das dritte Kapitel entwickelt nun die Geldfunktion so, daß dieses immer mehr an 
Gewicht gewinnt. Es ist klar, daß diese Funktionen sich aus den bisher betrachteten 
Formen ergeben müssen; was aber bisher betrachtet wurde, war die Warenzirkulation 
W-G-W, die in zwei Momente zerfällt: 

G-W, den Kauf, der die formelle Möglichkeit des Auseinanderfallens von Zahlungs- 
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versprechen und Zahlung enthält, woraus sich die Funktion des Geldes als Zah- 
lungsmittel ableitet, und W-G, das die formale Möglichkeit der Schatzbildung er- 
öffnet: Der Verkäufer kann das Geld festhalten. 

Von diesen beiden Momenten dient das zweite als Ausgangspunkt der weiteren Ent- 
wicklung. Dies ist nicht zuletzt deshalb plausibel, weil das Gläubiger-Schuldner- 
Verhältnis (G-G-W-G’-G’) ja zu seiner Erklärung die Erklärung der inneren Figur 
voraussetzt und weil es zweitens auf dem Niveau der bisherigen Entwicklung allen- 
falls als zufälliges, nicht aber als systematisch reproduziertes Verhältnis erscheint 
(MEW 23, S. 149 f.). Zugleich bedeutet dies aber, daß nicht auszuschließen ist, daß 
sobald es als systematisches Verhältnis erzeugt ist, es ebenfalls virulent werden und 
ein ähnliches Potential für die Weiterentwicklung entwickeln könnte, wie der Schatz- 
bildner). Das Bedürfnis, Geld festzuhalten, ergibt sich hingegen aus der einfachen 
Warenzirkulation selbst (MEW 23, S. 145). Es ist die soziale Funktion des Geldes, 
seine Notwendigkeit für die Marktvermittlung der gesellschaftlichen Produktion, aus 
der hier die intensiveren Geldfunktionen erwachsen‘. 

Nach den eher jämmerlichen Rollen, die es in den beiden ersten Akten spielte, ist es 
nun in den Mittelpunkt der Handlung gerückt. Der Diener wirft seine Lumpen ab und 
erweist sich als Thronprätendent: »als alleinige Wertgestalt«, als »die unmittelbar 
gesellschaftliche Inkarnation aller menschlicher Arbeit« (MEW 23, S. 147) und wird 
damit vom Mittel zum Zweck der Zirkulation; W-G-W geht in G-W-G über — womit 
zugleich der Theorie der einfachen Warenzirkulation, denn mehr steht als ökonomi- 
sche Theorie ja noch nicht zur Verfügung, die Aufgabe gestellt ist zu erklären, wie 
man aus Geld mehr Geld machen kann. 

Natürlich kann der prospektive Kapitalist sich Waren auf dem Markt kaufen und ihren 
Wert erhöhen, indem er sie bearbeitet. Allein, damit ist die gestellte Aufgabe nicht 
gelöst, denn nicht der vorgeschossene Wert hätte sich verwertet; vielmehr hätte der 
gute Mann, neben dem konstant gebliebenen Wert der Vorprodukte, nur den Wert.des 
Ergebnisses seiner Arbeit erlöst. Die Verwertung des Werts muß gedacht werden 
können auch dann, wenn der Vorgang sich in seiner Reinheit abspielt, der Geldeigen- 
tümer also nichts tut und den Wert sich alleine verwerten läßt. 

Der Kapitalprofit muß also erklärt werden können auch dann, wenn der Vermögens- 
besitzerbzw. Kapitalist zicht Unternehmer ist, den Unternehmer also als seinen Vikar 
beauftragt, das Vermögen sich mal vermehren zu lassen. Daß der Unternehmer dann 
eine »Entschädigung« erhält, ist nicht das Problem. Die Frage ist vielmehr, wieso der 
Vermögensbesitzer dann noch einen Profit machen kann. Zumindest hier ist es nicht 
nötig, Marx gewaltsam auf die geldkeynesianische Fragestellung zurecht zu biegen, 
denn zum einen ist genau dies der Inhalt der Form G-W-G’, zum andern stellt Marx 
explizit die Frage so: 

»Unser Freund, eben noch so kapitalübermütig, nimmt plötzlich die anspruchslose Haltung seines eigenen 
Arbeiters an. Hat er nicht selbst gearbeitet? ... bildet diese seine Arbeit nicht auch Wert? Sein eigner 
Overlooker und sein Manager zucken die Achsein« (MEW 23, S. 207). 

Soll aber der Wert als Subjekt des Verwertungsprozesses aufgefaßt werden, so geht 
das natürlich nur da, wo er auch als Wert, mithin als Verdinglichung eines gesell- 
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schaftlichen Verhältnisses ist. Das ist er aber nur innerhalb der Zirkulationssphäre, 
dem einzigen Ort, an dem Wechselbeziehungen der Warenbesitzer stattfinden. 

»Das Kapital kann also nicht aus der Zirkulation entspringen, und es kann ebensowenig aus der 
Zirkulation nicht entspringen. Es muß zugleich in ihr und nicht in ihr entspringen« (MEW 23, S. 180; 
meine Hervorhebung). 

Nur aus dereinfachen Warenzirkulation G-W-G’ begründen zu wollen, führt also auf 
einen Widerspruch, zwingt, einmal den Produktionsprozeß zu thematisieren, diesen 
jetzt aber gefaßt als mehrwertheckend, also nicht nur als Arbeitsprozeß, der, wie in 
Kapitel 1.2, zugleich Wertbildungsprozeß ist, sondern als Produktionsprozeß, der 
zugleich Verwertungsprozeß einer vorgeschossenen Geldsumme ist. 

Damitistdie von Keynes 1933 (Keynes, Werke 13,S.408 ff.) gestellte Aufgabe einer 
»monetary theory of production« als notwendige Fragestellung entwickelt — und zu- 
gleich Grundfragestellung alles folgenden. 


Der Widerspruch der Werttheorie 


Der Produktionsprozeß muß nunmehr gefaßt werden, als die Verwertung des Geld- 
vorschusses vermittelnd. Aus Einheit von Arbeits- und Wertbildungsprozeß wird er 
zu Einheit von Arbeits- und Verwertungsprozeß (G...G’). Zugleich wird aber auch der 
Verwertungsprozeß weiterbestimmt: Aufgrund der Eigenschaft des Arbeitsprozesses 
differenziert sich der zu verwertende Geldvorschuß in konstantes und variables 
Kapital. Hinzu kommt, aus der Bestimmung, Moment des Zirkulationsprozesses zu 
sein, die weitere innere Ausdifferenzierung des Vorschusses in fixes und zirku- 
lierendes Kapital. 

Diese Auffächerung führt dazu, daß die Verwertungsraten unterschiedlicher Kapi- 
talvorschüsse — unter der Voraussetzung der Verwertung nur des variablen Kapitals 
(also Wert= Preis und Profit= Mehrwert) bestenfalls noch zufällig übereinstimmen. 
Einerseits muß daraus folgen, weil der Produktionsprozeß Verwertungsprozeß ist, 
daß nur die Produktionsprozesse aufgenommen werden, die die höchste Verwer- 
tungsrate aufweisen. Andererseits, dies weisen die Reproduktionsschemata aus, hat 
der Produktionsprozeß qua Arbeitsprozeß stoffliche Voraussetzungen, die eine ganz 
bestimmte stoffliche Struktur des gesellschaftlichen Produktionsprozesses erfordern. 
Diese Konstellation führt auf die Aussage: im Gleichgewicht sind alle Kapitale in der 
Branche mit der höchsten Verwertungsrate engagiert und im Gleichgewicht sind die 
Kapitale in unterschiedlichen Branchen engagiert. 

Der Wertbegriff wird obsolet, weil er als gesellschaftliche Form der Vermittlung der 
Arbeit konzipiert war, nun aber, da der Produktionsprozeß als Produktionsprozeß 
des Kapitals gefaßt werden mußte, die Arbeit gar nicht mehr gesellschaftliche Vor- 
aussetzung der Produktion ist. Voraussetzung des Produktionsprozesses als Produk- 
tionsprozeß des Kapitals ist zwar die Warenform der Arbeitskraft, aber diese Voraus- 
setzung einmal gegeben, benötigt der Kapitalist nurmehr Geld für die Aufnahme der 
Produktion. Hat er dieses, so kann er sich alles andere dafür kaufen. Zur Bedingung 
der Aufnahme der Produktion sind somit Geldvorschüsse geworden; um ihre Verwer- 
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tung geht es und sie ist nunmehr zu vermitteln. Daher muß der Wertbegriff, soll er 
weiterhin als Reflex der dinglichen Vermittlung der Produktion — und daher deren ge- 
sellschaftlicher Voraussetzungen — gefaßt werden, umbestimmt werden. Da der Pro- 
duktionsprozeß nunmehr zum Produktionsprozeß des Kapitals weiterbestimmt wur- 
de, läßt sich die qualitative Bestimmung des Wertbegriffs nur halten, wenn seine 
quantitative Bestimmtheit neu konzipiert wird. 

»Im Mehrwert ist das Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit bloßgelegt; im Verhältnis von Kapital und 


Profit erscheint das Kapital als Verhältnis zu sich selbst, ein Verhältnis, worin es sich als ursprüngliche 
Wertsumme von einem, von ihm selbst gesetzten Neuwert unterscheidet« (MEW 25, S. 58). 


Wenn man der Auffassung ist, daß es irgendeine Verbindung zwischen hegelschem 
Kategoriensystem und marxscher Gesellschaftstheorie gibt, so muß man vor dem 
Hintergrund dieser Aussage zu dem Schluß gelangen, daß der Übergang von der 
Wert- zur Produktionspreistheorie einen wichtigen Einschnitt in der Entwicklung 
markiert. Was hier angesprochen wird, der Übergang von einem Verhältnis zum An- 
deren zum Verhältnis zu sich selbst, ist nämlich bei Hegel nichts anderes als die letzte 
Stufe der Wesenslogik (aktive und passive Substanz), die zugleich in die Begriffs- 
logik überleitet: 


»Diese unendliche Reflexion in sich selbst ... ist die Vollendung der Substanz. Aber diese Vollendung 
ist nicht mehr die Substanz selbst, sondern sie ist ein Höheres, der Begriff, das Subjekt« (Hegel W 6, S. 
248 £.). 


Erst hier also nähert sich die Konzeption dem Niveau, auf das sie angelegt ist, wenn 
das Kapital im 5. Kapitel des ersten Buches als »automatisches Subjekt« angekündigt 
wird. 

Es ist deshalb etwas unverständlich, wenn Marxisten die Ebene des dritten Buches, 
das darauf abzielt, »die konkreten Formen aufzufinden, und darzustellen, welche aus 
dem Bewegungsprozeß des Kapitals als ganzes betrachtet hervorwachsen ... ((die)) 
Form, worin sie auf der Oberfläche der Gesellschaft, in der Aktion der verschiedenen 
Kapitale aufeinander, der Konkurrenz und im Bewußtsein der Produktionsagenten 
selbst auftreten« (MEW 25,8. 33), in abschätzigem Sinne als Oberflächenphänomene 
titulieren-so, als ob der Kapitalismus daneben nocheine Tiefgarage hätte, in der Wert 
und Mehrwert als Kellergeister umgehen. Wenn die jetzt aufzufindenden Formen die 
konkreten Formen sind, so waren Wert und Mehrwert eben abstrakte, defizitär 
bestimmte Kategorien. 

Die konkreteren Kategorien sind erst zu entwickeln, um begriffen statt einfach auf- 
genommen zu werden; aber so: als begriffene statt als vorausgesetzte, sind sie eben 
auch die angemessenen Kategorien zur Thematisierung der »wirklichen Bewegung 
der Konkurrenz«. 

Es genügt, den Schluß aus den von Marx bisher entwickelten Prämissen zu ziehen, um 
zur Produktionspreistheorie überzugehen. Es zeugt von einer seltsamen Marx-Rezep- 
tion, Zitate gegen die einfache Konsequenz der im »Kapital« erreichten Ebene der 
kategorialen Entwicklung geltend zu machen - der spiegelbildlich eine Marx-Kritik 
entspricht, die in der Transformationsdebatte glaubt, die Schlußfolgerungen, auf die 
»Das Kapital« selbst führt, gegen dieses geltend machen zu müssen. Dies heißt nicht, 
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daß behauptet wird, das Transformationsproblem sei lösbar. Vielmehr ist aus dieser 
Perspektive die Frage falsch gestellt und die Unlösbarkeit des Transformationspro- 
blems gerade ein Ausweis dafür, daß der Diskurs des »Kapital« aufeine neue Theorie- 
ebene führt. (Siehe hierzu auch den Aufsatz von Michael Heinrich in diesem Heft.) 


EI. Die Unabgeschlossenheit des »Kapital« 
Der Widerspruch der Klassik 


Mit der Produktionspreistheorie erreicht die Entwicklung im »Kapital« das Niveau 
der klassischen und neuklassischen Theorie. Auch die Existenz eines Freiheitsgrades 
für die Schließung des Produktionspreissystems ist Marx klar (MEW 26.3, S. 88). 
Rückblickend ist es jedoch wenig plausibel, ausgerechnet die Stärke der klassischen 
Lohntheorie als Argument gegen die Schließung über den Zinssatz geltend zu ma- 
chen, und diesen Freiheitsgrad durch die Vorgabe eines Reallohns zu schließen. 
Dieser Abschnitt geht nun von der These aus, daß die dialektische Entwicklung im 
»Kapital« nicht zu Ende geführt ist. Nach der für die Interpretation zugrunde gelegten 
Methodik gibt es ein eindeutiges Kriterium, um diese Frage zu entscheiden. Es war 
ja jeweils die Möglichkeit, eine bestimmte Theorieebene auf einen Widerspruch zu 
treiben, die den Übergang zur jeweils nächsten Ebene erzwang. Das heißt, daß die 
Entwicklung erst dann abgeschlossen sein kann, wenn dieser Mechanismus nicht 
mehr arbeitet. Gelingtes, unter den von Marx erarbeiteten Voraussetzungen, die vom 
»Kapital« erreichte Theorieebene auf einen Widerspruch zu führen, so muß nach den 
selben methodischen Kriterien, die die Berechtigung der bisherigen Entwicklung 
auswiesen, auch das vom »Kapital« erreichte Niveau der kategoriellen Bestimmung 
überwunden werden. 

Zunächst ist jetzt ein Niveau erreicht, auf dem das Gläubiger-Schuldner-Verhältnis 
aus einem zufälligen zu einem systematischen geworden ist: Daß der Zirkula- 
tionsprozeß beständig Geld ausschwitzt, ist Resultat des zweiten Bandes des »Kapi- 
tal« — von daher ergibt sich systematisch ein Geldangebot; zugleich ist klar, daß ein 
Geldvorschuß einen Profit ermöglichen kann — von daher ergibt sich systematisch 
eine Geldnachfrage. 

Ein weiteres Ergebnis des zweiten Bandes war, daß die Kapitalisten als Klasse sich 
ihre Gewinne selbst vorschießen müssen, soll die Realisierung der Profite gelingen. 
Dies bricht aber der Akkumulationstheorie des ersten Bandes das Genick: Wenn die 
“ Profite der laufenden Periode realisiert werden soilen, so erfordert dies Vorschüsse 
in Höhe des bewerteten Produkts der laufenden Periode. Im Falle der erweiterten Re- 
produktion bedeutet dies, daß entweder die Produktionspreise nie realisiert werden 
können, weil ja die Summe der Erlöse der Vorperiode gleich der Summe der mögli- 
chen Vorschüsse in der laufenden ist, jene aber, qua erweiterte Reproduktien, niedri- 
ger ist, als die Summe der Erlöse, die sie in der laufenden Periode ermöglichen soll; 
oder aber, daß die Vorschüsse der laufenden Periode nicht an die Profite der vergan- 
genen Periode gebunden sind, das Niveau der Akkumulation mithin unbestimmt ist®. 
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Im Fallrein metallischer Zirkulation löst sich das letzte Problem natürlich noch leicht: 
Es gibt ja eine Branche, die selbst Geld (Gold) produziert. Ihr Produkt (minus Ver- 
schleiß der umlaufenden Münzen) erhöht den Goldbestand der Kapitalisten als Klas- 
se. Dennoch: Es sind nun nicht mehr die Profite der Vorperiode, sondern es ist der 
Zuwachs der Geidmenge, der die Akkumulation begrenzt. 

Da von nun an die Interaktion von realer und monetärer Sphäre in den Blickpunkt 
rücken wird, soll zunächst zur Vereinfachung der Diskussion die Quantitätsgleichung 
eingeführt werden. Sie konstatiert die Gleichheit von Geldmenge (M) mal Umlauf- 
geschwindigkeit (V) mit den mit ihren Preisen (P) bewerteten Gütern, die umgesetzt 
werden (Tr). Als Identität ist sie eine Tautologie; eine Theorie ergibt sich erst, wenn 
bestimmte Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge zwischen den einzelnen Faktoren 
behauptet werden (vgl. für das folgende auch Aglietta 1979, Kapitel 6, der nur leider 
nicht alle Konsequenzen aus den von ihm entwickelten Prämissen zieht). 

Die erste geldtheoretische Position des »Kapital« war nun die Versicherung, daß sich 
die Geldhaltung dem Transaktionsvolumen anpaßt: Bei sinkendem Transaktionsvo- 
lumen wird Gold gehortet, bzw. die Umlaufgeschwindigkeit sinkt. Also V = (Trx P)/ 
M, wobei Produktions- und Preisniveau exogen gegeben waren. Nunmehr ist aber das 
Produktionsniveau zu einer Funktion des Vorschußvolumens geworden, also Tr = 
(M x V)/P, wobei zunächst die Zuwachsrate der Geldmenge durch die Goldproduk- 
tion, V durch die verschiedenen Kassen, die sich aus dem Zirkulationsprozeß des 
Kapitals ergeben hatten, und P als Produktionspreise ausgedrückt in Gold, somit die 
gesamte rechte Seite aus der Realsphäre erklärt werden Konnte. 

Allein, diese Erklärung wurde ja ihrerseits obsolet. Zunächst führen die verschie- 
denen, der Realsphäre entspringenden dezentralisierten Geldfonds auf die Betrach- 
tung der Banken als Zentralisatoren dieser Summen. Diese haben die Möglichkeit der 
Kreditvergabe, denn nur ein geringer Teil der Depositen wird von den Einlegen 
täglich erhoben und die gewährten Kredite werden zu Einnahmen bei anderen Ka- 
pitalisten, die dem Bankensystem als ganzem als Einlagen wieder zufließen. Also 
wird V modifiziert, da jetzt der Reservesatz der Banken auf ihre Einlagen die Grenze 
der Kreditausweitung bestimmt. Offensichtlich sind die Banken nur dann restlos 
sicher, jederzeit jedem Auszahlungswunsch ihrer Kunden nachkommen zu können, 
wenn sie überhaupt keine Kredite vergeben. Je geringer der Reservesatz, desto größer 
die Gefahr, bei überdurchschnittlichen Abhebungen selbst Kredite bei anderen 
Banken aufnehmen zu müssen oder gar zu fallieren. 

Soweit Kredite oder Auszahlungen zu erneuten Einlagen bei einer Bank führen, ist für 
diese Operation kein Gold erforderlich. Seine Stelle kann von Noten der Bank ver- 
treten werden, so daß das Gold, das sich anscnsten nutzlos in der Zirkulation her- 
umitriebe, die Reserven der Bank (und damit, bei gegebenem Wunsch der Reservehal- 
tung, die Umlaufgeschwindigkeit) erhöht. 

Aber dabei bleibt es nicht: Zunächst verliert Gold seine Eigenschaft als alleiniger 
Inhalt der Kontrakte: Wenn die Bank Noten ausgibt, so muß sie sie nafürlich auch 
annehmen, wenn Verbindlichkeiten gegen sie zu tilgen sind. Mit der Ausgabe von 
Noten entsteht damit eine Nachfrage nach Noten, denn der Kreditnehmer muß ja 
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seinen Schuldendienst bei der Bank leisten und dies kann er in Noten ebensogut wie 
in Gold. Allerdings ist das Verhältnis zunächst asymetrisch: Die Noten lauten auf 
Gold, das heißt, die Bank muß bei ihrer Präsentation Gold auszahlen; folglich muß sie 
darauf achten, daß ihre Noten nicht gegen Gold entwertet werden. Dies heißt aber 
nichts anderes, als daß sie sie knapp genug halten muß, um eine Konvertierung 
uninteressant zu machen. Den Ansatzpunkt dafür bietet ihre Kreditvergabe, deren 
Volumen — und damit das Volumen ihrer Notenemission — sie über den Zinssatz 
kontrollieren kann. 
Daneben werden ihre Wechsel und Noten bei anderen Banken präsentiert werden, wie 
sie umgekehrt Noten und Wechsel anderer Banken erhält. DaNoten und fällige Wech- 
sel fremder Banken ebenso in Gold konvertierbar sind, wie ihre eigenen, ist es für sie 
gleichgültig, ob sie diese oder Gold hält — vorausgesetzt sie befürchtet keine Fallite 
der jeweils anderen Bank, können deren Noten ebenso wie Gold als Reservemedium 
fungieren. 
Die Bank ist nunmehr zur Zentralbank geworden, die, um nicht ihrer Reserven ent- 
blößt zu werden, gezwungen ist, ihren Zinssatz einzusetzen, um die Knappheit dervon 
ihr emittierten Währung zu verteidigen. Im Innern einer Nation sind so verschiedene 
Zentralbanken entstanden, deren Währungen Wechselkurse zueinander aufweisen 
(siehe z.B.: Sismondi, S. 83, das Gilbart-Exzerpt in den »Londoner Heften« MEGA 
V18, S. 136, wo zugleich auf die Konsequenz unterschiedlicher Preisniveau-Ent- 
wicklung verwiesen wird, Borchardt 1976, S. 10) und die entsprechend der Entwick- 
lung ihrer jeweiligen Reservepositionen unterschiedliche Zinspolitiken betreiben 
müssen. Die Kunden verschiedener Banken stehen so in einem Außenwirtschafts- 
verhältnis zueinander. Zu einer wirtschaftlichen Einigung des Landes kommt es erst 
. miteiner einheitlichen nationalen Währung, bei der eine Zentralbank an die Stelle der 
vielen privaten Notenbanken tritt. Sie kann entstehen, indem entweder der Staat das 
Geld der stärksten Bank zu dem seinen macht, also Steuern und Staatsausgaben inihm 
gezahlt werden, oder indem er das von ihm emmitierte Geld knapp genug hält, um 
alternative Gelder der Vermögenseigentümer aus dem Markt zu konkurrieren (vgl. 
Stadermann 1986, Kapitel 5.6). 
Ein neuer Blick auf die Quantitätsgleichung zeigt, daß nun nach der Umlaufge- 
schwindigkeit auch die Geldmenge ihre Bindung an die Realspähre verloren hat. Sie 
wird nun nicht mehr allein durch den Goldbestand, sondern ebenso durch den Reser- 
vesatz der Notenbank bestimmt (da Außenwirtschaftsbeziehungen noch nicht thema- 
tisiert werden, kann dies vorläufig nur Gold sein). Selbst unter den Bedingungen einer 
Goldumlaufwährung stehen also vier Kalkülgrößen des Geldmarktes zwischen Gold- 
bestand und Kredit- und damit Vorschußvolumen: Erstens die Entscheidung der 
Geldeigentümer, welchen Teilihres Geldvermögens sie in Noten, welchen sie inGold 
halten wollen - dieser bestimmt die Reserven der Zentralbank; zweitens die Entschei- 
dung der Zentralbank, welche Golddeckungsquote sie einhalten will; drittens die Ent- 
scheidung der Banken über ihren Reservesatz; und viertens schließlich die Entschei- 
dung der Geldvermögenseigentümer zwischen dem Halten von Forderungen und dem 
Halten von Geld (letztere istz.Zt.nochnichtrelevant, daes— unter der Voraussetzung, 
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daß die Banken nicht illiquide werden —, noch kein Argument für Geldhaltung gibt, 
die über einen rein technisch begründeten Transaktionsbedarf hinausginge). 

Mit dem staatlichen Geld ist zugleich die Möglichkeit der Kreditausweitung ent- 
standen. Zwar setzt ihm die Notwendigkeit der Konkurrenz mit dem Geld des Vermö- 
gensbesitzers weiterhin Grenzen, aber sobald die Inkonvertibilität (nach innen) 
durchgesetzt ist, tritt das Gold zurück in den Umkreis der übrigen Waren und damit 
werden Anpassungskosten, die der Übergang zu einem anderen Inhalt der Kontrakte 
verursacht’, Spielräume für die Geldpolitik eröffnen. Überdies waren es ja nicht nur 
die Paritätsabweichungen zum Gold, die die Regionalbanken in Schwierigkeiten 
brachten, sondern der unterschiedliche Grad von Vertrauen in deren Zahlungsfähig- 
keit - und dies Problem besteht für die Bank mit inkonvertiblen Noten nicht, da diese 
auf sich selbst lauten, die Zentralbank sıch also nicht überschulden kann (nach innen 
überhaupt nicht, nach außen nur, insofern sie Verpflichtungen in einem anderen als 
ihrem Geld eingeht was sie aberunter Umständen muß). Schließlich ist zu bedenken, 
daß nach dem bisher erreichten Stand der Diskussion der Quantitätsgleichung auch 
noch gar kein Anlaß für einen Wechsel des Inhalts der Kontrakte vorliegt: Wenn eine 
Veränderung des Vorschußvolumens nur Mengeneffekte hat, so muß die Vermögens- 
sicherungsfunktion von jedem Geld gleichermaßen erfüllt werden können. 

Damit sind die Momente gewonnen, die genügen, die Klassische Theorie auf ihren 
Widerspruch zu führen. Die Zwecke des Souveräns sind nicht die Zwecke des Vermö- 
gensbesitzers. Seine Zwecke verweisen auf eine Ausweitung der Industrie und damit 
eine Stärkung seines Landes — sie scheinen somit mit den Zwecken des Kapitalisten 
identisch. 

Der Souverän wird also auf eine Förderung der Industrie abzielen und dies um so 
mehr, als das Mittel hierfür, die Senkung der Zinsen, zugleich das Mittel zur Min- 
derung des Schuldendienstes auf die Staatsschuld (oder der Erleichterung staatlicher ° 
Kreditaufnahme) darstellt. Damit gibt es aber, nach den Voraussetzungen von Marx, 
keine Grenze mehr für die Ausweitung der Kapitalvorschüsse. Natürlich, der Souve- 
rän muß sein Geld gegen das des Vermögensbesitzers verteidigen, aber — pas de pro- 
blöme: Der Übergang zu einer höheren Akkumulationsrate kann zwar einen einma- 
ligen Preisniveauschub verursachen, nicht aber eine Inflation. Da zeitverzögert das 
Produktionsvolumen steigt, muß der Preisniveauschub sich wieder zurückbilden. Die 
Stabilität der Währung gerät also nicht in Gefahr, wenn man an die Hemmschwelle 
für eine Flucht aus dem Geld des Souveräns denkt. 

Unter der Bedingung metallischer Zirkulation konnten die möglichen Geldvorschüs- 
se als durch die Geldmenge begrenzt gedacht werden, weiltechnische Grenzen der Er- 
höhung der Zirkulationsgeschwindigkeit ja nicht unplausibel sind. Dies ist nun nicht 
mehr der Fall. Daran zeigt sich, daß die Bedingung der Investition aus dem Einkom- 
men (im Gegensatz zur Einkommensbildung als Folge der Investition), die Eichhörn- 
chentheorie der Akkumulation, das Eselsohr ist, in dessen Gestalt die Notwendigkeit 
des Knapphaltens von Geldvorschüssen aus dem Realschleier über der Geldwirt- 
schaft hervorlugt. 

Es kann zu einer Ausweitung des Kreditvolumens und damit der Kapitalvorschüsse 
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kommen und es muß zu ihr kommen, solange der Zins unter der Profitrate liegt; denn 
so lange ist das klassische Gleichgewicht ein Ungleichgewicht, weil der Vermögens- 
marktpreis neu produzierter Kapitalgüter (die abgezinsten erwarteten Erträge) über 
ihrem Produktionspreis liegt. Ihr Vermögenswert aber kann für das Gleichgewicht 
nicht über ihrem Produktionspreis liegen. 

Entweder also haben sie im Gleichgewicht zwei Preise — was nicht sein kann; oder ihr 
Ertrag muß sinken — was allerdings sein Kann, weil eine steigende Nachfrage nach 
Arbeit auch bei Marx auf die Löhne wirkt und so die Restgröße Profit senkt. 

Die Löhne müssen also so lange steigen, bis die Nachfrage nach Arbeit den Profit auf 
den Zins fallen läßt — aber der Zinssatz ist ja eine Funktion der Profitrate, kann »... zu 
jeder beliebigen Tiefe fallen«, so nur das Angebot an Geldkapital entsprechend 
wächst. Nun, dadie steigenden Löhne keine Auswirkungen aufdas Preisniveau haben 
können — was daran liegt, daß die Kapitalisten kein erfolgreiches mark-up pricing 
betreiben können, solange die Profitrate noch über dem Zinssatz liegt (und es nach 
Marx eh nicht tun), hindert nichts eine weitere Ermäßigung der Zinsen, zumal ja die 
Kapitalisten darauf drängen werden, die »Lage der Industrie zu erleichtern«. 
Damit folgt, daß wir wieder auf das Niveau des vierten Kapitels des ersten Buches 
zurückgeworfen sind: G-W-G’ geht über in G-W-G, die Profitrate konvergiert gegen 
Null, oder die klassische Erklärung der Profitrate führt auf die Erklärung der In- 
existenz der Profitrate. Oder schließlich: Marx muß behaupten: 

Im Gleichgewicht ist die Arbeitskraft überschüssig und solange sie überschüssig ist 
herrscht kein Gleichgewicht. 


Der Übergang zum Geldkeynesianismus 


Auch Marx kennt dieses Problem. Im 15. Kapitel des dritten Buches argumentiert er: 
Steigende Beschäftigung macht die Löhne steigen, die Profitrate fällt bei steigenden 
Löhnen. Sobald dieser Fall der Profitrate einen Fall der Profitmasse nach sich zieht, 
setzen die Investitionen aus, weil es dem Begriff des gesellschaftlichen Gesamtkapi- 
tals widerspricht, mehr Geld vorzuschießen, um weniger zurück zu erhalten — und 
genau dies wäre ja, insgesamt betrachtet, dann der Fall: 

»Unter allen Umständen würde sich das Gleichgewicht herstellen durch Brachlegung und Selbstvernich- 
tung von Kapital in größrem oder geringrem Umfang. ... Ein Teil des baren Goldes und Silbers liegt brach, 
fungiert nicht als Kapital« (MEW 25, S. 264). 

Die Bedingung »Akkumuliert, akkumuliert! Das ist Moses und die Propheten!« 
(MEW 23, S. 621) gerät in Widerspruch zur Profitsicherung. Marx muß also ver- 
langen, daß Geld »unbeschäftigt« gehalten wird, um die Profite der Kapitalisten als 
Klasse zu sichern. Nur kann er eben nicht angeben, wie das vor sich gehen soll, denn 
der individuelle Geldbesitzer verliert ja, wenn er sein Geld im Interesse der Klasse 
stillegt: Dagobert Duck muß Moses zu Hilfe eilen. 

InG-G-W-G’-G’ haben wir aber auch bereits den Ansatzpunkt dafür. G-W stellt zwar 
weiterhin kein Problem dar, aber es geht nicht darum, Ware zu kaufen, noch zu 
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produzieren. Der Kapitalist will vielmehr durch die Produktion an etwas gelangen, 
was er nicht produzieren kann, an Geld. Bei p’=0 ist aber G’ im Durchschnitt gleich 
G - aber dieser Durchschnitt stellt sich eben nur her, als ein Durchschnitt von Ab- 
weichungen, für den individuellen Kapitalisten ist das Resultat unsicher. 

Nun mag es für diesen zwar gerade noch angehen zu unterstellen, daß, wenn Gewinn- 
und Verlustchancen sich die Waage halten, er trotzdem investieren wird. Anders sieht 
dies aber für den Gläubiger aus: Sein Geldrückfluß steht vor Beginn des Prozesses fest 
— so der Schuldner nicht falliert. Er teilt mit diesem also die Unsicherheit des Geld- 
rückflusses, nicht aber die Gewinnchancen. Eher im Gegenteil: Machen die Unter- 
nehmer bei einem Gleichgewichtsprofit von Null überwiegend Gewinne, so deutet 
dies auf eine Überschußnachfrage, also Preisniveausteigerungen. Der Vermögensei- 
gentümer würde also verlieren: entweder, indem er sein Geld im Durchschnitt nicht 
wiederbekäme, oder gerade weil eben die Bedingungen, die garantieren, daß er es zu- 
rückbekommt, den Vermögenswert seines Vorschusses gemindert hätten. Beide Va- 
rianten machen daher den Anbieter von Geldkapital zum verrückten Schatzbildner, 
bzw. den Schatzbildner zum rationalen Geldvermögenseigentümer. Für den Fall der 
Fallite des Schuldners ist dies unmittelbar einsichtig, aber es gilt auch für den zweiten 
Fall. Zwar ist Geldvermögen ebensowenig inflationsgesichert wie Forderungen, aber 
sein Liquiditätsgrad ist höher, es kann also schneller in Sachvermögen umgesetztund 
damit inflationsgesichert werden. 

Damit sind wir denn aber auch schon beim Ausgangspunkt des Geldkeynesianismus 
angelangt: Solange der potentielle Schatzbildner nicht für den Verzicht auf den 
nichtpekuniären Ertrag der Geldhaltung, die Vermögenssicherung entschädigt wird, 
ister derrationale Kapitalist. Die Unsicherheitder Vermögenssicherungsfunktion des 
Geldes verlangt einen positiven Vermögenszins für längerfristige Einlagen, die des 
Vermögensrückflusses (sowie die Kosten der Reservehaltung, deren Höhe natürlich 
auch vom Zustand des Vertrauens abhängt) einen darüberliegenden Kreditzins der 
Banken. Der Zins istdem Produktionsprozeß vorausgesetzt, die Unternehmer müssen 
ihn also überwälzen können. 

Dies bedeutet aber, daß es erst das Geldkapitalverhältnis, die Dominanz des Marktes 
für Kredit und Eigenkapital über die »Realsphäre«, ist, die das Kapitalverhältnis 
garantiert, weil nur die Ableitung eines positiven Zinssatzes die Ableitung einer po- 
sitiven Profitrate erlaubt, wie umgekehrt das Geldkapitalverhältnis nur vom Kapital- 
verhältnis her begriffen werden kann: Nur weil die Arbeitsleistung in der Form der 
Ware Arbeitskraft auf dem Markt erscheint, also gegen Geld feil ist, kann ein Geld- 
vorschuß zur Bedingung der Produktion werden und nur weil Einkommen durch die 
Produktion entsteht, kann das Knapphalten von Geldvorschüssen ein Überschußein- 
kommen erzwingen. 

Kapital erzielt einen Profit, weiles knapp gehalten wird »... and it is kept scare, because ofthe competition 
of the rate of interest on money. If capital becomes less scarce, the excess yield will diminish, without its 
having become less productive ...« (Keynes W VII, General Theory, S. 217). 

Erst auf diesem Niveau gilt: »Im Geldmarkt ist das Kapital als Totalität gesetzt; darin ist es 


Preißbestimmend, Arbeitgebend, die Production regulierend, in einem Wort Productionsquelle ..« 
(MEGA IL1.1, S. 199 — Grundrisse, zweiter Gliederungsentwurf)?. 
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Das Kapitalverhältnis wird so radikaler gedacht; 

— während in der Klassik der Wert der Ware Arbeitskraft den Profit bestimmt, be- 
stimmt ihn hier das Kapital selbst — und die Arbeiter erhalten, was übrig bleibt. 

— während in der Klassik die Gewinne der Vorperiode, damit aber wiederum: der 
Wert der Ware Arbeitskraft, der Arbeitsmarkt, die Akkumulation regiert, be- 
stimmt hier das Kapital selbst, der Markt für Kredit und Eigenkapital, das Niveau 
von Produktion und Beschäftigung. 


IV. Die Kritik der politischen Ökonomie 


Nach der hier vorgeschlagenen Interpretation Könnte »Das Kapital« also drei Lei- 
stungen erbringen: Zunächst erlaubt es die Entwicklung der Kategorien ökonomi- 
scher Theorie und gestattet es, zwischen verschiedenen Paradigmen zu diskrimi- 
nieren. Ferner ermöglicht es die Vermittlung von Staatstheorie und ökonomischer 
Theorie. 

Aber dies ist nicht alles. Es gewährleistet zugleich die Kritik der liberalen Gesell- 
schaftstheorie: Das entscheidende Argument der liberalen Theorie war und ist ja das 
emanzipative Potential des Marktes. Nicht die wohlfahrts-, sondern die freiheitstheo- 
retische Argumentation markiert den Bruch mit dem absolutistischen Staat, denn im 
»Wohl der Landeskinder« komnten sich die Absichten des Fürsten und des liberalen 
Theoretikers durchaus treffen, nicht jedoch in der Frage ihrer Souveränität. Im 
absolutistischen Staat entscheidet der Fürst über die Geschicke seiner Untertanen, in 
Marktbeziehungen gestellt, so Hoffnung und Postulat liberaler Theorie, entscheiden 
diese sie selbst. Selbstbestimmung tritt an die Stelle von Fremdbestimmung, freie 
Vereinbarung an die von Herrschaftsverhältnissen: Dies ist das zentrale gesellschafts- 
theoretische Argument liberaler Theorie. 


»The issue is ... autonomous action of each individual versus the exclusive action of the government. It 
is freedom versus government omnipotence« (Mises, S. 726; für den prinzipiell anarchistischen Charakter 
konsequenter neoklassischer Theorie siehe auch Hoppe). 


Der Rekurs auf politologische Argumente trifft sie daher auch nicht ins Mark, 
bestätigt er doch nur, daß es nicht der (Welt-) Markt, sondern daß es gerade die 
ungenügende Durchsetzung von Marktvermittlung ist, die Probleme aufwirft. Die 
Kritik der politischen Ökonomie kann die These ihres Kontrahenten, daß Marktbe- 
ziehungen die Souveränität der Akteure verbürgen und so ein Reich von Freiheit 
Gleichheit und Bentham ermöglichen, nur dann treffen, wenn es ihr zu zeigen gelingt, 
daß gerade unter den Voraussetzungen der liberalen Ökonomik Marktbeziehungen 
nicht Gleichberechtigung, sondern hierarchische Strukturen reproduzieren; daß 
konsequent durchgeführte bürgerliche Emanzipation zwar — und darin besteht ihr 
unbestrittenes historisches Verdienst - Emanzipation von der direkten Herrschaft des 
Menschen über den Menschen ist; daß sie aber nicht Freiheit, sondern nur dinglich 
vermittelte Herrschaft an die Stelle der direkten treten läßt. 

Gegeben also den gesellschaftlichen Charakter der Tätigkeiten: Wierealisiertersich, 
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wenn nicht durch bewußte Planung, sei es als direkte Herrschaft einer Ausbeuterklas- 
se oder selbstbestimmte gesellschaftliche Planung der Assoziation freier Produzen- 
ten —, die durch die Form dieser Tätigkeiten ja gerade ausgeschlossen ist? Durch die 
»Versachlichung der Produktionsverhältnisse« und ihre »Verselbständigung gegen- 
über den Produktionsagenten«: Da der gesellschaftliche Zusammenhang nicht hand- 
lungsleitend ist, macht er sich gegen die Agierenden geltend als gesellschaftlicher 
Zusammenhang der Mittler ihrer Tätigkeiten, der Waren, des Geldes: Er wirkt auf sie 
wie ein »Naturgesetz«, nach dem sie sich zurichten haben, als eine fremde Macht, der 
sie ausgesetzt sind, obwohl es doch nur ihre eigenen Potenzen sind, nur der gesell- 
schaftliche Charakter ihrer eigenen Tätigkeit ist, der ihnen da übermächtig gegen- 
überiritt, als eine »verzauberte und verkehrte Welt« (MEW 25, S. 835; zur verkehrten 
Welt siehe auch: MEW 25, S. 838, MEW 26.3, S. 504). 

Die »Naturgesetze« der kapitalistischen Produktionsweise, die die Handlungen der 
Individuen bestimmen, sind in Wirklichkeit nichts als die diesen entfremdeten ge- 
sellschaftlichen Qualitäten ihrer Handlungen; es sind die Potenzen der gesellschaft- 
lich Produzierenden selbst, die ihnen als fremde Mächte gegenübertreten, die die 
Verhältnisse konstituieren, dieden Akteuren als Rahmenbedingungen ihres Handelns 
erscheinen, statt von diesen selbstbewußt gestaltet zu werden. 

Der letzte Satz weist auf einen Zirkel: Einerseits soll das Kapitalverhältnis die Rah- 
menbedingungen des Handelns konstituieren, andrerseits aber kann es nur innerhalb 
dieser Rahmenbedingungen funktionieren, es muß also gefaßt werden, als selbst die 
Voraussetzungen setzend, aus denen es entspringt. Damit erfordert seine Thematisie- 
rung eine Kategorie, die das Niveau des Begriffs bzw. der Idee als Einheit von Begriff 
und Realität in Hegels Logik erreicht, also eines Verhältnisses (Lohnarbeit und Ka- 
pital) als Verhältnis zu sich selbst durch sein anderes (Lohnarbeit als Moment des Ka- 
pitalverhältnisses, das Kapital als Verhältnis zu sich selbst), dessen Seiten als Mo- 
mente des Verhältnisses gefaßt werden können, das sie, als seine Voraussetzungen, 
selbst setzt. 

Sicherlich, auch das Kapitalverhältnis istein Verhältnis der Herrschaft des Menschen 
über den Menschen: »Nicht die Götter, nicht die Natur, nur der Mensch selbst kann 
diese fremde Macht über den Menschen sein« (MEGA 12, 5. 371); aber weil die Ak- 
teure von ihrem gesellschaftlichen Zusammenhang abstrahieren, gewinnt dieser eine 
eigentümliche Gestalt. Daß Menschen zu Dingen herabgesetzt werden, istnichts dem 
Kapitalismus eigentümliches: Der Sklave als sprechendes Werkzeug spricht diesen 
Sachverhalt für die Sklavenhaltergesellschaft aus. Aber dort wurden doch Menschen 
von Menschen verdinglicht. Hier jedoch gewinnen die Eigenschaften von Dingen 
gesellschaftliche Macht. Die Dinge und ihre Beziehungen gewinnen so Eigenschaf- 
ten, die ihnen als Sachen nicht zukommen: Sie bestimmen als »Sachzwänge« gesell- 
schaftliches Handeln. 

Dies thematisiert der Begriff des Fetischismus. Werden im archaischen Fetischismus 
den Sachen Eigenschaften nur zugeschrieben, die ihnen als solchen nicht zukommen, 
so treten im bürgerlichen Fetischismus die Menschen tatsächlich die Verfügungs- 
gewalt über ihre Fähigkeiten an die Sachen ab, verdinglichen sie und geraten unter 
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ihre Fuchtel. Denn gesellschaftliche Fähigkeiten bewußt und kontrolliert einsetzen, 
dies würde eben bewußte Vergesellschaftung voraussetzen. 

indem nun die Mittler gesellschaftlicher Beziehungen an deren Stelle zum Motiv des 
Handelns werden, emanzipieren sich die Resultate des Handelns von den Intentionen. 
Geldkeynesianisch gesprochen: Der Vermögensbesitzer zielt gar nicht darauf ab, 
fremde Arbeit anzueignen. Er hat Angst um den Rückfluß seines Vermögens und hält 
darum sein Geldangebot knapp-und setzt dadurch seine gesellschaftliche Herrschaft 
durch. 

Auch die politische Absicherung der Voraussetzungen dieses gesellschaftlichen 
Herrschaftsverhältnisses ist keine bewußte. Der Souverän ist keineswegs souverän 
gegenüber den ökonomischen Zusammenhängen (siehe: »Der König von Preußen 
und die Sozialreform« in MEGA 12), er ist diesen vielmehr selbst unterworfen, denn 
nicht der Staat übergreift (wie in Hegels Rechtsphilosophie) die bürgerliche Ge- 
sellschaft, sondern diese, als Weltmarkt, jenen. Das Primat der außenwirtschaftlichen 
Absicherung - erneut geldkeynesianisch gesprochen, aber durchaus im Sinne von 
Marx - erzwingt eine Politik, die die Funktionsbedingungen dieser Art von Klassen- 
herrschaft gewährleistet, auch ohne daß sie darauf abzielte. 

Gesellschaftliche Herrschaftsverhältnisse, niedergeschlagen in einem System ding- 
licher Beziehungen, das Macht über die Mitglieder der Gesellschaft hat, die Machtder 
Objekte über die Subjekte — dies zu entwickeln ist die soziologische Dimension des 
»Kapital«. 

Damit unterscheidet Marx sich sowohl von Liberalismus, der versucht, die Gesell- 
schaft als Resultat des freien Willens zu fassen (Gesellschaftsvertrag), denn er zeigt, 
daß dieser »freie Wille« fremdbestimmt ist, als auch von der Systemtheorte, für die 
Gesellschaft ein überindividuelles System ist, das seine Prinzipien man-weiß-nicht- 
recht-woher nimmt und seine wehrlose (oder bestenfalls lästige) Umwelt (die sgn. 
Menschen) und deren Beziehungen formt, weil er zeigt, daß die Prinzipien dieses 
Systems sich nur deshalb von den Menschen emanzipieren können, weil diese durch 
ihr eigenes Verhalten ihre Beziehungen verdinglichen und so dem Einfluß ihres Wil- 
lens entziehen, der seinerseits unter den Pantoffel ihrer entfremdeten, verdinglichten 
Gesellschaftlichkeit gerät. 


Anmerkungen 


1 Siehe für die Vorgeschichte und die Bedenken, die Hicks mittlerweile selbst über seine Interpretation 
hegt, Hicks (1980), sowie für die Kritik der IS-LM-Interpretation Leijonhufvud (1966), Minsky 
(1975), Moggridge (1980), Davidson (1980) und Rotheim (1981). 

2  Bezeichnend ist, daß weder in Clowers noch in Malinvauds Beitrag zu »The T'heory of Interest Rates« 
vom Geldmarkt die Rede ist. Auch Leijonhufvud verwirft an der General Theory gerade den Kern von 
deren Geldtheorie, die Liquiditätspräferenztheorie (Leijonhufvud 1981, S. 134 £.). 

Die Angemessenheit der Neuen Makroökonomie als Keynesinterpretation bestreitet u.a. Grossman. 

3 Alle Anregungen zu diesem Teil verdanke ich den Veranstaltungen Professor Milan Pruchas — was 
nicht heißen soll, daß er für die hier gezogenen Nutzanwendungen verantwortlich wäre. 
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4 Als erstes Resuliat der Entwicklung ergibt sich so eine Kritik der Neoklassik: Die Behauptung, daß 
der Tausch zweier Waren den Kern der gesamten reinen und angewandten Ökonomik ausmache 
(Walras, S. 99 f.) und damit die Abstraktion vom Geld im Modell des Allgemeinen Gleichgewichts 
als Perspektive an eine warenproduzierende Gesellschaft, produziert einen logischen Widerspruch: 
Wenn der Markt (und mithin: die Produkte) die gesellschaftliche Produktion und Reproduktion 
vermitteln sollen, so kann dies nur durch Kauf und Verkauf, nicht aber durch Tausch geschehen. 
Marktvermittlung kann nur mit Geld gedacht werden, oder: Geld ist eine wesentliche Kategorie für 
eine Theorie des Kapitalismus. 

In der Theorie des Allgemeinen Gleichgewichts nimmt denn in Wahrheit auch gar nicht der Markt, 
sondern der Auktionator die Koordination der Produktion wahr. Wenn die Neoklassik Marktbezie- 
hungen in einem Auktionator-Modell faßt, also in einem Modell, in dem die Pläne aller Akteure vor 
deren Ausführung auf ihr Kompatibilität geprüft, im Falle der Inkompatibilität Planrevisionen durch- 
geführt werden und erst bei Verträglichkeit aller Pläne getauscht und produziert wird, so faßt sie 
offensichtlich den Markt als einen Ort bewußter gesellschaftlicher Planung. Natürlich glaubt kein 
auch nur halbwegs vernünftiger Neoklassiker, damit einen realen Vorgang beschrieben zu haben. Er 
hofft lediglich, daß Marktprozesse im Prinzip auf eine ähnliche ‚Weise wirken, daß es also keinen 
wesentlichen Unterschied zwischen bewußter Planung und Markt gibt. Marx zeigt nun in den beiden 
ersten Kapiteln des »Kapital«, daß diese Hoffnung trügt: Während sich bewußte gesellschaftliche Pla- 
nung als Tausch fassen läßt, ist es unmöglich, Marktbeziehungen, also Koordination gesellschaftli- 
cher Produktion und Reproduktion über die Relationen der Produkte, als Tausch zu denken. 

Es bezeichnet zwar zum einen den apologetischen Charakter der Neoklassik, marktvermittelte mit 
bewußt vermittelter gesellschaftlicher Produktion zu verwechseln; zum anderen aber bedeutet dies, 
daß die Ironie der Geschichte dazu geführt hat, daß die akadernische Ökonomik sich in den letzten 
hundert Jahren im wesentlichen damit beschäftigt hat, ein Modell gesellschaftlicher Produktion zu 
formulieren, das auf freier Absprache aller Beteiligten beruht, und somit eine Vielzahl ausgefeilter 
Modelle für eine Assoziation freier und selbstbewußter Produzenten geliefert hat, die emanzipativer 
Theorie als Ansatzpunkt dienen könnten. 

Allerdings ist damit zugleich eine Kritik der Klassik impliziert: Geld kann nicht nur Schmiermittel des 
Austauschs sein, von dem ebensogut abstrahiert werden kann (Mill, 1848, S. 9, S. 129), weil die 
Abstraktion von ihm auf eine logisch falsche Aussage führt. Geld muß also wesentlich für die Theorie 
des Kapitalismus sein und folglich auch Konsequenzen zeitigen. 

5 Entsprechend sind sie für eine Theorie bewußter Vergesellschaftung unverständlich: In Schumpeters 
Geldtheorie etwa, die das Geld aus seiner Rolle in der Buchhaltung einer Planwirtschaft her zu 
erfassen sucht, kommt es über die Bestimmung eines Rechenpfennigs, also über die Wertmaßfunk- 
tion, nicht hinaus. Die soziale Funktionslosigkeit macht Geldhaltung unverständlich, so daß sich die 
Verzinsung der Geldhaltung ergibt, sei es als unkritische wohlfahrtstheoretisch begründete Forderung 
bei Friedmann, sei es als Konsequenz der Haushaltstheorie, wie bei Hahn, der den Vorzug hat, das 
kontrafaktische seiner Konsequenz zu sehen und aus ihr auf Defizite in der Entwicklung der Theorie 
des Allgemeinen Gleichgewichts zu schließen. Jedoch zeigt der Zusammenhang von Marktvermitt- 
lung und Geldfunktion einerseits und der Gegensatz von Marktvermittlung und Auktionatorökono- 
mie (bewußter Vermittlung also) andererseits, daß es sich bei der adäquaten Erfassung von Geld nicht 
um ein Defizit in der Durchführung des Forschungsprogramms der Theorie des Allgemeinen Gleich- 
gewichts, sondern um einen dieser grundsätzlich unerreichbaren Gegenstände handelt. 

6 Die klassische Fondstheorie der Akkumulation zieht ihre Plausibilität ganz aus dem Kommodell: 
Wenn a) die Löhne vorschüssig gezahlt werden und b) die Löhne Reallöhne sind, dann kann natürlich 
der Pächter für die Produktion der nächsten Emte nicht mehr Leute einstellen, als er Säcke Korn für 
diesen Zweck aus dem Überschuß der letzten Ernte zurückgelegt hat. Da es ihm außerdem c) nicht um 
Profite in Geld, sondern um mehr Korn geht, kann auch kein Realisierungsproblem auftauchen. Dabei 
hat Prämisse a den Zweck, Kapazitätseffekte zusätzlicher Beschäftigung auszuschließen (sonst wäre 
der Lohnfonds — das Korn, das die Arbeiter kriegen — ja seinerseits eine Funktion der Beschäftigung 
und damit gar nicht mehr vor der Bestimmung des Niveaus der Akkumulation bestimmbar), während 
Prämisse b Marktlagengewinne ausschließt: Würden die Löhne in Geld gezahlt, so würde ein Anstieg 
der Beschäftigung lediglich bei gegebenem »Lohnfonds« zu einem Anstieg der Kornpreise, also sin- 
kenden Reallöhnen und damit steigenden Profiten führen und sobald der Kapazitätseffekt der Be- 
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schäftigung wirksam würde, würde sich das Preisniveau auf seine alte Höhe zurückbilden. Die Prä- 
missen b und sind aber nicht nur notwendige Voraussetzungen der klassischen Akkumulationstheo- 
rie, sie stehen zugleich im Widerspruch zu den im »Kapital« gewonnenen Resultaten: Wenn die Ar- 
beitskraft Warenform hat, dann muß, weil Waren sich nicht gegen Waren tauschen können, ihr Preis 
ein Geldpreis, die Reallohnhypothese also unzulässig sein. Wenn es im Kapitalismus um die Verwer- 
tung eines Geldvorschusses (G...G‘) geht, dann kann auch die Profitrate keine Güterzinsrate sein, sich 
nicht an dem zusätzlichen Korn im Speicher messen, sondem muß sich auf den Geldrückfluß 
beziehen. 

7 Diese entstehen durch Nachfrageschwankungen. Zentralbankgeld wird immer nachgefragt (Steuern 
sind weiterhin in ihm zahlbar, es ist noch Standard der laufenden Kontrakte; es hat damit den zu- 
sätzlichen Vorteil der höheren Liquidität der dominanten Währung — Herr 1987, S. 4), während beim 
Ausstieg aus der Goldform, so er kurzfristig erfolgen muß, trotz langfristig steigendem Trend Verluste 
durch kurzfristige Kursschwankungen drohen. 

8 Auch der weitere Gliederungsentwurf (MEGA IL1.1, S. 187) läßt sich von diesem Niveau her 
aufarbeiten. 
»Staat und bürgerliche Gesellschaft«: Das Gläubiger-Schuldner-Verhältnis als Grundverhältnis 
kapitalistischer Vergesellschaftung ist einerseits Konsequenz der Theorie der bürgerlichen Gesell- 
schaft, andererseits ist es ohne einen Rechtszwang zur Einhaltung der Kontrakte undenkbar. Der Staat 
bekommt so vom Markt selbst eine Funktion zugewiesen. Weit entfernt, den Staat überflüssig zu 
machen, kann der Markt ohne eine staatliche Ordnungspolitik und, zur Erzeugung eines einheitlichen 
Wirtschaftsraums, eine staatliche Geldpolitik, gar nicht funktionieren. 
Zugleich aber setzt er ihm deutliche Grenzen. Zunächst verhindert er eine Besteuerung der Gewinne: 
Da der Kreditzins die Profitrate erzwingt, die Kreditvergabe aber Geld erst entstehen läßt, muß der 
Zins eine Nettokategorie sein, denn niemand kann Geld besteuern, das nicht entstanden ist (dies heißt 
nicht, daß eine Besteuerung von Zinseinkünften unmöglich wäre; es heißt lediglich, daß, wenn dies 
versucht wird, der Zins eben entsprechend dem Steuersatz steigt). Die Profite könnten somit nur über 
die Geldpolitik getroffen werden (für eine ausführliche Staatsableitung vor dem Hintergrund dieses 
Ansatzes siehe Kühn 1988). 
»Weltmarkt. Übergreifen der bürgerlichen Gesellschaft über den Staat«: Die Voraussetzung der 
Profiterzielung ist das Knapphalten des Geldes, in dem Vorschüsse getätigt werden. Andererseits ist 
das Knapphalten des Geldes aber auch die Voraussetzung der Verteidiung seiner Vermögenssiche- 
rungsfunktion. Da nun aber der Vermögenseigentümer die Wahl hat, wie er sein Vermögensportfolio 
halten will, steht das Geld des Souveräns in Konkurrenz sowohl zu Sachvermögen als zu fremden 
Währungen. Die Zentralbank ist mithin gezwungen, die Vermögenssicherungsfunktion des nationa- 
len Geldes zu verteidigen, das aber heißt seine Knappheit und damit die notwendige Voraussetzung 
für eine Profiterzielung durch Geldvorschüsse zu gewährleisten, will sie nicht Gefahr laufen, daß ihr 
Geld im eigenen Lande außer Kurs gesetzt wird. Somit erzeugt die bürgerliche Gesellschaft als 
Weltmarkt einen Zwang zur außenwirtschaftlichen Absicherung, der Verstöße gegen die Funk- 
tionsbedingungen einer Geldwirtschaft im Innern sanktioniert (siehe Riese 1986, Kapitel 6). 
Dies bedeutet aber, daß die Subjekt-Objekt-Verkehrung innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft sich 
für das Verhältnis von Staat und Gesellschaft wiederholen muß. Dieser, gefaßt zunächst als Ausdruck 
gesellschaftlichen Willens (und entgegenkommender — volontee generale — kann man gegen Demo- 
kratietheorien gar nicht sein) wird fremdbestimmt. Er ist gezwungen, nicht den Willen der Wähler, 
sondern die Sachzwänge, die, ohne deren Willen und Bewußtsein, aus der Logik der Form der 
Vergesellschaftung sich ergebenden Gesetze der Geldwirtschaft zu exekutieren. 

9 Der Terminus »verkehrt« hat folglich drei Bedeutungen: 
A) eine normative: Die Objekte beherrschen die Subjekte statt umgekehrt 
B) falsch: Es ist keineswegs die Eigenschaft der Erde, Grundrente hervorzubringen 
C) auf notwendige Art falsch, also richtig: Die Welt ist ja tatsächlich verkehrt. Folglich muß, als 
richtiger Ausdruck verkehrter Verhältnisse, die Fähigkeit des Arbeiters (über die für seine Reproduk- 
tion notwendige Zeit hinaus zu arbeiten) als Fähigkeit des Kapitals (Profit abzuwerfen) sich 
realisieren (siehe z.B.: MEW 25, S. 834). 
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Raul Rojas 
Die literarische Produktion von Marx im Zeitraum 1840 
bis 1883 — ein materialistisch fundierter Bio-Rhythmus 


Über wenige Autoren der Sozialwissenschaften gibt es derart gründliche und nahezu 
lückenlose Untersuchungen wie über Karl Marx. Während wir im Falle von Ökono- 
men wie Ricardo nur über Quellen verfügen, die einen relativ späteren Abschnittihres 
Lebens abdecken und wir von Sozialphilosophen wie Adam Smith nur das kennen, 
was Smith vor seinem Tod nicht verbrennen ließ, verhält es sich bei Marx völlig an- 
ders. Bereits in der MEW-Ausgabe finden sich Schriften und Briefe, die auf das Jahr 
1837 zurückgehen und den Zeitraum bis zum Tode von Marx umfassen. In der neuen 
MEGA-Ausgabe wurde die Sammlung der Marxschen Schriften weiter vervollstän- 
digt. Die MEGA-Ausgabe ist in vier Abteilungen untergliedert: In der ersten Abtei- 
lung werden Schriften und Artikel gedruckt, die in der Regel zu Marx’ oder Engels’ 
Lebenszeit veröffentlicht wurden; in der zweiten Abteilung werden die Vorarbeiten 
zum »Kapital« veröffentlicht (ab 1857); in der dritten Abteilung werden die Briefe 
von Marx und Engels publiziert; die vierte Abteilung ist für die Marxschen Exzerpt- 
hefte reserviert. 


Marx' literarische Produktion (1840-1883) 


Londoner Hefte 
Zur Kritik der pol. Ökonomie 


Grundrisse 
Pariser Hefte 


Ökonomisch- Das Kapital 
BI LNE i 1 2. und 3. Band 
anuskripte (Entwurf) 


Werke 


Das Kapital ®& Briefe 
1, Band 


Pariser Kommune 


Auflösung der 
Internationalen 


118 j Raül Rojas 


Das istabernoch nicht alles: Nach dem Tod von Engels ging ein Gutteil der Bibliothek 
von ihm und Marx in den Besitz der deutschen Sozialdemokratie über. Von diesen Bü- 
chern existiert ein Verzeichnis, das einen Einblick in die von beiden Autoren benutz- 
ten Quellen erlaubt (vgl. Kaiser 1967). Marx und Engels waren darüber hinaus eifrige 
Verfasser von Briefen und Mitteilungen. Die zwischen beiden und mit Gesinnungsge- 
nossen geführte Korrespondenz erlaubtes, die wissenschaftlich-publizistische Chro- 
nologie des Lebens von Marx zu rekonstruieren (Draper 1985). Wir können heute 
sogar auf polizeiliche Berichte zurückgreifen, um das Leben von Marx und Engels 
nachzuvollziehen. 

Der Marxsche literarische Output ist beeindruckend. Betrachten wir zunächst die Ab- 
bildung 1. Dort haben wir versucht, den gesamten Umfang der von Marx im Zeitraum 
1840 bis 1883 produzierten Schriften und Briefe unter einem ganz einfachen Ge- 
sichtspunkt zu systematisieren: Die Abbildung zeigt, wieviele Druckseiten diese 
Schriften von Jahr zu Jahr füllen. Obwohl das benutzte Kriterium recht simpel ist, 
Kann uns die Graphik erstaunlicherweise viel über die Stationen des Lebens von Marx 
erzählen. 

Nehmen wir uns einmal die Kurve der Seitenzahl der Briefe vor. Die Kurve steigt ab 
1850 deutlich nach oben. Dies ist nichterstaunlich, da Marx 1849 nach London über- 
siedelte und sich damit zum ersten Mal langfristig von Engels räumlich entfernte, der 
nach Manchester zog. Da die Korrespondenz zwischen beiden etwa zwei Drittel ihrer 
gesamten Korrespondenz ausmacht, Konnte man eigentlich diese Steigerung in der 
Korrespondenz erwarten. Ab 1870 fällt die Kurve deutlich, diesmal aus dem umge- 
kehrten Grund: Engels siedelte nach London über, nachdem er sich von seinen unter- 
nehmerischen Aktivitäten zurückgezogen hatte. Die Kurve der Briefe hat außerdem 
drei lokale Maxima: 1852, als der Prozeß gegen die Kommunisten in Köln seinen Hö- 
hepunkt erreichte und Marx und der Bund der Kommunisten sich um einen Freispruch 
bemühten; 1860, als Marx Material gegen Karl Vogt sammelte (für sein Werk »Herr 
Vogt«) und in die ganze Welt schrieb; und 1868, als die Internationale Arbeiterorga- 
nisation sich auf ihrem Höhepunkt befand. 

Nicht nur die Kurve der Briefe zeigt das Pulsieren des Lebens von Marx parallel zu 
den politischen und sozialen Ereignissen seiner Zeit. Auch die zweite Kurve, die 
Kurve der veröffentlichten Werke, gibt uns Aufschluß über das Schaffen von Marx 
in der hier erfaßten vierzigjährigen Periode. Einige wichtige Momente, die sich mit 
den Steigerungen der Kurve decken, seien im folgenden genannt: die Phase von 1844 
bis 1846, in der Marx seine ersten frühen Werke drucken ließ (wie z.B. die »Heilige 
Familie); in der Phase von 1847 bis 1850 veröffentlichte Marx grundlegende Arbei- 
ten wie »Elend der Philosophie« und vor allem eine ganze Reihe von Artikeln für die 
»Neue Rheinische Zeitung«; in der Phase von 1851 bis 1862 veröffentlichte Marx 
viele politische und ökonomische Artikel in der amerikanischen »New Daily Trıbu- 
ne«; das vierte lokale Maximum der Kurve gehört zu der Niederschrift 1866-1867 des 
ersten Bandes des »Kapital«; die letzte Steigerung in der Kurve betrifft die Periode 
1870-1872, in der die Pariser Kommune, der preußisch-französische Krieg und die 
Auflösung der Internationalen von Marx diskutiert und analysiert wurden. So wie ab 
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1872 die Korrespondenz von Marx deutlich abfällt, so geschieht es auch mit seinen 
veröffentlichten Artikeln und Werken. Die letzten zehn Jahre seines Lebens war Marx 
ein gesundheitlich angeschlagener Mann. Was er in diesen Jahren schuf, umfaßte nur 
noch ein Bruchteil dessen, was er von 1840 bis 1872 leistete. 


Marx' literarische Produktion (1840-1883) 


= Manuskripte 
Werke 
BR Briefe 


Die dritte und letzte Kurve zeigt die Perioden, in denen Marx sich seinen ökonomi- 
schen Studien widmete. In der Kurve gibtes vor allem fünf deutliche Phasen: Die erste 
Phase geht von 1843 bis 1348 und deckt die Periode ab, in der Marx seine politischen 
Hefte schrieb und den ersten Versuch unternahm, seine »Ökonomie« zu verfassen 
(mit den Ökonomisch-philosophischen Manuskripten) und in der er die Brüsseler 
Hefte anfing. Die zweite Phase erstrecktsich von 1850 bis 1853, undees ist die Periode, 
in der Marx seine ausgedehntesten geld-theoretischen Studien unternahm (in den 
»Londoner Heften«). Die dritte Phase (1857-1859) deckt die Periode der Arbeit von 
Marx an den »Grundrisse der Kritik der politischen Ökonomie« und die Veröffentli- 
chung des sogenannten »Ersten Heftes« ab. Die vierte und fünfte Phase gehören ei- 
gentlich zusammen: Es war der gewaltigste Arbeitsausbruch seines gesamten Lebens. 
Von 1861 bis 1866 schrieb er fast ohne Unterbrechung das riesige Manuskript von 
»Zur Kritik der politischen Ökonomie« und den Entwurf der drei Bände des »Kapi- 
tal«. Es war ein wirkliches »finale furioso«, aus dem der erste Band des »Kapital« her- 
vorging, um eine fast dreiundzwanzigjährige Anstrengung endlich zu krönen. Nach 
dem ersten Band des »Kapital« war Marx aber nie wieder in der Lage, die weiteren 
Bände des Werkes zu vollenden. 
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Wenn alle diese Angaben über die Beschaffenheit der Kurve der literarischen Pro- 
duktion von Marx im Auge behalten werden, verändert sich der Stellenwert dieser 
Kurve selbst. Sie wird aus einer anscheinend willkürlichen mathematischen Übung 
zu einem dramatischen Dokument des Auf und Ab im Leben und der theoretischen 
Arbeit des bedeutendsten sozialistischen Theoretikers und Praktikers der letzten zwei 
Jahrhunderte. 


Anmerkung 


Die Angaben über die Seitenzahl von Briefen und veröffentlichten Werken wurden aus der MEW- 
Ausgabe genommen. Für die Seitenanzahl von Exzerptheften und Vorarbeiten für das »Kapital« 
wurde die MEGA -Ausgabe benutzt. Es muß berücksichtigt werden, daß die vierte und zweite MEGA- 
Abteilung noch nicht vollständig vorliegen. 
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Elmar Altvater 

Nationale Wirtschaftspolitik unter Bedingungen globaler 
»finanzieller Instabilitäten« — zu Fritz Scharpf’s 
»angebotspolitischem Keynesianismus« 


Zusammenfassung: Nach Fritz Scharpf sind die Zeiten des »hydraulischen« Keyne- 
sianismus angesichts internationalisierter Geld- und Finanzmärkte zu Ende. Natio- 
nale Wirtschaftspolitik kann nur noch aufexterne Vorgaben reagieren und versuchen, 
über den Zugriff auf die Lohnkosten die Profite der produktiven Kapitale zumindest 
auf das Niveau der Renditen auf den internationalen Geldmärkten anzuheben. Ziel 
dieses angebotsorientiert gewendeten Keynianismus ist die Verwirklichung des »So- 
zialismus in einer Klasse« (Scharpf). Der vorliegende Aufsatz kommt hingegen zudem 
Ergebnis, daß nationalstaatliche Anpassungsversuche an die erratisch schwanken- 
den Renditen auf den transnationalen Finanzmärkten die internationalen »financial 
instabilities« geradewegs in die nationalen Ökonomien transportieren. Der »neue« 
sozialdemokratische Weg aus der Krise kann der Größenordnung der aktuellen öko- 
nomischen Problemlagen nicht gerecht werden. 


Souveränitätsverluste nationaler Wirtschaftspolitik 


Haben die Geld- und Kreditkrise, der Crash der Börsen von Tokio über New York bis 
Frankfurt und London im Oktober 1987 und die Massenarbeitslosigkeit von gegen- 
wärtig mehr als 31 Mio Menschen etwas miteinander zu tun? Sind die Schuldenkrise 
in der Dritten Welt und Formveränderungen der Arbeit (»Tertiarisierung«; Wachstum 
des »informellen Sektors«; neue Definition dessen, was »Normalarbeitsverhältnis« 
genannt wird) in den /ndustrieländern Kehrseiten der gleichen Medaille? Hängen die 
realen und die monetären ökonomischen Prozesse zusammen oder ist die Geldsphäre 
nichts als ein Schleier, der wie Nebelschwaden über der realen Welt liegt? Ist die Ar- 
beitslosigkeit auf nationalen Arbeitsmärkten und die Kreditkrise auf internationalen 
Kreditmärkten zu bekämpfen? Welchen Restriktisnen unterliegen die wirtschaftspo- 
litischen Strategien der Nationalstaaten, wenn die nationale Ökonomie in den Welt- 
markt integriert ist? 

Das Schweifeuer des Streits um die angemessene Antwort auf diese Fragen ist in der 
Bundesrepublik Deutschland in jüngster Zeit gleich von zwei Seiten angeblasen 
worden. Fritz Scharpf'hat in seinem Buch über »sozialdemokratische Wirtschaftspo- 
litik in Europa« (1987) die auf dem monetären Weltmarkt gebildeten Zinsen als einen 
realen Sachzwang interpretiert, an dessen Vorgaben nationale Wirtschaftspolitik sich 
zähneknirschend anpassen müsse: mit dem Niveau der Lohn- und derübrigen Produk- 
tionskosten, damit die Rendite von Investitionen in Sachkapital die Rendite von 
Geldanlagen übersteigen kann. Nationale Wirtschaftspolitik hat ihre Souveränität 
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verloren, wenn die Höhe der Zinsen nicht reguliert werden kann; beherrschend sind 
die Mechanismen der globalen Märkte, insbesondere der internationalen Finanz- 
märkte, deren Tendenzen Wirtschaftspolitik deshalb als Datum akzeptieren sollte. 
Demgegenüber erwartet Oskar Lafontaine Entlastung vom nationalen Arbeitsmarkt: 
durch eine Arbeitszeitverkürzung plus Lohn- und Gehaltsminderung (bei höher 
Verdienenden), um die vorhandene Arbeit ohne Kostensteigerung für die Unterneh- 
men auf mehr Erwerbspersonen umverteilen zu können. Für den einen ist der 
internationale Geldmarkt Ausgangspunkt wirtschaftspolitischer Überlegungen, für 
den anderen der nationale Arbeitsmarkt. Der eine argumentiert mit dem Geld, der 
andere mit der Arbeit. Der eine rückt das Verhältnis von Zins und Profit ins Licht, der 
andere dasjenige von Löhnen und Gewinnen. Immer gehtes jedoch darum, angesichts 
der Notwendigkeit, auf den Weltmärkten konkurrenzfähig zu bleiben, eine für die 
Unternehmen kostenneutrale politische Strategie der Beschäftigungszunahme zu 
finden. Und Kostenneutralität wird in beider Konzept durch intelligente Regulierung 
aller derjenigen Kostenfaktoren erreicht, die den Preis des Faktors Arbeit und seine 
Produktivität bestimmen — mit der definierten Zielsetzung, die Rendite von beschäf- 
tigungswirksamen Investitionen in Sachkapital (Profitrate) über diejenige der Geld- 
anlagen zu heben. 

Die Arbeitsmärkte sind, jedenfalls auf der Angebotsseite, auch heute noch wesentlich 
national, während die Geld- und Kreditmärkte inzwischen globale Reichweiten 
haben. Wirtschaftspolitik wird zwar immer noch wesentlich national gestaltet, aber 
die kapitalistischen Akteure agieren längst transnational, international, kurz: im 
globalen Funktionsraum von Kapitalverwertung; Renditedifferenzen werden nicht 
nur zwischen Branchen in einem gegebenen Lande verglichen sondern zwischen den 
Kontinenten und dies so, als ob Zeit und Raum und daher die realen sozialen und 
ökonomischen Prozesse von Produktion, Distribution und Konsumtion keine Rolle 
mehr spielten. 

Fritz Scharpf, auf den hier besonders einzugehen sein wird, umschreibt diesen Sach- 
verhalt so: Zwar sei es allenfalls noch denkbar, die Geldpolitik international, z.B. in 
Europa zu konzertieren; bei der Fiskalpolitik sei dies schon schwieriger und im Falle 
der Lohnpolitik infolge der sehr unterschiedlichen Systeme industrieller Beziehungen 
in den einzelnen nationalen Gesellschaften nachgerade ausgeschlossen. Eine einheit- 
liche Geldpolitik sei unter diesen Umständen aber 

»außerstande, auch den Anstieg der Produktionskosten in den verschiedenen europäischen Ländern zu 
vereinheitlichen. Diese werden durch den Anstieg der Arbeitsproduktivität und der Lohnkosten bestimmt 
— und dabei sind die Unterschiede zwischen den Ländern der Gemeinschaft jeweils viel größer als die 


Unterschiede innerhalb eines Landes«, insbesondere wegen der »Unterschiede zwischen den nationalen 
Systemen der industriellen Beziehungen« (Scharpf 1988, S. 19; Vgl. auch Scharpf 1987, S. 324 ff.). 


Eine wechselseitige Blockierung kennzeichnet also die wirtschaftspolitische Aus- 
gangslage. Die durch die internationalen Prozesse der Zinsbildung telematisch ge- 
steuerten Renditenniveaus können zwischen New York, Frankfurt, London, Tokio 
und Singapore — von Risiko- und Wechselkursfaktoren abgesehen - nur ausgeglichen 
sein, während die realen Produktionsbedingungen höchst unterschiedlich bleiben, 
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dank der historisch gewachsenen und nicht von heute auf morgen über den Haufen zu 
werfenden Kosten- und preisrelevanten Beziehungen zwischen Lohnarbeit und Ka- 
pital. Und umgekehrt ist wegen der in der Zwischenzeit erfolgten Globalisierung der 
Geld- und Kreditbeziehungen eine denrealen Unterschieden in den je nationalen Pro- 
duktionssystemen angemessene geldpolitische Steuerung durch den jeweiligen Na- 
tionalstaat ausgeschlossen. Mit einer international konzertierten Kontrolle der Geld- 
märkte kann demnach auf dieses Dilemma nicht geantwortet werden. Also werden in 
der internationalisierten monetären Sphäre eigentlich unvergleichbare reale nationa- 
le Produktionsbedingungen miteinander in Beziehung gesetzt, zumal in Westeuropa 
mit der Einführung des EWS 1979 die Schutzschranke flexibler Währungskurse 
gefallen ist. Legt man dierealen Wechselkurse (nomineller Kurs dividiert durch einen 
geeigneten Preisindex, z.B. den der Verbraucherpreise) zwischen den EWS-Partnern 
zugrunde, dann stellt sich heraus, daß die Wechselkurse stärker divergieren als die 
Bandbreite des EWS zuläßt. Dies ist sicherlich ein brauchbarer Indikator für dierealen 
Unterschiede nationaler Ökonomien selbst im bereits hochintegrierten Westeuropa — 
ein Argument für Scharpfs These. 

Zweifelsfrei sind durch diesen Widerspruch einer monetären vor der (real) ökonomi- 
schen Integration Schranken gesetzt; mit dem Geld sind die Leistungen der Verein- 
heitlichung der Produktionsbedingungen nicht zu erbringen. Bleiben aber die realen 
Unterschiede der Produktionsbedingungen, und das heißt natürlich auch: der realen 
Produktionskosten der international gehandelten Waren, dann hängt der Erfolg einer 
nationalen Ökonomie auf dem Weltmarkt davon ab, wie die Produktionskosten, also 
Löhne und Produktivität, an die von der Weltmarktkonkurrenz vorgegebenen Preise 
angepaßt werden können. Im (seit dem Werner-Plan von 1969) alten Streit zwischen 
»Ökonomisten« und »Monetaristen« über die Strategie der europäischen Einigung 
wird bei Scharpf die Partei der »Ökonomisten« ergriffen. Denkbar wäre natürlich 
auch ein fiskalpolitischer Kostenausgleich zwischen nationalen Ökonomien und 
Regionen, um der Vereinheitlichung auf monetärer Ebene in der realen Sphäre durch 
staatlich vermittelte Kompensationsleistungen Rechnung zu tragen. Allerdings ist 
dieser Weg, wenn schon prinzipiell gangbar, so doch wenigeffizient, wie das Beispiel 
der ökonomisch sinnlosen und ökologisch destruktiven europäischen Agrarmarkt- 
ordnungen belegt. Doch ganz abgesehen von Überlegungen hinsichtlich der Effizienz 
sind Annahmen über die Durchführbarkeit fisKalpolitischer Ausgleichsmaßnahmen 
illusionär, 


»da die Europäische Gemeinschaft selbst, deren Haushaltsvolumen derzeit etwa ein Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts der Gemeinschaft ausmacht, zu einer antizyklischen Fiskalpolitik völlig außer- 
stande wäre« (Scharpf 1987, S. 326). 


Er zieht mithin eine anderer Alternative vor: Die nationalstaatlichen Produktionsko- 
sten sollen den von den internationalisierten Geld- und Kreditmärkten vorgegebenen 
Zinsen angepaßt werden. Als unabhängige Variable werden also die Bedingungen 
von internationalen Geld- und Kreditmärkten nolens volens akzeptiert, und die 
abhängige Variable, der die nationalstaatliche Wirtschaftspolitik auf die Sprünge zu 
helfen hat, sind die je nationalen Produktionskosten und daher die Höhe der Profitrate, 
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die ja mit der auf internationalisierten Geldmärkten erzielbaren Rendite verglichen 
werden und mit ihr konkurrieren muß. Dabei ist die Regulation des Verhältnisses von 
Lohnarbeit und Kapital (das System industrieller Beziehungen) von besonderer 
Wichtigkeit. Wenn schon die Profitrate mit der Zinsrate verglichen wird und dieser 
Vergleich ganz im keynesianischen Sinne zentral für Investitionsentscheidungen ist, 
dann müssen die Verhältnisse im nationalen Rahmen so arrangiert werden, daß die 
Rentabilität von Sachkapital (Profitrate) diesen Vergleich aushält, sprich: mindestens 
auf das Niveau der international vorgegebenen Rendite angehoben werden. 

»Durch die internationalen Kapitalmärkte... werden die zu respektierenden Mindestrenditebedingungen 
für produktive und arbeitsplatzschaffende Investitionen definiert...« (Scharpf 1987, S. 333). 

Hinkt die Produktivität eines Landes derjenigen anderer Länder nach, dann müssen 
eben Löhne und Gehälter und Lohnnebenkosten komparativ gekürzt werden, eben- 
so übrigens wie andere die Unternehmen belastende Auflagen etwa im Bereich des 
Umweltschutzes — »die Hauptlast (muß) von den Arbeitnehmern getragen werden« 
(ebenda). Demnach führt, so Scharpf, »kein Weg... an den Thesen der Angebots- 
theoretiker vorbei« (Scharpf 1988, S. 22): die Differenzen nationaler Produktions- 
bedingungen müssen angesichts internationaler Zirkulation aus Gründen der Kon- 
kurrenzfähigkeit im Vergleich mit anderen Nationen jeweils zur Kompensation des 
Standards der produktivsten Nation ausgeglichen werden. 

Mit dem Plädoyer für eine »sozialdemokratische Angebotspolitik«, nachdem ein 
europäischer oder gar globaler Keynesianismus für illusionär befunden wurde, hates 
sich - für Scharpf. Resigniert wird angesichts internationalisierter Geld- und Kredit- 
märkte akzeptiert, daß nationale Wirtschaftspolitik nur noch auf internationale 
Vorgaben reagieren kann und dabei als (angebotspolitische) Eingriffsvariable letzt- 
lich nur die makroökonomischen Lohnstückkosten (Löhne inklusive Lohnnebenko- 
sten und die auf die Arbeitsproduktivität einwirkenden Faktoren) zur Disposition 
stehen, sofern das Vollbeschäftigungsziel angestrebt wird. 

Die Argumentation ist allerdings doppelt inkonsistent, da erstens anders als im 
neoklassischen Paradigma von angebotspolitischen Interventionen keineswegs die 
Herstellung eines Gleichgewichts — also die Vollbeschäftigung der Produktionsfak- 
toren zu einem von ihnen akzeptierten Preis — erwartet wird. Andererseits werden 
keynesianische Vergleiche zwischen externem und internem Zinsfuß angestellt, ohne 
politisch auf eine Veränderung der externen Zinsen zu zielen. Dies tat aber gerade 
Keynes, der — auch um den Preis der Beseitigung von Renteneinkommen, wie er ra- 
dikal und sarkastisch in Rechnung stellte (Keynes 1936, S. 375 £.) - eine Politik der 
Absenkung des nationalen Zinsniveaus vorschlug. Dieser Keynes’sche Weg ist infol- 
ge der nationalstaatlichen Inkompetenz auf internationalen Märkten nach Scharpf’s 
Auffassung verstellt. Also soll statt dessen der »interne Zinsfuß« (also die Rendite 
von realem Anlagekapital) den externen Zinsvorgaben politisch angepaßt werden: 
Das Profit-Zins-Verhältnis wird dadurch zuregulieren versucht, daß das Profit-Lohn- 
Verhältnis gesteuert wird. Mit dieser politischen Option ist zugleich eine theoretische 
Entscheidung gefallen: für komparative Studien der nationalstaatlichen wirtschafts- 
politischen »performance«. Denn die internationale Rendite ist sozusagen die Meß- 
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latte, die mit geeigneten nationalstaatlichen wirtschaftspolitischen Maßnahmen zu- 
mindest erreicht werden muß. 

Lassen wir uns zunächst auf diese Argumentationslinie ein. Zwar spricht Scharpf von 
den »veränderten (nationalen Tauschverhältnissen) zwischen Kapital, Arbeit und 
Staat« (Scharpf 1987, S. 335). Er trägt aber nicht der in seiner These ja implizierten 
Tatsache Rechnung, daß diese Veränderungen nur Resultat des formspezifischen 
Verhältnisses der Verteilung des produzierten Mehrprodukts zwischen Löhnen, Pro- 
fiten und Zinsen (vom Staatsanteil hier einmal abgesehen) sind. Die Bedeutung, die 
Löhnen, Profiten und Zinsen beigemessen wird, ist theoretisch ebenso umstritten wie 
die Begründung ihrer respektiven Bewegungen. 


Finanzielle Instabilitäten 


Beginnen wir mit neoklassischen Überlegungen, die hier nur gekürzt und stilisiert 
dargelegt werden können: Ökonomische Prozesse sind danach zeitlos oder laufen in 
zirkulärer physikalischer Zeit ab, sie sind also weder gerichtet noch historisch 
einmalig. Die Vertreter neoklassischer Ökonomie entwickeln ihre Modelle also in 
einer nicht-historischen, in einer Modellzeit, die aber den tatsächlichen Wirtschafts- 
prozeß trotz formaler Präzision grundsätzlich nicht abbilden können (Georgescu- 
Roegen 1971)!. Zeit istnur für den Ausnahmefall des Ungleichgewichts von Belang, 
im Gleichgewicht kann Zeit vernachlässigt werden. Dasselbe gilt für den Raum. Und 
da die Ökonomie zum Gleichgewicht hinstrebt, hat sie entsprechend eine immanente 
Affinität zu einem zeitlosen (und raumlosen) ergodischen Zustand. In einer so pro- 
jektierten Ökonomie kann es allenfalls Übergangsprobleme geben, die erstens normal 
und zweitens mit dem Erreichen des Gleichgewichts überwunden sind. Nehmen wir 
an, es gäbe eine Gleichgewichtssituation. Dann wäre es durchaus denkbar, daß gerin- 
ge Schocks Abweichungen vom Gleichgewicht provozieren mit der Tendenz einer 
zeitverzögerten Rückkehr zu einem erneuten Gleichgewicht. Doch größere Impulse 
können je nach Eigenschaften des ökonomischen Systems vom Gleichgewicht fort- 
und nicht zu einem neuen hinführen. In der ökonomischen Theorie ist der »Hanauer 
Schweinezyklus« (Cobweb-Theorem) bestens bekannt. 

Auf den Märkten werden durch den Preis Angebot und Nachfrage reguliert, und vice 
versa enstehtdurch Angebot und Nachfrage der den Markt räumende Preis. Rationale 
Erwartungen (Rational expectations — Ratex) bilden die Entscheidungsgrundlage der 
zeitlos, d.h. unter Absehung der Verknüpfung von Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft informierten Wirtschaftssubjekte, so daß diese »rational« handeln, dabei 
einen »effizienten« Markt herstellen und als Gesamtheit durch trial and error einen 
stochastischen Prozeß in Gang halten, dessen Resultante eine intertemporäre Gleich- 
gewichtssituation aller Märkte ist (vgl. zum Gleichgewichtsbegriff Stanger 1988, S. 
17 ff., S. 179-322). Bleibt die Nachfrage nach Arbeitskräften auf den Arbeitsmärkten 
hinter dem Angebot zurück, dann gemäß dieser Interpretation als Folge von hohen 
Preisen des Produktionsfaktors Arbeit (wegen zu hoher Löhne also), die ein immer als 
möglich angenommenes Vollbeschäftigungsgleichgewicht verhindern. Die Ratex- 
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Theoretiker würden noch hinzufügen: Wegen der Verwechslung einer allgemeinen 
Preisinflation mit der Erhöhung der relativen Preise der Ware, die die Anbieter von 
Arbeitskraft zu Markte tragen, entsteht ein Überangebot, das zu den gewünschten 
Preisen (Löhnen) nicht durch die Nachfrager geräumt wird. Davidson (1987, S. 90) 
hat Recht, wenn er diese Überlegungen als eine »entwickelte Variante des Geldillu- 
sionsarguments« bezeichnet. Die Beziehungen zwischen Zinssatz (Preis für Geldund 
Kredit, für Finanzaktiva) und Lohnsatz werden durch einen Vergleich der jeweiligen 
Märkte hergestellt, auf denen die Wirtschaftssubjekte alternativ die ihnen verfügba- 
ren Vermögen anbieten, um das jeweilige individuelle Portfolio zu optimieren. Das 
allgemeine Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Verwendungsmöglichkeiten 
von Vermögen wird letztlich durch die langfristige Entwicklung der (marginalen) 
Kapitalproduktivität bestimmt, auf deren Größe sich die Preise für Vermögensaktiva 
(von Finanzaktiva bis zum »Humankapital«) einpendeln. 

Gegen diese Annahme opponieren Keynesianer heftig, daes in ihrem Konzept keinen 
definierbaren Bezugspunkt für irgendein Gleichgewicht geben kann. Während Ra- 
tex-Theoretiker keinerlei Anlaß für Stabilisierungspolitik sehen, unterstreichen Key- 
nesianer die Notwendigkeit institutioneller Vorkehrungen (vor allem der Zentral- 
bank), Konventionen zwischen den privaten »Vermögensbesitzern« und politischer 
Interventionen des Staates, um die immanenten Instabilitäten des Systems zu mode- 
rieren und dabei zugleich die Beschäftigung zu steigern. Keynesianer werden also die 
Existenz prekärer Beziehungen zwischen Geld und Arbeit bejahen, die die Neoklas- 
siker mit der Kategorie der partiellen Marktgleichgewichte eskamotiert haben. Die 
Zinsen (d.h. die Preise für Finanzaktiva), die für Investitionen und damit für die Be- 
schäftigung bedeutsam sind, werden schließlich auf den Geldmärkten (bei Neuem- 
missionen ebenso wie auf »Wiederverkaufsmärkten«) gebildet. Davon geht ja auch 
Scharpf aus, allerdings ohne die folgenden Schritte mitzumachen, mit denen das 
Gelände der Zinsbildung genauer erkundet werden könnte. 

Die Zinsen der internationalen Renditen sind nämlich keine fixen Meßlatten sondern 
erratisch fluktuierend und folglich als Größen, an deren Vorgaben die Wirtschaftspo- 
litik Anpassungsleistungen vollbringt, ungeeignet. Die »financial instabilities« auf- 
grund von Erwartungen, die sich Erfahrungen aus der Vergangenheit verdanken und 
in der Gegenwart über die zukünftige Entwicklung auf dem Hintergrund von »Kon- 
ventionen« zustandekommen, haben Wirkungen auch auf die nicht-monetären Pro- 
zesse der Ökonomie, also auch für Investitionen in Sachanlagen (unter liquiditäts- 
theoretischen Aspekten: alle Anlagen, deren Liquidität begrenzt oder gleich Null ist). 
Das Geld verknüpft zwar Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft, aber unter Bedin- 
gungen der Unsicherheit? und auf eine Art und Weise, die Instabilitäten erzeugt: 
»Instabilität zählt zu den offensichtlichen und beobachtbaren Charakteristika unserer Wirtschaft. Damit 
eine Theorie nützliche Vorschläge zur politischen Kontrolle von Instabilität liefern kann, muß sie zu 
erklären vermögen, wie Instabilität entsteht« (Minsky 1982, S. 6). 

Ökonomische Prozesse werden hier als zeitlich gerichtete und einmalige, (also als 
»nicht-ergodische«) verstanden, die — weil sie sich niemals wiederholen lassen (im 
Unterschied zu einem Newton-physikalischen Experimentetwa)—-gerade deshalbmit 
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Unsicherheit behaftet sind, spekulative Aktivitäten mit entsprechenden Risiken 
provozieren und folglich Instabilitäten des Wirtschaftsprozesses insgesamt hervor- 
bringen. 

Dem Argument von »financial instabilities« in kapitalistischen Gesellschaften ist 
etwas mehr Aufmerksamkeit zu schenken. Zunächst ist die Selbstverständlichkeit 
wichtig, daß ohne die Identifizierung des Unterschiedes von Vergangenheit, Gegen- 
wart und Zukunft finanzielle Instabilitäten ebensowenig vorstellbar sind wie ökono- 
mische Ungleichgewichte. Und umgekehrt: Wenn ökonomische Prozesse in der phy- 
sischen Zeit dargestellt werden?, dann als ungewisse und unstabile. Dies betont und 
zur Grundlage ihres Ansatzes gemacht zu haben, ist ein großes Verdienst der Key- 
nesianer — in Sonderheit angesichts der neoklassischen Formalismen und Simplizis- 
men -, auch wenn sie Unsicherheit und Instabilitäten im wesentlichen wegen der 
Funktionsweise der Finanzmärkte (Minsky) oder der Verwendung von Geldvermö- 
gen (Riese) identifizieren und nicht als Charakteristika aller ökonomischen Prozesse 
begreifen. Die Theorie trifft also einen neuralgischen Bereich kapitalistischer Ökono- 
mien, ist aber weit entfernt davon, »allgemeine Theorie« zu sein. 

Hyman P. Minsky begründet seine »financial instability hypothesis« (Minsky 1986) 
mit der speziellen zyklischen Verlaufsform von realer (Profitrate) und monetärer 
Rendite (Zinsen). Der Entwicklung der Profite widmeternur wenig Aufmerksamkeit, 
da sich diese kreislaufanalytisch als die Summe von Investitionen, Unternehmerkon- 
sum und Saldo der Handelsbilanz abzüglich der Ersparnis der Lohneinkommensbe- 
zieher ex post ergeben und daher die Unternehmer ihre Profite durch ihre eigene 
Nachfrage ex ante mitzubestimmen vermögen”. Da obendrein im modernen Kapita- 
lismus der Staateinen beträchtlichen Teil der Profite (und der Lohneinkommen) in der 
Form von Steuern abzieht, die aber als Nachfrage in den ökonomischen Kreislauf 
zurückgeschleust werden, kann ein Staatsdefizit im konjunkturellen Zyklus auf die 
Unternehmerprofite eine positive, weil stabilisierende Wirkung ausüben (Minsky 
1982, S. 11 ff.). 

Die Zinsen hingegen werden auf Finanzmärkten bestimmt, die in der Regel nicht 
robust sondern fragil sind. Stabil sind sie nur so lange »wie die laufenden Profite es 
den bei Banken verschuldeten Unternehmen erlauben, ihren Kreditverpflichtungen 
nachzukommen« (Minsky 1982, S. 11). Entscheidend ist also für die Stabilität der Fi- 
nanzmärkte, daß der »cash flow« ausreicht, um alle Ausgaben für das Kapital, also 
auch für die Zahlung der Fremdkapitalzinsen abzudecken. Unternehmen, die Aktien 
emittieren, Anleihen begeben oder Kredite aufnehmen, deren Fremdzinsen während 
der gesamten Laufzeit unterhalb der Profitrate liegen und gleichzeitig die Kreditsum- 
me so bemessen ist, daß die Zinsverpflichtungen geringer sind als die absoluten 
Profite, und die daher keine Schwierigkeiten haben, die laufenden Zahlungsverpflich- 
tungen aus ihrem cash flow zu erfüllen, nennt Minsky »hedge finance units« (Minsky 
1986; 1984), also solide operierende ökonomische Einheiten. Geld (in der Funktion 
als Zahlungsmittel) wird mit dem Kredit geschaffen und mit der Rückzahlung aus den 
realisierten Profiten wieder vernichtet. Während der Kreditlaufzeit »teilen« Kredit- 
geber und Kreditnehmer die Erträge des Unternehmens‘. 
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Von dem soliden Unternehmen zu unterscheiden ist das spekulierende. Nur in der 
ersten Zeit der Kreditlaufzeit sind die Profite noch hoch genug, um die Zinszahlungen 
leisten zu können. Jenseits dieses Zeithorizontes, der wesentlich geringer als die 
Kreditlaufzeit ist, sind die Profite möglicherweise nicht ausreichend, um Zinszahlun- 
gen »ordentlich« leisten zu Können. Die Laufzeit des jeweiligen Kredits wird also in 
zwei Phasen zu teilen sein®. Die Zinsen müssen, wenn dieser Fall denn eintritt, mit 
neuen Krediten finanziert, letztlich also kapitalisiert werden, bis die Profite so hoch 
steigen, daß die nun wegen der gestiegenen Kreditsumme höheren Zinsen gezahlt 
werden können. Infolge der dem System immanenten Unsicherheit kann auch das 
solideste Unternehmen zu einem spekulierenden (in diesem Sinne) werden. Es wird 
dann neue Kredite nachfragen, um alte bedienen zu können. Die kurzfristigen Zinsen 
gehen — wenn es sich nicht um einen Einzelfall handelt — unweigerlich in die Höhe 
und mit ihnen auch die langfristigen Zinsen. Damit sinkt aber der Wert der im Unter- 
nehmen steckenden Anlagen und mithin die für jeden Kredit wichtige Absicherung 
(Collateral). Der Risikozuschlag wird größer. Eine generelle Zinssteigerung ist also 
unvermeidlich, und zwar beginnend am »kurzen Ende« des Marktes mit Konsequen- 
zen für die Zinsen langfristiger Kredite. Wenn gar die kurzfristigen Zinsen über die 
langfristigen steigen, wird die Liquidität der Unternehmen negativ betroffen und mit 
der Liquidität in manchen Fällen auch die Solvenz. Die ersten Pleiten von Grenzun- 
ternehmen, die ihre Geschäfte waghalsıg finanziert haben, sind unvermeidlich. 

Bevor diese Tendenzen mit dem Konjunkturzyklus eingehender in Verbindung ge- 
bracht werden sollen, ist auf die Ponzi-Finanzierung’ hinzuweisen. Darunter ver- 
steht Minsky Finanzgeschäfte, bei denen Kredite trotz negativer oder geringer rates 
of return und cash flows in der Erwartung aufgenommen werden, daß am Ende der 
Laufzeit hohe Profite winken, die den Kredit lohnen‘. Bis die hohen Erträge realisiert 
werden können, müssen die Zinsen und Tilgungen durch neue Kredite finanziert wer- 
den, sofern nicht mit dem Kreditgeber tilgungsfreie Zeiträume ausgemacht worden 
sind -ein Privileg, das private Kreditgeber in der Regel nicht zu vergeben haben, das 
vielmehr öffentlichen Kreditgebern in gewissen Fällen (z.B. bei der »Entwicklungs- 
hilfe«) vorbehalten ist. Zinsen freilich sind in jedem Falle zu zahlen, auch wenn 
keinerlei Rendite bei der Verwendung des aufgenommenen Kredits am Anfang der 
Laufzeit zu erwarten ist. Die Schulden des Kreditnehmers steigen also auf jeden Fall; 
der ursprüngliche Ponzi-Kredit erzwingt die Aufnahme weiterer Kredite, so daß die 
ausstehenden Kredite ansteigen und mit ihnen die Zinsen nicht nur proportional 
sondern überproportional. Dies ergibt sich einmal aus der geometrischen Dynamik 
von Zinseszinsen. Zum anderen aber erhöht sich mit den geringeren Sicherheiten das 
Risiko für den Kreditgeber. Das »Rating« des Kreditnehmers wird den geringeren 
. Sicherheiten angepaßt, der Zins wird also entsprechend erhöht. Je größer das Risiko, 
desto größer muß die Rendite einer Ponzi-Finanzierung sein — oder die Zinsen werden 
von Anbeginn an so hoch angesetzt, daß die Refinanzierung für den Kreditgeber 
schon nach kurzer Frist gewährleistet ist und der Konkurs des Schuldners ihm nichts 
mehr anhaben kann. Dieser Finanzierungsmodus hat eine bedeutende Rolle bei der 
Kreditvergabe an lateinamerikanische Staaten im vorigen Jahrhundert gespielt; die 
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häufigen Staatsbankrotte einiger Länder haben sie nicht von weiterer Kreditzufuhr 
abgeschnitten. Doch die Konditionen der Kredite waren so, daß die Banken trotz des 
prognostizierten Bankrotts des Schuldners auf ihre Kosten kamen’, und zwar ohne 
zum Mittel der Rationierung des Schuldners (vgl. Eaton und Gersovitz 1931, S. 289 
ff.) bei der Kreditzufuhr zu greifen. Dies istauch die Kalkulation bei der Finanzierung 
von »junk-loans«, die mit hohem Risiko behaftet sind, da Sicherheiten zunächst feh- 
len underst im Prozeß des mit der »junk-loan« finanzierten Geschäfts - wenn alles gut 
geht geschaffen werden’, und die daher hohe Zinserträge bringen, solange sie nicht 
fallieren. Der Zeithorizont von junk-Finanzierung ist auf Seiten von Schuldner und 
Gläubiger kurz, und jenseits des kurzen Zeithorizonts wird auch der Bankrott des 
Schuldners, also die Notwendigkeit für den Gläubiger, den junk-Kredit ganz abschrei- 
ben zu müssen, in Rechnung gestellt. Langfristige Investitionen in Sachanlagen lassen 
sich in den meisten Fällen so nicht finanzieren, da deren Rendite negativ ist, wenn die 
kurzfristigen Zinsen über den langfristigen liegen'!. 

Minsky selbst hebt hervor, daß die Ponzi-Finanzierung nicht nur irgendwelchen 
Spekulanten oder Schwindlern vorbehalten ist: »Ponzi Finanzierung ist für jedes In- 
vestitionsprogramm mit einer genügend langen Reifungsperiode charakteristisch« 
(Minsky 1984, S. 22). Vielmehr ist die Kalkulation mit langen renditelosen Laufzei- 
ten von kreditfinanzierten Investitionsprojekten in einer Reihe von Fällen ganz nor- 
mal und unausweichlich, z.B. bei der Konstruktion von Kraftwerken. Bevor diese 
Projekte Renditen abwerfen, müssen unter Umständen mit Krediten viele Jahre lang 
die Investitionen und laufenden Ausgaben vorfinanziert werden. Die Kreditkosten 
sind nur gering zu halten, wenn Sicherheiten geboten werden, die nicht aus dem finan- 
zierten Projekt stammen, sondern beispielsweise vom Staat gestellt werden!?. Wenn 
die Renditen nicht wie erwartet eintreffen oder Sicherheiten verloren gehen, dann 
gehen die Zinsen sofort in die Höhe. Mit ihnen verringert sich der Wert des Anlage- 
vermögens, also auch die Höhe der Sicherheit; denn deren Marktwert hängt vom 
marktbestimmten Diskontsatz ab. 

Die drei Kategorien der Finanzierung haben mit der Befindlichkeit von Managern, mit 
ihrem Temperament oder Wagemut nicht viel zu tun. Es gibt Übergänge. Eine »hedge 
financing unit« kann zu einem Spekulationsunternehmen werden, und eine spekulie- 
rende Firma kann gezwungen sein, Finanzierungsmodi nach Ponzi-Art zu suchen. 
Wenn nämlich die Zinsen makroökonomisch steigen, dann kann es schon passieren, 
daß die mikroökonomischen Kalkulationen während der Kreditlaufzeit nicht mehr 
stimmen. Bei knapp kalkulierter Profit-Zins-Differenz können die Zinsen die Profite 
übersteigen; die fälligen Zinsen müssen dann extern mit zusätzlichen Krediten 
finanziert werden. Die Frage für Keynesianer lautet also: Warum tendieren die Zinsen 
dazu zu steigen? 

Die Zinsen bewegen sich im Verlauf des Konjunkturzyklus in folgender typischer 
Weise: Zu Beginn eines Aufschwungs am Ende einer Depression sind sie auf einem 
Tiefstand, da das Preisniveau niedrig istund die Kreditnachfrage hinter dem Angebot 
an Leihkapital zurückbleibt. Wenn dann die Realrendite höher als die Rendite von 
Geldanlagen eingeschätzt wird, beginnt die Kreditnachfrage zu steigen, um Investi- 
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tionsprojekte zu finanzieren. Die Steigerung nimmt also ihren Ausgangspunkt vom 
»langen Ende« des Marktes für langfristige Finanzierung. Die Bedienung der von 
Unternehmen aufgenommen Schulden setzt stetige Einnahmen aus den Investitions- 
projekten voraus, die, wenn sie kurzfristig ausbleiben, mit kurzfristigen Krediten 
überbrückt werden können. Wenn der Boom sich allerdings seinem Höhepunkt nä- 
hert, tendieren die Zinsen nach oben, und zwar erstens infolge der während des Auf- 
schwungs typischen Preissteigerungen; um das Realzinsniveau zu halten, wird das 
Nominalzinsniveau dadurch nach oben verschoben. Zweitens verändern sich die 
relativen Preise und zwar zuungunsten von Unternehmen, deren Investitionsprojekte 
am Ende des Booms - z.B. infolge von Überangebot — weniger cash flow eintragen 
als die Zahlungsverpflichtungen erfordern. Dann werden Unternehmen, in der An- 
nahme vorübergehender Absatzschwierigkeiten, kurzfristige (Zirkulations-)Kredite 
aufnehmen, um die Schulden bedienen zu können. Dieses Mal nimmt die Tendenz der 
Zinssteigerung vom »kurzen Ende« des Marktes ihren Ausgangspunkt. Sie wird 
wegen der Interdependenzen der Finanzmärkte auch die Zinsen für langfristige Kre- 
dite erfassen. Es kann sogar in bestimmten konjunkturellen Phasen großer Anspan- 
nung vorkommen, daß die kurzfristigen Zinsen die langfristigen übersteigen, so daß 
die Rendite weniger liquider Anlagen negativ wird (Pring 1981, S.227£., 101 £.) und 
dann die Liquidität des Unternehmens- und Bankensektors zurückgeht mit der Gefahr 
des Übergangs des konjunkturellen Abschwungs in eine Finanzkrise. Auf jeden Fall 
aber haben die steigenden Zinsen einen entsprechenden Kursrückgang von Aktien 
und anderen Wertpapiere zur Folge. Damit verringern sich die Sicherheiten, die Un- 
ternehmen ihren Kreditgebern zu gewähren haben. Mithin steigen die Kreditkosten: 
für manche Schuldner, deren Sicherheiten ausgeschöpft sind, wird der »Kredithahn« 
zugedreht oder neue Kredite werden wegen des höheren Risikos noch teurer. Kredit- 
geber werden angesichts der höheren Unsicherheit bei der Finanzierung großer und 
langfristiger Projekte vorsichtig sein, so daß auf jeden Fall die Finanzierung beschäf- 
tigungswirksamer Investitionen in Sachanlagen zurückgehen wird. Dieser Prozeß hat 
sich während der Kreditkrise im Verlauf der großen Depression zu Beginn der 30er 
Jahre abgespielt, wie Bernanke (1933, S. 257 ff.) nachweist. 


»Der Anstieg der Investitionskosten über den erwarteten Wert der fertigzustellenden Kapitalgüter führt 
sowohl zu einem Rückgang von Neuinvestitionen als auch zu einer Verzögerung laufender Investitions- 
vorhaben, bis die zur Fertigstellung notwendigen Barmittel zur Verfügung stehen... Die Austrocknung der 
Finanz- und Barmittel senkt die Investitionen und führt zu einem Rückgang der Profite. Die realisierten 
Quasirenten fallen unter das Niveau der erwarteten Quasirenten. Der Rückgang der Profite führt zu einem 
weiteren Absinken des Gegenwartswerts der Unternehmen. Konservativ agierende hedge units werden 
infolge solcher Liquiditätsschwierigkeiten speculative units« (Minsky 1982, 5. 32 f.). 


Wenn die Zinsen steigen, werden mit den Investitionen nachfragebedingt auch die 
Profite zurückgehen. Die Folge ist eine aktuelle Verschärfung der financial instabı- 
lities, da ja Schuldner nicht mehr in der Lage sind, ihren Zahlungsverpflichtungen 
nachzukommen und dann scheitern, sofern ihnen der Zugang zu neuen (kurzfristigen) 
Krediten verwehrt ist. Ein ursprünglich robustes Finanzsystem wird fragil, da der 
Anteil von soliden Finanzierungen zurückgeht und derjenige spekulativer und Ponzi- 
Anlagen ansteigt. Wenn in dieser instabilen Lage auch Banken krachen, weil ihre 
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Schuldner zahlungsunfähig sind, kann die Ökonomie insgesamt vom Abwärtssog 
mitgerissen werden. 

Dieser hypothetische Fall ist so unwahrscheinlich nicht, zumal wenn die äußere Ver- 
schuldung der Dritten Welt mit ca. 1200 Mrd. US $ und der USA mit etwa 400 Mrd. 
US $ in Rechnung gestellt werden. Die Schwierigkeiten mit dem Schuldendienst sind 
ja entstanden, weil in der Finanzierung von Anfang an starke spekulative und Ponzi- 
Elemente enthalten waren und selbst produktiv verwendete solide Anleihen teilweise 
notleidend geworden sind. Die Notwendigkeit der zumeist kurzfristigen Refinanzie- 
rung der prekären Kredite verhindert eine der Konjunkturlage angemessene Senkung 
des internationalen Zinsniveaus. Die Renditen des Sachkapitals sind zu gering, als daß 
die Investitionen stimuliert würden. Auf die Dauer hat diese Entwicklung höchst pa- 
thologische Ergebnisse. Denn erstens bleibt die Errichtung produktiver Einheiten zu- 
rück, so daß zu wenig cash flow produziert wird, um die Ansprüche der Investoren in 
Geldanlagen befriedigen zu Können, und zweitens fehlt für die steigenden Geldanla- 
gen die reale Sicherheit (das Collateral). Die erste Tendenz hat eine dämpfende Wir- 
kung auf die Zinsen, die zweite bewirkt eine Steigerung. Die Instabilitäten werden 
dadurch nicht gerade geringer. 

»Can it (die Wiederholung des Krachs von 1929 bis 1933 —EA) happen again?« fragt 
Minsky (1982 b) und gibt zur Antwort: die Instabilitäten des Finanzsystems sind heute 
noch genauso vorhanden wie vor 60 Jahren, jedoch sind inzwischen institutionelle 
Vorkehrungen getroffen worden, die ihnen als »built-in-stabilizers« entgegenarbei- 
ten: die Existenz eines »lender of last resort«, der Zentralbank also, die die Banken im 
Falle von Liquiditätsproblemen mit Geld ausstatten Kann und »big government«, das 
mit seinen hohen Defiziten die Profite stabilisieren und daher die Zahlungsfähigkeit 
des Unternehmenssektors erhalten hilft. Allgemeiner: 

»Für Keynes können finanzielle Erwartungen nicht rational auf einen ergodischen Wirtschaftsprozeß 
gegründet werden. Um deshalb finanzielle Erwartungen im Zeitablauf zu stabilisieren, sind Konventio- 
nen und Institutionen erforderlich, die den Glauben an die Stabilität ermutigen, sowie bewußte politische 
Handlungen zum Ausgleich planloser Fluktuationen im Bereich der privaten Psychologie, wenn solche 
Schwankungen eintreten sollten« (Davidson 1987, S. 82). 

Nur: diese institutionellen Vorkehrungen der Stabilisierung einer prinzipiell unstabi- 
len Geldwirtschaft mögen auf nationaler Ebene noch funktionieren, auf internationa- 
ler Ebene hingegen sind sie inexistent. Die finanziellen Instabilitäten charakterisieren 
also auch weiterhin die wirtschaftspolitische Ausgangslage. 

Es kann ein erstes Resumee gezogen werden: Die Entwicklung der Renditen auf 
nationalen wie auf internationalen Finanzmärkten ist nicht nur erratisch, sondern 
erfolgt unter Bedingungen finanzieller Instabilitäten. Es ist nicht einzusehen, wie 
nationalstaatliche Wirtschaftspolitik, die die so gebildeten Zinsen zu Daten erhebt, an 
die die übrigen Produktionskosten angepaßt werden, um die Rendite in Sachanlagen 
(Profitrate) zu steigern, Stabilität - zum Beispiel der Beschäftigung — erzeugen kann. 
Die Scharpf’schen Vorschläge sind also selbst dann nicht ohne verborgene Tücken, 
wenn immanent keynesianisch argumentiert wird. 
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Löhne und Profite 


Von Minsky (in der Tradition von Kalecki} werden die Profite (und die Profitrate) als 
ein Resultat von Nachfrageströmen bestimmt. Doch kann deren Bildung nicht — wie 
es Minsky tut — als bedeutungslos für die financial instabilities gesetzt werden. Sie 
haben vielmehr eine aktive Bedeutung in dem Funktionsmechanismus des Systems, 
da sie erstens als Vergleichsgröße zur Zinsrate fungieren und zweitens aus dem cash 
flow von Unternehmen die Profite ebenso wie die Bedienung der Schulden abge- 
zweigt werden müssen. Daher konkurrieren die Profite mit den Zinszahlungen um 
den gleichen (cash) flow. Wie das zinstragende Kapital stellen sie also einen An- 
spruch auf einen Teil der realen Wertschöpfung dar und befinden sich folglich - in 
mittlerer Frist, d.h. im Verlauf eines Zyklus - in einer Nullsummen-Situation zum 
Profit des industriellen Kapitals, es sei denn der Mehrwert wird gesteigert oder die 
Vermögenssubstanz geht in die Verteilungsmasse mit ein. Zur Vermeidung nahelie- 
gender Mißverständnisse sei unterstrichen, daß sich der Anspruch des zinstragenden 
Kapitals innerhalb des Reproduktionsprozesses als Abzweigung von »flows« voll- 
zieht und nıcht als Zugriff auf »stocks«. Dies aber bedeutet, daß bei einer gegebenen 
institutionellen Ausgestaltung des Lohnverhältnisses und bei einer gegebenen Höhe 
der Produktivität und der Kapitalausstattung je Arbeitsplatz die langfristigen Akku- 
mulationsmöglichkeiten von der Größenordnung von Profit und Zins umschrieben 
werden. Kurzfristig können durch entsprechendes cash flow-Management, d.h. durch 
Verschuldung, die Margen für Investitionen und Profite allerdings erweitert werden, 
wenn auch — wie beschrieben — um den Preis der die »finanziellen Instabilitäten« 
erhöhenden Verschuldung. 

Die Argumentation von Scharpf läuft nun darauf hinaus, bei Akzeptanz der vorgege- 
benen Renditemargen von Geldkapital die Arbeitskosten zu senken, um den Flow zu 
steigern, also den Mehrwert zu erhöhen, damit Profite und Profitrate für das produk- 
tive Kapital genügend Anreize für beschäftigungswirksame Investitionen bieten. Das 
Rezept ist eindeutig und einfach zugleich, auch wenn dessen Anwendung eine Still- 
stellung des Patienten - eine Arbeiterklasse und deren Organisationen, die »mitspie- 
len« — voraussetzt. 

Die »Größe der Akkumulation ist die unabhängige Variable, die Lohngröße (und 
Beschäftigung — E.A.) die abhängige, nicht umgekehrt« (Marx, MEW 23, S. 648). 
Wirtschaftspolitisch ist dies von nicht geringem Interesse. Paradoxerweise wird 
nämlich die passive, »abhängige Variable« in der nationalstaatlichen Wirtschaftspo- 
litik zur aktiven Eingriffsvariablen. Die »unabhängigen Variablen« sind der Zins, 
dessen Höhe den Mindestprofit bestimmt. Den politischen Handlungsspielraum kön- 
nen wirtschaftspolitische Instanzen nur noch ausweiten, indem sie an den varıablen 
Lohnkosten ansetzen. Daraus resultiert denn auch das vorrangige Interesse der Re- 
gulationstheorie an den Formen der Regulation des Arbeitsverhältnisses (Vgl. Hüb- 
ner/Mahnkopf 1988) und daher versucht Scharpf den bezeichneten systemischen 
Restriktionen strategisch innerhalb eines nationalstaatlichen »angebotspolitischen 
Keynesianismus« Rechnung zu tragen. 
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Doch die Entwicklung von Profit und Profitrate folgt keineswegs einer nationalen, 
wie auch immer wirtschaftspolitisch moderierten Logik. Reproduktion und Akkumu- 
lation des Kapitals sind Realität im globalen Funktionsraum. In der (marxistischen) 
Debatte um das Wertgesetz und dessen modifizierter Wirkungsweise auf dem Welt- 
markt wurden nach der Feststellung des Tatbestands ungleicher Produktionsbedin- 
gungen und gleichzeitig gleicher Tauschbedingungen von Werten auf Märkten die 
eigentlich erst spannenden Fragen aufgeworfen: Wenn die Arbeits- und Produktions- 
bedingungen von Land zu Land unterschiedlich sind, was hat es dann noch mit dem 
Tausch von Äquivalenten auf sich? Tauschen sich dann nicht von Land zu Land 
unterschiedliche Arbeitsquanta, findet nicht gar — wie von der Dependenztheorie zur 
Erklärung der Unterentwicklung behauptet — ein Werttransfer von den weniger 
produktiven zu den produktiveren Ländern, also von Süd nach Nord im Weltmaßstab 
oder von den weniger produktiven Regionen in der EG zu den entwickelteren statt? 
Welche Konsequenzen ergeben sich daraus für die komparativen Akkumulations- 
möglichkeiten und dabei für die Beschäftigung der jeweiligen regionalen oder natio- 
nalen Arbeitsbevölkerung? Welche Unterschiede müssen in Rechnung gestellt wer- 
den, wenn Expansionsphasen und Stagnationsphasen verglichen werden? Lassen sich 
tatsächlich Unterschiede in den Produktivitätsniveaus durch Anpassung der Lohn- 
kosten (oder durch entsprechende Abwertungsstrategien in der Wechselkurspolitik) 
kompensieren? Wie wirkt dieser Mechanismus in Ländern mit hohem und in Ländern 
mit niedrigem Produktivitätsniveau? Welche Rolle spielt das jeweilige Wechselkurs- 
regime (mit flexiblen oder fixierten Kursen) für die Wirkungsweise der Ausgleichs- 
tendenzen? Wie wirkt der Wechselkurs einer nationalen Währung auf Preisniveau 
undrelative Preise (vor allem Import- und Exportpreise) und damit auf die Verteilung, 
das Niveau der Profitrate und daher auf die Investitionen und die Akkumulationsrate? 
Und schließlich und entscheidend: Wenn sich Zwänge zur Angleichung nationaler 
Bedingungen an den durch die internationalen Kreditmärkte vorgegebenen Standard 
nicht umgehen lassen, wie istdann mitder »Listder Geschichte« umzugehen, daß sich 
im Prozeß des Ausgleichs von Produktionsbedingungen, sei dieser Ausgleich durch 
Marktkräfte herbeigeführt oder durch politische Angleichungsmaßnahmen befördert, 
gerade die (Krisen)tendenzen der Kapitalistischen Produktionsweise durchsetzen? 
Mit dem internationalen Ausgleich der Profitrate — wenn alle nationalen Staaten mit 
einer Politik der Angleichung der nationalen Profitrate an die international vorgege- 
bene Zinsrate erfolgreich sein sollten, dann ist jadieses Resultat unvermeidlich — wer- 
den die realen Bedingungen erzeugt, die ihren tendenziellen Fall zum Resultat haben. 
Der Versuch, den globalen finanziellen Instabilitäten nationalstaatlich ein Schnipp- 
chen zu schlagen, endet mit einer Ausgleichung und schließlich Senkung der Profit- 
rate. Denn längerfristig sind produktivitätssteigernde Effekte nicht ohne eine Erhö- 
hung der Kapitalintensität zu haben — auch wenn »Deregulierung« im Umweltschutz 
den Kapitalaufwand heute senken mag, er wird morgen um so höher sein— und damit 
ist in der Regel eine Senkung der Kapitalproduktivität verbunden, sofern nicht 
Arbeiterwiderstand den Ersatz der lebendigen durch die tote Arbeit, also die Steige- 
rung der Kapitalintensität verhindert. In diesem Fall aber kann davon ausgegangen 
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werden, daß die Arbeiter- (bzw. Gewerkschafts)macht auch groß genug ist, um auf der 
Verteilungsebene ihre Positionen zu bewahren oder auszubauen (also die Mehrwert- 
rate zu senken), und auf diese Weise durch »profit squeeze« Druck auf die Profitrate 
auszuüben. Der Eintritt in dieWeltmarktkrise wird gerade dadurch befördert, daß 
nationale Strategien der Anpassung realer Verhältnisse an die monetär definierten 
Weltmarktbedingungen verfolgt werden, mit der illusionären Zielsetzung, die Aus- 
wirkungen der globalen Krise durch nationale Strategien vermeiden zu wollen. Die 
nichtintentionalen Wirkungen der angebotspolitischen Wirtschaftspolitik können 
also konterproduktiv sein. Wie kann eine Politik aus der Krise herausführen, die alle 
Bedingungen - nämlich Ausgleich und Fall der Profitrate — erzeugt, um die Krisen- 
tendenzen zu globalisieren? Die Annahme, im nationalen Bereich den Krisentenden- 
zen mit politischen Maßnahmen ein Schnippchen schlagen zu können, indem man 
sich an die internationalen Krisentendenzen anpaßt, geht allenfalls kurzfristig auf, 
mittel- und erst recht langfristig ist kein in den Weltmarkt integrierter nationaler 
Raum vor den. globalen Krisentendenzen abzuschirmen. Am Ende der 80er Jahre sind 
die politischen Reichweiten von Nationalstaaten gegenüber der internationalisierten 
Existenzform des Kapitals auperordentlich begrenzt (Vgl. dazu Beaud 1987). 

Wir können also ein zweites Resumee ziehen. Die nationalstaatlichen Anpassungen 
der Produktionsbedingungen von Profit an die international vorgegebenen Renditen 
»propagieren« die Krisentendenzen anstatt sie überwinden oder vielleicht auch nur 
vermeiden zu können. Kurzfristig mag angebotspolitischer Keynesianismus Linde- 
rung verschaffen, mittel- und langfristig ister keine Strategie, die der Größenordnung 
der wirtschaftspolitischen Probleme realistisch Rechnung tragen würde. Auch wenn 
eine international kKoordinierte Wirtschaftspolitik (Geld- und Fiskalpolitik) zur Be- 
einflussung des Zinsniveaus illusionär sein sollte —- die Annahme, mit nationalstaat- 
licher Regulation des Lohnverhältnisses den international financial instabilities aus- 
weichen zu können, istes erstrecht. Das Problem der financial instabilities wird sich 
lösen, wie bislang immer in der Geschichte der kapitalistischen Weltwirtschaft; durch 
Z.ahlungseinstellung von Schuldnern mit möglicherweise gravierenden Konsequen- 
zen für die Gläubiger und die Banken als »Finanzintermediäre«. Die Schuldenkrise, 
die zu Recht so heißt, weil von ihr bislang nur Schuldner betroffen sind, kann dann 
zur Kreditkrise der Gläubiger werden... 


Anmerkungen: 


1 Joan Robinson präzisiert in wünschenswerter Klarheit: »Wenn wir zugestehen, daß jede Ökonomie 
eine Zeitdimension hat, also die Geschichte in einer Richtung verläuft, und zwar von einer unwider- 
rufbaren Vergangenheit zu einer unbestimmten Zukunft, dann wird das auf einer Analogie zur 
Mechanik beruhende Konzept des Gleichgewichts, wonach ein Pendel im Raum hin- und her- 
schwingt, unhaltbar. Die ganze traditionelle Ökonomietheorie muß dann neu überdacht werden« 
(Robinson 1973, S. 5; Üb. d.V.) 

2 Im 21. Kapitel der »Allgemeinen Theorie« schreibt Keynes: »... wir können.. auf die Probleme der 
wirklichen Welt übergehen, in der unsere vorhergehenden Erwartungen Enttäuschungen unterwor- 
fen sind, und in der die Erwartungen über die Zukunft das, was wir heute tun, beeinflussen. Erst wenn 
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wir diesen Übergang gemacht haben, müssen die eigentümlichen Eigenschaften des Geldes als eines 
Verbindungsgliedes zwischen der Gegenwart und Zukunft in unsere Berechnungen einbezogen 
werden« (Keynes 1936, S. 248). 

In der ökonomischen Dynamik finden irreversible Prozesse der Stoff- und Energietransformation 
statt, in deren Verlauf auf jeden Fall die Entropie zunimmt. Daher ist die Zeitsymmetrie auf jeden Fall 
gebrochen, und eben dadurch wird es dem Beobachter möglich, Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft im »stream of consciousness« auseinanderzuhalten. Im übrigen gäbe es keine Knappheit, 
wenn nicht beim Produzieren und Konsumieren die Entropie des jeweiligen Systems zunehmen 
würde. Ohne Knappheit aber verliert Ökonomie als Wissenschaft der »rationalen Verwendung« 
knapper Ressourcen ihren Gegenstand. Wenn also in der Neoklassik von ungebrochener Zeitsymme- 
trie ausgegangen wird, dann um den Preis der Paradoxie einer nichtökonomischen Ökonomie. Dieses 
Argument ist den an die Neoklassik gerichteten Vorwürfen ihrer praktischen Irrelevanz vorgelagert. 
Wenn Profite mit P, Investitionen mit I, die Ersparnis der Lohnabhängigen mit Snu, der Konsum der 
Unternehmer mit Cu, Exporte mit Ex und Importe mit Im angegeben werden, dann lautet die Identi- 
tätsgleichung: 

P = I+Cu+ (Ex-Im)-Snu 

Die Bedingungen für diesen stabilen Zustand sind also: 

Pt1+..+Ptn>Ztl +...+ Ztn und pt I..ptn > yt 1..ytn 

Wobei P die Profite, Z die Zinsen, p die Profitrate und y die Rendite bedeuten 

Wenn davon ausgegangen wird, daß der Zeithorizont des spekulierenden Unternehmens drei Jahre 
beträgt, die Kreditlaufzeit aber ins nte Jahr reicht, kann das Verhältnis folgendermaßen ausgedrückt 
werden: Pt 1...Pt3 > Zt1...Zt3; Ptd4...Ptn < Z14...Ztn 

Ponzi war ein Schwindler aus Boston, der 1920 hohe Kredite aufnahm, um mit dem Geld Währungs- 
spekulationen zu betreiben - in einer Zeit, bevor die fixen Kurse des Goldstandards wiederhergestellt 
worden sind. Als Ponzi verhaftet wurde, besaß er von den aufgenommenen Millionen gerade noch 67 
$ (Kindleberger 1986, S. 18 ff.). Minsky verhilft diesem Herrn mit seiner — inzwischen eingebürgerten 
— Bezeichnung zu unverhofften und unverdienten Ehren. 

Die Bedingung lautet: Pt1...Pin-1 < Ztl...Ztn-1; Ptn > Ztn 

Löschner (1983, S. 47) schreibt: »Angesichts der häufigen Staatsbankrotte — vornehmlich in den 
südamerikanischen Ländern - ist es überraschend, welch hohe Beträge für diese Länder im Wege des 
Anleihemarktes mobilisiert werden konnten. Allerdings ist festzuhalten, daß zwar der Form nach 
festverzinsliche Schuldverschreibungen begeben worden waren, im Bewußtsein der primären Kon- 
trahenten handelte es sich jedoch vielfach um einen spekulativen Beteiligungsvorgang...« Im übrigen 
weist er darauf hin, daß der »kleine spätere Abnehmer« der überseeischen Papiere ahnungslos die 
Verluste des Bankrotts hat tragen müssen. Dies ist möglich; die großen und informierten Anleger 
jedenfalls haben sich durch Risikozuschläge zum Marktzins schadlos gehalten. Generell wäre zu 
unterscheiden zwischen Insolvenzen im Zuge von Entwicklungsfinanzierung oder aufgrund der 
Finanzierung von Defiziten des Staatsdefizits. Die Bankrotte haben jeweilseine unterschiedliche Ver- 
laufsform (vgl. Fishlow 1986). im übrigen ist den Kreditgebern an souveräne Staaten im 20. 
Jahrhundert der Schock der Zahlungseinstellung von Schuldnern in den 30er Jahren so tief in die 
Knochen gefahren, daß sie erst wieder in den 70er Jahren angefangen haben, an souveräne Schuldner 
in größerem Maße Anleihen zu gewähren. Allerdings hat sie die Konkurrenz unter den höchst liquiden 
Banken dazu gebracht, die gleichen Unbedachtheiten zu begehen wie in den 20er und 30er Jahren. 
Dafür geben Makin 1984, Kindieberger 1981, Griffith Jones 1984, Sampson 1981, Fishlow 1986 u.a. 
überzeugende und instruktive Beispiele. ' 

Bei »hostile take overs« beispielsweise werden kreditfinanzierte Unternehmen aufgekauft, die nach 
der Übernahme als Sicherheit des Kredits dienen können. In der Regel setzt dies aber voraus, daß das 
übernommene Unternehmen »ausgeschlachtet« wird; als »collatteral« hat es ja nur Wert, wenn es 
erstens eine höhere Rendite abwirft als die Kreditkosten ausmachen und wenn es zweitens nötigen- 
falls liquidiert werden kann. Alle der Realisierung dieser Strategie im Wege stehenden Unternehmen- 
steile werden abgestoßen oder abgeschrieben — gleichgültig welche Konsequenzen sich daraus für die 
Arbeitsplätze und -bedingungen ergeben. 

Diese Finanzierungsweisen charakterisieren nicht nur die nationalen sondern auch die internationa- 
len Finanzmärkte. Bei der Kreditvergabe an Läncer der Dritten Welt etwa, die inzwischen zur 
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Schuldenkrise geführt hat, kann zwischen »development loans« und »revenue loans« (Fishlow 1986) 
oder zwischen »boom-lending«, »comsumption lending« und »recycling lending« (Kindleberger 
1981) unterschieden werden. 

12 Deutschland stellte im Falle der Dawes-Anleihe 1924 die Zolleinnahmen und die Reichsbahn als 
Sicherheit. Generell vertrauen Kreditgeber auf die hoheitlichen Befugnisse des Staates, Steuern, 
Zölle und Gebühren zu erheben, innere Staatsanleihen aufzulegen, Staatsunternehmen zu liquidieren 
etc., mit denen die wichtigen Sicherheiten beigebracht werden können. Mit diesen Sicherheiten wird 
allerdings nur dem Aufbringungsproblem Rechnung getragen. Ob die Sicherheiten im Fall der Fälle 
auch in harte Devisen zu transferieren sind, ist eine andere Frage. 
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Frank Bardelle 
Ansätze zu einer histerisch-ökologischen Betrachtung 
der Frühgeschichte und der Antike“ 


Zusammenfassung: Es geht in diesem Aufsatz um die exemplarische Darstellung von 
Möglichkeiten, Historische Ökologie und damit Geschichtswissenschaft insgesamt 
unter weiteren und adäquateren Perspektiven zu betreiben, als sie bislang in An- 
schlag gebracht werden. Mit Blick vor allem auf archaische (und anarchische) Pro- 
duktions- und Reproduktionsweisen, die sich in den Grenzen der Begriffswelt des 
traditionellen abendländischen Rationalismus nur höchst unzureichend fassen und 
analysieren lassen, erhält die Debatte um die notwendige ‘ökologische’ Revision 
gängiger Vorstellungsbilder zum Verlauf und zur Qualität der menschlichen Kultur- 
entwicklung neue Impulse. 


1. Spezielle oder generelle Perspektive? 


Die Essenz der erst in den Anfängen ihrer Entwicklung begriffenen historischen Öko- 
logie wird zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch überwiegend auf rein inhaltlicher Ebe- 
ne bestimmt. Dabei erscheint der Terminus ‘Ökologie’ weitgehend undifferenziert als 
bloßes Synonym für ‘Umwelt’. Er trägt den Charakter einer thematischen Klammer, 
die ansonsten relativ beziehungslos nebeneinanderstehende Einzelbeiträge zur histo- 
rischen Dimension der Wechselwirkungen zwischen Mensch und Natur, genauer: 
zwischen menschlichen Gesellschaften und deren ‘künstlichen’ und ‘natürlichen’ 
Lebensumwelten, integrieren soll. Auf diesem Weg läuft die historische Ökologie 
Gefahr, sich als "Umweltgeschichte’ schlicht zu einer weiteren Spezialdisziplin im 
Feld der Geschichtswissenschaft zu entwickeln, verurteilt, dort zwischen all den an- 
deren bereits etablierten ‘Bindestrichgeschichten’ ein mehr oder weniger separiertes 
Dasein zu führen. Zwar hat bereits die Einsicht Ausdruck gefunden, daß eine an- 
gemessene Ausleuchtung der ökologischen Grundlagen und Rahmenbedingungen 
menschlicher Existenz und Kulturgenese interdisziplinäres Vorgehen und Einübung 
in »vernetzendes Denken« (Heimann 1986, 7 £., vgl. auch Ehalt 1986) unabdingbar 
macht, doch bleiben konkrete Schritte einer forschungspraktischen und fachdidakti- 
schen Umsetzung dieser Erkenntnis zur Zeit noch äußerst zaghaft. 

Die theoretischen Ansätze, die die aktuelle Analyse historischer Mensch-Umwelt- 
Beziehungen leiten, sind zumeist nicht explizit. Sie unterscheiden sich voneinander 


Für wertvolle Quellenhinweise und anregende Diskussionen möchte ich Dieter Metzler, Universität 
Münster, danken. Auch Paul Leidinger, Institut für Didaktik der Geschichte, Universität Münster, hat 
meine Arbeit an dem Thema in vielfältiger Weise gefördert, wiewohl wir eher selten einer Meinung 
waren. 
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vor allem hinsichtlich der Bestimmung, Gewichtung und Bewertung der Deter- 

minanten, die für die konkrete Ausprägung und den Wandel des Verhältnisses von 

Mensch zur “äußerer Natur’ als maßgeblich gelten können: Mal werden die Muster 

sozialer Organisation betont oder die (scheinbar) dominanten kulturellen Konfigu- 

rationen samt der je ‘erreichten’ zivilisatorisch-industriellen resp. wissenschaftlich- 
technologischen Standards; mal erhalten religiöse oder ökonomische Faktoren ent- 
scheidendes Gewicht zugewiesen, mal erscheinen biologische, geographische oder 
klimatische Gegebenheiten als treibende Kräfte im Vordergrund. In diesem Rahmen 
haben sich kontroverse Diskussionen entfaltet, z.B. um die mögliche Bedeutung 
christlicher Ideologie und Mythen für das Entstehen ökologischer Krisen (vgl. Spring 

1974; Errer 1984; Sauer 1986; Bröker 1986) oder um die Frage, ob und inwieweit 

Ressourcenverknappungen in der Vergangenheit als reale oder aufgrund spezifischer 

Interessen wirtschaftlicher und politischer Eliten herbeigeredete ‘Tatbestände’ anzu- 

sehen sind (vgl. Ratkau 1934; Gleitsmann 1984). 

Doch ist die oberflächliche Diversität und Gegensätzlichkeit der Ansätze nicht so 

wesentlich wie ihre fundamentale Gemeinsamkeit, von der sie selber zumeist schwei- 

gen. Dieser stille Einvernehmenszusammenhang steht in der Tradition der westlichen 

Kultur und ‘ihrer? Wissenschaft und basiert auf Axiomen, die folgendermaßen zu 

fassen sind: ö 

— Unter allen irdischen Kreaturen nimmt der Mensch eine grundsätzlich unter- 
schiedene und herausragende Stellung ein, die ihn zur Herrschaft über diese Welt 
berechtigt, ja verpflichtet. 

— Die Natur ist dem Menschen grundsätzlich feindlich, so daß er ihr Zeit seiner Ge- 
schichte abtrotzen muß, was er zum Leben braucht. 

— Die gegenwärtigen Bedingungen und Umstände menschlicher Existenz sind in 
materieller wie ideeller Beziehung besser als die vergangenen, und Dank der fort- 
schreitenden wissenschaftlich-technischen Entwicklung werden die zukünftigen 
die der Gegenwart übertreffen (vgl. Catton/Dunlap 1978, 1980; Buttel 1978; Ehr- 
lich 1981). 

Um möglichen Mißverständnissen vorzubeugen: Es geht keinesfalls darum, die Er- 

gebnisse vorliegender Untersuchungen zur Umweltgeschichte / historischen Um- 

weltforschung zu bagatellisieren. Ihnen kommt das unbestrittene Verdienst zu, mit 

Blick auf die physikalischen und bio-chemischen Überlebensbedingungen und Über- 

lebensgrenzen menschlicher Populationen die Relevanz von Variablen erkannt und 

im Ansatz bestimmt zu haben, die bislang keine oder kaum eine Rolle in geschichts- 

wissenschaftlichen Analysen spielten. Doch liegt dem klassischen Modell der Be- 

trachtung menschlicher Anpassung bzw. Anpassungsfähigkeit an die Zwänge der 

Biosphäre die Annahme zugrunde, daß die Menge der ‘natürlichen’ Ressourcen und 

die Regenerationskapazität des globalen Ökosystems letztendlich nahezu ausschließ- 

lich als bloße Funktion der wirtschaftlichen, polititschen und wissenschaftlich-tech- 
nischen Entwicklung gesehen werden müssen. Durch beständige Innovation und 

Investitionen erschafft sich der Mensch mit unerschöpflichem Erfindungsgeist seine 

Ressourcen und seine lebenserhaltenden äußeren Systeme sozusagen jeweils selbst 
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und ständig neu, so daß Wachstumsgrenzen weit eher in sozio-kulturellen als in bio- 
physikalischen Beschränktheiten liegen. Sicher sind viele der heutigen ‘ökologischen 
Probleme’ sozialorganisatorischen Ursprungs. Doch werden sozialorganisatorische 
Lösungen dieser Probleme nicht auf einem “Entwicklungspfad’ zu finden sein, der 
z.B. den Energieumsatz und -durchsatz der Gesellschaft ständig erhöht. 
Angesichts der aktuellen Alltagserfahrung mit ihrer nicht abreißenden Flut von 
Nachrichten über Umweltkrisen und Umweltkatastrophen aller Art und Provenienz 
erscheint es höchst fraglich, ob eine derart anthropozentrische und fortschrittsorien- 
tierte Perspektive das fundamentale ökologische Substrat menschlicher Gesellschaf- 
ten adäquat zu fassen vermag. 

Weit angemessener ist eine Sichtweise, die nicht ständig allein den Menschen in das 
Zentrum der Betrachtung rückt, der die Umwelt quasi per Bestimmung Stück für 
Stück dem evolvierenden System seiner soziokulturellen und wissenschaftlich- 
technischen Erfindungen und Installationen einverleiben und in entropischen Abfall 
konvertieren muß. Es gilt anzuerkennen, daß der Mensch samt seiner Kultur gänzlich 
und unentrinnbar in die Ökologie des Planeten Erde eingebunden ist und in seiner 
physischen wie psychischen Existenz von den lebenserhaltenden Funktionssystemen 
der Biosphäre abhängt, die er kaum substituieren oder synthetisieren kann, vor allem 
dann nicht, wenn er sie ersteinmal in Ordnungen gezwungen hat, die ihm selbstkeinen 
Raum mehr bieten (vgl. Bardelle/Rohlje 1984). 

Der Einbezug einer ökologischen, oder besser: öko-systemischen Perspektive in die 
Geschichtsbetrachtung eröffnet die Chance, zu neuen und erweiterten Formen hi- 
storischer Wahrnehmung zu gelangen und einen veränderten Sinn, eine tiefere Sen- 
sibilität zu gewinnen für das, was ‘real’, was ‘wahr’ ist. Es geht darum, Leitannahmen, 
die bislang wie selbstverständlich historische Wirklichkeit konstituieren, in ihren 
traditionellen Manifestationen teilweise zu ersetzen, teilweise sinnvoll zu ergänzen. 
Dabei wird es wichtig, frühere, vorindustrielle, ‘primitive’, anarchische und archai- 
sche Denk- und Wahrnehmungsweisen, Produktions- und Reproduktionsmodi als 
Ausdruck eigenständiger, komplexer Lebensformen zu begreifen, die nicht nur als 
“Vorläufer” oder ‘Entwicklungsstufen’ in Relation zur ach so zivilisierten und kul- 
tivierten Gegenwart Bedeutung haben und die aus ökologischer Perspektive in vieler 
Hinsicht weit angemessener und sinnvoller sind als die uns bekannte und vertraute 
Existenzweise. 

Wie weit das Unternehmen tragen kann, die Logik historischer Prozesse nach Kate- 
gorien zu entschlüsseln, die nicht der Begriffswelt des ‘okzidentalen Rationalismus’ 
entnommen sind, hat jüngst Dieter Groh überzeugend demonstriert (Groh 1987). Sein 
Vorschlag zur Rekonstruktion und Deutung sogenannter Subsistenzwirtschaften 
räumt mit der weitverbreiteten Unsitte vieler Historiker auf, den Inhalt ihres Kühl- 
schranks zum allgemeinen Beurteilungsmaßstab für ‘gutes und richtiges Leben’ zu 
erheben und diese restringierte Bezugsgröße diachron in die Weltgeschichte zu pro- 
jizieren. Groh macht deutlich, daß und inwieweit die soziale Logik, die spezifische 
‘“Vernünftigkeit’, die in unserer Gesellschaft herrscht, nur eine unter vielen möglichen 
ist. In der Quintessenz wird einsichtig, daß keineswegs nur derjenige die Ressourcen 
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der Natur zu seinem Nutzen kontrollieren und transformieren kann, der die Umwelt 
in unserem aggressiven, rein instrumentellen Sinn beherrscht und unterwirft. Folgen- 
de Ausführungen sind auch als Versuch zu lesen, den Ansatz von Groh und das von 
ihm skizzierte ‘alternative’ Decodierungsverfahren exemplarisch umzusetzen und 
fortzuschreiben. Die Intention zielt dahin, der notwendigen Debatte um ‘öko-syste- 
mische’ Revisionen und Ergänzungen gängiger Vorstellungsbilder zur menschlichen 
Kulturentwicklung, der ökologischen Kritik traditioneller Anordnungs- und Erklä- 
rungssysteme der kollektiven Gedächtnisinhalte, die Geschichte ausmachen, weite- 
ren Stoff und weitere Anhaltspunkte zu liefern. 

Einem weiteren möglichen Mißverständnis sei vorbeugend ausdrücklich begegnet: 
Die ‘ökologische Flucht nach Rückwärts’ steht hier nicht auf dem Panier. Die Rekon- 
stitution einer ‘tribalecology’ oder einer *Gartenethik’ stellt zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt sicher kaum eine generalisierbare realistische ‘Überlebensstrategie’ dar. Doch 
fordern selbst vehemente Streiter gegen jeglichen Hauch einer Regressionsapologe- 
tik, der Mensch möge sich zu einer Lebensweise bekehren, die nicht die beständige 
Maximierung des Konsums, der Produktivität, des Wachstums anstrebt, sondern die 
Verminderung der Entropie; das heißt z.B., daß an die Stelle nichterneuerungsfähi- 
ger Rohstoffe erneuerungsfähige zu treten hätten, daß der Verbrauch nichtregenerier- 
barer Ressourcen und Energieeinheiten durch möglichst sparsamen Einsatz und 
durch Recyclingverfahren reduziert werden müßte, daß Niedrigenergietechnologie 
der Hochenergietechnologie vorzuziehen sei etc. 

Ehe man nun aber das Heil ausschließlich in - letztendlich doch wieder hochener- 
getischen und hochentropischen — technischen Neuerungen und Erfindungen und in 
wissenschaftlichen Erweiterungen unserer ‘Kontrollkompetenzen’ zu suchen be- 
ginnt (Genmanipulation, Fusionsreaktoren, Wasserstoffmotoren), ist zu bedenken, 
daß Menschen auf dieser Erde in der Vergangenheit bereits zehntausende von Jahren 
gemäß den skizzierten und sich modern gebärdenden ökologischen Forderung gelebt 
und gewirtschaftet und dabei eine z.T. erstaunliche Phantasie, Kreativität und ‘Inge- 
nieurkunst’ an den Tag gelegthaben. Für etliche unserer ökologischen Probleme müs- 
sen nicht eigentlich neue Lösungen gefunden werden. Es gilt vielmehr, vorallemauch 
altes, bereits erprobtes, vergessenes, verdrängtes, enteignetes Wissen wiederzuent- 
decken oder zu reaktivieren und für ‘moderne’ Erfordernisse zu operationalisieren. 
In diesem Sinne wollen die Persepktiven auf archaische (agrarische oder voragrari- 
sche) lokale ‘Primitivökologien’ verstanden sein. 

Konkret soll in einem ersten Anlauf ein wenig der Vorhang gelüftet werden, den die 
bisherige Schulweisheit um die Aufmerksamkeit und Vorstellungskraft in bezug auf 
die Frühgeschichte und die Antike gelegt hat. Dieses Unternehmen vertraut darauf, 
daß beihinreichender Verknüpfung des ‘Musters’ auch wenige und unscharfe Details 
das Wesentliche erkennen lassen (vgl. Vester 1933, 77 ff.; Vester 1987, 35 ff.). 
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2. Durch Not zum Fortschritt oder durch Fortschritt zur Not — 
Zwei antike Ethnographen 


Schon im Altertum haben sich Menschen über die Entwicklungsgeschichte ihrer Spe- 
zies Gedanken gemacht und dabei das Verhältnis von Mensch und Umwelt in ihre Be- 
trachtungen einbezogen. So schreibt zum Beispiel Diodor über die Ursprünge und die 
Genese der Kultur: 


»Von den uranfänglich entstandenen Menschen erzählt man, sie hätten ein Leben bar jeder Ordnung und 
nach Aıt der Tiere geführt. Einzeln sich auf Nahrungssuche begebend, bestritten sie ihren Unterhalt von 
Pflanzen, die ihrem Geschmack entsprachen, und wildem Obst. Bei der Abwehr der Tiere, deren An- 
griffen sie ausgesetzt waren, standen sie jedoch, von der Erfahrung belehrt, daß dies zu ihrer aller Vorteil 
sei, einander gemeinsam bei und lernten so nach und nach, durch die Furcht zusammengeführt, einander 
dem Äußeren nach unterscheiden. In der Sprache, die zunächst noch wenig gegliedert und kaum zu ver- 
stehen war, gingen sie allmählich zu einer klaren Ausdrucksweise über, vereinbarten für jede Erscheinung 
eine feste Bezeichnung und versetzten sich so in die Lage, sich über alles verständlich machen zu können. 
Da solche Übereinkünfte aber auf der ganzen Erde zustande kamen, konnte sich, da jede Gruppe bei der 
Wortwahl nach Belieben verfuhr, keine einheitliche Sprache entwickeln, sondern es bildeten sich alle 
möglichen Arten heraus, und aus deren ersten Trägern gingen dann die verschiedenen Völker hervor. 
Diese Menschen der Urzeit nun hatten, da noch keinerlei nützliche Erfindung gelungen war, ein müh- 
seliges Dasein zu führen: nacktgehend, kannten sie weder Feuer noch feste Behausungen noch auch die 
Kunst der pfleglichen Nahrungsgewinnung; ja, da sie nicht einmal die Wildfrüchte gehörig zusammen- 
zubringen und für den Notfall zu speichern vermochten, gingen viele von ihnen im Winter immer wie- 
der infolge Hungers und wegen der Kälte zugrunde. 

Daher kamen sie denn allmählich, durch die Erfahrungen gewitzt, darauf, sich während der Winter in 
Höhlen zurückzuziehen und Vorräte der dazu geeigneten Früchte anzulegen. Und als erst das Feuer in 
Gebrauch genommen und anderes Nützliche eingeführt war, gelang es dann auch, die technischen 
Fertigkeiten und alles, was sonst zum Leben in der Gemeinschaft erforderlich ist, zu erfinden. Somit wur- 
de der Mensch durch seine Notsituation zum Fortschritt getrieben, die ihn, ein wohlveranlagtes Lebe- 
wesen, das Hände, Vernunft und Verstand unterstützen, bei allem zu der jeweils angemessenen Kenntnis 
gelangen ließ.« 

(Diodor, griechischer Historiker des 1. Jahrhunderts vor Christus, geb. in Agyrion auf Sizilien, lebte 
zeitweilig in Alexandria und Rom. Hier zitiert nach Müller 1980, 176.) 


Doch ähnlich wie heute gab es auch damals bereits eine entgegengesetzte Auffassung, 
die die Vorzüge der ‘guten alten Zeit’ im Verhältnis zur ‘modernen Dekadenz’ pries. 
Porphyrios referiert eine Passage aus Dikaiarchos »Kulturgeschichte Griechen- 
lands«, die im Original verloren gegangen ist: 


»Unter den Geschichtsschreibern Griechenlands ist aber einer der präzisesten und verläßlichsten ... 
Dikaiarchos; dort, wo er das alte Leben Griechenlands schildert und sagt, daß die Alten von Natur aus gut 
und den Göttern ähnlich gewesen seien und ein so reines Leben geführt hätten, daß man ihr Zeitalter das 
‘goldene’ genannt habe, im Vergleich zu der heutigen, falschen und faulen Welt, merkte er auch an, daß 
sie keine Tiere geschlachtet hätten. ‘... Allerdings wuchs ihnen ja alles von selbst zu, ... noch taten sie ... 
nichts dazu: es gab ja noch keine Kunst des Bodenbaus oder dergleichen. Daher lebten sie noch in Muße, 
ohne Mühen und Sorgen; und wenn man der Überzeugung der gebildetsten Ärzte beipflichten darf, so 
waren die Menschen damals auch nicht krank. Man wird nämlich für die Gesundheit kein besseres Rezept 
finden können als das ihrige, nämlich: den Organismus sowenig als möglich mit überflüssigen Stoffen zu 
belasten! Sie hielten darauf, die Körper von diesen frei zu erhalten ... Dafür gab es unter ihnen aber auch 
nicht Krieg und Aufruhr; denn es gab keinen Preis, um dessentwillen jemand dergleichen hätte erregen 
sollen, daß sie das Glück hatten, ihr Leben hauptsächlich aus ... Sorglosigkeit in bezug auf ihre 
notwendigen Bedürfnisse ..., Frieden und Freundschaft bestehen zu sehen. Ihre Nachkommen aber 
begehrten mehr und verfielen dadurch schweren Leiden ... 
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Dann folgte das Nomadenleben, wo man schon mehr Besitztum erwarb und Tiere verzehrte; denn das 
erstere hielt man für unschädlich, die letzteren aber für wild und Schaden bringend. So zähmten sie denn 
die einen und die anderen töteten sie; und mit diesem Leben begann dann auch der Krieg. Sobald man 
nämlich Besitztümer für wertvoll hielt, trachtete man nach ihnen um der Ehre willen, häufte sie auf und 
eizte sich so gegenseitig; andere besaßen sie, um sie zu besitzen. 

Als in dieser Weise einige Zeit vergangen war und man immer auf das, was nützlich erschien, gesonnen 
hatte, kam man in das dritte, das Zeitalter des Bodenbaus.’ Indem Dikaiarchos in dieser Art die alte 
Geschichte der Griechen durchgeht, preist er das Leben der ältesten Zeiten ... als das glücklichste.« 
(Dikaiarchos von Messene, Schüler des Aristoteles, griechischer Kulturhistoriker, lebte in der zweiten 
Hälfte des 4. Jahrhunderts vor Christus; Porphyrios, griechischer Philosoph, geb. um 233 auf Tyros, gest. 
um 304 in Rom. Zitiert nach Müller 1980, 214 f.) 


Fassen wir beide — in modifizierter Form bis auf den Tag aktuelle — Positionen 
zusammen und sehen, was sie trennt und was sıe verbindet. In der einen Sicht ist die 
Anfangsphase des Entwicklungsganges menschlicher Kultur ein »Goldenes Zeit- 
alter«, wesentlich charakterisiert durch Sorglosigkeit, moralische.Unverdorbenheit 
und soziale Harmonie. Diese Perspektive läßt Geschichte als einen Prozeß permanen- 
ter Dekadanz erscheinen und bezieht so zur Gegenwart kritisch-pessimistische Stel- 
lung. Die andere, polar entgegengesetzte Richtung der Geschichtsbetrachtung sieht 
die Frühzeit mit ungebärdigen, anarchischen, halbtierischen, hunger- und witterungs- 
geplagten Wesen bevölkert, die unablässig gegen die Unbilden der Natur ankämpfen 
müssen und in jeder Hinsicht weit unter dem gegenwärtig erreichten Niveau stehen. 
Gemeinsam ist beiden Ansätzen, daß sie den Geschichtsverlauf in linear aufeinander- 
folgenden Stufen konstruieren, wobei in der einen Version das Leben der Menschen 
immer angenehmer wird, in der anderen der Mensch für seinen Aufstieg den Preis 
zunehmender Demoralisierung zahlt. Es kann nun nicht um den Versuch gehen, zu 
entscheiden, welcher Entwurf der ‘historischen Wahrheit’ wohl näher kommt. ‘Die’ 
geschichtliche Wahrheit gibt es ohnehin nicht. Sie wird immer und überall erst durch 
den Beobachtererzeugt. Doch liegen aus dem Feld der Ethnologie, der Anthropologie 
und der Archäologie Erkenntnisse vor, die zumindest die bis heute oft vertretene 
Auffassung relativieren, die menschliche Existenz unter steinzeitlichen Bedingungen 
sei hart, äußerst arbeitsintensiv und überwiegend von Mangel geprägt gewesen, kein 
eigentliches Leben, sondern ein kärgliches, ständig gefährdetes Überleben von der 
Hand in den Mund. 


3. »Arbeitszeit«, »Produktivität« und »Reproduktion« in archaischen 
Gesellschaften 


Kommt die Rede auf sogenannte primitive Jäger- und Sammlergesellschaften, sollte 
man sich folgende statistische Dimensionen und Relationen bewußtmachen. Seit 
mindestens zwei Millionen Jahren existiert der Mensch als Kulturwesen auf dieser 
Welt. Erst im Verlauf der vergangenen 10 000 Jahre ist der Mensch als Ackerbauer 
und Viehzüchter in Erscheinung getreten. Erst im Verlauf dieser Zeit auch hat er be- 
gonnen, andere Energien für seine Zwecke nutzbar zumachen und zu konvertieren als 
die der Sonne, des Wassers und des Windes. 
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Von den 80 Milliarden Menschen, die schätzungsweise bislang auf Erden wandelten, 
haben über 90 % als Sammler und Jäger gelebt. Um die 6 % lebten in agrarischen, und 
nur der geringe Rest lebte in industrialisierten Gesellschaften. Angesichts der aktu- 
ellen Bedrohung, die von der militärischen wie zivilen ‘Nutzung’ der Atomkraft aus- 
geht und angesichts der besorgniserregenden ökologischen Zustände, die der Mensch 
in jüngster Vergangenheit angerichtet hat, bestehen berechtigte Zweifel, daß indu- 
strialisierten Systemen und technologischen Formationen eine Lebensdauer beschie- 
den sein kann, die vor skizziertem Hintergrund als relevant bezeichnet werden darf. 
So istes kaum zu weit hergeholt, den auf Sammeln und Jagen gegründeten Existenz- 
modus als eine der bislang erfolgreichsten sozio-kulturellen ‘Anpassungsleistungen’ 
der Menschheit an die Ökologie des von ihr bewohnten Planeten zu betrachten. In fer- 
ner Zukunft garmögen Rückblickende den Eindruck gewinnen, nach einer lange wäh- 
renden, weitgehend stabilen Periode überwiegend nomadisierender, staatenloser und 
primär auf Selbstversorgung orientierter Lebensweise sei die Menschheit im Zuge 
plötzlicher technologisch-zivilisatorischer Eruptionen und Eskalationen kurzfristig 
in höchst instabile Strudel geraten. Auf einer Stufenleiter gesellschaftlicher Forma- 
tionen dann, dürften das Aufkommen seßhafter Acker- und Pflugkultur und die Mög- 
lichkeit thermonuklearer und ökologischer Selbstzerstörung als quasi simultane hi- 
storische Phänomene erscheinen. Man muß nicht gleich die Frage aufwerfen, ob die 
Menschheit vielleicht ihre besten Tage längst gesehen hat. Doch machen eingehende 
Untersuchungen archäologischer Funde immer deutlicher, daß die nomadisierenden 
Sammler und Jäger der Frühgeschichte, die sich häufig parallel hortikulturell betätig- 
ten, eine vielfältige, ausgewogene und reichhaltige — überwiegend pflanzliche — 
Nahrung genossen, kaum Entbehrung oder Not litten, gesünder und kräftiger waren 
und länger lebten als ihre seßhaften ackerbauenden Nachbarn und Nachfahren und 
von etlichen Leiden, Infektionen und Epidemien frei blieben, die den ‘modernen’ 
Menschen plagen (vgl. 1984; Sahlins 1972, Ember 1978; Lee/ 
DeVore 1968). 

Auch der Blick auf noch Sikeerenden in der Gegenwart noch erreichbare archaische 
Kulturen, die den Status der ‘Steinzeit’ nie verlassen haben, läßt Rückschlüsse auf die 
Existenzweise der Ur- und Frühgeschichte zu. (Zu erkenntnistheoretischen und me- 
thodologischen Fragen und Problemen solcher Rückschlüsse vgl. u.a. L. R. Binford 
1968; S. Binford 1968; Clark 1968.) 

Der französische Anthropologe Pierre Clasires schreibt: 


»Die Indianer verwendeten tatsächlich nur wenig Zeit auf die Beschäftigung, die man Arbeit nennt. 
Trotzdem verhungerten sie nicht. Die Chroniken von damals beschreiben einhellig das blühende 
Aussehen der Erwachsenen, die gute Gesundheit der vielen Kinder, die Fülle und Reichhaltigkeit der 
Nahrung. Folglich implizierte die Subsistenzwirtschaft der Indianer keineswegs die ängstliche und den 
ganzen Tag ausfüllende Suche nach Nahrungsmitteln ... Diese ... Tatsachen werden nun ... bestätigt durch 
neuere, zum Teil noch laufende Untersuchungen von streng demonstrativem Charakter, denn sie messen. 
die Arbeitszeit in den Gesellschaften mit Subsistenzwirtschaft. Ob es sich nun um Nomaden-Jäger aus der 
Kalahari-Wüste oder um seßhafte Ackerbauern im indianischen Amerika handelt, die ermittelten Zahlen 
ergeben eine durchschnittliche Arbeitszeit von weniger als vier Stunden am Tag. J. Gizot, der seit 
mehreren Jahren bei den Yanomami-Indianern aus venezuelisch Amazonien arbeitet, hat chronometrisch 
festgestellt, daß die durchschnittliche Arbeitszeit der Erwachsenen, einschließlich aller Tätigkeiten, kaum 
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drei Stunden pro Tag übersteigt. Es ist wahrscheinlich, daß ähnliche Untersuchungen bei den letzten 
primitiven Populationen, unter Berücksichtigung der ökologischen Unterschiede, zu ähnlichen Resulta- 
ten führen würden. 

Wir sind also weit entfernt von der Armseligkeit, die sich mit der Vorstellung von der Subsistenzwirt- 
schaft verbindet. Der Mensch der primitiven Gesellschaften ist durchaus nicht zu jenem tierischen Dasein 
gezwungen, das die fortwährende Anstrengung zur Sicherung des Überlebens darstellen würde, sondern 
dieses Ergebnis wird sogar zum Preis einer bemerkenswert kurzen Arbeitszeit erzielt und sogar über- 
troffen« (Clastres 1976, 183 ff.). 


Zur Ergänzung sei noch aufeinen weiteren ethnologischen Befund hingewiesen (vgl. 
auch Lee 1968, 1969; Lee/DeVore 1976): 

»Beobachtungen an den Kung-Buschmännern der Kalahari-Wüste in Südafrika ergaben, daß sie nur sel- 
ten unter Nahrungsmangel zu leiden hatten. Etwa 60 bis 80 Prozent ihrer Nahrung ist pflanzlicher 
Herkunft. Ihr Hauptnahrungsmittel ist die hartschalige, eiweißreiche Mangongo-Nuß ... aber den 


Buschmännern dienen auch 84 andere Pflanzenarten zur Nahrung« (Aus: Die ersten Ackerbauern. Reihe 
Nederland BV, zitiert nach Markınann 1975, 156). 


Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang vor allem, daß traditionelle Lebensfor- 
men heute nicht mehr unter ihren optimalen Bedingungen angetroffen werden. Ur- 
sprünglich fanden Sammler und Jäger weit günstigere Lebensräume zu ihrer Verfü- 
gung als im 20. Jahrhundert. 

Alles in allem liefern Archäologie, Ethnologie und Anthropologie zahlreiche Bei- 
spiele und Schlußfolgerungen, die schlaglichtartig erhellen, daß wir uns von den 
herkömmlichen, vor allem in Schulgeschichtsbüchern noch weit verbreiteten Vor- 
stellungen über das ‘primitive’ Leben unserer Vorfahren der Frühzeit verabschieden 
sollten. 

Auch die Frage, wie und warum denn die keinesfalls unattraktive Lebensform der 
Jäger, Sammler und Wildbeuter bis auf wenige Ausnahmen verschwand, wird vor 
diesem Hintergrund neu zu überdenken sein. 


4. Zur Kritik traditioneller Erklärungen des Aufkommens seßhafter 
Ackerwirtschaft 


Der seßhafte Ackerbau ist keine per se bessere Möglichkeit, diemenschliche Existenz 
zu sichern. Das Phänomen seines Entstehens und seiner Verbreitung kann als Resultat 
eines durch natürlichen Mangel provozierten Lernprozesses nur höchst unzureichend 
erklärt werden. Rodungen vernichten häufig eine vor allem auch unter ernährungs- 
physiologischem Aspekt vielfältige, reichhaltige und wertvolle Vegetation und ver- 
treiben das Wild. So erzeugen nicht selten Ackerbau und Seßhaftigkeit erst die Not- 
lagen, die zu beheben sie angeblich ‘erfunden’ werden. 

Acker- und Pflugwirtschaft reduzieren in jedem Fall das Spektrum verfügbarer 
Nahrungsmittel und Nahrungsquellen und erweisen sich aufgrund ihrer monokul- 
turellen Ausrichtung als höchst verwundbar durch klimatische Flukutationen. In ei- 
ner Sammler- und Jägergesellschaft kann es zu ‘Mißernten’ nicht kommen. Wohl 
schwanken die Erträge, doch etwaige Ausfälle sind zumeist schnell und verläßlich zu 
substituieren (vgl. Groh 1937, 10 £.). 
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Interessant ist in diesem Zusammenhang ein Bericht Richard Lees über Botswana 
(Lee 1968, 39 ff.). Die meisten Einwohner des Landes leben als Hirten und Ackerbau- 
ern. Als in den Sechziger Jahren eine langanhaltende Trockenperiode drei aufeinan- 
derfolgende Eınten zunichte gemacht hatte und über 100 000 Rinder an Wasserman- 
gel gestorben waren, legten die Vereinten Nationenein Unterstützungsprogramm auf, 
das etwa 30 % der Bevölkerung erreichte. Nicht eingeschlossen in dieses Programm 
war die Dobe-Region im isolierten Nordwesten des Landes. Dort gelang es den Here- 
ro- und Toswanafrauen, ihre Familien zu ernähren, indem sie die Buschleute auf der 
Suche nach wild wachsenden Pflanzen begleiteten. Die natürlichen pflanzlichen Res- 
sourcen der Dobe-Region trugen eine geraume Zeit lang eine weit höhere Bevölke- 
rungzahl als üblich. Die Buschleute störte dieser zusätzliche ‘Druck’ ganz offensicht- 
lich nicht (vgl. auch Groh 1987). 

Häufig liest man, unter klimatischen Veränderungen gewichtigen Ausmaßes seien 
Flora und Fauna derart »verarmt«, daß dem Jäger und Sammler die natürliche Basıs 
entzogen wurde und er so zum Feldbau fand. Dem steht entgegen, daß nomadisieren- 
des Jagen und Sammeln sich gerade in den Regionen der Welt bewährt und durchge- 
halten hat, die gemeinhin als besonders karg gelten. Ein weiteres Szenarium geht 
ebenfalls von einem Wandel des Klimas aus, unterstellt diesem aber »bereichernde« 
Auswirkungen auf menschliche Lebensräume, in denen nun erst Ackerbau überhaupt 
möglich wurde. 

Hier aber stellt sich unmittelbar die Frage: Warum sollte jemand unter günstigen 
Bedingungen freiwillig die Last und die Risiken des permanenten Feldbaus wählen, 
wo doch — wie wir gesehen haben - offenbar drei bis vier Stunden relativ geruhsamer 
Tätigkeit am Tag genügen, alle Bedürfnisse über das notdürfige Maß hinaus zu 
befriedigen? 

Bleibt das demographische Argument: Die Menschen haben sich einfach so sehr ver- 
mehrt, daß sie nach ‘intensiveren’ Nutzungsmöglichkeiten ihrer Lebensräume su- 
chen mußten. Das notwendige Mehr an Nahrung Konnte nur durch seßhafte Bodenbe- 
stellung und Viehzucht gewonnen werden. 

Nun zeigen anthropologische Studien, daß archaische Gesellschaften vielerlei Mittel 
kennen und anwenden, das Wachstum ihrer Bevölkerung zu kontrollieren und zu 
verhindern: Abtreibung, empfängnisverhütende sexuelle Tabus und Praktiken, Ein- 
nahme pflanzlicher Verhütungsmittel, spätes Abstillen usw. (vgl. Clastres 1976, 78; 
Devivere 1984, 38). 

Abgesehen davon, daß es sehr schwer fällt, für das Neolithikum — die Phase der 
Menschheitsgeschichte, in der der bahnbrechende soziokulturelle Wandel hın zur 
seßhaften Lebensweise stattgefunden haben soll — überzeugende empirische Nach- 
weise für eine ‘Bevölkerungsexplosion’ oder einen massiven Bevölkerungsdruck zu 
erbringen (vgl. Cohen/Armelagos 1984) und ungeachtet des Umstandes, daß “Wild- 
beutertum’ wahrscheinlich wesentlich mehr Menschen pro Quadratkilometer zu er- 
nähren vermag, als gemeinhin angenommen wird (vgl. Clastres 1976, Kap.4), wäre 
zu fragen, warum und wie denn menschliche Gesellschaften derart destabilisiert, des- 
orientiert und ‘verrückt’ werden konnten, daß sie die Fähigkeit verloren, »... den Fluß 
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ihrer Demographie zu kodieren« (Clastres 1976, 78) und sozusagen aus den Nähten 
zu platzen begannen. 

Die Betonung klima- und bevölkerungsspezifischer Ursachenmuster für technologi- 
schen und sozialorganisatorischen Wandel weist auf den in der traditionellen Hi- 
storiographie (auch sozialwissenschaftlicher Ausrichtung) nahezu durchgängigen 
Versuch, die Genese menschlicher Kultur und damit schließlich auch die Entstehung 
der gegenwärtigen drängenden ökologischen Probleme intellektuell zu ‘naturalisie- 
ren’: Die aktuelle Problemlage stellt sich dar als (Neben-) Folge unabdingbar not- 
wendiger menschlicher Maßnahmen zur Überwindung naturbedingter Gefährdungen 
und Restriktionen, mit der unsere Spezies um zahlloser Vorteile willen irgendwie 
wird leben müssen und auch leben können (vgl. Bardelle 1986a). 

In dem so umrissenen paradigmatischen Gefüge (besonders prägnant bei Bühl 1981) 
gewinnt das demographische Argument nahezu metaphysische Qualität und verdient 
besondere Aufmerksamkeit und Kritik. Angeblich resultiert in ökologischer Hinsicht 
eines der Grunddilemmata menschlicher Existenz aus dem Umstand, daß die Bevöl- 
kerung ‘exponentiell’ solange zunimmt, bis die Nahrungsmittel nicht mehr ausrei- 
chen oder jeder Quadratmeter Boden besetzt ist. 

Es ist sicher noch kein durchschlagendes Argument, aber doch der Erwähnung wert, 
daß eine solche, rein mechanisch gedachte Entwicklung bislang de facto bei keiner 
Spezies beobachtet werden konnte. Bedenklicher muß der Umstand stimmen, daß 
die Berechnungen, die seit Jahren in Bezug auf das (zu erwartende) Bevölkerungs- 
wachstum angeboten und gehandelt werden, nach wissenschaftlichen Maßstäben 
schlicht unzumutbare Schwankungsbreiten aufweisen. So reichen etwa die Progno- 
sen für das Jahr 2050 von 5,8 Milliarden bis zu 13 Milliarden Menschen (vgl. Frejka 
1978). Angaben zur Höchstzahl der Menschen, denen die Biosphäre der Erde hinrei- 
chende Nahrungsbasis bieten kann, liegen bei unter 3 Milliarden (vgl. Ehrlich/ 
Ehrlich/Holdren 1977, 199, 291) bis zu über 36 Milliarden (vgl. Clark 1977, 74). 
In der Relation kaum weniger diffus präsentieren sich die Berechnungen zu Bevöl- 
kerungsdichte und ökologischer Tragfähigkeit in der Vergangenheit, die über ar- 
chäologische Funde allein nicht rekonstruierbar sind und auf der Basis spekulativer 
Formeln erfolgen, in die zahlreiche Irrtümer und Fehlschlüsse eingehen (z.B. schema- 
tische und kulturell voreingenommene Kalorien- und Eiweißbedarfsrechnungen). 
Natürlich ıst nicht zu leugnen, daß die Erdbevölkerung gewachsen ist und weiter 
wächst und daß es ein Welternährungsproblem gibt, das unter gegenwärtigen Bedin- 
gungen noch gravierender werden muß. Nur stellt diese Krise keinen Ausdruck 
naturaler Gegebenheiten dar und kann nicht mit dem Verhältnis zwischen Anbau- 
resp. Nutzfläche und Bevölkerungszahl ‘erklärt’ werden. 

Bis auf den heutigen Tag nutztder Mensch für gewöhnlich nur einen geringen Teil des 
tatsächlichen und potentiellen Nahrungsangebotes der von ihm bewohnten Land- 
schaften, Regionen oder Territorien (vgl. auch Groh 1987). Bei ‘Druck’ durch Bevöl- 
kerungszunahme (oder klimatische Schwankungen) kann er überkommene Tabus 
und Gewohnheiten überwinden oder neue konstituieren und auf andere Nahrungszu- 
sammensetzungen ausweichen. Sporadisch auftretender Mangel wird vor allem in ar- 
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chaischen Gesellschaften häufig durch soziokulturelle ‘Erfindungen’ substituiert. 
Dazu gehören z.B.rituelles Fasten, meditative Regulierung des vegetativen Systems, 
der ‘institutionalisierte’ Konsum spezifischer, ernährungsphysiologisch besonders 
gehaltvoller Drogen, die Einführung längerer Perioden ‘niedrigenergetischer’ Ruhe 
in die Lebensrhythmen (»Mußepräferenz«, Groh 1987) usw. Mithin ist auch der 
Begriff der »ökologischen Tragfähigkeit« (carrying capacity) kaum operational 
sinnvoll zu definieren. Auf keinen Fall darf er monofaktorell oder statisch begriffen 
werden. 

‘Ökologisches Gleichgewicht’ und “ökologische Krise’ müssen als Funktion der 
‘internen’ wie ‘externen’ Variablenstruktur je spezifischer Gesellschafts-Umwelt- 
Systeme gesehen werden. Sie resultieren jeweils aus der Kombination bestimmter 
‘natürlicher’ Fluktuationen (über deren ‘Gesellschaftsunabhängigkeit’ im einzelnen 
gestritten werden kann) mit bestimmten verhaltensökologischen und sozialorganisa- 
torischen Dispositionen, die geschichtlich geworden und veränderbar sind. 

Zu einem ökologischen Problem also wird Bevölkerungswachstum erst dadurch, daß 
konkrete sozial- und wissensorganisatorische Zusammenhänge verlorengegangen 
oder zerstört worden sind. 

Joseph Collins und Frances Moore Lapp& haben in ihrem Buch »Vom Mythos des 
Hungers« (1982) überzeugend gezeigt, daß und inwieweit Hunger in der sogenannten 
Dritten Welt nicht in einem ‘natürlichen’ Mißverhältnis zwischen Bevölkerungszahl 
auf dereinen Seite und fruchtbarem Land und Anbaufläche auf der anderen begründet 
liegt, sondern in der gesellschaftlichen Organisation der Verfügungsgewalt über die 
Böden. In Prozessen imperialer Kolonisation, durch außerökonomischen Zwang 
wurde die landwirtschaftliche Produktion vieler der heute ärmsten Länder der Welt 
auf exportorientierte Monokulturen getrimmt. Buchstäblich konnten die einheimi- 
schen Bevölkerungen sich von den Früchten ihrer Arbeit nicht mehr ernähren, und 
dies auch deshalb, weil die Erzeugnisse zu einem großen Teil unverdaulich waren 
oder in ihrer Einseitigkeit keine hinreichende Nahrung boten. 

Das zynische Resultat dieser Entwicklung ist z.B. eine Situation, in der die Verwer- 
tungslogik des Kapitals dazu führt, daß in Brasilien Bananenplantagen brachgelegt 
werden und die einheimischen Plantagenarbeiterinnen und Plantagenarbeiter ihre 
Erwerbsmöglichkeit verlieren. Sie Können das Geld nicht mehr verdienen, um sich in 
Supermärkten “westlichen Zuschnitts’ (teilweise importierte und konservierte) Le- 
bensmittel zu kaufen, die sie sehr wohl inautonomer Kompetenz (und in weitbesserer 
Qualität als der von Hamburgern und Coca Cola) auf eben den brachliegenden 
Flächen selber anzubauen vermöchten. 

Jenseits tradierter Vorstellungen, Vorurteile und Konstruktionen zur Entwicklungs- 
geschichte menschlicher Kulturen werden vor skizziertem Hintergrund folgende 
grundsätzliche Überlegungen relevant: Bei den ‘Jägern und Sammlern’ und bei den 
‘Ackerbauern und Viehzüchtern’ wie bei ‘Nichtseßhaftigkeit’ und ‘Seßhaftigkeit’ 
handelt es sich um Idealtypen, die über weite Strecken der Geschichte kaum je in 
reiner Form vorkommen. Man kann vielmehr davon ausgehen, daß jeweils alle Mög- 
lichkeiten der Subsistenzsicherung und Reproduktion, die die Ökologie eines be- 
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stimmten Areals zuläßt, gleichzeitig und parallel zueinander genutzt werden, wenn 
auch natürlich nicht alle in gleicher Intensität. Schwerpunktsetzungen in einem ge- 
gebenen Raum sind oft sowohl inter- wie innerethnisch weit gestreut. D.h. es gibt in 
ein und demselben Gebiet ganze Volksgruppen als auch Gruppen innerhalb einzelner 
Völker, die sich auf unterschiedliche Lebens- und Wirtschaftsweisen spezialisieren. 
Der Grad der Diversität, Variabilität und Flexibilität der Existenzformen ist gewöhn- 
lich hoch, die Grenze zwischen ihnen — mitunter in jahreszeitlichem Wechsel — 
fließend, und keine kann als absolut und ausschließlich gelten. Dabei erscheint das 
Jagen und Sammeln nicht an nichtseßhafte Existenzmodi gebunden, ebensowenig 
wie der Ackerbau / die Viehzucht an Seßhaftigkeit oder an staatliche Ausprägungen 
gesellschaftlicher Organisation. 

Die historischen Prozesse, in deren Verlauf sich spezifische Wirtschaftsweisen, spe- 
zifische Technologien gegen andere durchsetzen, sind nicht aus ‘natürlichen’ Gege- 
benheiten und Transformationen allein zu erklären, sondern haben immer auch mit 
der Begründung und Ausweitung von Macht und Herrschaft zu tun, mit Unterwerfung 
und Unterdrückung, mit imperialen, monopolisierenden Zugriffen auf bestimmte 
Ressourcen und Territorien, mit der Reduktion menschlicher Freiheitsgrade und mit 
der Ausschaltung ‘alternativer’ Lebensmöglichkeiten und Optionen. 

»Wir wissen wohl, woher der Mangel ... stammt. Er wird innerhalb der gesellschaft- 
lichen Produktion eingerichtet und organisiert ... Niemals ist er primär, wie auch die 
Produktion keineswegs in bezug auf einen vorher existierenden Mangel organisiert 
wird, dieser aber sich entsprechend der Organisation einer vorgängigen Produktion 
nachträglich einnistet, vakuolisiert und ausbreitet. In einer solchen Praktik des Leeren 
als Ökonomie des Marktes besteht der Kunstgriff der herrschenden Klasse; sie 
organisiert den Mangel im Produktionsüberfluß, lenkt den Wunsch in die große 
Furcht vor Mangel ... « (Deleuze/Guattari 1977; vgl. auch Bataille 1975). 
Zusammenhänge dieser Art sollen am Beispiel »Altes Ägypten« etwas eingehender 
erläutert werden. 


5. Technologie und Herrschaft - Das Beispiel Altes Ägypten 


Der Interpretations- und Argumentationsrahmen, in dessen Grenzen der Entwick- 
lungsgeschichte der ägyptischen ‘Hochkuktur’ traditionell Sinn und Ausdruck ver- 
liehen wird, ist kurz wie folgt zu umreißen. 

Alle Macht geht vom Nil aus und hat mithin natürliche Ursachen. Sommerliche Mon- 
sunregen im äthiopischen Hochland lassen den Fluß jedes Jahr zwischen Juli und 
Oktober anschwellen und über die Ufer treten. Während der Flut führt der Nil 
fruchtbaren Schlamm mit, den er in der Talebene zurückläßt. Den Menschen, die hier 
leben, stellt sich eine doppelte Aufgabe. Einerseits müssen sie Sorge tragen, daß die 
Nilflut möglichst viel Land möglichst gleichmäßig erreicht und lange genug stehen 
bleibt, damit sich die wertvollen Sedimente am Boden absetzen können. Andererseits 
gilt es, die Siedlungen vor Überschwemmungen zu sichern. Gefordert ist der Bau von 
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Dämmen, Deichen und Kanälen, eines verzweigten Systems bewässerungs-, entwäs- 
serungs- und schutztechnischer Anlagen. Die Installation und Instandhaltung einer 
solchen ‘Großtechnologie’ wird erst auf der Basis von Gemeinschaftsleistungen 
möglich, die zentrale Planung und Organisation zwingend zur Voraussetzung haben. 
So gesehen entsteht in Ägypten Staat und damit (Hoch-)Kultur aus der Notwendig- 
keit, den Nil für menschliche Zwecke und Belange zu beherrschen. Skizziertem Vor- 
stellungsbild liegt die Annahme zugrunde, daß das Niltal und besonders das Delta in 
seinem natürlichen, wilden Zustand ein für Menschen nicht bewohnbares Sumpf- und 
Urwaldgebiet gewesen sei. Erst Eingriffe wie Rodung der Wälder, Entwässerung der 
Sümpfe und Bewässerung von Anbauflächen habe menschliches Leben und mensch- 
liche Siedlung im Niltal möglich gemacht. 

In jüngerer Zeit konnten geologische Untersuchungen der Sedimente im Niltal und 
Vergleichsstudien in anderen Flußtälern Afrikas zeigen, daß das Niltal und weite Re- 
gionen des Deltas seit jeher für Menschen zugänglich waren (hierzu und zum Folgen- 
den vgl. Schenkel 1974, 1978; Atzler 1981; Butzer 1976, 1959; Kuckenburg 1984). 
Auch Gartenbau und Landwirtschaft waren auf der Basis natürlicher Bewässerungs- 
und Überschwemmungsprozesse ohne einschneidende menschliche Interventionen 
und Modifikationen möglich und sind für vordynastische Zeiten nachweisbar. 

Die Nilvölker der Dinka, Nuer, Schilluk und Topassa, nomadisierende Rinderhirten 
in einem ausgedehnten, von Bächen, Flüssen und Kanälen durchzogenen, von 
Schlingpflanzen und Schilf überwucherten Sumpfgebiet im Süden des Sudan, dem 
»Sudd«, geben ein heute noch greifbares Beispiel, wie das Leben in Ägypten zu 
frühgeschichtlichen Zeiten ausgesehen haben könnte. 

Wenn mit Einsetzen der Regenzeit die gesamte Region im Wasser zu versinken be- 
ginnt, ziehen sich die Sudd-Völker und ihre Herden in die Hänge der das Gebiet 
umschließenden Berge zurück. Ist die Regenperiode vorbei, wandern sie mit ihren 
Rindern durch den allmählich wieder austrocknenden Sumpf und folgen dem versic- 
kernden Wasser und dem vergilbenden Gras zurück zum Nil. Hier richtet sich jeder 
Stamm auf seinen seit Jahrhunderten festgelegten Weideplätzen ein und wartet aufdie 
nächste Überschwemmung. Der Gott der Sudd-Völker ist Dengdit, der Herr des 
Regens. Rinder werden weder geschlachtet noch verkauft. Die Milch der Kühe stellt 
die wichtigste Nahrung dar. Erst dann folgen Fisch und Hirse. Die Häute der Tiere die- 
nen als Schutz gegen Regen und gegen Sonne. Im Sudd sind die Rinder den Menschen 
ebenbürtig. Die Menschen leben mit ihnen und brauchen sie, um in dem Gebiet exi- 
stieren zu können. Die Nilvölker bilden keinen Staat. Sie sind in Stämmen und Groß- 
familien organisiert. Ihre Häuptlinge haben keinerlei politische Rechte und fungieren 
lediglich als anerkannte Vermittler bei Streitigkeiten zwischen den Clans. 

Die Sudd-Völker zeigen sich trotz mehrfacher Interventionen staatlicher Organi- 
sationen bis heute nicht zu seßhaftem Ackerbau bereit — sie werden wissen, warum — 
und liefern einen anschaulichen Beweis dafür, daß das Leben an und mit dem Nil sehr 
wohl möglich ist, auch ohne den freien Fluß des Wassers mit Hilfe technischer 
Artefakte zu bändigen. 

Sicherlich ergriff ein Teil der Menschen im Niltal und im Delta schon früh Maß- 
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nahmen zur Optimierung der natürlichen Überschwemmungsmechanismen. Man 

erhöhte und verstärkte natürliche Dämme, vertiefte und verlängerte natürliche Kanä- 

le, baute künstliche Hindernisse und Abflüsse, um die Flutgewalt zu mindern, und 
schuf durch Absperrung und Abdichtung natürlicher Bassins Wasserreservoirs. Doch 
ließen sich solche Eingriffe ohne großen Aufwand von kleinen Gruppen in autonomer 

Kompetenz und unabhängig von irgendeiner zentralen Instanz bewerkstelligen. 

Nun hat es aber zweifellos ab einem bestimmten Punkt der ägyptischen Geschichte 

sowohl bewässerungstechnologische Großprojekte wie Formen expansiver gesell- 

schaftlicher Organisation mit Staatscharakter gegeben. Das Modell, nach dem diese 

Phänomene üblicherweise in Zusammenhang gebracht und erklärt werden, sieht vier 

*Entwicklungsschritte’ vor. 

— Klimatische Veränderungen führen zu einer Verminderung der Regenfälle und da- 
mit zu mangelhaften Überschwemmungen im Niltal und im Delta. 

— Die mangelhaften Überschwemmungen ziehen Mißernten und Hungersnöte nach 
sich. 

— Zur Behebung der Versorgungsmisere erfolgt die Einführung künstlicher Felder- 
bewässerung im großen Stil. 

— Die umfassenden und komplexen Planungs- und Organisationsaufgaben des Be- 
wässerungs-Ackerbaus bedingen wesentlich die Ausprägung der pharaonischen 
politischen Struktur. 

So einleuchtend immer diese Kausalkette erscheinen mag, sie hatrein hypothetischen 

Charakter. Die bislang bekannten Datierungsmethoden erlauben es auch nicht annä- 

hernd, die skizzierte Chronologie der Ereignisse und Erscheinungen zu verifizieren 

(vgl. Schenkel 1978, 39, 49). Doch selbst wenn es gelänge, die zeitliche Folge zwei- 

felsfrei festzulegen, bliebe die Verknüpfung der einzelnen Positionen zu einer linea- 

ren Ursache-Wirkung-Sequenz ein Akt blanker Willkür. Darüber hinaus läßt sich ei- 
nes zumindesteindeutig feststellen: In Ägypten existiert bereits lange vor Einführung 
künstlicher Felderbewässerung eine bürokratische Zentralgewalt (vgl. Schenkel 

1978, 69). 

Vor diesem Hintergrund bietet sich eine andere Deutung der »Bewässerungsrevolu- 

tion« im Alten Ägypten an, als die bislang mehr oder weniger allgemein akzeptierte, 

Bei der Einführung künstlicher Felderbewässerung handelt es sich um das politische 

Projekt einer bereits etablierten Elite zur Ausweitung ihres Macht- und Herrschafts- 

bereichs und ihrer autokratischen Befugnisse. Die ‘neue’ Technologie (bzw. die alte 

Technologie in neuer Form) dient der Monopolisierung der Wasserressourcen, deren 

Verteilung zentral steuerbar und kontrollierbar wird. Damit ist der Bürokratie undden 

dynastischen Zentren ein Mittel effektiver Manipulation und Zwangausübung an die 

Hand gegeben. Es entstehen z.B. staatliche Güter, die bevorzugt Wasserlieferungen 

erhalten. Bei Unbotmäßigkeiten aller Art dagegen droht der Wasserentzug. Die Be- 

wässerungsanlagen im großen Stil favorisieren einen Existenzmodus auf der Basis 
seßhaften Feldbaus. Die nun mögliche imperiale Ausweitung der landwirtschaftli- 
chen Nutzfläche marginalisiert alle nichtagrarischen menschlichen Lebensweisen 
und zerstört einstmals autonome Reproduktionsräume wie z.B. Wälder und Sümpfe. 
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Alternativen Optionen wird buchstäblich das Wasser abgegraben. Immer mehr Men- 
schen am Nil finden sich von der Acker- und Pflugwirtschaft als ausschließliche Form 
der Daseinssicherung abhängig gemacht. Staatliche Beamte, die Sachwalter der Be- 
wässerungstechnologie, gelangen in die Position von Versorgern der Bevölkerung 
und legitimieren so ihre Herrschaft und die Existenz des zentralisierenden und hierar- 
chisierenden Apparates, den sie repräsentieren. 

Auf der Grundlage des heutigen Wissens um die Sensibilität ökologischer Funktions- 
systeme und um die potentiell gravierenden Auswirkungen auch kleiner undkleinster 
Manipulationen auf die Biosphäre (vgl. Margulis/Lovelock 1974; Jantsch 1982; Ha- 
ken 1984; Vester 1983) ist die Vermutung keinesfalls abwegig, daß die Einführung 
künstlicher Felderbewässerung und die damit verbundenen Veränderungen dernatür- 
lichen Wasserkreisläufe und Verdunstungshaushalte u.a. auch die Niederschlags- 
mengen - z.B. im äthiopischen Hochland — negativ beeinflussen. Mithin können die 
Klimaschwankungen, die alleweil als Auslöser der technologischen Innovationen im 
Alten Ägypten beschworen werden, durchaus anthropogenen Ursprungs sein, Kon- 
sequenz und nicht Initial eines spezifischen Umgangs von Mensch mit Lebens- 
umwelt. Sicherhat auch die vorgeschlagene alternative Deutung hypothetischen Cha- 
rakter. Doch ist ihr zumindest ebensoviel Plausibilität zuzubilligen wie den gängigen 
Interpretationen, auch wenn sich der industriell sozialisierte ‘gesunde Menschen- 
verstand’ auf den ersten Blick noch so sehr dagegen sträuben mag. 

Unbestreitbar aber sind die fortschreitende Versalzung der Böden und die ausgrei- 
fende Abhängigkeit von seßhaftem Ackerbau in Zusammenhang mit der künstlichen 
Felderbewässerung wesentlich mitverantwortlich für die dokumentarisch verbürgten 
Hungersnöte im Mittleren und im Neuen Reich (vgl. Wingert 1986). 


6. Seßhafte und Nomaden - »Zivilisierte« und »Barbaren« 


Während eines Feldzuges, den die Griechen unter Demetrius gegen den nomadisie- 
renden arabischen Stamm der Nabatäer führen, hält ein “barbarischer’ Parlamentär 
dem gegnerischen Oberbefehlshaber eine interessante Rede: 


»König Demetrius, mit welchem Verlangen und unter welchem Zwang bekriegst Du uns, die wir in der 
Wüste leben und in einem Land, das weder Wasser hat noch Getreide noch Wein noch irgendeines der 
anderen Dinge, die unter euch zu den Notwendigkeiten des Lebens gehören. 

Da wir keineswegs willens sind, Sklaven zu sein, haben wir Zuflucht in einem Gebiet gesucht, dem alles 
fehlt, was andere Vöker als wertvoll erachten und haben entschieden, ein Leben in der Wüste zu führen, 
in Gemeinschaft, wie das wilder Tiere, und wir schaden euch überhaupt nicht. Wir bitten daher Dich und 
Deinen Vater, uns kein Unrecht zu tun, sondern, nachdem ihr Geschenke von uns empfangen habt, eure 
Armee zurückzuziehen und die Nabatäer hinfort als eure Freunde zu betrachten. 

Denn weder kannst Du, wenn Du willst, hier viele Tage verweilen, da Dir das Wasser und alle sonstigen 
notwendigen Versorgungsgüter fehlen, noch vermagst Du uns zu zwingen, ein anderes Leben zu leben; 
Du würdest lediglich einige Gefangene machen, entmutigte Sklaven, die nicht daran dächten, unter 
fremden Bedingungen zu leben.« 

(Diodor, Buch XIX, 97.3 — 97.4; Demetrius lebte um 300 vor Christus, war seit 313 griechischer 
Befehlshaber in Syrien. Die Nabatäer lebten östlich des Jordan.) 


In der Folge ziehen die Griechen tatsächlich ab. 
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Hier deutet sich ein Verhältnis zwischen seßhafter ‘Hochkuliur’ und ‘barbarischer’ 
Nomadenkultur an, das die Theorie einer mehr oder weniger linearen und chronolo- 
gischen Folge von Zivilisationsstufen vom Niederen zum Höheren nicht adäquat zu 
fassen vermag. 

Man wird seßhafte und nicht-seßhafte, staatliche und anarchische Lebensweisen als 
gleichermaßen differenziert und komplex ansehen müssen. Der Nomadismus ist kei- 
ne ‘primitive’ Vorstufe, kein Entwicklungsschritt auf dem Weg zu wahrer, sprich 
sedentärer, urbaner Kultur. Es gibt in der Geschichte zahlreiche Fälle, in denen um- 
gekehrt nicht-seßhafte Existenzmodi aus seßhaften hervorgehen. In den Nischen und 
am Rand der etablierten Königreiche der Antike existieren die Nomaden fort, und 
mitunter bieten die ‘Hochkulturen’ gar das Bild sehr instabiler und vergänglicher 
Inseln in einem Meer von ‘Barbarei’, das bleibt. Oft auch erscheint Nomadismus — 
in Form eines Rückzugs oder Ausweichens in ‘unwegsame’, “unwirtliche’ Räume — 
als Ausdruck von Protest und Widerstand gegen den Expansionsdrang und die An- 
maßung zentralisierter Staaten (vgl. Metzler 1988). Die These periodischer, wellenar- 
tiger Überschwemmungen seßhaft bebauten Grünlands durch Nomadenstärmme 
greift zu kurz, wenn nicht gänzlich daneben. Weit gerechtfertigter ist die Annahme, 
daß Nomaden zwischen den Seßhaften und deren kulturellen Zentren leben und sich 
gegen seßhaften Imperialismus verteidigen. Dabeikommtes vor, daß seßhafte Unter- 
tanen mit Nomaden gegen die Zentralgewalt koalieren (vgl. Briant 1982; Luke 1965; 
Vardiman 1977). 

Auch bei Strabo findetsich ein kurzer Hinweis darauf, daß der Nomadismus sehr wohl 
eine freiwillig gewählte bzw. bewußt bewahrte Lebensweise sein kann: »Obwohl der 
größte Teil des Landes, das die Maurusier bewohnen, sehr fruchtbar ist«, so schreibt 
er, »halten sie bis auf den heutigen Tag an ihrer nomadischen Lebensweise fest« 
(Strabo XVI, 3, 7; die Maurusier lebten im heutigen Marokko). Angesichts der zum 
Teil verheerenden Auswirkungen, die systematisch betriebene agrarische Monokul- 
turen und eine urban orientierte Logistik auf die gesamte Ökologie einer Region 
haben können, ergibtein Wechsel der Perspektive einen bedenkenswerten Aspekt: Da 
die Maurusier bis auf den heutigen Tag an ihrer nomadisierenden Lebensweise 
festhalten, ist ihr Land fruchtbar geblieben. 

Darüber hinaus erschließt die spezifische ‘Rationalität’ dernomadischen Lebensform 
dem menschlichen Gebrauch Ressourcen, die als solche im Kontext seßhafter, agra- 
rischer Existenzweisen und einer um den Pflug zentrierten Aufmerksamkeit garnicht 
wahrgenommen werden Können. Die Nabatäer vermögen in der Wüste zu (über)- 
leben, die Griechen nicht, zumindest unternehmen sie keinen Versuch, 

Nicht selten unterhalten Nomaden und Seßhafte auch symnbiotische Beziehungen zu- 
einander. So ist brachliegendes Ackerland den Nomaden Weide, während ihre Her- 
den die Felder vor der nächsten Aussaat düngen (vgl. Bardelle 1986a). 

Schon die Griechen sahen in der nomadischen Lebensweise zum Teil keine ‘primi- 
tive’, zurückgebliebene Form menschlicher Existenz, sondern eine inmancher Bezie- 
hung bedenkenswerte Alternative zu ihrer eigenen *hochgezüchteten’, imperialen 
und expansiven Kultur. 
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So schreibt Agatharchides von Knidos über die am Roten Meer lebenden Ichthyo- 
phagen: 


»Während unsere Lebensweise sich auf überflüssige und notwendige Dinge gründet, haben die ... 
Ichthyophagenstämme alles eingeschränkt, was zum Lebensunterhalt nicht unbedingt notwendig ist, doch 
bedeutet das nun nicht, daß sie des Erforderlichen mangeln, denn sie werden alle auf dem göttlichen Weg 
zum rechten Leben geführt, nicht aber auf einem Pfad, der sich mit leeren Meinungen über die Natur 
hinwegsetzt. Sie haben nicht das Verlangen, die Herrschaft (über Nachbarstämme) zu gewinnen und 
werden daher nicht von streitsüchtiger und unglücklicher Furcht erfaßt. Sie fügen nicht aus Begierde nach 
Gewinn ihren Mitmenschen großen Schaden zu und erleiden nicht viel unnötigen Schaden ... Sie fahren 
nicht zur See und überspannen das Leben nicht des Gewinns wegen ... sie geben sich kein Recht durch 
Erlaß von Gesetzen. Wozu ist es nämlich für einen Menschen notwendig, einer Anordnung zu gehorchen, 
wenn er ohne Geschriebenes Recht erkennen kann?« 

(Agatharchides von Knidos lebte um die Mitte des 1. vorchristlichen Jahrhunderts und schrieb eine 
Weltgeschichte in 59 Bänden, von denen allerdings nur Bruchstücke erhalten sind. Zitiert nach Woelk 
1966, 37 f.) : 


7. Der Angriff auf den Wald in der griechisch-römischen Antike 


Dionysios von Halikarnassos beschreibt den Umgang der Römer mit Wald: 


»Die Bruttier haben sich freiwillig der römischen Hegemonie unterworfen und die Hälfte ihres Hochlan- 
des dem römischen Staat übereignet. Das bruttische Hochland wird ‘Sila’ genannt. Es ist reich an Holz, 
das sich ausgezeichnet für den Haus- und Schiffsbau eignet und für sonstige Konstruktionen aller Art. Man 
findet hier einen Überfluß an hochgewachsenen Tannen, Pappeln, verschiedenen Kieferarten, Buchen, 
Eichen mit ausladenden Ästen und Eschen. Dieser Wald mit dem unterschiedlichsten Holz wird durch 
Oberflächenwasser genährt, das die gesamte Sila durchzieht. 

Der Wald, dessen Bestand nicht auf die genannten Spezies beschränkt ist, ist so dicht und das Astwerk 
derart ineinander verwoben, daß auf der Sila den ganzen Tagüber beständig Schatten herrscht. Die Bäume, 
die nah am Meer oder an Flüssen wachsen, werden an der Wurzel gefällt und ohne weitere Bearbeitung 
zu den nächsten Häfen transportiert. Das ergibt genug Holz, um der Nachfrage gesamt Italiens sowohl für 
den Schiffs- wie für den Hausbau zu genügen. Das Holz, das in größeren Höhen steht und weiter entfernt 
von der Küste und den Ufern, wird zu Balken zersägt, die von Trägern transportiert werden können, und 
dieses Material dient Handwerksbetrieben zur Produktion von Rudern, Axtstielen, Waffen und Werkzeu- 
gen aller Art sowie von Utensilien für den Haushalt. 

Das saftigere Holz, das auch am häufigsten vorkommt, wird für die Pechherstellung verwendet. Dieses 
Pech ... ist das angenehmsie und bestriechendste von allen, die ich kenne. Das Verpachten der Rechte, 
dieses Pech herzustellen, bringt der römischen Staatskasse einen beachtlichen jährlichen Gewinn.« 
(Dionysios von Halikarnassos kam 30 vor Christus nach Rom und lebte dort unter Augustus. Die Quelle 
ist übersetzt nach Toynbee 1965, 545 f. Die Bruttier lebten in Unteritalien. Dort liegt auch das Sila- 
Gebirge.) 


Strabo schreibt über Zypern: 


»An Fruchtbarkeit steht Zypern keiner der anderen Inseln nach, denn es liefert guten Wein und gutes Öl 
und auch genügend Getreide für den eigenen Gebrauch und bei Tamassus gibt es reiche Kupferminen ... ° 
Erathostenes sagt, daß in früheren Zeiten die Ebenen dicht mit Wäldern überwuchert waren, bedeckt mit 
Gehölz und nicht kultiviert; daß die Minen ein wenig Abhilfe schufen, weil die Menschen die Bäume 
abschlugen als Brennstoff für die Kupfer- und Silberschmelze, und daß der Bau von Flotten weitere Hilfe 
bot, auch da das Meer nun sicher befahren werden konnte, mit regelrechten Marinestreitkräften, und daß 
man, da dies immer noch nicht ausreichte, dem Wachstum der Bäume Herr zu werden, jedem erlaubte, 
der wollte oder konnte, Holz zu schlagen um so das Land in Ordnung zu halten ...« 

(Strabo XTV, 6,5; griechischer Geograph, lebte von ca. 63 vor Christus bis 26 nach Christus.) 
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Beide Berichte verdeutlichen beispielhaft einen Prozeß, in dessen Verlauf Menschen 
bereits in der Antike theoretisch wie praktisch, auf der Ebene ihrer Wahrnehmung wie 
auf der ihres aktuellen Handelns, das komplexe und artenreiche Ökosystem Wald zu 
einer bloßen Holzressource reduzieren und systematisch zum Verschwinden zwin- 
gen. Wir finden hier exemplarisch die auch heute dominierende Sicht, daß Rodung 
und Holzschlag die einzig möglichen, zumindest die einzig sinnvollen Formen einer 
ertragreichen Waldnutzung darstellen. 

Ursprünglich aber ist Wald Lebensraum, der seine menschlichen Bewohner mit al- 
lerlei Annehmlichkeiten zu versorgen vermag. Er bietet ihnen Schutz, Heilung und 
eine Fülle von Nahrung auf mehreren ‘Etagen’ — angefangen bei eßbaren Wurzeln, 
über Pilze, Kräuter, Beeren bis hin zu zahlreichen Baumfrüchten, dazu jagdbares 
Wild. “Waldmenschen’ kennen und praktizieren eine Reihe von Methoden, die natür- 
lichen Erträge der sie umgebenden Pflanzenwelt zu erhalten oder zu steigern, ohne 
daß das Regenerationspotential der Waldökologie nachhaltig angegriffen würde. Die 
Formen der ‘Bewirtschaftung’ sind zudem überwiegend so sanft und zurückhaltend, 
daß sie einer im Kontextackerbauender und urban orientierter Zivilisation sozialisier- 
ten Aufmerksamkeit als kultivierende Eingriffe gänzlich entgehen (vgl. Douglas/ 
DeHart 1976; Mollison/Holmgren 1983/84; Tumult 1986). So gelten Waldbewohner 
oft als faul, unbeweglich, rückständig und primitiv, was bis auf den heutigen Tag in 
Bezeichnungen wie »Hinterwäldler« oder »Waldschrat« Ausdruck findet. (In diesem 
Zusammenhang ist interessant, daß im Lateinischen »homo silvaticus« synonym für 
»Barbar« steht). Doch muß man sehen, daß der zu beobachtende Grad der Integration 
von “Waldmenschen’ in die natürliche Umwelt, der eine Zerstörung des Waldes aus- 
schließt und sogar sein Gedeihen fördert, eine hohe kulturelle Anpassungsleistung 
darstellt. 

Protagonisten einer stringent seßhaften, ackerbauenden, urban orientierten Lebens- 
weise und zentralisierter staatlicher Systeme sehen Wald im ‘Urzustand’ zwangsläu- 
fig als dunkles, bedrohliches, chaotisches Element, das sie in ihrer Phantasie mit 
allerlei menschlichen und unmenschlichen Ungeheuern bevölkern: ein unübersicht- 
liches Terrain, von dem man keinen Plan entwerfen, das man nicht beherrschen, nicht 
kontrollieren Kann; undiszipliniert und wild, Zuflucht unsicherer Kantonisten und 
zwielichtigen Gesindels, der Feinde von Recht und Ordnung. Auf der anderen Seite 
haben Menschen, die im Wald leben, ein Interesse daran, daß man sie im Bunde mit 
bösen, unheimlichen Kräften wähnt, weil ihnen dies gegen Bedrohungen ‘von außen’ 
helfen Kann (vgl. Bernheimer 1952; Dudley/Novack 1972; White 1986). 

Die Beseitigung von Wald gilt als zivilisatorischer Akt, als aufbauende, fortschritt- 
liche bzw. fortschrittsfördernde Tätigkeit, seine Transformation vom Lebensraum 
zum Bretter- und Brennstofflieferanten als ‘Nutzbarmachung’ eines zuvor ‘unge- 
nutzten’ Areals, als Realisierung ursprünglich schlummernder Potentiale im Sinne 
der Erweiterung menschlicher Möglichkeiten. 

Der Vorstellung, durch Rodung von Wald würde Land ‘urbar’ gemacht, wäre mit der 
Frage zu begegnen: Liefert der seßhafte Feldbau in Relation zum hohen Input an 
menschlicher (ggf. auch tierischer) und mechanischer Energie, dessen es bedarf, 
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zusammenhängende Ackerflächen herzustellen, zu erhalten und zu bewirtschaften, 
auf Dauer tatsächlich mehr Output an Nährwert, als dies eine gleichgroße, mit nied- 
rigem Energieaufwand zu kultivierende Waldfläche mehr oder weniger ‘freiwillig’ 
vermag? 

Selbst wenn der Ackerbau tatsächlich - zumindest vorübergehend — die Quantität der 
verfügbaren Nahrungsmittel steigert, wird man diesen Vorteil kritisch gegen das 
Sinken der Nahrungsqualität und -vielfalt aowägen müssen, die er nachweislich mit 
sich bringt (vgl. Cohen/Armelagos 1984). 

Strabos Bericht über Zypern kann einen weiteren wesentlichen Zusammenhang ver- 
deutlichen helfen. Ein ehemals ‘autonomer’ Raum wird zu einem Segment in den Ma- 
schen eines ausgreifenden Handelnetzes, das wesentlich der Versorgung urbaner 
parasitärer Zentren mit Gebrauchs- und Luxusgütern dient. Die Anlage von Planta- 
gen für die Produktion agrarischer Exportgüter vernichtet die ursprüngliche Ve- 
getation und konzentriert sich zumeist auf die besten Böden. Zwangsläufig muß die 
einheimische Bevölkerung das verbliebene Land intensiver bewirtschaften, um ihren 
Eigenbedarf zu decken. Zudem sieht sie sich mehr und mehr in unselbständige Arbeit 
gedrängt. 

In der von Groh vorgeschlagenen und diskutierten Terminologie wird hier eine 
»Subsistenzökonomie« durch eine Art »Marktökonomie« ersetzt. An die Stelle der 
Unterproduktivität mit ihren Sicherheitsspielräumen tritt die Produktionsmaximie- 
rung, an die Stelle der Mußepräferenz die Maximierung materiellen Nutzens aus 
höchstmöglicher Arbeitsleistung; die Risikominimierung fällt der Ertragsmaximie- 
rung, die Gebrauchswertorientierung der Tauschwertorientierung zum Opfer; das 
Prinzip “ausreichende Nahrung’ weicht dem Profitprinzip (vgl. Groh 1987, 13 £.). 
Die Unsicherheit der Seehandelswege, über die Strabo nur in Andeutung klagt, ist oft 
Ausdruck des Widerstandes eingesessener Bevölkerungsgruppen, die gegen die 
Vereinnahmung und Ausbeutung ihrer angestammten Lebens- und Reproduktions- 
räume als ‘Vorratskammern’ imperialer Stadtstaaten einen Kaperkrieg gegen Händ- 
ler und Kaufleute führen. 

Phänomene der skizzierten Art sind in der Geschichte nicht selten und bis in die frühe 
Neuzeit hinein zu beobachten (vgl. Briant 1976; Digard 1976; Clavel-Leveque 1976, 
1978; Garlan 1978; Metzler 1988; Bardelle 1986b). 

Schon in der Antike wurden die negativen Auswirkungen der Waldvernichtung auf 
angrenzende und assoziierte ökologische Systeme registriert. So schreibt z.B. Platon 
in seinem Kritias-Dialog: 

»Es ist nun aber, wie es auch bei kleinen Inseln zu geschehen pflegt, im Vergleich zu dem damaligen 
Lande in dem gegenwärtigen, gleichsam wie von einem durch Krankheit dahingeschwundenen Körper 
nur noch die Knochen übriggeblieben, indem die Erde, ‚soweit sie fett und weich war, ringsherum 
abgeflossen und nur das magere Gerippe des Landes zurückgelassen hat. Damals aber, als es noch 
unversehrt war, waren seine Berge hoch und mit Erde bedeckt, und ebenso waren seine Talgründe ... voll 
fetter Erde, und die Berge bekränzten dichte Waldungen, von denen es auch jetzt noch deutliche Spuren 
gibt. Denn von den Bergen bieten ... einige jetzt nur noch den Bienen Nahrung dar; es ist aber noch nicht 
gar lange Zeit her, als noch Dächer, welche aus den Bäumen verfertigt waren, die man dort als Sparrenholz 


für die größten Gebäude fällte, unversehrt dastanden. Es gab aber auch noch viele andere hohe Bäume, 
und zwar Fruchtbäume, und für die Herden brachte das Land unglaublich reiche Weide hervor. Ferner 
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genoß es eine jährliche Bewässerung von Zeus und verlor diese auch nicht wieder, wie jetzt, wo sie von 
dem dünnen Fruchtboden ins Meer abfließt; sondern wie es diesen damals reichlich besaß, so sog es auch 
den Regen in ihn ein und bewahrte ihn in einer Umschließung von Tonerde auf, indem es das eingezogene 
Wasser von den Höhen in die Tiefen hinabfließen ließ, und bereitete so an allen Orten reichhaltige Quellen 
und Flüsse, von denen auch jetzt noch da, wo einst ihre Ursprünge waren, heilige Merkzeichen für die 
Wahrheit meiner gegenwärtigen Erzählung über unser Land geblieben sind.« 

(Platon, Kritias, CXI, c; griechischer Philosoph, lebte von 427 bis 347 vor Christus, Schüler des Sokrates, 
Lehrer des Artistoteles. Hier zitiert nach Höfener 1984, 30 f.) 


Platon dokumentiert ein fundiertes Wissen um die erosionsverhindernde Funktion 


des Waldes und um dessen regulierende Wirkungen auf den natürlichen Wasserhaus- 
halt. 


8. »Mit der Umwelt werden wir fertig«* 


Hüten muß man sich vor einem Trugschluß, den bisherige Arbeiten zur historischen 
Ökologie — überwiegend implizit — nahelegen: Immer schon haben die Menschen in 
die Ökologie ihrer natürlichen Umgebung eingegriffen und diese ohne Zweifel gele- 
gentlich gravierend geschädigt. Doch immer auch ist es ihnen gelungen, die Konse- 
quenzen ihrer Eingriffe zu managen und akuten Gefährdungen von Leib und Leben 
letzten Endes effektiv entgegenzuwirken. Motto: Alles schon einmal dagewesen und 
alles halb so schlimm. 

So gewendet läuft “Umweltgeschichtsschreibung’ darauf hinaus, in bezug auf die 
ökologischen Krisen und Katastrophen der Gegenwart eine entlastende und beruhi- 
gende Funktion zu übernehmen. Angesichts des immer offensichtlicheren Ernstes der 
derzeitigen Lage ist es dringend geboten, daß (auch) Geschichtswissenschaft und 
Geschichtsunterricht Perspektiven weisen, die gängige Vorstellungsbilder zu relati- 
vieren und zu korrigieren helfen. 

Wir hoffen, daß trotz des skizzenhaften und notwendig vorläufigen Charakters un- 
serer Ausführungen deutlich werden konnte, welche Art von Fragen die historische 
Ökologie an die Geschichte stellen muß und auf welchen Wegen Antworten zu su- 
chen und zu finden sind. 


Ausspruch von Helmut Kohl laut »Stern«, Nr. 2, 30. Dezember 1986, S. 26 
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